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Niv. Z6.

Verhandlungen
Se?

Rathes der Republik B c r n

Ordentliche Wintersitzuug. Erste Hälfte, 1837.

(Nicht offiziell.)

Großen

Kreisschreiben
an alle Mitglieder des Großen Rathes.

T i t.

Vermöge dcS Dekrets vom 7. Juli 1832, ist durch den

Hghrn. Landammann die Eröffnung der dießjährigen Winter-
session des Großen Rathes festgesetzt worden auf Mittwoch den

15. Wintcrmonat. Alle Mitglieder werden eingeladen und auf.
gefordert, sich an diesem Tage deö Morgens um 9 Uhr im
Sitzungssaale einzufindcn.

Außer den zur Berathung vorliegenden Angelegenheiten,
die das nachfolgende Verzeichnis enthaltet, und andern, die

erst wahrend der Session werden angezeigt werden, ist durch
das Wahlkollegium der Zweihundert eine Ergänzungswahl für
die durch den Austritt deö Herrn Landoll erledigte Stelle vor-
zunehmen, und nach derselben sind dann die Wahlen für drei-
zehn Stellen im Großen Rathe zu treffen, welche auf 31.
Dezember >837 in Erledigung kommen.

Ferner sind durch den Großen Rath mehrere unten ange,
gebene Civilssellen wieder zu besetzen., deren AmtSdauer wu dem

Zt. Dezember auöläuft.
In der ersten Sitzung am is. November wird der Große

Rath, nach 4 des RcglemcnteS für denselben, über allfällige
Einsprachen gegen Wahlverhandlungen zu entscheiden haben.
Hernach sollen die Vorträge deö RegierungSratheö und der Po-
lizeisekrion zur Berathung vorgelegt werden.

Für die Wahlen durch daö Kollegium der Zweihundert sind

bestimmt Donnerstag der 19. und Freitag der 17. November.
Sämmtliche in frühern Jahren durch die Wahlkollegien der

Amtsbezirke erwählten Mitglieder des Großen Rathes werden

demnach, vermöge h. 43 der Verfassung, bei Eiden aufgefordert,

dieser des Morgens um 9 Uhr anfangenden Wahlver-
sammlung beizuwohnen.

Montag den 20. November soll der Vortrag des Baudepar-
tcmcntö über die Hauptstraßen im Kanton und der Antrag zu

einer neuen Verbindung des MittcllandeS mit dem Seelande
und Jura in Berathung kommen.

Die vom Großen Rathe vorzunehmenden Wahlen dann
werden stattfinden Mittwoch den 22. November und die folgenden
Tage.

Verzeichniß der zur Behandlung vorliegenden Gegenstände:

â. Vortrage.
Vom Reg ier u n g s r a th.

Vortrag betreffend die Aufhebung der zweiten Pfarrei in Ncucn-
stadt.

Von D e p a r t e m c n t e n:
I. Diplomatisches Departement.

Vortrag betreffend die Veröffentlichung einer Broschüre zu

Pruntrut.

II- Justiz- und Polizeidepartement.
Justizsektion.

Vortrage über Ehehindcrnißdispensationsbegehren.
l>. Polizeisektion.

Vorträge über mehrere NaturalisationSbegehrcn.
— — betreffend das Strafnachlaßgesuch deö N. Megerih.
— — betreffend das Strafnachlaßgesuch des Jakob Kopp.

III Departement des Innern.
Man sehe hiernach.

IV. F i n a n z d e p a r t e m ent.
Vortrag betreffend das PensionSerhöhungsbegehreu des Herrn

Uei narä blrcpjiin.
Vortrag betreffend die Anstellung eines Ingenieur lle« mines

und eines praktischen Bergmanns.

V. E r z i e h u n g S d e p a r t e m ent.
Vortrag über die Leibgedinge der Schullehrer.

VI. Militärdepartement.
Einstweilen keine.

VII. Baudepartement.
Vortrag über die'Hauptstraßen im Kanton und Antrag zu einer

neuen Verbindung deö Mittellandes mit dem Seeland und

Jura.
Vortrag zu Bauten in den der Erziehungsanstalt für Land-

saßenmädchen zu RüeggiSberg angewiesenen Gebäuden.

Vom Obergericht.
Vortrag bezüglich auf den Großrathsbeschluß über die Anwci.

sung für die Gerichtspräsidenten.

Von Spezialkommissionen des Großen Rathes,
a. Kommission zu Revision der Pensionen.

Rapport über sämmtliche dem Staate auffallenden Pensionen.

l>. Dotationskommission.
Gedruckter Bericht derselben.

Außer den oben angeführten bereits vorliegenden Vortrügen
sind noch angekündigt:
Vortrag des Departements des Inner» über die Klassifikation

der Wirthschaften.

Vortrag des Finanzdepartements zu Revision des Gesetzes über

die AmtSschaffncr.

Vortrag deö Finanzdepartements über eine Forstordiiung für
den alten KantonStheil.

Vortrag des Erziehungsdepartements über die Dissenter.

Vortrag deö BaudepartementS über die Erbauung einer Kaserne.
36



». Wahlen durch die Wahlversammlung der Zwei.
hundert.

z. SrgänzungSwahl bis 3t. Dezember 1837/ für die durch den

Austritt des Herrn Landolt erledigte Stelle.
ii. Für die auf 31. Dezember in Erledigung kommenden Stellen des

Herrn Balsiger, Joh., Gerichtspräsident in Bern/
„ Borneque, X., gewesener Regierungöstatthalter zu

DelSberg,
» Eggimann/ Rudolf/ Amtsrichter in Thun,
» Fueter, Eduard / Proftssor in Bern/

Geißbühler/ Andreas/ Postdirektor in Bern/
» Jmer, Florian/ AmtSverweser zu Ncucnstadl/

Landolt/ August / in Bern /

» Leuenberger/ Chr./ Amtsrichter zu Dürrenroth/
^ von Luterna»/ F./ ObergerichtSschreiber in Bern/
^ Schnyder/ Bendicht/ HandclSmann in Bern/
» Simon/ Friedrich/ Oberschaffncr in Bern/
„ Weber/ Johann/ zu Uzenstorf/
» Choffat/ Joseph / Regierungöstatthalter zu Pruntrut.

O. Wahlen durch den gesammten Großen Rath.
1) Landammann.
2) Viccpräsidcnt des Großen Raths,
z) Stellvertreter des Vicepräsidcnten.
4) Stellen im RegierungSrath/ die in Erledigung Kommen,

durch den periodischen Austritt auö dem Großen Rath der
Herren: von Tavel/ Schultheiß/

Tscharner/ gewesener Schultheiß/
Geiser/
Tscharner/
Wyß,
Schneider/
von Ernst/
Schnell,

s) Schultheiß.
ß) Vieepräsident deck NegierungSratheS.
7) Staatöschreiber.
z) Sechszehner.
5) Die in der Bittschriftciikommission durch den für den Großen

Rath festgesetzten periodischen Austritt in Erledigung kom.
menden Stellen der Herren:

von Tavel/ Schultheiß/
Häberli/ Großrath/
Plüß, Großrath.

10) Die in der StaatSwirthschaftSkommtsslon, theils durch den

für dieselbe bestimmten/ theils durch den für den Großen
Rath festgesetzten periodischen Austritt in Erledigung kom.
menden Stelleu der Herren:

Sommer/ Großrath/
Monard/ Großrath.

11) Stelle» in Departementcn/ erledigt durch den Austritt aus
dem Großen Rath oder periodischen Austritt / der Herren:

.i. Diplomatisches Departement-:
Simon/ gew. Landammann.

Ii. Departement dcS Innern:
Tscharner/ RegierungSrath,
Geiser, RegierungSrath,
Jucker, Großrath,
c. Justiz, und Polizeidepartêent:
Wyß, RegierungSrath.

«1. ErzichungSdcparttment:
Schneider, RegierungSrath,
Fetscherin, RegierungSrath,
Lutz, Professor.

e. Militärdeparlement:
von Tavel, Schultheiß,
von Ernst, RegierungSrath,
Geißbühler, Großrath.

k. Baudcpartemcnt:
Tscharner, gew. Schultheiß.
Simon, gew. Landammann.

12) Direktor der Zuchtanstalten.
13) Centralpolizeidirektor.
14) Die zwei Herren Ammänner.

Bern, den 26. Oktober 1837.
Aus Auftrag des Hghrn. Landammanns.

Für die StaatSkanzlei:
der Sta a alS schreiber,

F. M a y.

Erste Sitzung.

Mittwoch den is. Wintermonat 1S37.

(Morgens um S Uhr.)

Präsident: Herr Landammann Tillier.
Aus dem Namensaufrufe ergiebt sich, daß ungefähr die

Halste sämmtlicher Mitglieder deö Großen Rathes anwesend ist.

Der Herr Landammann eröffnet die Sitzung mit fol-
gender Rede:

Tit.
Fünf Monate sind seit unserer letzten Trennung -verflossen,

ohne daß weder in unserm allgemeinen eidgenössischen Vaterland«,
noch in dem Gebiete der Republik Bern Ereignisse von eigent.
ltcher staatsrechtlicher Bedeutung eingetreten wären, welche die
Aufmerksamkeit des ächten VaterlandSfreundcS auf eine beson-
dere Weise in Anspruch genommen hätten.

Unsere Verhältnisse mtt dem Auslande boren nichts dar, was
die schweizerischen Freistaaten in ihrer freien Entwickelung hätte
stören können, wenn man die hemmenden Maßregeln für den Ver.
kehr nicht in Anschlag bringt, die ohne eigentlich feindselige Ab.
sicht aus der Namr der abgeschlossenen Handelssysteme unserer Nach,
barn hervorgehen, aber dennoch vielleicht nicht ohne Bcsorgniß für
die Zukunft unsers GewerbsfleißeS betrachtet werden können. Der
Bericht unserer Gesandtschaft an der dicßjährigen Tagsatzung
wird ohne Zweifel wichtige Aufschlüsse über die bei unsern Bun.
deSgenossen in dieser Beziehung vorherrschende Stimmung
enthalten. ^m übrigen ist jene Bundesversammlung leider, gleich
so vielen ihrer ältern Schwestern unerfreulichen und unfrucht.
baren Angedenkens, dahingegangen, ohne weder bei dem schwei.
zertschcn Volke rege Theilnahme zu erwecken, noch viel wenige»
sich ein Denkmal zu stiften, wodurch sie einen warmen Anspruch
aus die Dankbarkeit desselben begründet hätte. Legen wir cS
nicht den Abgeordneten der Stände zur Last, von denen viel«
gewiß einen warmen Eifer für das Bessere in den Sitz der Bundes,
verhandlung brachten. Allein wenn man an der Stelle der ge.
wünschten Verbesserungen unsers Kriegswesens, ohne welche doch
kaum eine Bewahrung der gemeinsamen Sclbstständigkeir denk,
bar ist, oder jener freien Belebung dcS Verkehrs, welche ein
Bedürfniß aller Völker geworden ist, und anderer für das allge.
meine schweizerische Volksleben wichtiger Angelegenheiten jene
traurigen Erörterungen ganzer und halber Stände über ganz oder
halb abgegangene Klöster, Weggelder einzelner Stände uiid Ge-
rlngsugigkeitcn der eidgenössischen Geldskala betrachtet, — wer kann
cS dem denkenden, von warmen Gefühlen für Ehre und Wohl
seines Vaterlandes belebten Schweizer verdenken, wenn er seine
Blicke mehr auf dje Znkunft als auf die Gegenwart richtet.
Nicht ohne Mühe hat, — ungeachtet aller Anstrengungen, eine ein-
fache und in dem schweizerischen StaatSrechte deutlich bestimmte
Fra-ge auf alle Weise zu verwirren, — daS Recht dcS Standes
GlaruS behauptet werden können, seine mange.hafce und auf
langst cinfchwundenen Verhältnissen beruhende Verfassung auf
gesetzlichem Wege zu verbessern.

Im Innern unsers Gemeinwesens ist auf eine heftige
augenblickliche Aufwallung zur Zeit unsers letzten Zusammen.
tretcnS wieder tiefe und seitdem ununterbrochene Ruhe einge.
treten. Ucbcrall haben die dicßjährigen verfassungsmäßigen Wah.
len ohne Störung und mit dem, den Verhandlungen eines freien

36



Volkes angemessenen Anstünde statt gefunden. Das Ergebniß
derselben aber scheint entschieden den Geist des Fortschritts zu
beurkunden. An sich selbst aber mag cö schon für einen bedeu-
ttndcn Fortschritt des verfassungsmäßigen Systems angesehen
werden, daß der Kampf der Partheien statt eines für Ruhe,
Ordnung und Selbstständigkeit deS Vaterlandes weit gefähr.
lîchcrn BodcnS den Wetteifer der Wahlen zum Schlachrselde
gewählt hat. Für diejenigen von uns, welche abermals berufen
find, während einer verfassungsmäßigen Periode an den Bera-
thungen der höchsten Landesbehörde Theil zu nehmen,- geht
daraus die strenge Verpflichtung hervor, dem neuerdings er.
haltenen Vertrauen unserer Mitbürger durch jenen Elfer und
jene Dahingcbung für das allgemeine Beßre zu entsprechen, ohne
welche selbst das Fortbestehen und um so mehr das Fortblühen
eines freien Gemeinwesens kaum denkbar ist, und durch welche
allein unsere Vorsahren in so ruhmvolles Andenken gekommen sind.

Ein zerstörendes Raturereigniß hat viele unserer Mitbürger
in schweren Verlust und mancherlei schmerzlichen Kummer
gesetzt. Aber wir dürfen uns freuen sowohl der thätigen Wirk,
samkeit der Regierung, als des edeln Wohlthätigkeitssinnes, mit
dem das gestimmte bcrnerische Volk alier Stände nach Maßgabe

seiner Kräfte seinen vom Unglücke heimgesuchten Mitbrüdern
christlich und brüderlich die Hand bot, wobei der Pfenning des
Dürftigen so wenig als das Gold des Reichen zurückgeblieben,
so daß viele Noth schon aus dieser HülfSguelle wird gelindert
werden können.

Ein großer Theil der unS in dieser periodischen Sitzung
anberaumten Zeit wird zu der verfassungsmäßigen Erneuerung
vieler Stellen sowohl im RcgierungSralhe als in den Dcpar-
temcnten und anderswo verwendet werden müssen, so daß wir
außerdem nur auf die Erledigung sehr wichtiger und dringender
Geschäfte rechnen können. Wie wichtig jene Wahlen für den
nächsten Gang der Regierung, für das innere Wohl des Landes
und für die Achtung seien, welche unser Gemeinwesen sowohl
innerhalb als außerhalb der vaterländischen Gränzen genießen
wag, brauche ich Ihnen nicht zu erinnern, sondern würde Ihnen
zu nahe treten, wenn ich Ihnen umständlich ins Gedächtniß
rufen wollte, waS wir uns selbst und dem Vaterlande schuldig
find, und was wir unter einem heiligen und theuern Eide zum
Allerhöchsten geschworen haben. Zu den wichtigsten Vortragen
gehört derjenige des BaudeparcementS über die Hauptstraßen im
Kanton, nebst dem Antrage zu einer neuen Verbindung des
Mittellandes und mit dem Seelandc und Jura. .ES ist zu er-
warren daß wir uns zu Berathung dieses höchst wichtigen Ge.
genstandeS einer zahlreichen Versammlung zu erfreuen haben,
und daß derselbe mehr in Berücksichtigung der allgemeinen Be.
dürfnisse des bcrnischen Verkehrs, als örtlicher oder persönlicher
Vortheile werde entschieden werden.

Mit Bedauern melde ich, daß ungeachtet der thätigen Be.
mühungen ihres Herrn Präsidenten die Kommission für Ent,
sumpfung des Seelandes durch die längere Abwesenheit des

Herrn ZeheuderS, die fortdauernde Abwesenheit des Herrn Buch.
walderS und den Austritt deö Herrn Kohlers sehr gehemmt
worden ist. Indessen »st von der zugleich großartigen und sorgfäl-
tigen Weise, wie sie diesen Gegenstand ins Auge zu fassen scheint,
für die Zukunft das Beßtc zu erwarten, Auch die Gesetzgebungskommission

ist durch eine schwere Krankheit desjenigen ihrer Mit-
gUeder, das statt des abgetretene» Herrn Redaktors des Civil-
gescveS die Berichterstattung übernommen hatte, an der Been,
digung deö letzten Theils der Civilgesetzgcbung, der so dringenden

Verbcss-'rung des GeldStagswcscnS, verhindert worden. In-
dessen ist der das Verfahren in Schuldsachen betreffende Theil,
der in drei Titeln die Lehre von dem Arreftprozesse, von dem

BetreibungSprozesse für Geldschulden und von der Gantbetreldung
enthält, dem Lande mitgetheilt worden, und eö ist zu wünschen,
daß hierüber zahlreiche und gründliche Bemerkungen einlangen.
Mit großem Vergnügen hat die GesetzgebungSkommisston
erfahren, daß der hiesige Advokatenverejn der Prüfung dieses

Entwurfs seine besondere Aufmerksamkett zu widmen gedenkt.
Bei der Prüfung der Arbeit der Kommission darf jedoch der

Standpunkt derselben nicht aus den Augen verloren werden,
einmal daß sie vom Großen Rathe selbst auf die Grundlage des

von Herrn Professor Schnell ausgearbeiteten Entwurfs ange-
wiesen war, ferner daß die baldige Ausarbeitung eines eigene»

Handelsgesetzes und somit auch eines eigenen BetreibungSver.
fahrens in Handelsangelegenheiten dabei vorausgesetzt werde.

Das UnterrichtSwesen im Kanton geht seinen ordentlichen
und ruhigen Gang. ES sei mir erlaubt, in Betreff deö Pri-
marunterrichteö eines ganz vorzüglichen Beamten, deS wackern
Seminardirektors Nickli zu Münchenbuchsee, zu erwähnen, dessen

rastlos thätigen und mit Erfolg gesegneten Bemühungen wir die
allmählige Heranbildung eines den Bedürfnissen unsers Volkes
angemessenen Schullehrerstandes verdanken. Möge der Umstand,
daß unsere erste Sitzung am Jahrestage der Eröffnung unserer
höchsten geistigen BildungSanstalt, der bernischen Hochschule, statt
findet, von glücklicher Vorbedeutung sein, daß diese Sitzungen
dem sittlichen und intellektuellen Fortschritte deS bernischen
Volkes das ihm von jedem ächten Vaterlandsfreunde gewünschte
Gedeihen bringen mögen. In dieser frohen Hoffnung erkläre
ich die Wintersitzung deS Jahres 1837 für eröffnet.

Hierauf zeigt der Herr Landamman n folgende seit Er-
lassung des TrattandeneircularS eingelangte Vorträge an:

Vortrag des Fin a n z dep a rtemen tS, betreffend die Ernen-
nung eines deutschen PfarreS in Neuenstadt und Zurückfor«
derung von Schuldtiteln.

2) Vortrag des RegierungSratheS, betreffend die Oeffent-
lichkeit seiner Sitzungen bei Berathung von Gesetzesentwürfen.

3) Vortrag des Regierungsrathes, betreffend den Klein,
verkauf gebrannter Getränke.

4) Vortrag der Justizsektion, betreffend ein Ehehinderniß.
dispensationSbegehrcn.

6) Vorrrag deS Diplomatischen Departements, betref.
send die Vorstellung des Sicherheitsvereins.

6) Bortrag des MtlitärdepartementS, betreffend die Ra.
rifikation deS Votums der Gesandtschaft über die eidgenvs'
fische Militärorganisation.
Vortrag des Finanzdcpartementö, betreffend die Herab-
sctzung der Besoldung deS Regicrungsstatthatters von Nidau.

8) Vortrag der Justizseklion, über den Frcizügigkeitsver-
trag mit dem Fürstenthum Lichlenstein.

9) Vortrag des Diplomatischen Departements, betref.
send die Trennung der Gemeinden Buchholterberg und W«ch-
seldorn von der Urversammlung der Kirchhöre Dießbach.

ko) Vortrag des FinanzdeparcementS, betreffend das von
der Burgcrgemcindc von Untersten begehrte Geldanleihen.

11) Vortrag deS Finanzde'partemeats, betreffend die Holz,
maße.

12) Vortrag des Diplomatischen Departements über
die Wahlen im Amtsbezirke Jnterlaken.

13) Bericht der letzten Tagsatzungsgesandtschaft.
14) Vortrag des MtlitärdepartementS, betreffend den

Bau einer neuen Kaserne.
is) Vortrag des RcgierungSrathö, über die Wahlfahig-

keitSbcscheinigung einiger neu erwählter Mitglieder deS

Großen Rathes.
Verlesen werden:

1) Schreiben deö Herrn Lufft, gew. Untersuchungsrichter,
worin derselbe die auf ihn gefallene Wahl zu einem Sup-
pleanten am Obcrgenchtc ablehnt.

2) EntlassungSbegehren deö Herr» Oberrichters BltziuS
als Mitglied des ObergerichteS.

3) Adresse des Herrn Gäguf aus Thurgau, wohnhart in
Surste, mit Beifügung von Druckschriften über schwei.
zerische Zoll- und Haodelöverhältnisse und über Veredlung
schweizerischer Schafzucht.

(Diese Schriften sind der bernerschen Gesandtschaft zu

Luzcrn zugekommen und sollenden Mitgliedern des Großen Rathes

ausgetheilt werden.)

Verschiedene Bittschriften, worunter namentlich eine

Vorstellung der deutschen Einwohner von Neuenstadt in Betreff
der neu errichteten deutschen Pfarrei daselbst, werden ebenfalls

angezeigt.
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Die als Ersatzmänner neu eintretenden Herren Kernen
und RöthliSberger leisten den vorgeschriebenen Eid,

Endlich wird eine Mahnung des Herrn alt-LandammannS
Fellenbcrg, in Betreff verschiedener Zweige der
Gesetzgebung verlesen und auf den Kanzleitisch gelegt.

Tagesordnung.
Vortrag von Negier» ngS rath und Se chözehn ern über

die gegen die Verhandlungen der Amt s Wahlversammlung
von Jnterl'aken und der Urversammlnngen von Unterste

en / Brienz und Ringgenberg erhobenen Einsprachen.

AuS diesem Vortrage crgicbt sich:

t) Hinsichtlich der Amtswahlversammlung von In-
terlaken/ daß von Seite der Wahlmänncr von Brienz gegen
die Gültigkeit der Verhandlungen der Amtswahlvcrsammlung
protcstirt worden ist/ weil jene Wahlmänncr in die Unmöglich-
kcit versetzt waren / an letzterer Theil zu nehmen. Nämlich die

Urversammlung von Brienz war am 2t. Oktober/ als an dem

vom Ncgierungöstatthalter dazu bezeichneten Tage zusammengetreten,

hatte aber, ungeachtet fortdauernden WählenS / biö
am 22. Abends, anstatt 3t, nur erst 7 Wahlmänncr erwählt,
so daß die Wahlversammlungen biö zum 23., wo die AmtS-
Wahlversammlung in Gsteig zusammentrat, nicht beendigt werden

konnten. Demnach begehren die Wahlmänner von Brienz
die Veranstaltung einer neuen AmtSwahlversammlung, um nicht
ohne Verschulden um ihr Recht verkürzt zu sein. Rcgierungs-
rath und Sechszehner glauben, diesem Begehren beipflichten zu
sollen.

2) In Betreff der Urversammlung von Untersten
crgicbt es sich, daß ein-zu Untersten angesessener Angehöriger
des KantonS Zürich nicht nur an der Urversammlung Theil
genommen hatte und zum Wahlmanne ernannt worden ist, son-
dern sogar als Sekretär der Urversammlung funktioniert hat.
Aus diesem Grunde tragen RegierungSraih 'und Scchszehner
auf Einberufung einer neuen Urversammlung zu Untersten an.

3) Hinsichtlich der Urversammlnngen von Brienz und
Ringgenberg crgicbt eS sich, daß dagegen protestiert wird,
weil nicht stimmfähige Personen daran Theil genommen. Da
aber nach tz. 9 deS Wahlgesetzes diese Einsprachen vor der be-
treffenden Urversammlung selbst hätten erhoben werden sollen,
so tragen RcgierungSrath und Sechszehner darauf an, über
diese letztern Beschwerden zur Tagesordnung zu schreiten, unvor-
greifltch jedoch dem Rechte der neu einzuberufenden
AmtSwahlversammlung, die Protokolle dieser beiden Urversammlungen zu
prüfen.

v. Tavcl, Schultheiß, durchgeht den obigen Vortrag, in-
dem er namentlich über den ersten Punkt beifügt: Sie wissen,
Tit., daß die Urversammlnngen im ganzen Kantone, mit
Ausnahme der katholischen Gemeinden des LeberbergeS, fast
durchgängig sehr schwach besucht worden find; nicht so in Brienz,
wo die verhältnißmäßig am zahlreichsten besuchte Urversammlung

stattgefunden hat, weil dort verschiedene politische Ansich-
ten walten, deren jede den Sieg davon tragen wollte. Daher
entstand ein sehr starker Wahlkampf, und hiedurch wurde cö
unmöglich, binnen der gegebenen Frist die Wahlen zu beenden.
Die Wahlmänner von Brienz find daher unverschuldeter Weist
von der Theilnahme an der AmtSwahlversammlung ausgeschlossen

worden, und wenn irgend Jemand eine Schuld daran trägt,
so ist eS des Regierungöstatthalter, welcher diese Urversammlung
etwas früher hätte einberufen können u. s. w-

Hügli, RegierungSstatthalter von Jnterlaken. Seit Ein-
führung der neuen Ordnung der Dinge ist kein Beispiel bekannt,
daß im Amte Jnterlaken für irgend eine Urversammlung mehr
als ein, oder höchstens zwei Tage nöthig waren, deßhalb habe
ich auch dieses Mal zwei Tage für hinreichend gehalten. Als
ich mich übrigens selbst an Ort und Stelle begab, um die
Wahloperation leiten zu helfen, wurden die noch übrigen 24
Wahlmänner in ziemlich kurzer Zeit gewählt, was hinreichend
beweist, daß eö an zwei Tagen genug gewesen wäre, wenn nicht

besondere Mißgeschicke verschiedener Art, die ich aber nicht vor.
aussehen konnte, eine raschere Beendigung deS Geschäftes ver-
hindert hätten. So viel zu meiner Rechtfertigung.

Michel ist hinsichtlich der AmtSwahlversammlung mit dem

Vortrage einverstanden, nicht aber hinsichtlich der Urversamm-
lung von Untersten. So gur alS der Große Rath einen Staats,
schreibet haben könnte, der nicht Mitglied desselben wäre, eben
so gut konnte die Urversammlung von Unterseen einen Sekretär
wählen, der nicht Mitglied der Urversammlung war; denn eS

ist nicht erwiesen, daß dieser wirklich mitgestimmt habe u. s. w.
Der Redner trägt daher auf Bestätigung der Verhandlungen
der Urversammlung von Unterseen an.

Koch, Regierungsrath, erwiedert hierauf, daß daS Gefey
vorschreibe, daß Stimmenzählcr und Sekretärs jeweilen auS der
Mitte der Urversammlung selbst gewählt werden sollen. ES liegt
sehr viel daran, daß diejenigen Bürger, welche berufen find,
im Namen des Volkes die SouvcränetätSrechte desselben auS-
zuüben, in durchaus gesetzlicher Form gewählt werden. Daher
sind in allen republikanischen Staaten die Wahlformen daS größte
Heiligthum, und wer sie antastet, greift an daS innerste Leben
der Republik. Nun sind da zwei verschiedene Punkte zu beachten;
nämlich, ob eine Wahl in der gehörigen gesetzlichen Form ge-
troffen worden ist, und ob die Gewählten wahlfähig sind. Ist
nicht in der gehörigen Form gewählt worden, so ist die ganze
Wahlverhandlung ungültig; ist hingegen ein nicht wahlfähiges
Individuum gewählt worden, so kann daS die übrigen Gewählten
nicht betreffen. Darum ist der Grund, warum man Ihnen,
Tit., anrathet, die Verhandlungen der Urversammlung zu Unter-'
seen zu kassircn, nicht der, daß ein nicht Stimmfähiger mitgc-
stimmt hat oder zum Wahlmanne gewählt worden ist, wohl aber,
daß er daS Protokoll geführt uno unterzeichnet hat; denn deß-

wegen ist daS Protokoll ungültig, und weil dieses den Beweis
der Gültigkeit aller übrigen Wahlen enthält, so ist somit auch
kein gültiger Beweis derselben vorhanden, und darum muß die
Wahlversammlung von Untersten neuerdings zusammentreten.

Michel zieht hierauf seinen Antrag zurück.

Dem Vortrage von Regierungörath und SechSzehuern wird
durchS Handmehr beigepflichtet.

Der im Traktandencircular auf heute angekündigte Vor-
trag des RcgierungLratheS, betreffend die Aufhebung der
zweiten Pfarrei in Ncuenstadt, wird mit der hcure
eingelangten Bittschrift der dortigen deutschen Einwohner zu neuer
Vorbcrathung an den Regierungörath zurückgeschickt.

Auf den Vortrag der Justiz scktion wird dem Ehe h in-
der nißdiS pen satio n S bcgeh ren deS Herrn Beat Lu d wig
Tscharner mit 93 gegen it, und demjenigen des Herrn Groß,
rath Stettler mit 93 gegen 7 Stimmen entsprochen. Hin-
gegen durchS Handmehr abgewiesen wird ein ähnliches Begehren
der Elisabeth Barchlome.

Vortrag der Justizsektion über einen FreizügigkeitS-
vertrag mit dem Fürstenthum Licht eu stein. Demselben
wird durchS Handmehr beigepflichtet.

Zwei Vorträge der Polizeisektion mit Ueberweisung
deS RegierungsratheS zeigen dem Großen Rathe lediglich
an, daß die seiner Zeit eingereichten Strafnachlaßbegehren
deS Jakob Kopp von WiedliSbach und des Ni kl au ô Me-
gcrth von Steffiöburg vom Regierungsrathe nach seiner Kom-
petenz abgewiesen worden sind.
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Uro. Z7.

Verhandlungen
d e 6

roß en Rathes der Republik Bern.

Ordentliche Wintersttzung. Erste Hälfte, 1837.

(Nicht offiziell.)

(Fortsetzung der ersten Sitzung.)

Auf dahcrige Vorträge der Polizeisektton wird
folgenden Naturalisation S bege hren entsprochen:

1) DcL Herrn Professor Dr. Gelpke in Bern, auS Sachsen
gebürtig, welchem das Bürgerrecht der Gemeinde Där-
stettcn, zugesichert ist, — mit 109 gegen 17 Stimmen.

2) Des Herrn Henri Joseph DeSfourneaux auS Frank,
reich, welchem das Bürgerrecht der Gemeinde Büre, AmtS
Pruntrut, zugesichert ist, — mit 92 gegen 21 Stimmen.

3) DeS Herrn Charles Eugene Bunol aus Frankreich,
welchem das Bürgerrecht der Gemeinde GoumoiS, AmtS
Freibergen, zugesichert, ist, — mit lOv gegen 20 Stimmen.
In die ähnlichen Begehren der Herren Fidel Held"und

Louis Baradez wird, in daü erstere mit 100 gegen 12, in
das letztere mit 69 gegen S2 Stimmen^ einstweilen nicht einge-
treten, weil die Gemeinden Scheulte und Plcujousc, um deren
Bürgerrecht sie sich beworben, nicht hinreichende Garantie dar.
zubieten scheinen.

Herr Landammann lege zum Schlüsse auf den Kanzlei-
tisch den gedruckten Bericht deö RegicrungSratheö über
die Staatsverwaltung tu den Jahren 1834 und 1836.

Schluß der Sitzung nach i'/^ Uhr.

Zweite Sitzung.

ist/

W a h l k 0 l l c g i n m der Zweihundert.
Donnerstag den 16. Wintermonat 1837.

Morgens um 9 Uhr.)

Präsident: Herr Landammann Tillier.
Der Namensaufruf zeigt, obgleich bei Eiden geboten
viele Abwesende., wovon nur Wenige mit Entschuldigung.

Tagesordnung:
Großrathswahlen durch das Kollegium der Zwei,

hundert. (Siehe das Traktandencirkular.)

n. Ergänzung 6 wähl für die durch den Austritt dcS

Herrn Landolt erledigte Stelle, — bis 31. Dezember 1337.

Von 168 Stimmen erhalten:
Herr Fürsprech Blösch im i. Skrut. 24 im 2. Skrul. 89

» 19 » » 28
12 „ 24

„ 8 » » 8

„ Hptm. Quiquerez
„ Major Köhler
„ Bürki, Sohn,
» Fürsprech Kurz

Herr Moriz v. Stürler
„ AmtSnor. Hähni
» Landoir

u. s. w.
Ernannt ist somit Herr Fürsprech Blösch in Burgdorf.

im i. Skrut. 6

» 6
4

i>. Erncuerungswahlen für die 13 auf 31. Dezember
in Erledigung kommenden Stellen im Großen Rathe.

Erste Wahl. Von 166 Stimmen erhalten:
Herr Großrarh Eggimann im i. Skrut. 62 im 2. Skrut. 89

» RegicrungSrachWyß „
>, Fürsprech Blösch „
„ Ammann Stämpfli »
» Regsttthltr. Huggler »
^ Hauprm. Quiquerez -, » 4

u. s. w.
Ernannt ist also Herr Großrath Eggimann in Thun.

32
19

7
6

44
1Z

Z

66
11
4

Zweite Wahl. Von 163 Stimmen erhalten :

Herr Großr. SchnyVer-DufreSne im 1. Skrut. 64 im 2. Skrut. 83

„ RegierungSrath Wyß „ „ 42' „
» Regsttthltr. Hnggler „ » 14 „
„ Ammann Stämpfli » » 10 >,

Regsttthltr. Choffat « >, 9'

„ Großrarh Blumenstein' „ » 6

„ Postdirektor Gctßbühlcr „ „ 6

„ Fürsprech Blösch „ 4

» Mlescher „ „ 4

u. s. w.
Ernannt ist Herr Großrath Schn y dcr - D u f r cSnc in Bern.

Dritte Wahl. Von 163-Stimmen erhalten

Herr Regsttthltr. Choffat im i.. Skrut. 68 im 2. Skrut. 94
RegierungSrath Wyß
Regsttthltr: Huggler
Ammann Stämpfli
Großr. Blumenstein
Alc-Landamm. Simon

u. s. w.
Ernannt ist Herr Regicrungöstatthalter C h of fa t zu Pruntrut.

»

»

»

»

-,

64
14

7

6

66
1

1

Vierte Wahl. Von 160 Stimmen erhalten:
im t. Skrut. im 2. Skrut. im 3. Skrut.

Hr. Großr. Weber, Vater, 47 77 84

» RegierungSrath Wyß 44 63 62

„ Rgsttlhltr. Huggler 34 22 18

„ Großralh Leuenberger 8 1

„ Altlandamm. Simon 6

„ Ammann Stämpfli 6
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im t. Skrut.

Hr. Postdirektor Geißbiihler s

„ Großrath Blumenstein 4

n. s. w.
Ernannt ist demnach Herr Großrath Weber von Utzen-

storf, Vater.

Schluß der Morgensttzung um 4 Uhr.

Fortsetzung der Morgensitzung.
Nachmittags um 3 Uhr.

Fünfte Wahl. Von 469 Stimmen erhalten:
Herr Regsttthltr. Huggler im 4. Skrut. 46 im 2. Skrut. 82

„ Großrath Leüenberger „ 43 >, 31

„ Negierungsrath Wyß 36 „ 33

» Großralh Blumenstein » s „07, Ammann Stämpfli » 7

» Postdirektor Geißbiihler „ s

„ Hauptmann Quiquerez 2
u. s. w.

Erwählt ist Herr Regierungsstatthalter Huggler von
Meiringen.

Sechste Wahl. Von 462 Stimmen erhalten:
Herr Großrath Leüenberger im t. Skrut. 46 im 2. Skrut. S3

„ Regierungörath Wyß „ 33 „ 43

„ Postdirektor Geißbühler » 27 „ 4 8

„ Großrath Blumcnstein „ 21 „ 43

z, Ammann Stämpfli „ 12

» Alt-Landammann Simon „ s
u. s. w.

Ernannt ist somit Herr Großrath Leüenberger von
Dürrenroth.

Siebente Wahl. Von 4 69 Stimmen erhalten.
Herr Postdirekter Geißbiihler im 4. Skrut. 62 im 2. Skrut. 85

„ Negierungsrath Wyß 33 „ 36

» Großrath Blumennein » 24 „ 20
-> Ammann Stämpfli >, 4 4 » 9

„ Alt-Landammann Simon » s

„ Großrath Reist » s

„ Hauptinann Quiquerez ^ 3

u. s. w.
Ernannt ist also Herr Postdirektor Geißbiihler in Bern.

Achte Wahl. Von 447 Stimmen erhallen:
im r. Skrut. im 2. Skrut. im 3. Skrut.

Herr Großrath Blumenstein 6t 66 74
Regierungsrath Wyß 25 33 42

„ Hauptm. Quiquerez 2s 2g 24
« Ammann Stämpfli 48 44

» Großrath Reist 8

» Alt-Landammann Simon 2
u. s. w.

Ernannt ist demnach Herr Großrath Blum en stein zu

Neunte Wahl. Von 446 Stimmen erhalten:
Herr Hauptm. Quiquerez im t. Skrut. 70 im 2. Skrut. 92

„ Regierungsrath Wyß „ 27 „ 26
„ Ammann Stämpfli „ 24 „ 44
» Großrath Reist „ 9 „ 4

» Alt-Landammann Simon » s
u. s. w.

Erwählt iß Herr Hauptmann Quiquerez zu Bellerive.

Schluß der Sitzung um Uhr.

Dritte Sitzung.

W a h l k 0 l l e g i u m der Zweihundert.
Freitag den 47. Wintermonat 4837.

(Morgens um 9 Uhr.)

Präsident: Herr Landammann Tillier.
Der Namensaufruf zeigt ungefähr die gestrige Zahl der

Anwesenden.

Tagesordnung.
Fortsetzung der gestern abgebrochenen Wahlen.'
Zehnte Wahl. Von 460 Stimmen erhalten:

Herr Ammann Stämpfli im 4. Skrut. so im 2 Skrut. 40g

„ Negierungsrath Wyß » 40 „ 37

„ Moritz v. Stärker >, 7 » 2

» Earl Stooß » 6 3

„ Großrath Reist „ 4

» Alt-Landammann Simon » 3

u. s. w.
Ernannt ist Herr Ammann Stämpfli zu Habstetten.

Eilfte Wahl. Von 46t Stimmen erhalten:
im 4. Skrut. im 2. Skrut. im 3. Skrut.

Herr Großrath Reist 34 69 96

„ Regierungsrath Wyß 40 63 46

» Großrarh Häberli 28 24 9

-, Regsttthltr. Piquerez 22 - 46

» Carl Stooß 42

» Moritz v. Stärker 4
u. s. w.

Ernannt ist Herr Großrath Reist zu SumiSwald.

Zwölfte Wahl. Von 464 Stimmen erhalten:
im 4. Skrut- im 2. Skrut. im 3. Skrut. im 4. Skr»4.

Hr. Großr. Häberli 36 64 62 7 t

„ Ncg.Ralh Wyß 66 66 66 - 65*)
„ Regsttthltr. Piquerez2.6 23 48

Carl Stooß 7 6

» Hauptmann Michel 6

„ Gfeller 4

u. s. w.
Ernannt ist demnach durch relatives Stimmenmehr Herr

Großrath Häberli zu Münchcnbuchsee.

Dreizehnte Wahl. Von 460 Stimmen erhalten:
Herr Regsttthltr. Piquerez im 4. Skrut. 63 im 2. Skrut. 82

„ Regierungörath Wyß „ 33 „ 60
» Carl Stooß » 7 „ 6

» Fürsprech Blösch » 6 „ s
>, Alt-Landammann Simon » 6

» StandeSkassier Graf „ 3
u. s. w.

Ernannt ist also Herr Regierungsstatthalter Piquerez,
von Frcibergen.

Der gestern ernannte Herr Fürsprech Blösch erklärt durch
Schreiben seine Nichtannahme der auf ihn gefallenen Wahl.
Demnach wird/ für die Amtödauer bis zum 3t. Dezember 4837,
zu einer neuen Wahl geschritten.

Von 436 Stimmen erhalten:
Herr Amtsrichter Schneider von Mett im t. Skrut. 73

Prokurator Manuel „ 9

„ Hauptmann Quiquerez » 7

„ Negierungsstatthalter Piquerez „ 4
u. s. w.

Ernannt ist also Herr Amtsrichter Schneider von Mett.

Schluß der Sitzung um t Uhr.

") S Nulle».
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Verhandlungen
d e s

Großen Rathes der Republik Bern
Ordentliche Wintersitzung. Erste Hälfte, 1837.

(Nicht offiziell.)

Vierte Sitzung.

Montag den 20. Wintermonat i837.

Morgens um S Uhr.)

Präsident: Herr Landammann Ttllier.
Nach dem Namensaufrufe und nach Genehmigung des

Protokolls der ersten Sitzung giebt der Herr Landammann
von einigen eingelangten Bittschriften Kenntniß, worauf
verlesen wird ein

Anzug des Herrn Schöni über Wiederbcsetzung der

durch Herrn JukerS Tod erledigten Sechszehnerstelle.

Der Herr Landammann setzt in Abstimmung, ob nach
dem Wunsche einiger Mitglieder des Großen RarheS für die

übermorgen beginnenden Wahlen beim Eide geboten werden
solle oder nicht.

Beim Eide zu bieten
Dagegen

A b st i ni m u n g:
77 Stimmen.
7S »

Ein Schreiben des Herrn GroßrathS Jäggi von Leu-
zigen wird verlesen, worin derselbe anzeigt, daß er wichtiger
Geschäfte wegen den Sitzungen dcö Großen Nathes für längere
Zeit nicht mehr beiwohnen könne, und daher den nöthigen Ur.
laub verlangt. Dieser Urlaub wird mit Mehrheit gegen zwei
Stimmen ertheilt.

Herr von Goumocnü erklärt durch ein Schreiben seinen

Austritt auS dem Großen Rathe, weil die Erziehung seiner
Kinder ihm nicht mehr erlaube, den Sitzungen desselben beizn-
wohnen.

Der Regie rungSratb giebt dem Großen Rathe durch
einen RathSzcddel Kenntniß, daß für die ausgeschriebene Sta atS-
fchreiberstelle sich habe anschreiben lassen: der bisherige
StaalSschrciber, Herr May.

Hierauf werden das in der ersten Sitzung abgelesene Ent-
lassungSbegehren des Herrn OberrichtcrS Bitzius und der
schriftliche Bericht der dießjähngen Tagsatzungsgesandtschaft an
den RegierungSrath zur Untersuchung und Berichterstattung
Übermacht.

Tagesordnung.
Bortrag des Baudeparlementes über eine neue Ver-

bin dun g des Mittel lau des mit dem See lande und
dem Jura.

Dieser Vortrag, welcher in seinem ersten Theile eine Ueber-
ficht der Hauptstraßen im Kanton Bern enthält, ist gedruckt
mit dem Amtsblatts ausgegeben worden. Der Schluß desselben
geht dahin:

Mit der ersten Meinung:
Daß vom Großen Rathe in feiner nächsten Sitzung die

Anlage einer neuen Straße von Bern nach dem Jura über
Zollikofen und Münchenbuchsee beschlossen, und daö Baudepar-
temcnt ermächtigt werde, Pläne und Devise über die einzelnen,
theilweise unter sich verschiedenen Projekte vorzulegen:

mit der andern Meinung:
Daß der Große Rath in der nächsten Wintersitzung die

Nothwendigkeit der Korrektion der Straße von Bern nach Aar-
berg Und Nidau und ihre Beibehaltung als Straße erster Klasse
aussprechen, — die erste Strecke nach dem vorgelegten Plane
des Herrn Lehmann sofort zu korrigiren beschließen und dem
Baudepartemcnte den Auftrag ertheilen möge, sowohl diese
Korrektion auszuführen, als über diejenige von Aarberg nach
Nidan Pläne und Devise aufnehmen zu lassen.

Der RegierungSrath stimmt der Mtnderheitsmeinung des
BaudcparremcnteS bei.

Tscharncr, alt-Schultheiß. Der RegierungSrath hatte
dem Baudepartement im Jahre 1834 den Auftrag ertheilt, einen
ganz neuen Straßenzug von Bern nach dem Seelande und dem
Biöthume, und Pläne zur Verbesserung der Straße über Aarberg
und Nydau aufnehmen zu lassen. So wie sich nun daS Depar-
tement hiermit eifrigst beschäftigte, hielt es für Pflicht, in
Befolgung des hier schon oft ausgesprochenen Wunsches dem Großen
Rathe zugleich eine allgemeine Uebersicht über die Straßen
erster Klasse, welche die Grundlage aller Straßen zweiter und
dritter Klasse sind, vorzulegen. DaS Baudepartemenr hatte dabei
nichts Anderes zu thun, als die wirklich cxistirenden Straßen
aufnehmen zu lassen, sie zu beschreiben und zugleich anzuzeigen,
worin dieselben fehlerhaft, und wie sie zu korrigiren seien.
Dem Baudepartemente konnte eS gar nicht obliegen, hiebei
andere neue Straßen vorzuschlagen und so die gegenwärtige
Zahl der Straßen erster Klasse zu vermehren; dieses wäre mehr
Sache des Departements des Innern, denn dieses hat sich mit
den Handels, und Gewerböinteressen deö Landes vorzüglich zu
befassen. Demnach kann man dem Baudepartemcnte keinen
Vorwurf machen, wenn ungeachtet der vorhandenen vielfachen
Wünsche dennoch keine Vorschläge zu neuen Straßen erster
Klasse sich auf dem vorgelegten Tableau befinden. (Der Redner
durchgeht kürzlich die im ersten Theile des gedruckten VortragS
enthaltene. Uebersicht der Straßen erster Klasse, indem er
bemerkt, daß diese Uebersicht im Westen deö KantonS beginne, um
im Osten zu enden, weshalb die Straße von Bern nach Freiburg

darin alS die erste erscheine.)
Bei Untersuchung der Frage, ob und wie eine bessere Ver-

bindungSstraße von hier aus nach dem Seelande und dem Leberberge
möglich sei, fragte man: ist eS nicht möglich, eine Straßcnlinie
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und Solothurnstraße vereinige? Diese Linie hat man endlich
gefunden; die Lyßstraße gab die Basis dazu. Wenn man von
hier aus in die Lyßstraße einmünden will, so kann man mit der
größten Leichtigkeit zugleich in die Zürichstraße und andrerseits
nach dem Seelande gelangen. Diese Linie hat man daher mit
aller möglichen Genauigkeit untersucht, indem man sich begnügte,
vorerst nur die Linie bis zur Lyßstraße in Plan legen zu lassen.

Im gedruckten Rapporte hat man freilich angezeigt, daß von
Lyß hinweg die Straße am direktesten und kürzesten nach Bö-
fingen führen würde; indessen ist diese Richtung noch nicht planirt
»Md devisirt worden, so daß das heute nicht entschieden werden
künn. Nach der Ansicht deS BaudeparlemenlS ist heute nicht»
aufzufinden, die einerseits die Verbindung mit dem Seelande
und dem Leberberge, andrerseits die Verbindung mit der Zürich,
Anderes zu entscheiden, als daß von hier aus bis zur Lyßstraße
eine Straße geführt werden solle. Alles Weitere wäre vorge.
griffen. Daher hat auch der heutige Entscheid keinen Einfluß
auf die von verschiedenen Seiten eingelangten Wünsche, daß

Viel und Nydau nicht abgefahren werden möchten. ES liegt
einer in Ihren Händen befindlichen Vorstellung von Viel ein
Plan bei, wo gezeigt wird, daß man um den Jcnnöberg herum
ganz eben nach Nydau und Viel gelangen könne. Wenn sich

das dem also verhält, so zweifle ich nicht daran, daß, wenn eS

dann um die Fortsetzung der Lyßstraße zu thun ist, daö Baude,
parlement und der Große Rath dann das Beßte wählen werden.
Für heute jedoch sind nur die zwei Hauptmcinungcn vorhanden,
einerseits, daß man von hier aus nach der Lyßstraße baue,
andrerseits, daß man blos die bisherige Aarbergcrftraße zu
korrigircn habe. Die Mehrheit des BaudepartementS hat der-
jenigen Linie den Vorzug gegeben, welche möglichst eben den Mit.
telpünkt deS KantonS mit dem Aargau, dem Seelande und dem

Leberberge verbinde, während dagegen die Minderheit gefunden
hat, man solle mit einem solchen Straßenbau wenigstens warten,
bis man die gegenwärtige Straße von Bern nach Aarberg kor-
rigirt habe. Die erste Meinung anerkennt die Gerechtigkeit und
Billigkeit der Forderung, daß man diesem LandeStheile, der
sehr reich und bevölkert ist und in die Staatskasse viele Beiträge
leistet, eine gute Straße gewähre; aber die erste Meinung glaubt,
zwischen dem Rechte auf eine leichtere und bequemere innere
Verbindung und zwischen der Ansprache auf eine Heerstraße durch
eine Gegend, wo eine solche nicht möglich ist, sei ein großer
Unterschied, besonders, da der vom Baudeparremenc vorgeschlagene
Straßenbau mehrere Zwecke mir einander verbindet, namentlich
die bessere Kommunikation mit dem Seelande einerseits und die
Korrektion der Straße nach Zürich und Solochurn andrerseits,
so daß anstatt zwei Arbeiten nur eine nöthig wird. Die Ein.
Wendung, welche man machen könnte, daß es unpassend sei,
parallel mit der alten Straße und in ihrer Nähe eine ganz neue
zu bauen, ist nicht gcgründ.t, denn man muß nicht vergessen,
daß, wenn man die Straße von hier nach Aarbcrg korrigiren
will, eS ebenfalls eine neue Straße geben wird, nur mit dem
Unterschiede, daß dieselbe dann weit mehr und weil länger steigt
und fällt, als irgend anderswo. ES ist nicht der Fall, in den

technischen Theil dieser beiden Meinungen einzutreten; so viel
ifl richtig, daß die neuprojektirce Straße über Zollikofen und
Lyß weitaus ebener ist, als die andere, und daß die Kosten von
Aidcn Straßen nicht bedeutend verschieden sind. Indem ich von
den Kosten rede, muß ich bemerken, daß nur die Kosten der
Straße selbst, nicht aber die Kosten der nöthig werdenden Brücken
einstweilen in Anschlag gebracht werden, indem die Erbauung
von Brücken später Gegenstand einer besondern Berathung sein
wird. Ebenso muß man sich heute nicht bei den drei vcrschic.
denen untergeordneten Projekten über die Richtung der Straße

à hier nach Zollikofen aufhalten. Nämlich schon auö dem
gedruckten Vortrage sieht man, daß die eine Meinung, vom
untern Thor ausgehend, nahe bei der Papiermühle sich nach
Zollikofen wenden, daß eine zweite Meinung, vom Kernhause
nach dem Wylerfcldc ausgehend, und daß eine dritte Meinung
durch das Aarbergerthor und die Enge, bet Ncichenbach vorbei,
Zollikofen erreichen möchte. Zu diesen drei Projekten ist seither
noch ein viertes gekommen, nämlich von den Gemeinden Völligen
u. s. w., welche den Papiermühlestutz durch Korrektion umgehen
wollen u s. w. Un nun die Diskussion nicht zu verwickeln,

nchmc ich die Freiheit, darauf anzutragen, daß man sich nur

an die Hauptfrage halte: ob man eine neue Hauptstrckß« ko»,
ftruircn, oder ob man die gegenwärtige Richtung nach Aarbcrg
beibehalten wolle. Erst wenn der Große Rath hierüber entschieden
hat, folgen dann die untergeordneten Fragen. Sollte der Große
Rath sich für die Minderheit deS BaudcparterncntS entscheiden,
wie dieß im RegierungSrarhe, nachdem die Meinungen innege.
standen, durch den Entscheid des Präsidenten geschehen ist; ja
nun, dann ist die Sache für einstweilen fertig; dann wird es
sich zeigen, ob man in spätern Jahren die Straße durch das
Grauholz ebenfalls korrigiren will; — Alles auf einmal kann
man nicht machen. Sollte aber der Große Rath der Mehrheit
des BaudepartementS Beifall schenken, so bekömmt das Baude,
parlement den Auftrag, die verschiedenen untergeordnete» Mei.
nungcn und Projekte, nach welchen von hier aus bis nach
Zollikofen gebaut werden soll, näher zu untersuchen und dem

Großen Rathe, mit vollständigen Anträgen begleitet, vorzulegen.
Alsdann wird auch die große Frage wegen der Brücken zum
Vorschein kommen, denn nach allen Projekten sind Brücken nöthig.
Bei der Korrektion der Straße nach Aarberg muß eine Brücke
in der Nähe der Neubrücke erbaut werden. Wie viel diese kosten

würde, steht zu erwarten; Fr. 200,000—300,000 auf jeden Fall.
Wird eine neue Straße erkannt, so wird, wenn dieselbe durch
die Enge geht, eine Brücke nöthig in der Nähe von Reichenbach,
welche ungefähr gleich viel, wie jene bei der Neubrücke, kosten
würde. Nimmt man die Richtung an vom Kornhause oder vom
untern Thore, so erfordert dieselbe wiederum Brücken, und zwar
sehr kostbare. ES wird sich aber seiner Zeit zeigen, wag für
Anträge etwa darüber gemacht werden. Sehr wahrscheinlich
werden Partikularen und Gemeinheiten solche Propositionen ma.
chen, wodurch die Staatskasse nicht bedeutend belästigt würde.
Das sind aber Gegenstände, welche heule noch nicht auSeinan.
dergesctzt werden können. Ich beschränke mich demnach darauf,
Ihnen, Tit., daö Gutachten des BaudepartementS bcßtens zu
empfehlen, und Ihnen nochmals in Erinnerung zu bringen, daß
es sich heute blos um den Grundsatz handelt, ob man die alte
Richtung, oder ob man eine neue wolle.

Der Herr Landammann zeigt vor Eröffnung der DiS^
kussion an, daß, wenn nach k Uhr noch Jemand zu reden
wünsche, die Sitzung abgebrochen und um 3 Uhr fortgesetzt
werden solle.

Fcllenberg unterstützt die MchrbeitSmeinung deS Bande-
parlements, indem er jedoch über die Richtung von Bern nach
Zollikofen vorschlägt, nicht über Worblaufen zu gehen, weil sich

da der Ausführung der Arbeit große Nachtheile und Schwierig,
keilen darbieten. Der Redner begreift nicht, warum man nicht
die Richtung vorziehe ein wenig rechts von Neichcnbach nach
der Tanne, wobei man mit bedeutender Abkürzung nach Buchsee
komme, und wo die Schwierigkeiten der Ausführung weit geringer
wären alS im Worblaufcnthale. Demnach stellt der Redner den

Antrag, das Baudcpartement mit der Untersuchung zu beauft
tragen^ ob nicht die angegebene Richtung über Neichcnbach
derjenigen über Worblaufen vorzuziehen wäre.

Neukom unterstützt ebenfalls den MehrheitSantrag deS

BaudepartementS, indem er beifügt: Ich begreife nicht, wie
man darauf verfallen konnte, von hier nach Aarbcrg eine solche

Linie vorzuschlagen, wodurch die meisten Ortschaften abgeschnit.
ten werden, und wo, wie ich mich selbst davon überzeugt habe,
eS unmöglich ist, eine ebene und gerade Straße zu machen.
Hingegen läßt der Vortrag glauben, eS handle sich sogleich um
die ganze Straße biö nach Bözingen; da nun aber zweckmäßig
scheinende Vorschläge von Viel u. s. w. eingelangt sind, so

wünsche ich, daß zwar der Grundsatz deS BaudepartementS
angenommen werde, aber für einstweilen nicht welter als von hier
biö auf die Lyßstraße.

Stettler. DaS Baudepartcment legt uns heute zum erste«
Mal ein eigentliches Slraßcni'ystem vor, wofür wir ihm Dank
schuldig sind. Bis jetzt tappte der Große Rath bei allen wich,
tigen Fragen dieser Art im Dunkeln, er hatte keine allgemeine
Uebersicht. Nun soll man aber den Anlaß, wo dieser Vortrag
im Allgemeinen zur Sprache kömmt, benutzen und nach allge.
meinen Grundsätzen und nicht blos stückweise verfahren. Den
bisherigen Erfahrungen zu Folge ist der Große Rath sehr oft
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namentlich im Kostenspunkt« irre geleitet worden (der Redner
«itirt als Beispiel die Bielerseestraße). Wer garantlrt unS/ daß
Hit diesem heutigen Projekte nicht daS Gleiche geschehen wird?
Bei Straßen von solcher Wichtigkeit fragt es sich: welches ist
Sie nützlichere Straße, und welches sind die Kosten? Ferner:
sind die Kosten im Verhältnisse zu dem Nutzen? Damit nun
der Große Rath bet diesem Anlaße ein System aufstelle und
nicht abermals irregeführt werde (ich will damit dem Baude,
parlement keinen Vorwurf machen, Irren ist menschlich); so
wäre es höchst wichtig, daß der Große Rath vorher gesetzliche
Vorschriften aufstellte, wie es bet den Landabrrelungen und da-
tzerigen Kostenberechnungen gehalten werden solle; denn namentlich

hier ist der Große Rath irregeführt worden, indem die
Landentschädigungen nachher gewöhnlich viel theurer ausfielen,
«lS man unS anfangs vorgespiegelt hatte. In andern Staaten,
«nd so auch in einzelnen Kantonen der Schweiz, hat man daher
sogenannte Expropriationsgesetze, und ich nehme die Freiheit
darauf anzutragen, daß, bevor man jetzt einen allgemeinen Be.
schluß fasse, der Regierungöralh dem Großen Rathe den Ent.
wurf eines ExpropriationSgesctzcs vorlegen solle.

Stockmar, Regierungörath. Ich unterstütze die so eben
für Nichteintreten gefallenen Metnungen, sei es aus den
schon angebrachten, sei es aus andern Gründen, die ich
hier anbringen will. Die exekutiven Behörden bringen uns ein
Projekt, über welches sie in ihren Meinungen ganz getheilt
find. Nach der einten Meinung deö Baudepartcments soll die
Straße von Bern nach Aarberg und Nydau korrigirc und zum
Rang einer Straße erster Klasse erhoben werden; dabei bringt
sie zwei Pläne, den einen von Herrn BaezynSkt, den andern
von Herrn Lehmann. Mit der andern Ansicht will man eine
neue Straße in die Lyßstraße ausmünden und durch Lyß selbst
gehe» lassen. Diese Meinung zerfällt wiederum in drei Unter-
abtheilungen. Bei allen diesen Ansichten werden sehr kostspielige

Brücken öthig, und doch wird unS kein Kostenüberschlag
derselben vorgewiesen. — Dazu kömmt noch, daß auch der
Regierungörath in seinen Ansichten ganz getheilt war. AIS der Ihnen
heuce vorgelegte Beschluß gefaßt wurde, waren, so viel ich
glaube, nur li Mitglieder anwesend, diese waren ganz getheilter
Meinung, so daß daS Präsidium den Auâschlag geben mußte.
Sie sehen demnach, wie sehr in dieser Angelegenheit die Ansichten
Oweichen. Endlich sind auch, seitdem jener Beschluß gefaßt worden
ist, Bittschriften vom Seeland und vom Handelsstand in Viel
Angekommen, welche verdienen, beachtet zu werden. Jnsonder-
heit ist die letzte aller Aufmerksamkeit würdig, es wird darin
angedeutet, daß man, selbst mit Beibehaltung der Lyßstraße,
nicht nöthig hätte, andere wichtige Ortschaften, die an der alten
Straße liegen, abseits zu lassen. Dieß sind alles Punkte, welche
der Prüfung werth sind. Deßhalb trage ich darauf an, daß
der Große Rath, wie eö in andern Fällen geschehen ist, eine
Kommission ernenne, mit dem Auftrag, diesen Gegenstand noch
einmal zu prüfen und die eingelangten Vorstellungen zu berück-
sichtigen, und daß dann erst neue Vorschläge vor diese hohe
Versammlung gebracht werden.

Jaggi, Oberrichtcr, unterstützt die Anträge der Herren
Grenier und Stockmar, indem er namentlich das bei der Bie.
lerseestraße in Betreff der Landcöentschädigungen beobachtete
Verfahren rügt.

Fueter schließt sich dieser Meinung ebenfalls an, nament.
Hch wegen der von einer Aktiengesellschaft beabsichtigten Erbauung
einer Brücke bei'm untern Thore. ES könne dem Staate nicht
gleichgültig sein, ob ein solcher Bau ihm zur Last falle oder
nicht, daher solle man nicht eintreten, bevor man wisse, ob die
Brücke wirklich zu Stande komme, sonst könnten die Kosten
der Lyßstraße viele» Mitgliedern leicht theurer erscheinen, als
sie sich dann für den Staat wirklich belaufen werden, und so

von dieser Unternehmung abschrecken.

v. Sinner, Major, stimmt wie Herr Sttttler, vermißt
aber bei den zu Gunsten der alten Richtung eingelangten Peti-
tionen die durch das Gesetz vorgeschriebenen Ancrbtetungen von
Land u. s. w. Uebcrdicß könne die Lyßstraße nicht bis Bözin,
gen fortgesetzt werden, bis nach Vollendung der KorrcktionS-
arbeiten an der Aare und Zchl. Der Redner will daher heute
nicht eintreten.

Obrecht unterstützt ebenfalls den Antrag des Herrn
Sttttler. Anno 1830 verlangte man nicht Straßen nach allen
Orten hin, sondern Erleichterungen hinsichtlich der Zehnten
u. s. w. u. s. w. Wenn wir nun also beschließen, es solle eins
Straße gemacht werden über Aarberg und eine über Lyß u. s. w.,
so muß das zuletzt zu neuen Steuern und Abgaben führen und
zu großer Unzufriedenheit. ES ist ohnehin schon Unzufriedenheit

genug wegen des Patentsystems. Ich finde beide Straßen
nöthig und noch viele Andere auch; aber ich möchte zuerst die
bereits beschlossenen Straßen ausbauen, und erst dann neue
machen. DaS ist dann in sechs Jahren auch wieder gut, und
ist in zehn Jahren wieder gut. Seit Anno 1330 sind mehr
Straßen erkannt und gemacht worden als vorher in hundert
Jahren.

Vermeille. Den vom Herrn Regierungsrath Stockmar
vorgebrachten Bemerkungen möchte ich noch beifügen, daß keine
Belege vorliegen, die uns zeigten, wie hoch die Kosten der
vorgeschlagenen Projekte sich belaufen könnten.

Wehren. Wegen der Wichtigkeit des in Berathung kk-
gcnden Gegenstandes glaube ich, die Frage über das Eintreten
sollte zuerst entschkeden werden, weil dadurch das Baudeparte-
ment, die verschiedenen Ansichten über das vorliegende Straße«,
system zu erfahren, Gelegenheit fände. Von den verschiedenen
Slraßcnyerbcsserungen, die auf Straßen erster Klasse als
nothwendig dargestellt sind, liegen für eine einzige, nämlich für
diejenige zu besserer Verbindung der Stadt Bern mit dem Jura,
die nöthigen Vorarbeiten so weit vorgerükt hier vor, daß
darüber ein Beschluß gefaßt werden kann. Daß diese Straßenverbesserung

wirklich dringend nöthig ist, wird Niemand bestreiken,
der sie kennt, aber daß diejenige von Bern nach Murten itssS

Waadtland nicht wenigstens gleichzeitig, zur Beschlußnahme
reif, vorliegt, sondern allen andern nachstehen soll, darüber
muß man sich verwundern, so wie auch darüber, daß es den
Anschein hat, die Straßenstrecke von Bern nach Freiburg über
ThöriShauS solle auch noch vor derjenigen zwischen Bern «nd
Murren verbessert werden. Diese, die Straße von Bern nach
Murten in'ö Waadtland, gehört zu den allcrwichtigsten unsers
Landes, sowohl in Rücksicht des Personen- und SachenverkehrS
im Allgemeinen, alS auch ganz vorzüglich in Rückficht des
StaatSeinkommcnS, das in Zoll-, Ohmgeld - und Postener-
rrag durchschnittlich im Jahr bis auf 200,000 Fr. ansteigt.
Dessen ungeachtet gehört diese Straße auch noch zu den aller-
uncbenstsn und unregelmäßigsten; sie bietet vom ersten Stund-
stcin von Bern weg, innerhalb fünf Stunden, ein unausgesetztes
Steigen und Falle» dar. Ich gedenke hier der langen und
steilen Brünnenrain., Riederenberg-, Längägerten-, Allenlüf-
tcn-, Gümmincn-, Rtyenbach-, Bibercnberg-,. Biberen- und
Murtenholzstütze: die an einzelnen Stellen is^ Gefäll, wenn
nicht übersteigen doch auch erreichen, so daß schon die abgetretene

Regierung das Bedürfniß dieser Straßenverbesserung ge-
fühlt und die nöthigen Vorarbeiten im Jahre 1830 zur Be-
schlnßnahme fertig hatte, daher man sich wirklich verwundern
muß, daß diese Straßenkorrcktion der jetzigen Landesbehörde
vorbehalten blieb, und daß so viel andere Slraßenverbesserungen
ihr vorangegangen. Bei diesem Anlaß muß ich den Wunsch
auSsprcchen, dem hohen Stand Freiburg möchte hinsichtlich der
Straßenkorrektion über ThöriShauS nach Freiburg die hiersei-
tige Beistimmung nicht ertheilt werden, bis diejenige von Bern
nach Murten definitiv beschlossen ist. Denn wäre einmal diese
Korrektion über ThöriShauS und die beschlossene Straße von
Chatel nach dem belebten Viviö gemacht, so hätte Freiburg
gerade, was eS wünichen muß, nämlich die schönste Straße von
Bern durch seine Hauptstadt und durch daö Herz des Kantons,
so daß die vielen Waaren, besonders Weine, die jetzt von Aelen,
WalliS und dem Reifthale in und durch unsern Kanton geführt
und zu Gümminen verzollet werden, dennzumal durch den gan-
zcn Kanton Freiburg transittren und die Zollstattcinnahme beir
Sensenbrücke, auf Kosten derjenigen zu Gümmincn, verdoppeln
würden. Somit glaube ich, hinlänglich dargethan zu haben,
wie nöthig die Straßenverbesserung von Bern nach Murten, und
wie sehr dieselbe im Allgemeinen und nicht etwa blos im
Interesse einzelner Ortschaften ist. Eine Straße erster Klasse, auf
der dem Staate innerhalb fünf Stunden jährlich 200,000 Fr.



eingehen, die überdies eine benachbarte Landesgegend besser mit
MS verbindet, welche uns in Rücksicht auf Sitte, Sprache
und Religion gleich kommt und uns als gute Nachbaren ansieht,

eine solche Straße lohnt sich der Verbesserung, besonders bei

der Aussicht, daß daherige Kosten durch den vermehrten Ertrag
in kurzer Zeit gedeckt würden. Ich stimme zu dem Antrage der

Herren Stockmar und Jaggi mit dem Wunsche, daß die Noth,
wendigkeit der Straßenverbesserung von Bern nach Murtcu aus.

gesprochen werde.

v. Jenner, Regicrungsrath. Bis jetzt habe ich noch kein

Mitglied des Regierungsrathes über diesen Gegenstand gehört,
worüber man allerdings sich.verwundern kann; allein ich glaube,

man observirt einander und will nichchum voraus reden, sondern

lieber antworten, wenn Andere zuerst geredet haben. Ich will
nun die Freiheit nehmen, diejenigen Gründe zu entwickeln, welche

mich bewogen haben, zur Minderheit zu stimmen. Man hatte

uns im Regierungsrathe zwei Hauptrichtungen für die Straße
nach dem Scclande u. s. w. vorgelegt, nämlich gegen die Lyß-

straße, und aus der andern Seire ungefähr die Richtung der

bisherigen Aarbergerstraße. Man sagte uns, es sei ein wesent-

licher Fehler der Straßenbaukunst, eine solche Straße erster

Klasse über Berg und Thal zu führen, während cS möglich sei,

sie ganz durch die Ebene zu leiten; man müsse daher die bisherige

Richtung ganz verlassen und eine andere Gegend wählen. Es

fragt sich: ist dieser Grundsatz richtig? Ich meinerseits könnte

nicht finden, daß für die einzelnen Gegenden eines Landes gesorgt

sei, wenn man die Straßen so führt, daß sie keinen einzigen

Ort dieser Gegend berühren. Die Straßen sind hauptsächlich
und vor Allem aus Verbindungsmittel zwischen den einzelnen

Gegenden und Ortschaften, und eine solche Hauptstraße muß

doch wenigstens die Hauptorte einer Gegend berühren. Anstatt
dessen will man nun eine Straße, die keinen einzigen Hauptorl
berührt; also kann dieselbe gar nicht den Wünschen und Bedürft
uissen der betreffenden Gegend entsprechen. Eine Straße nach

dem Seelande, welche weder Aarbcrg, noch Viel oder Nydau
berührt, wird zur Folge haben, daß wir noch eine besondere

Straße durch diese drei Ortschaften haben müssen. Das sieht

das Baudepartement selbst ein, darum sagt es, die alte Straße
müsse nichts desto weniger korrigirt werden, aber als Straße
zweiter Klasse. Also will man eine neue Straße und parallel
damit die alte korrigiren; das, Tit., giebt doppelte Kosten.

Ich habe darum gefunden, man solle zuerst mit der Korrektion
der alten Straße anfangen, da ja daö Baudepartement selbst

findet, dieselbe sei nöthig; dann wird man bald sehen, ob eine

neue Straße noch immer nöthig ist oder nicht. WaS nun die

neue Straße betrifft, so bringt man unS da eine ganze Menge
Berechnungen, wobei aber allerhand Sachen vergessen sind. Zuerst
die große Brücke beim untern Thor in Bern, mag dasselbe nun
bleiben, wo es ist, oder aber zum Kornhause verlegt werden.

Ja, Tit., eine solche Brücke ist keine kleine Sache; sie wird
auf jeden Fall wenigstens Fr. 600,000 kosten, ohne die
Entschädigungen, welche hier in Bern bedeutend sein werden; also

muß man wenigstens eine Million für die Brücke nehmen. Ich
weiß nicht,, ob dieselbe von Aktionärs gebaut werden soll, oder
ob sie dem Staate auffallen wird. Im ersten Falle hangen Sie,
Tit., immer mehr oder weniger von dieser Aktiengesellschaft ab.

Eine zweite Sache ist eine neue Brücke bei Lyß über die Aare,
wovon unS ebenfalls keine Sylbe gesagt wird. Diese wird
ebenfalls nicht wenig kosten, und, nachdem wir bis jetzt immer
so theuer gebaut haben, werden wir schwerlich auf einmal dazu
gelangen, wohlfeil zu bauen. Man sagt uns nicht einmal, wo
diese Brücke stehen soll. Diese Frage ist nahe verwandt mit der
EntsumpfungSangelegcnheit, und wir können daher keine Brücke
über das gegenwärtige Aarcnbett machen, denn wir wissen nicht,
wo alsdann das neue Aarenbett hinkommen wird. Eine dritte
Brücke ist nöthig über die Zihl; auch diese wird mit keiner Sylbe
erwähnt. So sind also drei Brücken im Projekte ausgelassen
welche ungeheure Summen kosten werden, und von denen man
noch nicht einmal weiß, wo sie stehen sollen. Aus diesen Grün-
den habe ich gefunden, die ganze Sache sei noch nicht ausge.
arbeitet und intcmpcstiv. Ich bin Präsident der Postdirektion;
erlauben Sie mir also/ Tit., auch diese Seite ins Auge zu fassen.

Wenn die Post von Bern nach Soneeboz auf der neuen Straße
fahren soll, wo keine Ortschaften sind als Münchenbuchsee und
Lyß, wie sott sie dann die Briefe u. f. w. nach Viel, Nydau u. f. w.
hinschaffen. Also wird die Post immerhin die alte Straße befahren
müssen, aber dann ist die neue Straße für den Postvcrkehr ohne
Nutzen. Ein dritter Punkt, warum ich heute nicht eintreten
will, betrifft die Geldfrage. In dieser Beziehung ist in Betreff
der Linie über Aarberg nichts ausgearbeitet, was nothwendig
gemacht werden muß, bevor der Große Rath darüber entscheiden
kann. Ich will Ihnen, Tit., nicht mit dem Umstände beschwer,
lich fallen, daß cS auch für die Stadt Bern nicht ganz zweck-
mayig ware, den Verkehr mit beiden Richtungen, dem See.
lande und dem untern KantonStheile, durch das nämliche uchor
zu leiten. Wer gesehen hat, welches Gedränge von Fuhr,
werken u. f. w. an Markttagen bei den Thoren entsteht, wird
sich hicvon leicht Überzeugen. ES ist noch ein anderer Punkt
da, warum ich nicht eintreten will. Ich habe im RegierungS-
rathe die Berechnungen der Distanzen und Gefälle, welche im
Vortrage enthalten „nd, angreifen gehört, indem behauptet
worden ist, mehrere dieser Angaben seien bedeutend irrig Wie
sich dieß verhalte, weiß ich nicht, aber man soll diese Angaben
vertfiziren lassen, bevor ich zum Antrage stimme. In diesem
Cahier da habe ich zu meinem großen Vergnügen die Kosten-
àch"UNF''/»r d.e neue Straße gesehen. Ich habe da qe-sehen, daß die Erdarbettcn zu. einem Rappen per Kubikschub
berechnet sind. Ja, Tit., wenn man so rechnet, so begreife
ich eö gar gut, daß unsere Scraßcnbauten nachher immer drei,
blö viermal mehr kosten, als vorher angegeben worden. Daßmit eilf Rappen eine ganze Bänne Erde tranSportirt werden
könne u. s. w., das wird man mir nicht in den Kopf bringen,
und Ihnen, Tit., auch nicht. Eine andere Frage ist die Ent-
schädigungSfrage. Ich finde da wohl vorläufige Aestimationen
»n dem Cahier, aber weiter nichts, - Aestimationen von drei
viertel biS höchstens vier Rappen per Schuh. Nun haben wiraber schon zehn Kreuzer und mehr bezahlen müssen, also glaube
ich wieder nicht, daß wir daö Land um den angegebenen Preis
bekommen werden. Somit sind alle angegebenen Berechnungen
irrig, und die Summen werden sich nachher unendlich höher bc.
laufen, als die Rechnungen eS wollen erwarten lassen. Alles dieses
hat mich zu dem Schlüsse geführt, daß die vorgeschlagene neue
Straßenlinie dem Staate nicht frommen könne, daß man c'ne
Straße anfangen wolle, die nicht reif dazu ist, daß man eine
Straße anfangen wolle, die wir vielleicht entbehren könn-n,
und daß man hintendreln nichtsdestoweniger die Straße nach
Aarberg korrigiren müsse, welche wirklich unter aller Kritik ist
Korrigiren wir aber vorerst die alte Straße, so brauchen wir
alle die neuen Brücken nicht, und es werden auch keine Ort.
schaften abgefahren. Darum glaube ich, man solle vor Allem
aus diese Srraße korrigiren und dann sehen, ob eine neue
nachher noch immer nöthig sein wird. Ich stimme also ent.
weder dahin, die Straßenlinie über Aarberg gehörig devisiren
zu lassen, oder aber zuerst eine Kommission zur Nntersnchuna
der Sache niederzusetzen.

Kernen von Münsingen. Wir wissen aus Eif.ihrung, Tu
wie betheiligr bei dergleichen Fragen Personen und Ortschaften
oft sind, und gewiß ist eine gründliche Untersuchung hier sch>-
wichtig. ES ist dieß aber nicht bloß Sache des Baudepartc-
meuteS, sondern auch des DcparrementcS des Innern, indem
bei solchen. Straßen die Oekonomie des ganzcàandeS
berücksichtigt werden muß. Diese Oekonomie zu berücksichtigen, ist
nun eben die Sache des Departements des Innern Es dürfte
daher vielleicht zweckmäßiger sein, das Departement des Innern,
anstatt eine besondere Kommission, mit diesen Untersuchungen
zu beauftragen, indem es sich überhaupt fragen dürfte, ob eine
aus Mitgliedern des Großen Rathes zusammengesetzte Komnnft
sion ganz entsprechen könnte.

Herrenschwand, Regierungsrath. Die von Herrn R--
gierungsrath Jenner geäußerte Ansicht enthebt mich, in dieser
Sache ganz weitläufig zu sein. Ich soll dabei anfangen, Ihnen,

zu sagen, wie die Sache einen Gang genommen hat brs
auf den heutigen Tag, Zu allen Zeiten, so lange ich zurück-
denken kann, hat die Gegend von hier nach Aarberg und dem
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Seelands, wozu ich vornämlich die Bezirke Erlach und Nydau
rechne/ immer nach einer bessern Straße verlangt. Dieser Wunsch
ist nie realisirt worden. Bon Anno 1802 bis 1830 sind mehrere

Straßenvcrbessernngen im Kanton gemacht worden/ aber
obschon die alce Regierung laut lhrcm VerwaltungSbcrichte tn
vielen Fällen das Motiv ausgestellt hatte/ daß wo eine Straße
ein Gefalle von mehr alö 16 habe'/ sie korrigirt werden solle;
so ist daö nur der Straße von Bern nach Aarberg nie geschehen.
Wenn man diesen Verwaltungöbericht lieSt/ so wird man finden/
daß bis zum Jahre 1330 viele Straßen/ welche 16 °/g und
darüber Gefalle hatten/ korrigirt worden sind/ so am Srrätt-
lingerhügcl/ im Amte Schwarzenburg/ zu Word u. f. w. Darum
kann ich nicht begreifen/ warum man biö jetzt die Verbesserung
der Aarbergerstraße nicht für nöthig gehalten hat/ da doch die-
selbe zu Folge der von den Herren Gerber und Baczynöki im
Jahre 1834 aufgenommenen Tabelle von Bern bis Aarbcrg an

zwei Orten nicht nur 16, sondern sogar 17 ?s) Steigung hat.
Ungeachtet dieses dringenden und nie befriedigten Wunsches hat
sich diese' Gegend immerhin so ruhig aufgeführt und alle Pflichten
so gut erfüllt/ als andere Gegenden; allein dieser unerfüllt ge-
blicbcne Wunsch mochte vielleicht dazu beigetragen haben /
daß man dorr im Jahre 1831 die Aenderung der Regierung
nicht so ungern sah. Im Jahre 1832/ wo so viele Srraßen-
baubegchren von allen Seiten einlangten/ hat diese Gegend stille
geschwiegen/ woran ich vielleicht Schuld bin/ indem ich bei

gehabten Anlässen immer sagte/ die Regierung habe jetzt alle
Hände voll zu thun und werde/ wie ich nicht zweifle/ so bald
alS möglich Abhülfe schaffen. Ich bereue cS jetzt/ daß ich da-
malS so geredet habe; hätte ich angerathcii/ zu pressircn, so

würde die Straße sehr wahrscheinlich nicht nur erkennt/
sondern bald ausgebaut sein. So verhält sich daS/ Tit. Im Jahr
1834 endlich wollten die Gemeinden dieser Gegend nicht länger
warten/ sondern kamen mit einer gut abgefaßten Vorstellung
ein. Da die Sache liegen blieb/ so langten im Jahre 1836
abermals zwei Vorstellungen ein/ welche von sehr vielen
Gemeinden unterschrieben waren. Allein auch diesen Vorstellungen
wurde keine Folge gegeben/ so daß im Jahr 1837 eine neue/
von zwanzig Kirchgemeinden unterschriebene Vorstellung einkam.
Ich will daS Verzcichniß derselben ablesen/ weil man gar oft
gesagt hat/ diese Straße diene gar Wenigen/ nur die und die
stecken dahinter u. s. w. Die Sache verhält sich ganz anderö/
Tit./ darum will ich ablesen/ wer diese Straße wünscht und
fordert/ und wer daran hängt. (Der Redner lieSt die Namen von
zwanzig unterschriebenen Gemeinden ab.) Diese Gemeinden/
Tit./ welche sammt und sonderS eine beträchtliche Einwohnerschaft

haben/ erwarten den Entscheid des Großen Rathes mit
Ungeduld. Aber nicht nur für diese Gemeinden ist die Straße
nothwendig/ auch die Stadt Bern ist im beständigen Verkehre
mit diesen Ortschaften/ und ich sage nicht zu viel/ wenn ich
behaupte/ daß die Stadt wenigstens zum vierten Theile von jener
Gegend her verproviantirt^ werde. Aber nicht nur die Stadt/
auch Köniy/ die Aemter Schwarzenburg und Sefngen u. s. w.
sind oft und viel im Falle/ diese Straße zu gebrauchen. Also
ist eS nicht dieses oder jenes Dorf/ dieser oder jener Bezirk/
diese oder jene Person, welchen diese Straße dienen soll/
sondern es ist eine sehr große AuSgcdehntheit unsers Gebietes.
Warum wünschen nun alle diese Gegenden so dringend eine
Verbesserung der Straße? Ich habe schon angeführt/ daß
dieselbe stellenweise ein Gefalle hat sogar von 17 °/g. Dieser Saal
da mag meinetwegen 60 Fuß breit sein/ also müssen wir auf
dieser Distanz S Fuß und mehr steigen. Stellen Sie sich vor/
Tit./ was daS aus einer solchen Straße heißen will. Daher
will ich sonderheitlich zur Winterszeit an einigen Stellen dieser
Straße lieber aufwärts als abwärts fahren / und es ist sich nicht
zu verwundern/ wenn aus einer solchen Straße/ wo so viele
Fuhrwerke fahren / von Zeit zu Zeit Unglücksfälle sich ereignen.
Wird nun diese Straße viel oder wenig gebraucht? Ich will
ablesen/ Tit., was laut der neuen Schweizerzeitung vom 7.
Mai 1830 an Einem Tage/ nämlich am 27. April 1830/ freilich
einem Nachmarkt/ beim Aarbergerthor ein- und ausgegangen
ist: Menschen 9337/ einspännige Fuhrwerke 336, zwcispännige
107/ dreispännige 33/ vierspännige 9/ also Gesammtzahl der
Fuhrwerke an Einem Tage 486 ; überdieß wurde eine große
Zahl Vieh aller Art an diesem Tage durchgeführt. Nach einer

im Jahre 1834 vorgenommenen Zahlung passirten während einer
gewöhnliche» Woche über die Ncubrücke: Menschen 7264, Fuhr,
werke aller Art 1168 und dazu noch eine große-Anzahl Vieh,
kleines und großes Vieh, Pferde u. s. w. Wenn, wogegen ich
nichts einzuwenden habe/ die Sache an eine Kommission zu
näherer Untersuchung zurückgeschtckc werden sollte/ so wünsche
ich dann daß man eine nochmalige Zählung der durchpassircnden
Menschen und Fuhrwerke vornehme; denn je genauer man das
Alles kennt/ mit desto größerer Zuverläßigkeit kann man nach,
her darüber absprechen. Im NcgterungSralhe sind die Stimmen
über den Antrag inne gestanden, und Herr Schultheiß von Tavel
hat/ al'L Präsident/ für die Minderhcitömeinung entschieden. Der
Rapport des BaudcpartcmenteS ist, so viel er die Beschaffenheit
und Lage der jetzigen Straße betrifft/ ziemlich gerecht und der
Wahrheit angemessen, und daS Baudepartement sägt darin selbst/
daß die Straße von hier nach Aarberq ohne anders der
Verbesserung bedürfe. ES heißt darin: (der Redner zitirt hier,
was auf Seile 9 des gedruckten Rapportes darüber gesagt ist
Also ist über die Nothwendigkeit der Korrektion nur Eine
Stimme. Aber wie kann man auf der einen Seite sagen: die
Verbesserung ist absolut nothwendig, und dann doch antragen,
diese Verbesserung solle nicht Statt finden, sondern es soll eine
ganz andere Scraße gemacht werden? Ist das Konsequenz, Tit.?
Ich hebe aus dem Vortrage ferner heraus, was auf Seite 11
über die vorgeschlagene neue Straßenlinie gegen Lyß gesagt ist,
nämlich, daß wenn die ganze Straße ihre Wichtigkeit behalten
soll, auch die drei Stütze von Bözingcn bis Reuchenelte, von
Sonceboz gegen Pierre-Periuiö und von da nach DachSfelden
hinunter korrigirt werden müssen. Nun liegt über den ganzen
Theil der Straße von Lyß nach DachSfelden kein Dcviö vor.
Dieser Theil wird aber ungeheure Summen erfordern, und
wenn wir heute A sagen, so müßten wir später auch B, C,
D u. s. w. sagen. DaS wäre sehr bedauerlich; denn wenn wir
auch dieses Opfer bringen, so wird diese Straße doch nie die
Wichtigkeit bekommen, welche man ihr geben möchte. Transic-
straße ist sie keine, giebt sie keine und verdient diesen Namen
nicht. Darüber will ich anführen, waö nicht ich, sondern waS
der Herr Oherzollverwalter auf Ansuchen deö Herrn Straßen-
ingenteur Müller einberichtet hat. Aus dem daherigen Tableau
ergiebt sich, daß einerseits der Verkehr auf der Straße von
Grellingen gegen Münster, Viel und in den alten KantonSthcil
sehr unbedeutend ist, und anderseits die auf dieser Straße ein.
geführte Waare, tn einem Jahr) nur 34g Centner beträgt,
und gar mchtS ausgeführt wird. Was die Einfuhr der Waare
über die Straße von Boncourt, Pruntrul und tn den alten Kanton
betrifft, so beträgt solche 19 Centner. Ausfuhr ebenfalls keine.

Nun frage ich: ist eS der Fall, eine Straße, welche über
eine Million kosten wird, um eines solchen unbedeutenden/ ge-
ringen DurchpasseS willen, zu machen. Ich finde nein. Man
sagt freilich, daS BiSthum bekomme durch die neue Linie auch
eine gelegenere Straße nach Bern u. f. w. Dieß gebe ich zu;
allein ich darf nichts destowcniger hoffen, daß das BiSthum
nichts dagegen haben werde, daß man die alte Straße korri-
gire; denn so viel wir durch die Korrektion gewinnen, gewinnt
daS BiSthum auch, zumal die Einen, wie die Andern, anstatt
bisher 16 bis i? °/g, in Zukunft nur s «/g zu steigen und zu
fallen haben werden. Wenn man übrigens schon, wie darauf
angedeutet wird, die Straße gegen Lyß so anlegen wollte, daß
Nydau und Viel nicht abgefahren würden, so würden noch
immer herwärtö dieser beiden Städte 18 Kirchgemeinden nichts
von der neuen Straße haben- Ich soll noch aus einem andern
Grunde glauben, daß die Herren Depucirtcn des BisthumeS
nichts gegen die Korrektion der alten Linie einwenden werden,
weil sowohl unter den alten Negierungen als unter der
gegenwärtigen im Jura schon sehr bedeutende Straßenkorrektionen
und Neubauten gemacht worden, wie zum Beispiel die Korrektion

des Bözingenstutzeö, die zwischen Court und Münster, Buch
und Boncourt ic. ic., welche den Staat zusammen wenigstens
Fr. 400,000 gekostet haben mögen. In unsrer Gegend ist aber
noch nichts gemacht worden seit 98 Jahren, mit einziger
Ausnahme der Straße von Aarberg nach Siselcn, und doch hat
diese Gegend dem Staate von jeher weit mehr eingetragen, als
sie von ihm erhallen hat. Wäre eS also nicht traurig, wenn
an allen andern Orten Straßen gebaut würden, nur nicht in



dieser Gegend/ so daß also diese nur dazu dg wäre, um aus
ihren Beiträgen an die Staatskasse den andern Gegenden Straßen
bauen zu helfen? Ist etwa das Geld, daö man für die
verlangte Straße ausgeben würde, verloren? Nein, Tit., ^der

Staat würde direkt und indirekt Nutzen aus dieser Straße
ziehen, alldieweil die Biclerstraße ungeheure Summen kostet

und dem Staate neben dem noch großen Nachtheil bringt. Wird
die Aarbergerstraße korrigtrt, so wird die Post von hier bis
Aarberg wenigstens jährlich Fr. 2000 weniger kosten, und auch

der zukünftige Straßenuntcrhalt würde weniger kosten. Ueber,
dieß besitzt der Staat in dieser Gegend große Waldungen,, wozu
noch über 6uoo Iuchart Rcchtsamewälder kommen, welche dann
sämmtlich weit mehr als bisher abtragen würden. Diese Be-
trachtungen, Tit., sind wahrhaftig nicht geradezu von der Hand
zu weisen, denn ich versichere, daß in keiner Gegend eine Straße
gemacht worden ist, von welcher der Staat so viel direkte und
indirekte Vortheile zieht, wie eS hier der Fall sein würde. Ein
Mitglied hat heute angebracht, cS seien keine Anerbieten von
den Bewohnern der Gegend gemacht worden. Ich soll Ihnen
aber anzeigen, daß von einigen Ortschaften ja freilich, Anerbte-
tnngen zu machen, beschlossen worden ist, und die meisten Lie-
genschastöbcsitzcr für das Land, über welches die Straße angelegt
werden soll, sehr niedrige Entschädnißpreise oder gar nichts
fordern, wie znm Beispiel die Stadt Aarbcrg circa 4voo
Schuh, und einige Partikularen ihr Land ganz nnentgeldlich
crlassen wollen, was ebenfalls als einen Beitrag an den Kosten
des Straßenbaues angesehen werden kann.

Nun muß ich noch darauf zurückkommen, daß im Jahr l83st
von den Herren Geometer Gerber und BaczynSki aus Auf-
trag des BaudepartemcntS eine KorrcktionSlinic anSgesteckt, auch

ein Plan darüber verfertigt worden ist. Sie hatten aber eine

solche Linie ausgewählt, daß man fast lieber die alre Straße
beibehalten würde, als eine neue, nach angenommener Rich-
tung, in großen Kosten erbauen zu lasse», die wenig Vortheil

gewährt hätte. Gute Gründe bewogen mich, beizutragen,
daß durch Hrn. Lebmann eine neue Linie anSgesteckt und in
Plan aufgenommen worden ist, zufolge welcher die Gefalle etwas
weniger, alles Uebrige aber nur 6 beträgt, und die Linie
um circa 1700 Fuß kürzer wird. Für diesen letzter» Plan hat.
der Staat nichts bezahlt, wohl aber für den erstem, welcher bei

Fr. isttto gekostet haben soll, und nun nicht mehr beachtet wird.
Was denn mein Landgut zu StuckiSHauS anbetrifft, so liegen
meine Gebäude gegenwärtig au der Straße in einer annehmlichen

Lage; nach meinem Plane kämen aber diese Gebäude weit
von der Straße weg, und eine Matte wird auf eine Nachtheil-
bringende Weise durchschnitten, nichts desto weniger wünsche ich
diese Korrektion, weil sie ein dringendes Bedürfniß ist und der
ganzen Gegend große Vortheile bringen wird. Ob ich nun
durch diese Handlungsweise den Vorwurf der Eigennützigkeit
verdient habe oder nicht, wird das Publikum entscheiden.

Ich bitte ab, daß ich so weitläufig war, und schließe
dahin, daß der Große Rath sich für den Grundsatz der Korrektion
der alten Straße auSspreche, sei es, daß man die Sache an
cine Kommission oder an daö Baudepartement zu noch näherer
Untersuchung zurückschicke, oder aber, daß man sogleich heute
eintrete; nun wünsche ich, daß die möglichste Beförderung dabei

Statt finde, denn die Leute warten mit Ungeduld auf die
Verbesserung.

Hunziker. Tit., man hat gegen das Eintreten bemerkt,
diese Straße errege von verschiedenen Seiten allerhand
Interessen, persönliche und lokale, verschiedene Wunsche von
Ortschaften und Gegenden, man müsse daher diesen Gegenstand
noch näher untersuchen. Aber, Tit., diese Sache wird später
jedenfalls noch einmal vorkommen. Die verschiedenen Interessen
werden sich später ebenfalls geltend machen und nicht ruhiger
als heute. Ich sehe also keinen Grund, warum der Gegen,
stand nicht heute zur Behandlung kommen sollte. Namentlich,
wenn man die Sache an eine GroßrathSkommission weisen wollte^
sehe ich den Gewinn davon nicht. Eine GroßrathSkommission
wird sich gewiß nicht in daS Technische mengen, da ist nur eine
Expertcnbehörde, das Baudepartement, im Falle, und die Sache
müßte also dahin gewiesen werben. ES ist auch bemerkt wor-
den, eS wäre sehr wünschenSwmh, daß ein ExpropriationSgesctz

vorher erlassen würde. Ich bin ebenfalls dieser Ansicht, daß
das wünschenSwerth wäre, aber doch muß ich bemerken,
daß bei einem solchen Gesetze daS Allermeiste von der Ausführung

und dem Takte dabei abhängt, und daß die gesetzlichen
Bestimmungen allein unS nicht vor allen denjenigen vergrößerten

Kosten sichern können, die wir erfahren haben. Ueb-
rigenS ist ein solches Gesetz eine der schwierigern Arbei-
ten und würde daS Eintreten in diesen Gegenstand auf lange
Zeit verschieben. Endlich sind gegen das Eintreten Gründe
vorgebracht worden, welche man hernimmt von der Aussicht
auf Erbauung von Brücken durch Aktionäre. Ich glaube, eS

handle sich heute um ganz ecwaS Anderes, um eine
Straßendirektion. WaS die Kosten betrifft, Tit., deren Berechnung
noch nicht genau vorliege, so gebe ich daS zu, aber heute han-
delt cS sich um etwas ganz Anderes, nämlich um eine Norm
zu einer wichtigen VerbindungSstraße im Kanton. Mir kömmt
eS vor, wenn dergleichen Sachen vorgelegt werden, solle mau
sie nicht einseitig zurückweisen. Es hat mir gar zu sehr geschienen,

Tit., eS herrsche die Tendenz vor, die Zurückschicbung
zur Hauptsache zu machen. Dem, Tit., könnte ich nicht bei-
stimmen. — Ich will nun auf den Gegenstand selbst eintreten.
Dieser kömmt mir als einer der wichtigsten vor? die noch sind
vorgelegt worden. Im Allgemeinen ist diese Straße eine Straße,
welche die wichtigsten Gegenden des KantonS verbindet, wichtig
durch ihre Schönheit, wichtig durch ihre Landeskultur, wichtig
durch ihren Reichthum; Wenn man dieses Alles in'S Auge
faßt, so wird man ganz sicher dem Projekte im Allgemeinen
eine Wichtigkeit beilegen müssen, die wenigen andern Projekten
bcige.egt werden kann. Für heute liegt nun diese Sache vor.
Ich glaube zwar, Tit., eS ließen sich noch andere eben so wichtige

Sachen vorlegen, ;. B. die Murtenstraße u. s. w. Allein
heute liegt nun vor ein Projekt zur Verbindung des Mittellan-
des mit dem Seelande und dem Jura, und eS handelt sich
gegenwärtig blos um eine Direktion, und zwar in der Mittel-
parthie des KantonS, also um Verwerfung der alten Parthie
und Annahme einer neuen Straße. Die Frage, die hiedurch
entschieden wird, ist wichtig nicht blos um dieser Verbindung
willen, sondern ihre Entscheidung gibt zugleich die Regel ab
für alle andern ähnlichen Straßenkorrcktionen. Wenn jetzt die
betreffenden Gegenden und Ortschaften, und wenn eS auch zwan-
zig wären, kommen und sagen: wir wollen nicht abgefahren
werden u. s. w., und wenn wir heute darauf eingehen, so
werden bei spätern Srraßenbauprojekten, auf dieses Beispiel ge.
stützt, andere ebenfalls kommen und sagen: für uns ist eS sehr
wichtig, daß wir nicht umfahren werden. Ja, Tit., wenn wir
bei unsern Straßenanlagcn immer auf diese und jene besondern
Interessen und Wünsche Rücksicht nehmen wollten, so würde
daS allen vernünftigen Grundsätzen des Straßenbaues Hohn
sprechen. ES ist daher wichtig und nothwendig, daß der Große
Rath heute eintrete. Einmal muß Bahn gebrochen werden; daß
es auf richtige und vernünftige Weise geschehen wird, darf ich
vom Großen Rathe getrost erwarten. Ich kehre daher zurück
auf die Frage, wie die bessere Verbindung des MittcllandeS
mit dem Seelande und dem Jura' gesucht werden solle. Nicht
daö ist die Frage: soll die Gegend zwischen Bern und Aarberg
abgefahren werden? Denn wenn auch eine neue Straße dem
Lußbache nach erbaut wird, so wird jene Gegend nicht abge-
fahren, sondern die bisherige Straße bleibt ihr, aber nur nicht
mehr als Haiiprstraße sondern als Straße zweiter Klasse. Da-
her ist der Schluß irrig, daß weil diese Straße dann nicht
Mehr Hauptstraße ist, ihr alle Aussicht auf Korrektion benommen

sei. Nun ist die Sache einfach. Das Thal der Aare
bi.det von hier bis gegen Aarbcrg eine sehr bedeutende Ver-
tiefung, begrenzt von gähe herabfallenden Hügelrcihcn. Auf
der andern Seite ist der Lyßbach. Zwischen diesen beiden
Gebieten ist eine Hügelreihe, welche sich einer Straße über Aarberg

immerfort in den Weg stellt, man mag die Richtung mehr
oder weniger rcchtS nehmen. ES bleibt also für eine solche
Straße kein anderer Auöweg als der, gerade die höchsten Höhen
zu umgehen, sich zwischen den verschiedenen Vertiefungen
durchzuwinden und so die Straße zu verlängern. Aber eine Straße,
welche durch dergleichen Opfer erkauft wird, und wo man auf
einer Distanz von vier Stunden immerfort steigen und fallen
muß, kann nie eine Straße erster Klasse sein. So wäre die



Slraße über Aarberg/ wie sie nach der Korrektion entstehen
würde/ beschaffen. Nehmen wir dagegen das Projekt des Bau,
départements. Diesemnach würde die Straße dem Lyßbache
entlang führen durch eine schöne Fläche und durch Gegenden/
welche auch noch zum Seelande gehören/ denn ich rechne nicht
blos die Bezirke Nydau und Erlach dazu. Jeder/ der daS Terrain

kennt/ wird sagen: wenn zwischen zwei Terrains gewählt
werden muß, so kann vernünftiger Weise nur dasjenige dem
Lyßbache nach den Vorzug erhalten. Dieses'Terrain ist über-
dieß bereits angenommen worden zu Verbindung dcö Oberaar.
gauS und Emmenthals mit dem Seclande. Damals haben sich
die nämlichen Stimmen/ wie heute/ zu Gunsten der Aarberger-
straße geltend gemacht, und der Große Rath hat dennoch die
angegebene Richtung angenommen. Wenn eö sich nun heüte
darum handelt, eine Verbindung der Hauptstadt und des Mtttcl-
landcs mit dem Seelandc zu erzielen, so fragt cS sich nun: soll
die bereits angenommene Richtung dem Lyßbache nach ebenfalls
als diejenige angenommen werden, welche sich zur Verbindung
des MittcllandcS mit dem Seelande u. s. w. geltend machen
soll. Der Entscheid ist sehr einfach. Man redet freilich von
den großen Kosten; aber diese sind in Absicht auf die Lyßstraße
bereits beschlossen. Man redet von Hindernissen wegen der
Landauökäufe, aber für die Lyßstraße ist das AlleS bereits vor-
Handen. Auf jeden Fall wird man also, auch wenn man ein
ExpropriattonSgcsey vorher erläßt u. f. w., allen diesen Uebel-
ständen nicht ausweichen, denn die Grundlage des neuen
StraßenprojekteS, die Lyßstraße, ist bereits erkannt. — Ich erlaube
mir noch, hinsichtlich der übrigen Bedenken wegen Abschneidung
der an der alten Straße gelegenen Ortschaften etwas beizuführen.
Tit., wenn Sie von hier die alte Slraße bis nach Aarbcrg
verfolgen, so treffen Sie mehr nicht als zwei Pfarrgemctndcn
au und dann am Schlüsse noch das Städtchen Aarberg. Nun
will ich Jedermann gefragt haben, ob Aarberg einen Mittelpunkt

bildet des Verkehrs im Scelande. Das wird Niemand
behaupten, und ich zweifle, ob ein einziges Waarcnmagazin
daselbst ist. Ganz verschieden verhält eö sich mit Viel. Während
Biel ein sehr stark besuchter Marktort und Mittelpunkt des see-

ländischen Verkehrs ist, ist Aarberg lediglich ein Durchgangspunkt/

welchem gbcr der Verkehr durchaus nichts zu verdanken
hat. Daher gestaltet sich dann bei der Fortsetzung der
Lyßstraße nach dem Jura die Frage ganz anders. Die Regel ist,
daß die Straßen dem Verkehr zu liebe errichtet werden, daß

also die Straßenerrichtung auf Viel gezogen, hingegen von Aar.
bcrg entfernt werden muß. Man hat bemerkt, schon vor anderthalb

Jahren, daß die Neubrücke, so wie das Aarbergmhor
einen Punkt bilde, welcher die Gegenden des Seelandeö
aufzunehmen bestimmt, und daher außerordentlich frequentirt sei, woraus
man den Schluß ziehen wollte, daß die Korrektion der Straße
über die Neubrücke durchaus nöthig sei u. s. w. Tit., dieser
Beweis kehrt sich ganz um, denn gerade wegen der großen
Frequenz der genannten Punkte kann kein Zweifel vorwalten, daß
man diesen Gegenden die Erleichterungen eines vernünftigen
StraßcnzugS geben soll; gerade darin, daß jährlich so,000 Fuhr-
werke durch das Aarbergerthor passiren, liegt der Beweis der
Nothwendigkeit eines neuen Straßenzuges durch jene Gegend.

Tit.! Da die Zeit, welche der Herr Landammann heute
Morgen bezeichnet hat, bereits da ist, so will ich nicht länger
aufhalten, sondern ich erkläre meine Ansicht dahin, daß ich
glaube, eö sei wichtig und im Interesse deS Landes, daß man
einerseits eine vernünftige Straßenverbindung nach dem Jura
errichte, daß man die Richtung dem Lyßbache nach hiezu
bezeichne, und daß dann das Baudepartement Plane für die
Verbindung zwischen Bern und der Lyßstraße und von Lyß nach
Bözingcn vorlege. Andrerseits glaube ich, der heutige Ent-
scheid sei deßhalb wichtig, weil die dadurch aufzustellende Regel
zu-gleicher Zeit die Regel sein wird bei jeder künftigen Kor-
rektion von Straßenzügen. Darum muß ich wünschen, daß

man die Frage nicht verschiebe, sondern daß heute eingetreten
werde u. s. w.

Da Herr Gerichtspräsident Rufen er noch zu sprechen
wünscht, so suSpendirt der Herr Landammann die Diskussion
bis um s Uhr.

Schluß der Morgensitzung nach 1 Uhr.
A

Z3



Nid. Z9.

Verhandlungen
d e 6

Großen Rathes der Republik B c r n

Ordentliche Wintersitzung. Erste Hälfte, 1837.

(Nicht offiziell.)

Fortsetzung der M o r g e n s i tz u n g.

(MoncagS den 20. November 1337/ Nachmittags um 3 Uhr.)

Nufener konnte/ des noch herrschenden großen Geräusches

wegen/ von uns nur unvollständig verstanden werden; er
stimmte für Niedersctzung einer Kommission/ um zu untersuchen/
welche Straßenkorrcktion unter allen denjenigen/ die früher
oder später gemacht werden müssen die nothwendigste sei. Der
Redner bezeichnet namentlich die Straße von Bern nach Murren

als die/ welche der-unverzüglichen Verbesserung vor allen
übrigen bedürfe.

Müller/ Negierungöstatthaltcr, stimmt wie Herr Regie.
rungSrath Siockmar. Wenn die Straße von hier in die Lyß-
straße heute beschlossen wird/ so folgt daraus nothwendig die
Fortsetzung der Letztem nach dem Jura. ES ist nun bereits
gezeigt worden, daß eS schlechterdings unmöglich sei, ehe die
Entsumpfung des SeelandeS und die Korrektion des AarenbecceS
stattgefunden hat, bei Lyß eine Brücke über diesen Fluß zu
bauen; sonst riSkircn wir, daß wenn Anno 18Z8 dort eine
Brücke gebaut wird, dieselbe Anno 1839 dann auf dem Trocke-
neu ist. Wer übrigens die Gegend von Schwadernau u. s. w.
kennt, weiß, daß dieselbe fast alle Jahre eine Zeitlang 6—K
Fuß tief unter Wasser steht. Da muß man also vor Allem auö
abhelfen, sonst ist die Straße zu Zeiten ganz unbrauchbar. ES
kann überhaupt nicht in den Absichten von Hochdenselben liegen,
eine so bedeutende Gegend, wie das Seeland ist, vermittelst
der Lyßstraße abzufahren. ES mögen für diese zwar viele Gründe
sprechen, aber eben so viele sprechen dafür, daß man vor Allem
aus sorgfältig untersuche, ob man die Straße von Aarberg so

ohne weitcrö verlassen könne. Der Redner stimmt zu Niedersetzung

einer Kommission.

Jaggi, RegierungSrath. Vor Allem aus muß man der
Frage in'ö Auge fassen, ob wir für den innern Verkehr sorgen
wollen, oder aber für den Verkehr mit dem Auslande. Nach
meiner Ansicht ist eö auf heurigen Tag zunächst um den innern
Verkehr zu thun, und ich müßte daher durchaus zu den
vorgeschlagenen Korrektionen stimmen und nur wünschen, daß die
Plane zu besserer Ausarbeitung zurückgeschickt werde». Wenn
man den Seeläudern in dieser Beziehung nicht enlsvricht, haben
sie allen Grund, unwillig und muthloS zu sein. ES scheint
mir, eS sei gleichsam darauf abgesehen, eine künstliche Aufregung

im Seclande zu erzeugen, indem man Viel, Nydau, Aarberg

u. s. w. von allem Verkehr verschroten will. — Fassen
wir dagegen die Frage in'ö Auge, ob man für den Verkehr
mit dem Auslande sorgen wolle; so möchte ich dann weiter
gehen, alS daü Baudepartement. Vorerst verweise ich aber auf
AllcS, was Herr RegierungSrath v. Jenner in Betreff der nöthig
werdenden Brücken gesagt hat. Dazu muß man die gegenwärtige

Brücke zu Nydau und Aarberg immerfort unterhalten, und
wenn eS dem Baudcpartemente wirklich Ernst.ist mit der
Bemerkung, daß für eine Straße von Bern nach Ncuenburg Aar-
bcrg zu weit rcchtS liege; so wird man dann links von Aarberg

eine neue Brücke über die Aare bauen und also auch, mit Ver-
lassung der unter der alten Regierung gebauten Ncucnburger-
ftraße, eine neue Richtung dahin wählen müssen. Sonst wäre,
was im Rapporte des BaudepartcmentS, Seite 27, hierüber
gesagt ist, nur in'S Blaue geredet. Wenn man denn hier beim
Kornhause eine Brücke baut, so werden die Oberländer auch
auf der andern Seite eine solche begehren. Wenn man übrigens

eine Transitstraße haben will, so kann man nicht hier in
Bern damit stehen bleiben, sondern ich will dann weiter, durchs
Oberland über die Gemmt, nach Italien. Dieser Straßenzug
ist von der Natur selbst vorgczeichncr. Ich wünsche daher auch,
daß man die Gemmi durchsteche, und ich darf diesen Wunsch
um so mehr aussprechen, da auch Andere auf ihre Gegend
Bedacht nehmen, wie z. B. die Vieler die neue Straße bei sich
vorbei führen wollen. Man hat Vermessungen darüber anstellen
lassen, welche auS Auftrag des BaudepartcmentS durch Herrn
Ingenieur Lüthard aufgenommen worden sind. Ein solcher
Straßenbau wird einen Einschnitt in den Felsen erheischen von
etwa 9000 Fuß. Dieß wäre sehr gut zu machen. Davon habe
ich mich letzten Sommer auf einer Reise m'S WattiS persönlich
überzeugt. Wenn man eine eigentliche Transitstraße will, so

muß man vorerst diejenigen Parthien davon anlegen, welche
die größten Hindernisse darbieten, also im Jura und im Ober,
lande. Ist man einmal'mit diesen im Reinen, so wird man
dann im Mittellande auch bald im Reinen sein. Sonst machen
wir eS gleichsam wie Einer, der zuerst den Brunnen setzt und
erst nachher fürS Wasser sorgt. UebrigenS ist eö dann gar nicht
gesagt, daß man durch die Stadt Bern müsse; man kann auf
der Seite durchfahren und das Kaufhaus u. f. w. dort anlegen.
AlSdann wird auch nur eine Brücke nöthig und nicht zwei.

Ans allen diesen Gründen trage ich darauf an, daß mau
auf heutige» Tag den Grundsatz der Korrektion der Aarberger-
ftraße aufstelle, die Plane aber an das Baudepartement zur
Vervollständigung zurückschicke. Daö Baudepartement eignet sich
besser dafür als eine besondere Kommission. DaS aber möchte
ich dem Baudcpartemente noch überdies; auftragen, auch auf
den gegen WalliS zu liegenden Theil Rücksicht zu nehmen.

Sträub. Herr RegierungSrath Stockmar wünscht eine
Expertenkommission aus dem Großen Rathe. Ich glaube aber
nicht, daß alle Fähigkeiten gerade im Großen Rathe seien;
daher wünsche ich eine Kommission, deren Mitglieder allenfalls
auch außer dem Großen Rache gesucht werben können. Ucbrt-
genS bin ich dem Baudcpartemente Dank schuldig, daß eS uns
endlich einen Antrag bringt zu einer Straße, welche vom Mit-
telpunkte deö KantonS ausgeht und nicht blos für die äußersten
Enden bestimmt ist. Unsere bisherigen Straßenbantcn sind

immer nur den Nachbarn zu Gute gekommen und nicht uns
selbst. Man sagt unS, wie daS eine Transitstraße geben solle

u. s. w., und ein früherer Redner hat unS da von Theorien
berichtet, an welche man sich halten müsse.' Meine Sache gebt
nicht so hoch, ich nehme sie ans der Praxis. Ich kann diese

Srraße für keine Trausitstraße halten, gehe sie nun über die
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Neubrücke oder unten durch; sondern sie wird immer eine bloße
Kommunikationsstraße sein. Hingegen eine Transitstraße ist die
nach Murten. Diese sollen wir vor Allem aus begünstigen,
denn sie trägt am meisten ein und bleibt am längsten auf
unserm Gebiete. Ich wüßte aber nicht, woher der Transit über
Lyß u. s. w. kommen wollte. Ja, wenn wir die Gemmi durch,
siechen, dann giebt daS eine prächtige Transitftraße, da bin ich

ganz der Meinung deS Herrn RegierungSrathö Iaggi. Ich bin
aber kein „ Herdschlüfer," ich weiß also nicht, in wie fern sich

das leicht wird machen lassen; daher will ich mich nicht dabei

aufhalten. Ich will auch nicht auf alle die verschiedenen
untergeordneten Projekte eintreten, sondern nur prüfen, was unö
das Baudeparlement heute bringt. Was daö erste Projekt, über
Lyß, betrifft, so scheint das Baudepartement cS da zu machen

wie die Zimmerleute, wenn ein Bauer bauen will, der nichts
davon versteht. Sie denken: wenn wir ihm gleich von Anfang
eine zu große Summe fordern, so schreckt ihn daS ab, und er
baut nicht. Darum wollen wir ihm anfänglich nicht zu viel
heischen; wenn er einmal die Fundamente gemacht und die
Keller gegraben hat, muß er dann auf jeden Fall fortfahren,
es mag dann kosten, so viel eS will. Gerade so macht es das
Baudcpartemcnt. Sein Projekt hat keinen Anfang, keinen
Zusammenhang und kein Ende. Keinen Anfang, denn es fehlt
dabei eine Brücke bei der Stadt; keinen Zusammenhang, denn
es fehlen Harm die Brücken über die Worblen, über die Aare
bei Lyß und über die Zihl; kein Ende, dann man sagt uns ja,
das heute vorgeschlagene sei nur ein Anfang, später werde man
von Lyß weiter nach Bözingen, Renchenette, Soneeboz u. s. w.
bauen müssen. Nun höre ich heute gar noch, daß erst, wenn
die Gemmi durchbrochen sei, man eine rechte Transitstraße be-
komme. Wenn daS Baudcpartemcnt eine Kommunikationöstraße
zwischen hier und dem Jura bringen wollte, so sollte es zugleich
vollständige Devise über daö Ganze bringen. Da dieses nicht
geschehen ist, so sei eö mir erlaubt, selbst eine kleine Berechnung
anzustellen. Zwar war ich nur sechs Wochen lang im
Departement, mithin habe ich nur eine beschränkte Kenntniß von der
Sache. Ich nehme als Maßstab an, daß die Summen, welche
das Baudcpartemcnt bringt, wohl übereinstimmen mit den Summen,
welche eS von jeher uns vorgelegt hat, aber nicht übereinstimmend

mit den Summen, welche die Sache zuletzt kostete. Ich
uchme also an, das ganze Werk koste, wie es bisher immer der
Fall war, ungefähr die Hälfte mehr, alö das Baudepartement
angiebt. Die Straße von hier aus die Lyßstraße wird nach
dem Mittelanschlage des BaudcpartementeS auf cirea Fr. 250.000
geschätzt, also wird sie nach dem so eben angenommenen Maßstabe

ungefähr Fr. 320,000 kosten. Nun aber müssen wir hie,
für eine Brücke haben. Der großartigste Plan dazu ist
derjenige beim Kornhause; er wirb anderthalb Milliönlein erfordern,

— eine Kleinigkeit! Man sagt freilich, man könne eine
solche Brücke durch Aktionärs machen lassen; diese Aktionärs
verlangen aber einen Zoll, und dann ist eine solche Brücke
nicht mehr eine Begünstigung des Transits. Soll sie dazu die-
neu, so muß also die Regierung sie selbst machen. Mit diesen
anderthalb Milliönlein und jenen Fr. 320,000 kämen wir in die
Lyßstraße und auf dieser nach Lyß. Dort muß wieder eine Brücke
gemacht werden. Ich wohne auch nahe bei der Aare, und unsere
Gegend dachte lange daran, eine Brücke darüber zu bauen;
aber sie hüteten sich wohl, bevor die Aarkorrcktion daselbst
gemacht war. Diese letztere hat Fr. 500 000 bis 600,000 gekostet,
mehr nicht, Ttt., aber dafür ist sie auch noch nicht fertig. Wenn
wir nun zu Lyß über die Aare wollen, so müssen wir dieselbe
dorr vorher korrigiren, sonst sagt unS die Aare, wenn die
Brücke gebaut ist, sie wolle jetzt an einem andern Orte
durchlaufen. Die Aarkorrektion wird nun dort ein paarmal hundert
tausend Franken mehr kosten alS bei unö, ich nehme an eine
halbe Million. Nun kommen wir zu der Brücke. Dieser, so

wie derjenigen über die Zihl, rechne ich Fr. 300,000. Nun sagt
man aber, von Lyß nach Bözingen sei gar ein erschrecklich böser
Weg, denn die ganze Gegend sei zu Zeiten unter Wasser. Also
muß man die Straße erhöben, und dieses wird mit den nöthigen
Coulissen wenigstens auf Fr. 200,000 zu stehen kommen. Jetzt
wäre ich zu Bözingen. Da kommt die Schcuß aus dem Felsen
hervor, und wenn wir dieser nach bis Neuchenette wollen, so

muß man die Straße in den Felsen sprengen. Dieser Arbeit

rechne ich wenigstens Fr. 300,000. Nun kömmt der Sttitz von
Soneeboz, — ein fataler Punkt. Da bleibt uns nichts übrig,
als eine Gallerie biö nach DachSfclden. WaS das kostet,
darüber kann ich keine Auskunft geben, aber unter einer Million

werden wir eS schwerlich machen. Jetzt kämen wir auf
Montier. Von dort, sagt man, seien nur noch drei Korrektionen
nöthig big auf die französische Gränze; ich rechne dafür nur
Fr. 250,000. Wie hoch kömmt nun die ganze Straße? Ich
darf eS fast nicht sagen, Tit., auf vier und eine halbe Million!
Aber allerdings ist dann daS eine konsequent durchgeführt«
Straße. Aber ist jetzt ein solches Unternehmen, wodurch erst
noch keine Transitstraße erzwcckt wird, nützlich, und ist eS für
unsern Kanton gut, den zweijährigen Betrag aller unserer Staats,
einnahmen auf diese. Straße zu verwenden? Wenn wir aber
heute A sagen, so müssen wir später auch B sagen. Gesetzt
aber auch, ich sollte mich bei obiger Berechnung vielleicht um
Fr. 400,000 überrechnet haben, so wird mir das Baudeparte-
ment das wohl verzeihen, denn eS hat sich auch schon verrechnet.
Wer hat nun aber diese Srraße gewünscht? wo sind die
Petitionen und Bittschriften, welche sie verlangt haben? Man kann
freilich sagen, die Negierung solle, wenn eS sich um dergleichen
allgemein nützliche Unternehmungen handelt, nicht auf Petitionen
und Bittschriften warten; aber da diese Straße doch tinmer nur
dem innern Verkehr dienen wird, so soll man sie da machen,
wo die meisten Beiträge angeboten werden. DaS Baudcpark«-
ment sagt unS aber gar nicht, was die LandcSentschädigungen
für die neue Straße kosten werden, und gerade hierin fehlte dgâ
Baudeparrement bisher am meisten. Hätte man vorher ftäcS di«
Leute gefragt: wie viel fordert Ihr für Euer Land, wenn wi»
Euch eine Straße machen? so würden uns unsere Straßen bei
weitem nicht so viel gekostet haben. Ja, Tit., bei bcr heutigen
Aufklärung sind die Bauern auch nicht mehr dumm; wenn sie

wissen, daß die Straße einmal erkannt ist, so denken sie: Jetzt
wollen wir unser Land so theuer geben, «lS möglich. Also
wünsche ich, daß jedesmal, bevor eine Straße erkannt wird,
daS Baudcpartemcnt mit den Leuten abgemacht habe, waö für
eine Entschädigung sie haben sollen. DaS, Tit., sind für mich
Gründe genug, um dem Antrage des Herrn RegierungSrathö
Slockmar beizupflichten.

WaS nun die Straße auf Aarberg betrifft, so hat kein«
einzige Stimme gesagt, daß die Korrektion derselben nicht drin,
gcnd nöthig sei. Wer daS aber nicht glauben will, den lade
ich höflich ein, nächsten Sonntag Roß und Wägelein zu nehmen
und nach Aarberg zu fahren. Wir haben schon manche Straß«
erkannt, welche nicht zum zehnten Theile so nöthig war wie
diese. .Wir müssen also diese machen, auch wenn wir jetzt die
Straße über Lyß erkennen. Da dieß so ist, — warum wollen
wir denn jene nicht zuerst machen? DaS Baudepartement soll
nichts gegen den Antrag des sperrn Stockmar einzuwenden haben,
denn viele Augen sehen oft mehr alS wenige, und wenn die
Straße von Viel nach Neucnstadt, wenn mehrere Straßen im
BiSthume, wenn die Straße von Zwcisimmen nach Saanen und
andere mehr vorher von Sachkundigen wären besichtigt worden,
so will ich fragen, ob nicht manche anders angelegt worden wäre.
Also soll daS Vaudeparttment nichts gegen eine solche Prüfung
haben. Eö hat noch Werg genug an der Kunkel, denn mehrere
Straßen sind bereits seit längerer Zeit beschlossen, woran noch
nichts angefangen ist. DaS Baudepartcmenr kann also seine
Thätigkeit dort hinlänglich erweisen; cS sollte dieselbe namentlich
auch dahin erweisen, daß Sachen, die viel Geld gekostet haben,
dem Staate erhalten werden und nicht zu Grunde gehen. Wenn
nun das Alles schon genug wäre, um mich heute zum Nicht-
eintreten zu bestimmen; so machen mir die 4>/z Milliönlein doch
straubeS Haar. Man könnte diese vom Staatsschätze nehmen,
aber ein gewisser Artikel der Verfassung erlaubt das nicht. ES
wäre zwar längst wünschbar gewesen, daß das StaatSvermögen
ausgcmittelt worden wäre. Wenn wir aber das Staatövcr-
mögen nicht angreisen dürfen, so müssen wir, wie schon oben
bemerkt, alles unser Staatöeinkommen auf diese Straße
verwenden. Aber andere Gegenden deS KantonS verdienen eben so

gut ihren Antheil an den Staatseinkünften, alü diese da, und
sollen wir überhaupt allen unsern Ueberschuß nur durch das
Baudcpartemcnt absorbircn lassen? Man wird bald noch in eine
andere Nuß beißen müssen, das'Armenwescn. Wir mögen uns



â
chkktì? wie wir wollen, wir müssen da helfen; aber wie? die.
erfassung sagt, wie? nämlich nicht immer nur durch Rath,

sondern durch die That, Tit. Wenn wir aber Alles unser Ein.
kommen nur auf eine Sache verwenden, wie können wir denn
da helfen? Von den vielen Straßen, welche wir gemacht oder
übernommen haben, ziehen hundert und hundert arme"Gemein,
den keinen Nutzen; helfen wir aber im Armenwesen, dann
werden eS eben die Gemeinden zu genießen haben, die es am
meisten bedürfen. Also gebietet mir die Verfassung, auf
Abhülfe in Betreff des Armenwesens zu dringen. Allein als Groß-
rath habe ich noch eine andere Pflicht. So wie nämlich andere
Länder durch Dampfwagen und Eisenbahnen ihre Güter und
Reisenden dahin spediren, wohin dieselben wollen; so haben da.
gegen wir durch das unglückliche Patentgesetz eine große An.
zahl von unsern lieben Mitbürgern zur Armuth und Verlumpung
spcdirt. Ist eS nun nicht unsere heilige Pflicht, daß da, wo
wir die indirekte Schuld am Uebel sind, auch etwas geschehe

zur Abhülfe? Das, Tit., ist ein Beweggrund, warum ich nicht
allen unsern Ueberschuß nur durch ein einziges Departement will
verwenden lassen. Die beßten Schulen, selbst eine Finanz- oder
Verfassungsreform helfen da nicht, wenn wir nicht dazu thun.
Geht, Tit., nehmt die Bilanz der geistigen Getränke, welche
tu den Kanton eingeführt, und derer, welche im Lande selbst

fabrizirt werden. Was für eine Generation wird daraus ent-
stehen? Darum will ich nicht neue Straßen öffnen, aufweichen
dieses Giflgetränke nur noch leichter hereinkommen kann, son-
dern ich will sparsam sein in den StaalöauSgaben, um dann
da, wo eS am nöthigsten ist, desto besser und zweckmäßiger helfen
zu können. — Ich stimme zum Antrage des Herrn Stockmar,
nur mit der Modifikation, daß die Mitglieder der Kommission
nicht nur aus dem Großen Rathe gewählt werden müssen.

Koch, RegierungSrath. Diesen Morgen hat Jemand seine
Verwunderung darüber geäußert, daS kein Mitglied des Regie-
rungSratheS daS Wort nehme. Man wollte eben zuerst hören,
wie eS denn eigentlich möglich sei) zu beweisen, daß krumm
besser sei als gerade, und auf. und abwärts besser als eben.
DaS haben wir jetzt gehört, und ich kann jetzt antworten, denn
ich gehöre zu denen, welche lieber eben fahren, alS bergauf
und bergab. Wenn Ihr nicht geneigt seid, eine bedeutende
Summe auf eine neue Straße zur Verbindung mit dem Seeland
und Jura zu verwenden, — wenn eS da liegt, Tit., so sage
man eö doch gerade heraus, dann ist die Frage entschieden.
BiS jetzt aber ist immerhin und überall die Opinion geäußert
worden, eS sei unverantwortlich, daß zwischen dem Oberlande,
Emmenthale, Oberaargau, Seelande und Jura eine solche
Kommunikation cxistire. Fahre doch Jemand im Winter über
die Frienisbergerhöhe u. f. w. und sage uns dann, wie hübsch
daS ist! Nun in Folge erhaltenen Auftrages und häufig wie-
verholter Mahnungen und Rügen sagt unS daö Baudcpartement:
da ist ein allgemeines System von unsern Straßenzügen. Jetzt
ergiebt sich aber dabei eine Schwierigkeit, welches sich nur in
unserm Baudcpartement ergeben konnte, denn jedes andere Baw
beparrement in der Welt würde mcht gesagt haben, man solle
mit einer neuen Straße über Bcxg und Thal fahren, sondern
jedes Baudepartement, daS ein solches wirklich wäre, würde
einstimmig gesagt haben, man solle ebenen WegcS zu fahren
suchen. Nun aber in unserm Baudepartement hat sich, wie
gesagt, die Schwierigkeit ergeben, daß zwei verschiedene An.
sichten darüber obwalten. DaS Baudepartement sagt unS daher:
Wir find zwar in der Mehreit der Meinung, man solle auf der
ebensten, und möglichst kurzen Richtung fahren; aber eS ist da
eine andere Meinung, welche lieber bergauf und bergab will,
weil zufällig einige Dörfer da find, und weil diese Gegend noch
nichts vom Staate bekommen habe. Jetzt fragt eS fich, Tit.,
sollen diese Rücksichten iu's Auge gefaßt werden, oder sollen wir
der erstem Meinung folgen? Ist jenes der Fall, so muß daö

Baudepartement ganz andere Vorschläge machen, als welche in
der übrigen civilisirten Welt üblich sind. Darüber haben wir
nun heute zu entscheiden, das ist jetzt die Stellung der Sache.
Wenn wir unter diesen Umständen, und bevor wir uns für die
eine oder andere Ansicht entschieden haben, vom Baubcparte-
mente verlangen, daß in seinem allgemeinen Systeme, daS eö

uns heute vorlegt, zum voraus alle möglichen Möglichkeiten bis

auf den letzten Kreuzer berechnet seien, — wie könnte das Bau-
département auf diesem Fuße arbeiten? — In frühern Zeiten
baute man, wie eö der Zufall mit fich brachte, Dörfer da und
dort; eS entstanden sodann Fußwege und Karrwege von einem
Dorfe in'S andere; am einen Orte gingen die Leure gerne
ebenen WegcS, da entstanden also Umwege; an andern Orten
gierigen die Leute lieber gerade hinaus, wenn auch über Berg
und Thal, ungefähr wie von den Hamstern im Norden von
Europa erzählt wird, daß sie aller Hindernisse ungeachtet immer
gerade hinausgehen. Wenn nun ein solcher Weg stark gebraucht
war, so wurde er allmälig breiter, und so entstanden Heerstraßen,
welche aber natürlich allen Häusern und Dörfern nachgingen.
In spätern Zeiten jedoch, wo Handel und Verkehr bedeutend
über Hand nahmen, fand man, eS sei in solchem Straßenwesen
kein Zusammenhang und keine Ordnung, man müsse es besser
machen. Tit., das ist nun eben der Streit im Baudeparte,
ment; mit der einen Meinung will man den Häusern und Dör-
fern nach, mit der andern hingegen ebenen Weges. Wenn nun
das Baudcpartement einen Gencralstraßenplan vorlegen soll, so
müssen Sie ihm doch sagen, ob Sie nach dem alten oder nach
dem neuen Systeme fahren wollen, ob allen Wirthshäusern nach
oder aber nach der Manier, welche in Europa angenommen ist.
Nun möchte man für alle möglichen Richtungen die Plane alle
sogleich sehen, und, weil diese'nicht da find, sagt man, die
Anträge seien nicht vollständig. Natürlich, Tit., das Baudepartement

kann nichts Vollständiges bringen, bis Sie fich für das
alte oder neue System ausgesprochen haben. Da stehen wir
heut. ES ist also heute keineswegs darum zu thun, eine Straße
zu erkennen und so und so viel Geld dafür zu bewilligen; son-
dern daS Baudepartement sagt nur: Zeigt unS, welche von bei-
den Linien jetzt ausgearbeitet werden soll. Dieses Ausarbeiten
kostet Geld, Tit. wäre es also klug, so auf daö Ungewisse hin
alle möglichen Linien ausarbeiten zu lassen? Wenn eS dann in
der Standesrechnung hieße: Für vorläufige Arbeiten in dieser,
jener Richtung, jeder Plan zu Fr. tooöo—isooo, so und so
viel tausend Franken, — würde man dann hier nicht dem Bau.
département sagen: Hättet ihr den Großen Rath vorher über
die Richtung befragt, so würden wir jetzt um das für alle die
Plane ausgegebene Geld die Straße selbst haben! Wahrhaftig,
Tit., eö geschieht oft in der allerbeßten Intention, daß man den
rechten Gesichtspunkt aus dem Auge verliert. So ist heute
gesagt worden, man wünsche die Vertagung dieser Vorfrage (denn
es handelt sich heute eben nur um die Vorfrage), damit vorher
ein Expropriationsgesetz vorgelegt werden könne. Dieses Expro-
priaiionSgesetz ist aber bereits in unserm Sachenrechte, Satzung
379, enthalten. ES ist zwar nur eine einzige Satzung, aber
sie genügt, wenn sie gut ausgeführt wird. Diese Satzung,
welche das einfachste ExpropriationSgesetz in der Welt ist, sagt
nun, eS dürfe von keinem Menschen unter dem Vorwande des
allgemeinen BeßtenS eine Gufe gefordert werden ohne Bewilligung

des Großen Rathes. Ferner sagt diese Satzung, wenn
der Große Rath erkannt habe, es sei der Fall, daß Jemand
sein Eigenthum zum allgemeinen Beßten abtrete; so solle derselbe
vollständig dafür entschädigt werden, und der Richter habe die
Entschädigung zu bestimmen. Was für ein anderes Expropria-
tionögesetz wollt Ihr denn? Wie könnte für das allgemeine
Beßre einerseits und für die Unverlctzlichkeit des Eigenthums
andrerseits besser gesorgt sein? Also ist eS nicht der Fall, daß
man die vorliegende Frage um eines neuen Expropriations-
gesetzeS willen zurückschicke. Man hat mit Grund gesagt, die
Plane und Devise seien nicht vollkommen ausgearbeitet; aber
das Baudepartement begehrt ja noch nicht, daß Ihr einen Plan
annehmt, sondern sein Antrag geht ausdrücklich dahin, Ihr
möchtet die Vorfrage entscheiden: Ob Ihr über Berg und Thal
oder eben fahren wollt. Die Frage ist auch nicht die: Wollt
Ihr die Straße bauen? Sondern: wenn Ihr die Straße baue»
wollt, wollt Ihr sie so oder anders? Wenn dann die neue
Straße zu viel kostet, so laßt eS dann bleiben; aber wenn man
sich vor der neuen Straße wegen der Kosten scheut, so muß
man auch nicht über Berg und Thal eine Straße bauen, denn
eine solche Straße kostet immer mehr als eine ebene. Jetzt
aber habt Ihr nur zu befehlen, welche Devise, ob für die eine
oder ob für die andere Linie vollständig gemacht werden sollen.
Man sagt, es sei besser aufzuschieben, weil man unterdessen
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wissen werde/ ob die Brücke bei Bern auf Unkosten des Staates

gemacht werden muß oder auf andere Weise. Mein Gott/
Tit./ das ist ja gerade umgekehrt. Wenn Ihr heute cnlschei-

dct/ daß Ihr über die ebene Straße fahren wollt; so wird eben

dieß den Entscheid über die Errichtung einer Brücke wesentlich
erleichtern. Ich habe mich viel mit dieser Brückenangelegenheic

befaßt; die Gesellschaft möchte dieselbe mit so geringen Zöllen
belegen als möglich, denn bei allzugroßen Zöllen würde
Niemand darüber fahren; aber wenn erkannt wird, daß die Straße
über die ebene Erde den Vorzug haben soll vor derjenigen über

daö Gebirg; so giebt daS den künftigen Aktionärs eine Art von

Sicherheit, daß dann dicfe Brücke noch weit mehr gebraucht
werden wird, so daß man alödann die Sache mit noch gcrtn-
gercm Zolle bewerkstelligen kann. In dieser Beziehung wäre
eS also besser, heute den Grundsatz aufzustellen, denn sonst

könnten die Aktionärs leicht in eine fatale Stellung kommen.

Man sagt, wenn man beim Kornhause eine Brücke baue, so

werde daö Oberland dann auf der andern Seite auch eine

verlangen. Ich will da wiederum Isiste-Milieu sein, Tit., näm-

lich, ich werde für eine Brücke beim untern Thore stimmen, und

diese wird gemacht werden, ohne daß sie den Staat einen

Rappe» kostet. Man hat dem Projekte des BaudeparcemcntS
vorgeworfen, eS bleiben, wenn auch die Hauptsache entschieden

sei/dann erst noch drei Nebcnfragen zu entscheiden übrig, nämlich

ob man hier zum Aarbergcrthore, oder beim KornhauS
oder zum untern Thore hinaus wolle. Aber diese drei Fragen
können ja gar nicht entschieden werden, bis die Hauptfrage
entschieden ist. Man kann nicht Allcö auf einmal, man muß einen

Schluck nach dem Andern thun, sonst widerstrebt eö. Man kann

freilich den Gcsammtumfang eines Gegenstandes im Geiste vor
lieh sehen, aber wenn derselbe sich verkörperllchen muß, so muß

dieß nach und nach geschehen. Auf heutigen Tag sollten wir
nun nicht nöthig haben, einer Kommission oder dem Baudepar-
rement die Frage zur nochmaligen Untersuchung vorzulegen, um
dann zu wissen, ob wir krumm oder gerade fahren wollen.
Wollen wir nun heute die Frage entscheiden, in welchem Sinne
das Baudepartement weiter arbeiten soll? oder soll daS Bau-
département über alles Mögliche vorher Untersuchungen anstellen?
ES sind früher mehrere Male Straßen erkannt worden, zu
welchen ich nicht gestimmt habe? aber jetzt laßt Euch nicht
erschrecken. Allerdings ist eS da und dort so gegangen, daß uns
jetzt davor graut, aber jetzt dürfen wir nicht erschrecken, denn

wir haben heute noch gar nichts anders zu entscheiden, als nach
welchem Systeme das Baudepartement Plane und Devise
ausarbeiten lassen soll. Ich sehe zwar die zu erbauende Straße
nicht alv Transitstraße an, aber wenn ein Herr Kollege, vor
weichem ich sonst in Finanzangelegenhcilen den Hut tief abziehe,
sagt, wenn auf der alten Straße mit N°/g Gefälle kein Transit
hereingekommen sei, so werde auf einer ebenen Straße auch
keiner kommen; so kann ich das nicht billigen. Warum kam

bisher nichts herein? weil cö der schlechten Staßcn wegen nicht
geschehen konnte. Abgesehen jedoch von einer Transitstraße, so

haben wir dort einen ganzen neuen LandcStheil bekommen und
neue Brüder, welche auf fatale Weise von uns abgeschnitten
und. Zur Zeit, als Viel französisch war, lag es nicht im
Interesse von Bern, eine neue Straße dahin zu bauen; aber
jetzt, wo ein so bedeutender LandeStheil dort liegt, haben wir die
Pflicht zu untersuchen, ob wir diesem Theile nicht eine bessere

Kommunikation mit dem übrigen Kanton gewähren können. Ich
habe von zwanzig Gemeinden reden gehört, welche statt der
neuen Straße dringend die Korrektion der alten begehren, weil
sie durch die neue abgeschnitten würden. Aber diese zwanzig
Gemeinden, Tit., sind tm Verhältnisse zu dem, was wir hier
ins Auge fassen sollen, nichts, denn wir sollen das ganze Land
im Auge haben und nicht bloß zwanzig Gemeinden.

ES ist gewiß sehr grundlich dcmonstrirt worden, daß eine
neue Straße sein müsse, —aber auf welcher Strecke? Da, wo
die alte Strecke inchtS nutz war und nichts nutz werden wird,
oder da, wo die Straße sehr gut und eben werden kann? Wo
,st die bessere Kommunikation? Ist eS besser, von Nydau zuerst
über den Hügel von Bellmnnt, dann hinunter, dann über den
.»Hügel von Bühl, dann hinunter und nach Aarberg, dann über
die Frienisbergerhöhe u. s. w., die Straße zu führen? oder ist
es besser, sie da zu führen, wo man von hier bis Bözingen

kein Rad spannen muß? Man kann allerdings abweichende
Meinungen haben besonders wenn man die Straße gerne bet
seinem Hause vorbei haben möchte; aber dann bin ich berechtigt

zu sagen: ich habe kein Interesse an euerm Hause, darum
stimme ich zu einer andern Richtung. Ich erkläre zum voraus,
ich werde, wenn eS sich einmal um die Fortsetzung der Lyß-
straßc nach Bözingen handelt, nie zu der direkten Linie von
Lyß nach Bözingen stimmen, sondern ich werde auS mehrera
Gründen zur Richtung über Bicl stimmen, denn in dieser Welt
ist nichts abstrakt und absolut, eS kömmt immer auf Umstände
an. Wenn die schnurgerade Linie mich b.i Ortschaften vorbei,
führt, welche allerdings Rücksicht verdienen, so entsteht bei mir
die Combination: wo ist der Vortheil größer oder kleiner?
Daher werde ich später dazu stimmen, daß man von Lyß auS
um den JcnnSberg herum durch Nydau und Bicl fahre, damit
die dort vorhandenen Brücken benutzt werden können. Dieser
Weg kann so eben wie ei» Stubenboden geführt werden. Die
andere Richtung kenne ich auch, und man findet dort unter
dem Boden noch das Pflaster der alten römischen Straße, aber
der Umweg über Nydau und Biel ist so unbedeutend, daß der
Vortheil der kurzen Linie in keinem Verhältnisse steht zu dem

Nachtheile, der durch Abfahrung der genannten beiden Städte
entstünde. Aarberg verliert hierbei eigentlich nichts, denn bis
jetzt fand alle Kommunikation deS EmmenthalcS, Oberlandes
u. s. w. u. s. w. mit dem Welschland über Bern und Murteu
statt; wenn nun die neue Straße, die ganz eben sein wird,
gemacht ist, so wird diese Kommunikation ihren Zug nehmen
über die Lyßstraße durch Aarberg nach dem Wclschland. Geht
also der bisherige Durchpaß nach dem BiSthum für Aarberg
verloren, so bekömmt eS dafür den doppelten Durchpaß nach
dem Welschlande. Ungeachtet Aarberg seit Jahrhunderten am
Vereiiiigungöpunkte mehrerer Landstraßen liegt, ist cö dennoch
kein Birmingham geworden. Ganz anders Bicl. Dort ist
bedeutende Industrie, auf welche billig Rücksicht genommen werden
muß. Indessen komme ich wieder darauf zurück: heute habt

Ihr nichts Anderes zu thun, alS die Frage zu entscheiden:
wollt Ihr den Wirthshäusern nach, oder wollt Ihr dem Winke
der Narur folgen und eine ebene Straße machen? Wenn Ihr
eine Straße baut über Frienisberg u. s. w., dann könnet Ihr
sicher sein, daß man sie Euch nicht verderben wird mit Transit;
aber Transit und damit verknüpfte Vortheile können wir in S

Land ziehen, wenn wir die Straßen eben machen. Nun muß
man aber hiermit an einem Orte anfangen. ES ist möglich,
daß die Straßen nach Murten und durch die Gemmi mehr prcs-
sircn, aber die Projekte dazu sind jetzt nicht da. Wenn wir
aber nicht irgendwo einmal anfangen, so kommen wir zu nichts.
Ich stimme also dahin, das Baudepartement solle, beauftragt
werden, diejenige Linie vollständig ausarbeiten zu lassen, welche
eö in seiner Mehrheit vorgeschlagen hat.

Simon, Alt-Landammann. Ich ergreife daS Wort, um
die Ansicht der Mehrheit des BaudeparrementS noch weiter zu
entwickeln. ES ist, wie bekannt, mehreremal der Wunsch geäußert

worden, daS Departement möchte ein Straßcnsystcm
für den ganzen Kanton vorlegen. Diesem Wunsch hat das
Departement zu entsprechen gesucht und tritt nun mit dieser
Arbeit auf. Sobald cö die Weisung zur Aufstellung eines allge-
meinen Straßensystems erhalten hatte, hat daS Baudepartement
mehrere Ingenieurs beauftragt, die verschiedenen Gegenden des
KantonS zu rekognoszieren. Um diese Arbeit hat sich besonders
ein, aus dieser Behörde getretenes, Mitglied verdient gemacht.
ES wurde insonderheit der wichtige Straßenzug von der Haupt-
stadt in daö BiSthum inS Auge gefaßt. Nach vielen
Nachforschungen hat sich sogleich gezeigt, baß wenn wir, bezüglich
auf letzter» Gegenstand, den Straßenzug über Münchenbuchsee
annehmen, wir dem ganzen Amte Bürcn eine Kommunikation
mit dem Ober- und Mittellande geben, ein Begehren, daS zu

wiederholten Malen ausgedrückt worden ist. Die Herren
Ingenieurs haben sofort den Auftrag erhalten, zu untersuchen, wie
man von Lyß eine Straße nach dem Jura aufstellen könnte.
ES hat sich freilich ergeben, daß mit diesem Plane allerdings
eine Brücke bei Lyß nöthig würde, allein diese Brücke bietet
bei weitem nicht die Schwierigkeiten dar, die man anzuführen
beliebt hat. So ist, unter andern?, auch anerkannt worden, daß eS
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Verhandlungen
d e s

Großen Rathes der Republik Bern.
Ordentliche Wintersitzung. Erste Hälfte, l837.

(Nicht offiziell.)

Fünfte Sitzung.

Dienstag den 21. Wintermonat 1837.

Morgens um s Uhr.)

Präsident: Herr Landammann Tillier.
Nach dem Namensaufrufe und nach Genehmigung des

Protokolls legt der Herr Landammann auf den Kanzleitisch:
1) einen Vortrag der Justizsektion über ein EhehindernißdiS-

pensationöbegchren der Christina Kißling;
2) einen Vortrag des RegierungSratheS, betreffend die Be-

soldungSbestimmung des StaatSschreiberS und Aufhebung
der Stelle eines Sekretärs des Diplomatischen Departe-
menteö;

s) einen Vortrag der Polizeisektion über das Naturalisations-
begehren des Herrn Hippoltte BaczynSky;

4) einen GesetzeSentwutf in Betreff der Schaffnerbesoldungen.

Tagesordnung.
Auf daherige Vorträge der Bittschriftenkommission

werden folgende Bittschriften und Vorstellungen 'dem

Regicrungörathe zur Untersuchung u. s. w. Übermacht:

t) eine Bittschrift der Bäuert und Dorfschafc Einigen,
daß die ob dem Dörflein erfolgte Absteckung zu einem
neuen Straßcnzuge etwas tiefer gesetzt werden möchte.

2) Eine Bittschrift mehrerer zu Einigen Liegenschaften be-

sitzender Einwohner von Oberhofen und Hilterfingen, über
den nämlichen Gegenstand-

s) Vorstellung mehrerer Gemeinden aus dem Amtsbezirke
Erlach/ um Aufhebung des Gesetzes über die Fuhrungen
vom 17. Dezember 180 t.

4) Ansuchen mehrerer Gcmeindöräthe des Amtsbezirks La u pen,
daß dem Baudcpartemente der Auftrag ertheilt werden
möchte, die bereits unterm 16. Mai 1836 anzulegen be-

schlossene neue Straße zwischen Ins und Mimen und
zwischen Müntschemier und Kerzerz unverzüglich auSzu.
führen.

Z) Vorstellung der Handelsleute und anderer Einwohner von

Viel, dahin gehend, daß Viel auf der im Entwürfe lie-
genden VcrbindungSstraße des Seelandes und des Jura mit
der Hauptstadt verbleiben solle und müsse.

l>) Bittschrift der Gemeinden Jnnerkirchet, G ad m en
und Guttannen um Hcruntersetzung des Emolumcnten-
tarifS u. f. w.

7) Vorstellung der medizinisch - chirurgischen Gesell¬
schaft des KantonS Bern, um Errichtung einer Jrrenhcil-
anstatt wegen Zunahme der Geisteskranken im Kanton.

8) Vorstellung mehrerer Billardbesitzcr in Bern um Auf-
Hebung der Verordnung vom 20. Dezember 1806, litt. <1,

welche, des Vormittags Billard zu spielen, verbietet.

S) Vorstellung mehrerer Dissenter zu Neuenstadt, um Ein¬
schreibung ihrer Geburts- und Ehescheine in die bürgerlichen
Register.
AlS durch seitherige gesetzliche Verfügung erledigt, wird

gà Act» gelegt eine Vorstellung von Bürgern von Nydau in
Bezug auf das dortige OrtSohmgeld.

Vortrag des Diplomatischen Departementeö,
betreffend die Veröffentlichung amtlicher Korrespondenzen

durch eine zu Prruntrut erschienene Broschüre.
Dieser, vom Regierungsrathe schon am 8. November 1836

an den Großen Rath gewiesene, Vortrag enthält im wesentlichen
folgendes: Im Jahr 1836 erschien zu Pruntrut eine Broschüre,
betitelt und enthaltend: Oorresponll.ilmo à iVIrs. les l?l'oloks
àe porrenlvii^, Otiemnnt, Z-iiAnelêAiee et lVIoutiel' avec ts
Oonseil execiitik et les Lommisssirvs à» (Gouvernement avant,
pensant et après I'oecupation militaire -lu ckiira eatlioli^uo
en Mars t8,î Indem der Vortrag diese Veröffentlichung
von Aktenstücken, welche zur Einsicht der Mitglieder des Großen
Rathes in die StaatSkanzlei gelegt worden, tadelt, zeigt
derselbe andrerseits, daß dieses durch keine gesetzliche Vorschrift
verboten sei und also nicht bestraft werden könne. Hingegen
wird angetragen: 1) daß der Große Rath sein Mißfallen über
diesen thatsächlichen Beweis dcö MißbraucheS, der mit der Stellung

eines GroßratheS getrieben worden, bezeuge; 2) daß er
zugleich für die Zukunft jedwede Veröffentlichung ihm
mitgetheilter Aktenstücke ohne seine spezielle Einwilligung untersage.

Tscharner, Vize-Schultheiß (in Abwesenheit des Herrn
Schultheißen von Tavel). Solche Sachen müssen jewetlcn zur
rechten Zeit behandelt werden; aber wenn ein gewisser Zeitraum
verflossen ist, und die Leidenschaften erkaltet sind, scheint eS

unangemessen, solche Sachen wieder vorzubringen. Ich für meinen
Theil finde daher, es sei jetzt nicht mehr darauf einzutreten.

Herr Landammann. So viel an mir, hätte ich gefunden,

dieser Vortrug sei seiner Zeit zugleich mit den Angelegenheiten

dcS Leberberges erledigt worden. Da aber derselbe vom
Negierungsrathe nicht zurückgezogen worden, stand eS nicht an
mir, darüber von mir aus zu verfügen.

Stcttler. Bekanntlich giebt es in jedem Staate zwei
durchaus von einander getrennte Gewalten. Die eine ist die
allgemeine Staatsgewalt, die einschreitet und bestraft, wenn
Rcglemcnte und Gesetze verletzt worden find. Ist aber keine
bestimmte Vorschrift verletzt worden, so schreitet auch die StaatS-
gewalt nicht ein. Aber weit über diese Staatsgewalt erhaben
ist die andere Gewalt, nämlich die Gewalt der öffentlichen Mei-
nung. Diese kennt keine Schranken von Neglementen und
Vorschriften. Oft, wenn Jemand durch die bestehenden
Staatsgewalten bestraft wird, ist er in der öffentlichen Meinung un-
tadelhaft und lobenSwerth, und umgekehrt, wenn Jemand durch
die bestehenden Gewalten nicht bestraft werden kann, so wird er



oft durch die öffentliche Meinung mehr gcbrandmarkt, als es

durch die bestehende Gewalt nie hätte geschehen können. Dieses
findet auf den vorliegenden Fall seine Anwendung. Kein Reglement

verbietet den Mitgliedern des Großen Rathes, auö den auf
der Kanzlei liegenden Akten Auszüge zu machen, sondern eö bleibt
dies dem Takte und dem Pflichtgefühle derselben anheim gestellt.

Dieses hat das Diplomatische Departement auch anerkannt und

wagt daher nicht, auf irgend eine Bestrafung anzutragen, son.

dcrn eS begnügt steh, dem Großen Rathe vorzuschlagen, daß er

sein Mißsallen über diese Handlungsweise auöspreche. Allein
diese oberste Landesbehörde sollte sehr sorgfältig sein im Aus.
sprechen von Wohlgefallen oder Mißfallen, denn eS frägt sich,
ob wir kompetent dazu sind. Dagegen hac sich die öffentliche
Meinung bereits entschieden ausgesprochen über den Mann oder
die Männer, welche eS gewagt haben, die Brandfackel der Zwietracht

wiederum unter ihren Mitbürgern im Biöthunie
anzuzünden. Also trage ich darauf an, daß die oberste Behörde von

jedem Mißsallen abstrahire und dagegen diesen Akt der Publikation

amtlicher Korrespondenzen lediglich der öffentlichen
Meinung anheim stelle.

Zahler unterstützt in Betreff deS ersten Theiles deö

Antrages die Ansicht des Herrn Stettlcr. Hingegen den zweiten
Theil, welcher fur die Zukunft verbieten will, amtliche Aktenstücke

zu veröffentlichen, sollte man vorher genauer untersuchen.
Gerade die vollste Oeffentltchkcit geziemt sich für eine Nepublit;
eine solche Beschränkung aber ist nicht republikanisch. Wenn
'wir auch blos dem Mißbrauche steuern wollen, so ist daö Sache
clncS weit umfassenden und reiflich zu berathenden Gesetzes, also
können wir auch heute unmöglich darüber eintreten. ES ist

recht, daß das Volk die Handlungen der Regierungen und ihrer
Beamten kenne und sich darüber auöspreche. Wenn aber eine
solche Veröffentlichung geschieht zu bösen Zwecken, was in easn
der Fall sein kaun, dann ist sie auch in der öffentlichen
Meinung strafbar, höchst strafbar, letztere wird nicht ermangeln
jene zu richten. Wegen dieses einzigen Falles möchte ich also

heute kein allgemeines Verbot erlassen, und daher nicht auf
diesen Antrag eintreten.

Schnell, RegierungSrath. Ich bin im Allgemeinen mit
demjenigen einverstanden, was die beiden Herren so eben gesagt
haben. Jene Veröffentlichung war eine Indiskretion, Jeder-
mann fühlt sie, und man kennt den Grund und die Folgen da-

von. ES ist aber jetzt nicht mehr der Ort, darauf zurückzukom-

inen, wohl aber ist eS sehr wichtig, zu untersuchen, aufweiche
Weise mau in Zukunft einer solchen höchst schädlichen Jndls-
krction vorbeugen könne, ohne deßwegen dem Grundsatze der
Oeffentlichkeit zu nahe zu treten. Sie begreifen gewiß, Tit.,
daß, wenn man konfidcntielle Rapporte, die von RegierungS-
kommissaricn, von RegierungSstarrhaltcrn u. s. w. an die Rc-
gicrung gerichtet werden, auf diese Manier bloö gibt, daß

Mitglieder des Großen Ngthö dieselben auszugsweise oder ganz
ru öffentlichen Blättern oder Broschüren publiziren können, daß
dann schwerlich mehr irgend ein Beamter nach seinem Herzen
und nach seiner Ueberzeugung an die Regierung schreiben wird,
wenn er etwas zu melden hat, waS die Regierung intercssircn
könnte, sich aber nicht zur Oeffentlichkeit eignet. DaS kann
also durchaus nicht stattfinden, denn mittelst dessen würde sich

die Regierung den Kanal e ner vertraulichen Mittheilung von
Seite der Beamten vollkommen verschließe», und Niemand würde
in Zukunft blinder sein, als die ExekUtivbehördc. Daher trage
ich darauf an, daß man dem RegierungSrarhe den Auftrag gebe,
Anträge zu bringen, auf welche Weise dem Mißbrauche in Ver-
öffenrlichuttg von Aktenstücken, welche sich nicht zur Oeffentlichkeit

eignen, gesteuert werden könne, ohne dem Grundsätze der
Oeffentlichkeit selbst zu nahe zu treten.

v. Jcnncr, RegierungSrath. ES scheint mir überhaupt,
daß eS Mittheilungen an die Regierung gebe, die gar nicht
dazu geeignet sind, irgendwo vorgelegt zu werden, und zwar
nicht einmal dem Großen Rathe. Es gibt Zeiten von
Aufgeregtheit, wo die einzelnen Mitglieder deö Großen RacheS, und
wo alle Staatsbürger durch ihre Bürgerpflicht aufgefordert sind,
der Regierung und ihren Beamten konfidenticlle Kenntniß zu
geben von dem, waS sie sehen, und was dem Staate schädlich
sein könnte. Wenn man nun solche Mittheilungen dem Großen

Rathe, wo gar viele Personen Zutritt haben können, vorlegen
muß, so kann das zu Abusen Anlaß geben, welche Jedermann
scheuen muß, der, solche Mittheilungen zu machen, im Falle
sein könnte. Folge hievon ist, daß in kritischen Zeiten die Ne-
gicrungSbehörden keine solche Mittheilungen mehr erhalten und
daher in Unkenntlich dessen sein werden, waö vorgeht. Deß.
wegen scheint eS mir, eS sollte vom RegtcrungSralhe bann zugleich
alS Sèegel vorgeschlagen werden, daß nur diejenigen Schreiben
in Zukunft hier vorzulegen seien, welche von Amtes wegen
an die.Negierung gerichtet wurden. Alle andern Schreiben
aber, welche nicht von Amtes wegen an die Regierung gelangt
sind, sollen gar nicht in daö Akcenhcft kommen, sondern beim
Präsidium dcü NeglerungSrathS liegen bleiben; also sollen sie
auch nicht auf die Kanzlet kommen, und es soll ihre Vorlegung
nicht gefordert werden können. Dieses zur Vervollständigung
des von Herrn RegierungSrath Schnell gestellten Antrages.
Auch diejenigen Schriften sollen darunter begriffen sein, welche
von den Departement«, aus an den RegierungSrath gelangen.
Auch diese sollen nicht veröffentlicht werden dürfen, bis allenfalls
der RegierungSrath sie berathen hat.

A b sti m m u n g:
DurchS Handmehr wird beschlossen, über den ersten Theil

des Vertrages zur Tagesordnung zu schreiten.
Für die Anträge der Herren Schnell und Jenner iw Stimmen.

Dagegen 13 »

Vortrag deS FinanzdepartcmcntS über die Anstellung
eines theoretisch gebildeten obern Bergdeamleu
lles miues) und «lies praktischen Bergmanns zu Leitung der
Schiefer- und Stetlikohienausbeutung.

v. Jen ner, RegierungSrath. Im Bergbaugesctze vom
22. Merz i«34 haben Sie, Tit., im H. 4 eine Beamtung auf.
gestellt für Untersuchung und Beaufsichtigung aller durch Privaten
oder durch den Staat betriebenen Minerallenausbenliing. Aus
verschiedenen Gründen hac der RegierungSrath dieser Bcstim-
mung damals keine Folge gegeben; unterdessen aber ist der
frühere Bergbcamcc, Herr Schlatter, gestorben, worauf Herr
Professor Sciidcr provisorisch die Funktionen desselben über,
nommen und um lobenöwerthem Elfer, so wett die Verhältnisse
es irgend gestarteten, verrichtet hac. Allein, Tit., ein Professor
an der Universstät kann nicht zu jeder Zeit des Jahres im Lande
herumgeschickr werden und sich mir der Sache, wie sie es crfor-
derre, ausschließlich befassen. Diese Schwierigkeit hat den Rc-
gleruugSrarh bewogen, Ihnen, Tit., nunmehr Anträge zu
bringen zu Verwirklichung des j. 4 des erwähnten Gesetzes,
indem dort die Besoldung nicht bestimmt ist. Ich kann nicht
verhehlen, daß unser Kanton eben nicht reich an Mineralien zu
sein scheint, ausgenommen im Lebcrbergc, wo vorzüglich gute
Eisenerze ausgebeutet werden. Ader doch sind einzelne Minera-
lien vorhanden, welche unter guter Leitung mit Vortheil auS-
gebeurec werden könnten. Man könnte auch noch andere finden,
so fern man sich die Mühe gibt, zu suchen, und sachkundige
Manner geben hicfür die beßce Hoffnung. Demnach muß
Jemand da sein, der alifälligen Unternehmern Anleitung geben
und sw vor Schaden bewahren könnte. ES ist auch nöthig, daß
wir Jemanden haben, der die Schiefer- und Steinkohlengru-
öftz/ die man öffnen möchte, dirigire. Wir haben nun
gegenwärtig Niemanden, also müssen wir Jemanden anstellen. Der
Reglerungrsaaly hält es nun fürs Zweckmäßigste, einen söge-
nannten lm^emmui- à>s limies aufzustellen, der dann im Stande
sei, den Bergbau aller Ort im ganzen Kanton zu beaufsichtigen.
DaS Finaiizdepartcmenl dagegen wollte vor der Hand Haupt,ach-
lich einen sogenannten Steiger zur Leitung der Steinkohlen-
und Schiefergruben. Daher kömmt eö, daß der schriftliche
Vortrag nun auf Anstellung beider Beamten zugleich anträgt.
Ich mußte jedoch der Meinung deö ReglerungSralheS beistimmen,
welcher einstweilen nur den luAàicur lles mines will, weil ein
solcher ein geschicklerer Mann sein muß, und weil man ihn dann
fur den ganzen Kanton brauchen kann. Zwei Beamte zugleich
scheinen mir weder nöthig noch nützlich. AlS Besoldung für
denselben werden Fr. 25W vorgeschlagen, welche ich aber nicht
fix, sondern alS Maximum bestimmen möchte.
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Obrecht. Ich stimme vollkommen dem Finanzministcr bei.
Man kann später immer noch eine» zweiten anstellen und am
Ende gar noch einem Jeden einen Adjunkten geben.

Koch/ RegicrungSrath. Dieser Meinung könnte ich hin.
gegen nicht beistimmen. Die mineralischen Schätze, welche bei
unö vorhanden sein mögen, sind sehr schwer zu finden. Also
bedarf eS hierfür sehr ausgezeichneter Männer, damit die Sache
nicht verkehrt vorgenommen werde. Der Schlüssel zu jedem
Bergbau ist ein sogenannter tiefer Stollen, das ist ein Gang
unten in den Berg hinein, der nicht den Zweck hat, auf die
Beute zu führen, sondern der den Zweck hat, die Gewässer aus
den nachher anzulegenden obern Stollen, wo dann auf Beute
gearbeitet wird, abzuleiten und zugcich gesund« Luft in den
Berg hinein zu bringen, weil eö sonst nicht möglich wäre,
darin zu arbeiten. Ein solcher Stollen kostet aber wenigstens
80,000 bis t00,000 Franken, wcßwcgen man ihn nicht anlegt,
bevor man sichere Aussicht hat, bei den Arbeiten oberhalb auf
Erz zu kommen. In unserm Gebirge ist nun der Bergbau be.
sonders darum sehr schwierig, weil das Gestein außerordentlich
hart ist; daher ist der Bergbau bei uns erstaunlich koftkar, kost,
barer als in jedem andern Lande. Jetzt haben wir bekannte
Mineralien, und unbekannte möchten wir suchen. Nun will
man für diese unbekannten Mineralien wiederum einen Fremden
herbeschicken, der, wenn er die erforderlichen Eigenschaften
besitzt, schwerlich für Fr. 2600 zu unö kömmt. Hierzu, Tit.,
stimme ich nicht, weil ich die Ueberzeugung habe, daß dieß
uicht der rechte Weg ist. Ueberdieß ist es bekannt, daß
gegenwärtig einer der ausgezeichnetsten jungen Männer aus unserm
Kanrone den Bergbau studirl. Derselbe befindet sich seit t'/z
Jahren auf der ersten Bergakademie, nämlich zu Freiberg.
Von dort wird er die ausgezeichneten Bergwerke in Böhmen,
Ungarn u. s. w. bereisen und gedenkt dann, seine erworbenen
Kenntnisse seinem Narcrlanbe zu widmen. Nun könnte dieser
Mann mit seinen ausgezeichneten Talenten UiMrwcgS leicht
irgend eine bedeutende Anstellung im Auslande annehmen, be.

sonders wenn er sieht, daß der einzige Platz, der für seine
Thätigkeit im Vaterlande offen gewesen wäre, nun durch cmen
Fremden eingenommen ist. Das, Tit., ist nicht mein System;
darum will ich lieber noch warten und die Stelle eines Ini-d-
nieur às mines nicht besetzen. Hingegen haben wir einsgen
Bergbau, der zwar kein Bergbau im höhern Sinne ist, aber
doch sehr profitabel betrieben werden kann, wenn er gehörig
geleitet wird; das sind die Schiefer- und Sreinkohlcngrubcn
im Oberlande. Hierfür braucht cö nun keinen wissenschaftlich
gebildeten höher» Bergbeamlen, sondern nur einen tüchtigen
praktischen Bergmann, einen Steiger oder Obersteiger, wie sie

genannt werden. Einen solchen finden wir nun in der Schweiz
nicht. Deßwegen möchte ich, daß der RegicrungSrath auiorisirt
werde, einen fähigen Steiger oder Obersteiger herzubcscheiden,
um unsern bereits vorhandenen Bergbau auf einen bessern Fuß
zu bringen. Deu Entscheid für einen höhern Bergbeannen
möchte ich hingegen verschieben.

Stockmar, Regierungsrath. Der vorige Redner hat
diesen Gegenstand nicht mit aller Genauigkeit erörtert. ES
wurde in dieser Hinsicht verfahren, wie folgt: Schon seit ge-
raumer Zeit hatte man sich mit dem Projekte beschäftigt,' den
Zustand unsers Bergbaus zu verbessern. MS dieser Gegenstand
definitiv zur Sprache kam, da zeigten sich zwei entgegengesetzte
Meinungen. Nach der einen wollte man einen InKe-Mui- à
mines, nach der andern nur einen praktischen Bergmann. Beide
Meinungen wurden dem Finanzdcpartcment zurückgeschickt, welches

sich zu dem Vorschlage vereinigte, der Ihnen heute
vorgelegt wurde. Der Präsident des Finanzdcpartementö hat den

Antrag dieses Departements nicht unterstützt, auch ich thue eS

nicht. Nach dem Antrage des Departements soll kein Ingénieur
äes mines angestellt, nach dem Antrage des RcgierungSrathS
soll diese Stelle besetzt und mit 2600 Franken fix besoldet wer-
den. Obwohl ich diesem letzten Antrage beistimme, so möchte
ich doch für keine fixe Besoldung stimmen, sondern einen gc-
wissen Spielraum lassen. Allein gar nichts bestimmen, daS ist
nicht das Mittel, je einen guten In^àieur des mines zu be-

kommen. ES ist möglich, daß sich ein junger Mann wirklich
zum Bergbau heranbildet, und daß er später zur Besetzung der

Stelle fähig wird; wenn dieß ist, so kann man ihm die Stelle
geben. Wenn hingegen kein ausgezeichneter Mann sich zeigen
sollte, so bleibt noch immer die Fakultät, die Besoldung zu
reduziren. Jedenfalls möchte eS nicht zweckmäßig sein, mit
Errichtung der Stelle eines Ober-Jngenleurö abzuwarten, bis
sich irgend ein junger Mann herangebildet hat. WaS den
Obersteiger betrifft, so braucht eS der Betstimmung des Großen
RathS nicht, diesen Platz zu kreiren und zu besolden; eS liegt
dieß in der Kompetenz des RcgierungSrathS. — Wenn wir nur
Steinkohlen, und Schiefcrgrubcn besäßen, so möchte ein prak,
tischer Bergmann hinreichen, allein die Herren Präopinanten
hätten nicht vergessen sollen, einen andern Punkt anzuführen,
der sehr wichtig ist, nämlich den: wir besitzen im Jura sehr
schöne Erzgruben, welche sehr einträglich sind und so zu sagen
die Kosten decken, die uns die Ausbeutung der andern Gruben
kosten. Auch kennen Sie die Vorstellungen der Gemeinden
Courroux und anderer, welche die Beihülfe deö Staates für die
Ausbeutung ihrer Erzgruben ansprechen. Diesen Vorstellungen
hat, eben in Ermanglung eines Ingenieurs, noch nicht
entsprochen werden können. Sie sehen also, wie sehr er
nothwendig wird. Allein dieß ist noch nicht alles. Man hat Ihnen
nichts vom Aufsuchen des Salzes gesprochen, daS schon oft
angefangen worden ist und noch betrieben werden soll. Denn
obwohl die bisherigen Bemühungen blöher ohne Resultat
geblieben sind, so wird man doch nicht vergessen, daß man in
Basellandschaft zu dem glücklichsten Erfolge gekommen ist, und
daß wir dasselbe Erdreich besitzen. Wie wollen wir nun weitere
Nachforschungen mit irgend einer Reife fortführen, wenn wir
keinen InKKmc»!' llcs mines Habens Darum trage ich darauf
an, daß der RegicrungSrath ermächtigt werde, diese Stelle mit
einer Besoldung, die bis auf 2600 Franken ansteigen kann,
auszuschreiben. — Die zweite Stelle hingegen wird nur dann
zweckmäßig sein, wenn wir einen Intoniern, (les mines haben
werden; dann wird der RegicrungSrath, auch ohne die Zustimmung

deö Großen Raths, einen praktischen Bergmann an die
Spitze der Minen des Oberlandes stellen. Es wäre nicht mög.
lich, daß ein solcher Bergmann genügte, denn wir brauchen
einen gebildeten, unterrichteten Mann, der ganz besondere Studien

gemacht habe. Also stimme ich für den Antrag des Herrn
v. Jenner, der die Vorträge des Finanzdepartements und Regie-
rungSrathS modifizirt.

Jaggi, Oberrichter, unterstützt den Antrag des Hrn. Re-
gieruugörathS Koch. Die Exploitation der Mineralien geschehe
besser durch Privacunternehmung, indem ein vom Staate besol-
deter Beamter weniger Fleiß und Eifer anwende, als ein per-
sönltch interessirter Unternehmer. Ueberhaupt war der Kanton
Bern in dergleichen Unternehmungen nie glücklich. Im Lau,
terbrunnenthale haben sehr lange Zeit Nachgrabungen auf Silber

und Gold stattgehabt; aber nach vielen gehabten Kosten
mußte man davon abstehen. DaS Graben auf Salz im Lcber-
bcrge dauerte über zehn Jahre; daS Resultat davon war nicht
daS gewünschte. Endlich ist eS freilich in der Basel-Landschaft
gelungen, Salz zu finden; aber der meiste Vortheil davon
kömmt einstweilen dem Unternehmer zu Gute. Wenn wir nun
auch einen solchen Mann anstellen, so hängt Alles davon ab,
wie er die Sachen angreifen wird. Auch könnte es bei dieser
Anstellung leicht gehen, wie cö bei derjenigen eines gewissen

Jnstrukrors gegangen, wo man nachher vorgab, eS wäre
Niemand zu finden gewesen, der ihn hätte prüfen können. Man
hat überhaupt schon mehrere Stellen kreirt, die nach meiner
Ansicht überflüssig sind. Freilich spricht man jetzt davon, einige
derselben wieder aufzuheben. Ich will nicht länger aufhalten,
sondern darauf antragen, von den Anträgen deö Negierungs-
raths abzustehen und hingegen die Proposition des Hrn. Regie-
rungsrathö Koch anzunehmen.

Schnell, Joh. Ich muß finden, die betreffenden Behörden

würden besser daran gethan haben, sich mit Leuten vom
Fache in Verbindung zu setzen, bevor sie einen solchen Antrag
vor Großen Rath brachten, um sich zu erkundigen, ob irgendwo
ein Mann wäre, der die nöthigen Eigenschaften und Lust und
Liebe dafür besäße. Täuschen wir uns nicht, Tit., kein Mensch
geht gerne aus dem Vaterlande, wenigstens die soliden, ge,
schickten und rechtlichen Leute verwenden ihre Kräfte lieber im



Vaterlande. Nun müßten wir unâ demnach an solche Bergleute
des Auslandes wenden, welche daselbst bereits angestellt sind,
denn wir werden nicht für uns wollen, was daheim nicht zu
brauchen ist. Aber welch' ein Entschluß ist nun das nicht, sein
Vaterland und seine dortigen Verhältnisse, Anstellung u. s. w.
zu verlassen, um andcröwo Etwas zu suchen, waö vielleicht
keine Frucht bringt! Daher riskiren wir, nicht erfahrne und
geschickte Männer zu erhalten, sondern Anfänger, junge Leute,
die sich etwa mit ihren Obern überwarfen haben u. f. w So
hätten wir dann freilich Jemanden, aber der uns nicht leistet,
waö wir haben sollten. Bereits vor zehn Jahren hat mich der
verstorbene Herr Berghauplmann Schlatter darauf aufmerksam
gemacht, eâ sei unbegreiflich, daß die Regierung nicht auf den
Gedanken komme, Jemanden eigens zu diesem Fach bilden zu
lassen. Nun hat man vorhin auf Jemanden gedeutet, der den

Bergbau studire und darin dem Vaterlande dereinst dienen
werde. Aber es ist schwer, dergleichen Stellen auf diese Weise
aufzusparen, indem man nicht wissen kann, ob und wie man
nachher mit ihnen versorgt sein wird. Ich kenne mehrere
Berner, die in Bcrgwerkschulcn gebildet und in Deutschland
und Frankreich angestellt sind. Aber diese werden nicht sehr
begierig sein, ihre dortigen Anstellungen gegen eine Stelle zu
vertauschen, die viel weniger Angenehmes und Vortheilhaftes
für sie darbieten kann. Daher komme ich auf das zurück, was
einige Redner vor mir angedeutet haben, nämlich daß man jetzt
nicht eine Stelle kreire, auch nicht einen Kredit dafür aussetze,
sondern daß man daS Finanzdepartement beauftrage, sich
umzusehen, was für Leute man allenfalls bekommen konnte.
Vielleicht der beßte Weg wäre, wenn man einen solchen Mann
gleichsam minnteressiren könnte, gleichsam wie eine Art von
Associé. Erst wenn das Fiuanzdepartement einen tüchtigen Mann
gefunden zu haben glaubt und zugleich die Bedingungen, unter
welchen derselbe am vorteilhaftesten anzustellen wäre, kennt,
soll es wieder vor Großen Rath treten und seine Einwilligung
nachsuchen.

v. Jen« er, Regierungsrath. ES wird sich fragen, ob

Jemand sich in Unterhandlungen einlassen wird, wenn das
Finanzdeparremcnt noch gar nicht weiß, was eS ihm offeriren
kann. DaS Studium des Bergbaues gehört zu denen, welche
in den letzten Zelten sehr bedeutend betrieben worden sind; eben

deßhalb können auch die tüchtigen jungen Bergwerkverständigcn
nicht alle in ihrem Vatcrlande Anstellung bekommen, so daß
also wir gar nicht etwa nur an Mindertüchtige gewiesen wären.
Wenigstens hat unö Herr Professor Studer gar sehr in der
Ueberzeugung bestärkt, daß wir in Deutschland leicht einen
tüchtigen Mann bekommen konnten, weil dort nicht für Alle-
Platz ist. Allerdings gibt cö Berner, welche uns völlig ent.
sprechen könnten, aber sie werden schwerlich kommen wollen.
So weiß ich einen Berner, der in Frankreich auf Kosten deS

Königs studirt hat, und der jetzt an der Spitze der Minen zu
St. Etienne steht und zugleich Professor ist. Wenn wir den
bekommen könnten, so wäre das eine sehr schätzbare Sache,
aber ich zweifle mächtig daran. Jedenfalls müssen wir autori-
sirc sein, einem solchen Manne, wer er sei, wenigstens eine
gewisse Summe anzubieten. Ucbrigens möchte ich sehr bitten,
die Sache nicht zu lange zu verschieben, denn wir sind schon
ohnehin im Embarras, namentlich in Betreff der Eisenwerke
im Lebcrberge u. s. w. Wir haben gegenwärtig im Obcrlande
Nachsuchungen für Salz anstellen und haben hierfür einen sehr
geschickten Mann aus dem Kanton Waadt kommen lassen. Es sind
namentlich bei Lenk so viele Spuren vorhanden, daß man wohl
den Versuch wagen kann. Hierfür aber ist es nöthig, daß
Jemand da sei, der Ort und Stelle genau zu bezeichnen und
die Grabungen von Schachten u. s. w. zu dirigiren wisse. So
haben wir die Gypsbrüche, die nicht unbedeutend sind; auch
etwas Steinkohlen, deren Exploitation zwar biS jetzt eben nicht
splendid war; wahrscheinlich würde man aber bei St. Beaten¬

berg u. s. w. bessere sindcn u. s. w. Für alles dieses sollte

Jemand da sein. Wir können auch über eine Menge einge-
langter Begehren nicht rapportircn, weil wir keinen sachkun.
digcn Mann haben. Ich wünsche daher nochmals, daß es Ihnen,
Tit., gefallen möge, diese Stelle zu kreiren, wie sie ist ange-
tragen worden. Sonst aber sollte man dem Finanzdcpartcmcnt
erlauben, geeigneten Leuten allenfalls vorläufige Anerbictungen
biS auf höchstens Fr. 2Z00 zu machen.

Koch, RegierungSrath, schließt sich der Meinung deS Herrn
I. Schnell an.

Abstimmung:
Für den Antrag des Herrn Rapporteurs Z2 Stimmen.
Dagegen Mehrheit.

Zugleich wird durchS Handmehr beschlossen, über die zweite
Stelle nicht zu entscheiden, indem dieß in der Kompetenz des

RegierungSralhS liege.

Vortrag deS Finanzdepartements über Herabsetzung der

Besoldung des Regierungsstatthalters von Nydau.
Der Antrag geht dahin, diese NegierungSstatthalterSstelle,

deren Geschäftskreis durch die LoStrennung deS Amtsbezirks
Viel bedeutend vermindert worden, aus der dritten Klasse von
2000 Franken, in die vierte Klasse von 1600 Franken zu setzen.

Diesem Vortrage ward durchS Handmehr beigepflichtet.

Vortrag des Finanzdepartements über ein von Herrn
Bernard Greppin, ehemaligem Klostergeistlichen von Bel-
lelay uud nachhcrigcm Pfarrer zu Corban, wiederholt einge-
reichteS Ansuchen um Erhöhung seines LeibgedingcS.

DurchS Handmehr wird beschlossen, den Petenten für ein und
alle Male mir seinem Begehren abzuweisen.

Vortrag deS FlnanzdepartementS über daS Ansuchen
der BurgerschaftSkorporation von Unterseen, daß ihr zu
Deckung der Kosten der vorhabenden Wegschaffung der alten
hölzernen Häuser im dortigen Städtchen ein Darlehn von
6000 Franken, wo möglich zu i'/z ?s> Zins, gemacht werden
möchte.

v. Jenner, RegierungSrath, bemerkt hierüber, daß schon

unter der alten Regierung zu ähnlichen Zwecken dergleichen
Begünstigungen statt gefunden haben, namentlich gegen Thun;
daß aber damals dieses geschehen sei zur Beförderung eines von
der Negierung selbst gewünschten Zweckes. DaS beabsichtigte
Unternehmen der Stadt Untersten fei nun allerdings auch sehr
wünschenswerth, aber cS handle sich lediglich um das Lokal-
intéressé von Unterseen selbst, deßhalb glaube daS Finanzdeparte-
ment und der RegierungSrath, es könne wohl die gewünschte
Summe auf 10 Jahre hingciichcn werden, aber doch nicht
unter 3 ?s> Zins.

Dieses wird durchS Handmehr genehmigt.

(Beschluß folgt.)



durchaus nicht nothwendig wäre/ wie angeführt worden/ zwei
Stunden lange Schwellen längs der Aare zu errichten. Zu
dem muß auf jeden Fall/ früher oder später/ eine Brücke bei

Lyß errichtet werden. Bereits haben Sie die Straße von Htndel.
bank nach Lyß erkannt; wenn Sie die Brücke dekretiren/ so

eröffnen Sie eine schone Kommunikation des untern Theils des

Landes mit dem Seelande. Wie gesagt/ dieß muß auf jeden
Fall geschehen, Sie mögen die Hauptstraße nach dem Jura da

oder anderswo bauen. Nach den gemachten Untersuchungen zeigte
sich aber im Baudeparlcment eine große Differenz in den

Meinungen/ und man bestand auf der Ansicht, daß die Straße zwt-
scheu Bern und Aarbcrg angenommen werden solle- Allein von
dieser ist niemals was GuieS zu hoffen. Bei dieser Sachlage
hat nun das Departement gedacht/ cS wolle diesen stremgen
Punkt dem Entscheide dieser hohen Versammlung anheim stellen.
DaS ist jetzt der Stand der Frage. Der Entscheid präjudiziert
uichrS über die fernern Plane/ die noch vorgelegt werden müssen.

Sollten Sie also sich für die Lyßstraße entscheiden/ so werden
erst Devise über die Ausführung ausgefertigt werden müssen.

Dann können Sie auch/ wenn cö Ihnen beliebt/ eine Koni-
Mission zu der Untersuchung derselben aufstellen. Auf diese Arc
soll zu Werke gegangen werden/ woraus man sieht, daß man
von der heutigen Diskussion wohl alle Details hätte entfernt
halten können. Allein daö ist nicht geschehen, und so sei mir
auch erlaubt, einzelne Aeußerungen mit ein Paar Worten zu

berühren. So ist dem Projekt der Mehrheit vorgeworfen
worden, daß eS wahrscheinlich unter der Wahrheit in Betreff der
Kosten geblieben sei, und daß ohne Zweifel die vorgelegten De-
vise werden überschritten werden. Daraus läßt sich entgegnen,
daß daS Baudepartement, durch mehrere Erfahrungen belehrt,
gewiß in dieser Hinsicht behutsam zu Werke gegangen sein wird.
So hat man unter andcrm geglaubt, daß die Landenrschädi-

gungen zu niedrig angeschlagen worden sind, allein man wird
nicht vergessen, daß man hier nicht so sehr auf unsicherm Boden
waren und daß z. B, die Landentschädigung, von Bern nach Lyß
nicht höher als 38,000 Franken gestiegen sind. Man hat serner
gesagt, es fehle in dem Kostenanschläge der Mehrheit des De-
partements ein großer Faktor in der Rechnung, nämlich eine

Brücke; ja, daö ist wahr, allein mit dem andern System müßte
ebenfalls eine Brücke bei der Ncubrück aufgeführt werden, deren

Kosten noch nicht berechnet sind und die jedenfalls wegen ihrer
Lage sehr kostspielig wäre. Daß daS Baudepartement keine

Brückendcvisen hat verfertigen lassen und vorgelegt hat, daS

muß man ihm nicht übel nehmen und nicht erstaunen, wenn
eS in diese Kosten sich noch nicht hat einlassen wollen. ES

wollte in dieser Hinsicht nicht voreilig sein, zumal es gesehen,

daß die Stadt Bern vor einiger Zeit einzig für Plane und
Devisierungcn über diesen Gegenstand vv00 Franken hat ver-
wenden müssen. Sie werden doch nicht wollen, daß das Departement

solche Summen von sich aus hingebe. Doch ich will mich
über alle vorgebrachten Einzelnheiten nicht weiter einlassen; in
einer spätern Sitzung kann dann über alles dieses hinlänglich
diSkutirt werden. So lange daS Baudepartement existier, ist
eS noch nie mit bessern D Visen aufgetreten als heute. Ich
muß finden, daß es nicht zweckmäßig wäre, eine Kommission zu
ernennen und am heutigen Tage nichts zu beschließen. Darum
erlaube ich mir, folgenden, die Ansicht der Mehrheit des Deparre.
mcntS etwas modtfizirendcn, Antrag zu stellen: es möchte der
Große Rath die Anlage einer neuen Straße von Bern nach
dem Jnra über Zollikofen und Münchenbuchsce, jedoch einst-
weilen nur bis Lyß, beschließen und daher das Baudepartement
ermächtigen, Plane und Devise darüber vorzulegen.

Stockn» ar, RegierungSrath. Nach dem so eben gefallenen
Vorschlage kann ich meinen Antrag aus eine Kommission zurück-
ziehen. In der That handelt cS sich jetzt nur darum, ein
bestimmtes System zu wählen und zu bestimmen, ob man gerade
auf der Lyßstraße gehen will, oder aber über Stock und Scein.
Da der Vorschlag des Herrn Alt-LandammannS Simon nichts
präjudiziert, weder über die Brücken bei Bern, noch über die
Direktion von Bern nach Zollikofen, noch über diejenige von
Lyß nach Bözingen, so will ich mich demselben anschließen und
meinen Antrag zurückziehen.

M ühlem a n n. Ich ergreise das Wort weniger wegen der
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Sache als wegen deö Geistes, in welchem ich heute viele Redner
sprechen hörte, eines Geistes, der mich sehr befremden mußte,
eines Geistes, der von nun an alle Straßenverbesserungen ver-
hindern zu wollen scheint. Bisher sah ich dagegen tu dieser
Versammlung den Geist für Verbesserung und Erbauung der
nöthigen Straßen im ganzen Lande. Dieser Geist hat bereits
viele Verbesserungen erkannt, aber heute, scheint eS mir, wolle
man von Allem dem zurückkommen. Um diesen Zweck zu erreichen,

hat man bald vorgeschützt, die Plane seien nicht auöge-
arbeitet, bald sonst dieses oder jenes; kurz, eS ist alles Mögliche
angebracht worden, um die Sache auf die lange Bank zu
schieben. Dieses muß ich sehr bedauern, denn nach dem
deutlichen Schlüsse deö Baudepartementeö und nach der bestimmten
Erklärung seines Herrn Präsidenten, hat eö sich durchaus nicht
darum gehandelt, diesen oder jenen Theil einer Straße heute

zu erkennen, sondern es har sich durchaus um nichts gehandelt,
als darum, ob man von nun an gerade die ungelegensten und
bergigsten Gegenden, oder aber die ebencrn Lokalitäten für den

Straßenbau profiliren wolle. Ich bin auch nicht der Meinung,
daß man Alles auf einmal machen solle; aber mit demjenigen
Gelde, daS für den Straßenbau zur Disposition steht, sollen
wir trachten, hinter unsern Nachbarkantonen nicht zurückzu-
bleiben. Mit dem heutigen Beschlusse wird einerseits für alle
Zukunft daö System ausgesprochen, daß man die Hauptstraßen
möglichst eben anlegen wolle; andrerseits wird dieser Beschluß
zur Folge haben, daß mir einem Male der größte Theil des

KanlonS und mit den gleichen Kosten eine Verbindung erhält,
nämlich das ganze Oberland, daö Mittclland, daö Emmenchal,
daö Oberaargau, Seeland und Jura. Durch diesen Straßcn-
zug verbinden wir alle die genannten Theile miteinander, wäh.
rend die Korrektion der Linie über die Neubrücke u. s. w. einzig
und allein ein Paar Ortschaften zu Gute kömmt und obendrein
die meisten davon noch abführt. Ich bin nicht der Meinung,
daß diese Ortschafren nicht auch die nöthige Verbindung haben
sollen, aber um ihrer willen wollen wir nicht den-Nachtheil des

ganzen KantonS machen. Wenn wir dann zu den Straßen zweiter

und dritter Klasse kommen, dann können wir diese Nachbaren

berücksichtigen. Ich will nicht länger aufhalten, Tit.,
eö ist schon viel zu viel geredet worden. Ich unterstütze also
lediglich den Antrag des BaudcpartementeS oder den des Hrn.
Alt-LandammannS Simon, denn so bekommen wir eine Straßen-
richtung, wofür unö die Nachwelt segnen wird.

Huggler. Ich bin durchaus nicht gegen das Straßen-
bauen; Straßen sind im Kantone nöthig, damit der Verkehr
gehen kann, gleichsam wte im Menschen das Blut durch die
Adern ztrkulirt. Wenn eS sich nun aber um ein Srraßeusystcm
handelt, so gehört das Oberland auch zum Staatskörper. Frei,
lieh hat man dein Thuucrsee entlang eine Straße gemacht, aber
unser Aemtlein, — gehört daS nicht auch zum Kantone? Welche
Straße haben wir am Brienzersec? Mit keinem Fuhrwerke
kann man da fahren, als etwa mit einem einspännigen Wäge-
lein; cS ist meist nur Geißenweg oder Gäßlein. So sind alle
Kommerzienwaaren beim schlechten Wetter dem Bricnzersee aus-
gesetzt. Bon der Brünigstraße will ich schweifen, denn man
muß da zuerst mit Unrerwalden unterhandeln. Ader dringlich
buren muß ich,'daß daS Baudepartement nochmals beauftragt
werde, Plane für eine Brieuzerseestraße vorzulegen, denn eine

solche gehört auch zum innern Verkehr.

Plüß. DaS Baudepartement hat geglaubt, durch Vorle-
guug dieser Vorfrage einem längst gefühlten Bedürfnisse abzu-
helfen, nämlich der Vorlegung eines eigentlichen Straßensystemö.
Unter Straßensystem wird verstanden die Klassifikation und Ueber-
ficht der Straßen erster, zweiter und dritter Klasse. Wer irgend
einen Begriff hat von solchen Klassifikationen, begreift auch,
daß wenn man Aeste haben will, man zuerst den Stamm pflanzen
muß. Dieser Stamm sind nun die Straßen erster Klasse; aus
diesen münden sich die Straßen Weiter Klasse, und daraus die-

jenlgen dritter Klasse aus. Das will nun der vorliegende An-
trag bezwecken, nämlich vorerst die Anlegung von Hauptstraßen
für unsere Kommunikation mit dem Auslande, für die Durch-
fuhr der Fabritare und HandclSgegenstände durch unser Vater-
land. Sehr richtig har das Finanzdepartemcnt auf die Kosten

aufmerksam gemacht, aber cö hätte auch davon reden sollen,



was diese Straßen eintragen werden. Man hätte fragen sollen:
ist es möglich/ aus dem Ertrage der Straßen erster Klaffe die
Kosten derselben zu bestreiken? Diese Frage ist nicht aufgewor-
sen, auch nicht beantwortet worden. Ich bin fest überzeugt/
daß die Mehrheit des Baudepartcmentö nicht darum zu der
neuen Linie gestimmt hat, um die an der alten Linie gelegene
Gegend abzuschneiden, sondern, weil das System verlangt, daß

Straßen erster Klasse durch die Ebene und nicht über Berge
geführt werden. ES ist heute einzig um den Grundsatz zu thun,
den man früher ausdrücklich verlangt hat, nämlich, daß man
in's Künftige nach einem Systeme verfahren wolle. Diese Frage
muß mit Ja entschieden werden, sonst soll man dem Baudepar-
tcment dann nicht mehr vorwerfen, eö arbeite ohne System;
denn System ist, zuerst die Straßen erster Klasse zu machen.

Ich stimme zum Antrage des Baudepartements.

Buchwalder. Ich kenne die LokalitätSverhgltnisse und
stimme daher für die gerade Linie und zu den von den Herren
RegicrungSrath Koch und Alt-Landammann Simon entwickelten
Ansichten. Wenn ich noch das Wort ergreife, so ists nur um
einigen, von einem Mitgliede dieser hohen Versammlung geäu-

ßerten Bemerkungen zu entgegnen. Man scheint in der That
immer Mißgunst auf den Leberberg werfen und ihm vorhalten
zu wollen, er verlange vorzüglich begünstigt zu werden. Ich ver.
stehe nicht, was man mit diesen Begünstigungen sagen will, und
ob er schon solche erhalten hat. Seit dem Jahre 1816 hat
man für den Jura ans Straßen 140,000 bis 160,000 Franken
verwendet, seil jener Zeit hat hingegen dieser Theil des Landes
bei 6/000,000 Franken der Staatskasse abgeworfen. Wie kann

man denn sagen, daß der Leberberg immer begehrt? Dieser
Vorwurf ist ihm schon durch den Herrn RegierungSrath Herren-
schwand in einer vorigen Sitzung gemacht worden, während er
selbst bewies, daß auf die Straßen des Oberlandes schon unge-
fähr 600,000 Franken verwendet worden seien. Ich habe

mich bewogen gefunden, dieß im Vorbeigehen zu sagen, damit
es einmal mit diesen unverdienten Vorwürfen gegen den Jura
ein Ende habe.

Waltert. Man hat TagS viel über diese Sache geredet,
und hat jetzt auch NachtS viel geredet. Ich will daher nur
erklären, daß ich zur Minderheit deS Baudepartemcntö und zur
Mehrheit des NegicrungSratheS stimmen werde. Sonst aber,
wenn das nicht dàs Mehr bekommen mag, will ich eine Kom-
mission aus unparlheiischcn Männern wählen lassen.

Tscharner, Alt-Schulthciß. Tit., ich habe mit dem

größten Interesse gehört, waö man alles über das Baudeparte,
ment, über sein Thun und Lassen u. s. w. angebracht hat.
Kein Departement ist so, wie dieses, der öffentlichen Beurthei-
lung ausgesetzt. Die Arbeiten der übrigen Departemente machen

sich im geschlossenen Zimmer und kommen nur wenigen Leuten

zu Gesichte. Hingegen Alles, was das Baudepartemcnt thut,
Hochbauten, Straße», und Wasscrarbeiten, ist der öffentlichen
Kritik unterworfen, wie billig. Darum aber sollte man einige
Nachsicht für das Baudepartement haben. Dasselbe ist unge.
Heuer mit Geschäften aller Art beladen, eS hat dabei wenig
Hülfsmittel, namentlich stehen ihm nur wenige geschickte In-
genieurS zu Gebote u. s. w. So darf man sich nicht wundern,
wenn nicht allen Wünschen alsoglcich entsprochen werden kann,
die man dem Departemente mittheilt.

Doch ich komme zur Sache selbst. Ich zweifle durchaus
nicht, daß der Standpunkt, auf welchem der Große Nach von
Bern in dieser Frage sich befinden soll, nicht werde begriffen
worden sein. Man wird begreifen, daß die Anlegung guter
Straßen für den Verdienst aller Art, also auch für die Vcr-
Minderung der Armuth, eben so nöthig ist, als manches Andere.
Wenn man weiß, daß heut zu Tage ganz Europa mit nichts
so sehr beschäftigt ist, als damtt, die Verbindungen aller Art
zu erleichtern durch Kanäle, Dampfschiffe, Eisenbahnen u. s. w>;
so muß man sich überzeugen, daß wir so viel an un S thun
müssen, um auf der gleichen Linie mit den übrigen ttvilisirten
Völkern zu bleiben. Anlegung von Straßen ist der erste Schritt
dazu, und wenn wir diese Straßen nicht eben machen, so wer.
den wir den Zweck damit nicht erreichen. Kein Mensch kann
uns übrigens sagen, ob wir nicht binnen zehn Jahren, auch

6

bei uns Eisenbahnen zu machen, anfangen werden. Die erste
1 Frage ist somit die: will man für Verbesserung der Straßen
î thun, was in unsern Kräften steht? Ueber die spezielle Frage,

welche Richtung man für die Verbindung mil dem Seelande
wählen solle, sind verschiedene Bemerkungen gemacht worden,
welche aber bereits ihre hinlängliche Widerlegung gefunden
haben. Im Grunde ist zwischen der Meinung der Mehrheit
deS Baudepartements und derjenigen der Minderheit kein großer
Unterschied. Wenn die Minderheit mit großer Lebhaftigkeit
eine Verbesserung der Straße nach Aarbcrg verlangt, so stimmt
die Mehrheit darin mit ihr überein; nur fragt es sich, ob diese
Richtung für diejenigen höhern Zwecke dienen könne, die man
im Auge hat. Die Mehrheit glaubt, für eine VerbindungS.
straße im höhcrn Sinne deS Wortes müsse man dem Winke
der Natur folgen. In meinem EingangSrapporte habe ich zwar
von eingegangenen Bittschriften geschwiegen, aber da man nach,
her so großes Gewicht darauf gelegt hat, so will ich jetzt sagen,
daß ich da eine zu Gunsten der untern Straßcnlinie eingegan.
gene Bittschrift bei mir habe, welche vom 31. Januar 1836
datirt und von mehr als zwanzig Gemeinden unterschrieben ist.
(Der Redner liest die Namen ab.) Einer der Hauptcinwürfe
gegen diese Linie betraf die Finanzfrage. ES ist natürlich keine
Frage, daß ein solcher Bau nicht viel kosten werde; allein fürs
Erste, wenn man schon solche Straßen erkennt, so geht es immer
so lange, btS die nöthigen Vorarbeiten gemacht sind, und die
Mittel zum Vorrücken sind zugleich so beschränkt, daß eö beim
beßcen Willen nicht möglich ist, in einem Jahre gar viel daran
zu machen. Wenn Sie also z. B. heute, warum eö aber jetzt
noch nicht zu thun ist, eine Million für den neuen Straßenbau
bewilligen würden, so würde diese Million weder in einem,
noch in zwei oder fünf Jahren erschöpft sein. Dabei sei mir
noch erlaubt, zu bemerken, daß die Srraßenbauten alle, welche,
wenn wir mir der Zeit fortschreiten wollen, bei unö nöthig
sind, wenigstens eine Summe von zwei bis drei Millionen er.
fordern werden, aber, wohl verstanden, nach und nach. Wenn
man nun schon auS dem beweglichen StaatSvermögen die zwei
oder drei Millionen, welche bei ausländischen Regierungen an.
gelegt sind, und welche beim ersten Kriege ganz oder zum Theil
verloren gehen werden, htefür zurückziehen müßte, so würde
ich das gar nicht bereuen, dieses Geld würde sich dann bald
wiederfinden. Bei diesem Anlasse muß ich meine Freude dar.
über auösprcchen, daß Herr Oberstlieutenant Buchwalder mit
der Ansicht des BandepartementS übereinstimmt; der Beifall
eines so geschickte» Ingenieurs kann für die Sache nicht gleich,
gültig sein.

Tit. Man präjudizirt durchaus nicht, wenn man sich

heute über die Richtung anSspricht. Wenn man sich für
die ebene Richtung entscheidet, so muß die Sache dem Bau.
departemente zurückgeschickt werden, damit eS die Straße von
hier bis in die Lyßstraße so vollständig als möglich devisiren
lasse und sie dann dem Großen Rathe mit allen abweichenden
Meinungen wieder vorlege. AlSdann kann eö vielleicht der Fall
sein, eine besondere Kommission niederzusetzen, um alle
Vorschläge zu prüfen. Auf heute jedoch ist die Sache so einfach,
daß eine weitere Untersuchung zu gar nichts führen könnte.

Ich nehme die Freiheit, mich ehrerbietigst dem Antrage des

Herrn Alt-LandammannS Simon anzuschließen und Ihnen, Tit.,
denselben zu empfehlen.

Abstimmung:
1) Einzutreten Große Mehrheit.

Dagegen Niemand.
2) Heute einzutreten Große Mehrheit.

Dagegen 1 Stimme.
3) Für den Antrag deS NcgierungSraths 28 Stimmen.

Dagegen Große Mehrheit.
4) Für eine Kommission 42 Stimmen.

Dagegen Mehrheit.
-) Für den Antrag des Herrn Alt-Landam,

mannö Simon 131 Stimmen.
Dagegen 17 »

Schluß der Sitzung um e Uhr.
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^10. 41.

Verhandlungen
d e s

Großen Rathes der Republik Bern.

Ordentliche Wintersitzung. Erste Hälfte, 1837.

(Nicht offiziell.)

(Beschluß der fünften Sitzung/ Dienstags den 21. Winter-
Monat 1837.)

Vortrag dcö Finanz départements über die Bestim-
mung der Länge des Spalt en Holzes.

Der Vortrag berichtet/ daß die Forstkommisston/ um die

neuen Holzmaaße in bessere Uebereinstimmung mit den bisherigen
zu bringen/ den Wunsch geäußert habe/ daß die Spältenlänge
von 3'/? auf 3 Fuß verabgesetzt werden möchte. Der Regie-
rungSrath stimmt der Forstkommission bei und trägt darauf an/
der Große Rath möchte die im Art. 6 deS Gesetzes vom 27.

Jmn 1836 enthaltenen Bestimmungen über die Maaßverhält-
nisse deS HolzklafterS dahin abändern/ daß die Spältenlänge
von 3 7? auf 3 Schweizcrfuß herabgesetzt werde/ so daß dann
das ganze Holzklafter anstatt 126 Kubikfuß neuen schweizerischen
MaäßeS/ oder anstatt I3i»7io» Berner Kubikfuß nur 108 Kubik.
fuß neuen SchwcizermaaßeS,, oder ilâ^'/^ Berner Kubikfuß
halte.

Koch/ RegicrungSrath/ bemerkt hierüber im Wesentlichen
Folgendes: DaS Konkordat über die neuen Maaße und Gewichte
habe den Kantonen die Bestimmung der Spältenlänge freigestellt/

und so sei dieselbe vom Großen Rathe seiner Zeit auf
3 7? Fuß bestimmt worden. Nun ergebe sich aber/ daß in Folge
des neuen FußmaaßeS u. s. w-/ z. B. ein Klafter von nun an
beinahe um 30 Kubikfuß stärker sein würde/ alS das alte Berner
Klafter. Werde hingegen die Spältenlänge auf 3 Fuß redn,

zirt/ so werde dann das neue Klafter nur noch um 10 Kubik-
fuß stärker alö das alte. Im Uebrigen verstehe eS sich von
selbst/ daß diese neue Bestimmung nur auf dasjenige Holz Be-
zug habe / welches vom ersten Januar werde gerüstet werden.

Der Antrag wird durchS Handmehr angenommen.

Vortrag des Finanzdepartements über eine von der
Gemeinde Boncourt/ Amtsbezirks Pruntrut, behufs der
Erbauung einer Landjägerwohnung am äußersten Ende deS

Dorfes, zu verlangende Abtretung von Gemeindland.

Es geht aus dem Vortrage hervor/ daß das dortige betrcf.
fende Land im Kadaster zu 66 Franken pr. Juchart geschätzt

sei/ daß aber die Gemeinde 300 Duplonen für die Juchart
verlange. Demnach wird angetragen/ der Große Rath möge

beschließe»/ daß für den Ankauf deS zu dem erwähnten Land-
jägcrposteu erforderlichen Landes das in der französischen Gesetz,

gebung/ welche im Amtsbezirke Pruntrut gilt/ vorgeschriebene
Expropriationsverfahren in Anwendung gebracht werde.

v. Jenner/ RegicrungSrath/ bemerkt hierüber/ dieser
Landjägerposten sei darum nöthig/ weil dort gar leicht Waaren
über die Grenze hereingeführt werden können/ ohne daß sie

kontrollirt werden/ weil daS Zollhaus mitten im Dorfe sich

befinde. Daher sei leicht begreiflich/ daß die Gemeinde Bon-

court/ welche gar industriell sei/ die Errichtung dieses Land-
jägerpostenS nicht gerne sehe.

Dem Antrage deS Finanzdepartements wird durchS Handmehr

beigepflichtet.

Schluß der Sitzung um 12 Uhr.

Sechste Sitzung.

Mittwoch den 22. Winlermonat 1837.

(Morgens um 9 Uhr.)

Präsident: Herr Landammann Tillier.
Nach dem Namensaufrufe und nach Verlesung dcö Proto-

kollS verlangt Herr Stettlcr/ daß bet dem? gestern in Betreff
der stattgehabten Veröffentlichung amtlicher Korrespondenzen
gefaßten/ Beschlusse daS Motiv im Protokoll angemerkt werde/
man sei nicht eingetreten/ weil man daS Urtheil über diese
Handlung der öffentlichen Meinung anheim stelle.

Abstimmung:
Für die Annahme dieses Motive» 41 Stimmen.

Dagegen 83 >,

Der Herr Landammann zeigt einige eingelangte Bitt-
schriftcn und Vorstellungen an / worauf verlesen wird eine

Zuschrift des Herrn Alt-LandammannS Fellenberg,
womit derselbe eine Anzahl Broschüren, als ein Geschenk des
großen deutschen MäßigkeitSvcreineS an die Mitglieder des
Großen Rathes begleitet, indem er zugleich von sich aus so
Epemplare der Zschokke'schen Branntwcinpest beigelegt habe.

Die alS Ersatzmitglicder neu eintretenden Herren Vr. Ma.
nuel, Arzt Lehmann und Roth leisten den Eid.

Tagesordnung.
Wahlen.

i) Ersatzwahl für die durch den Tod des Herrn Jucker erledigte
SechSzchnerstelle, — für den Rest deS Jahres.

Von 199 Stimmen erhalten:
Herr Kernen von Münsingcn 100

„ RöthliSberger 10

n Bücher, Oberstlieutenant 6
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Herr Manuel 6

„ Alt. Landammann Simon s

„ Nyser 6

Ernannt ist also Herr Kernen von Münsingen, welcher

sofort den Eid leistet.

2.) Wahl eines LandammannS für das Jahr 1833.

Von 195 Stimmen erhalten:
Herr Johann Schnell m

„ SlaalSschrclber May 27

„ Alt.Schultheiß Tscharner 23

» Stettlcr 8

>, Kernen von Münfingen 5

„ Oberstlieutenant Steinhauer 4

u. s. w.
Ernannt ist Herr Johann Schnell.
Derselbe verlangt/ unter Verdankung deS geschenkten

Zutrauens/ wenigstens drei Tage Bedenkzeit, bevor er sich über
die Annahme der Wahl zu erklären habe.

„ Stettler „ ,>

>, Schultheiß v. Tavel >, »

„ M-Schulth. Tscharner » »

>. Staatöschreiber May „ >»

3) Wahl eines Vice.LandammannS.
Von 189 Stimmen erhalten:

Herr Landammann Tillier im 1. Skrul. 81; im 2. Skrut, 104

Kernen v Münsingen „ >. 29;»» „ 38

25; >, » >» 21

8', » » » 12

7

5

„ Oberstl. Stcinhauer „ » » 4

» Ammann Henzi » » 4

u. s. w.
Erwählt ist Herr Landammann Tillier.
Derselbe lehnt die Wahl ab/ indem er nun zwei Jahre

lang diese Last/ theils als Vice-Landammann/ theils als Land,
ammann, getragen habe/ u. s. w.

Da schon nach dem ersten Skrutinium die sämmtlichen für
daS zweite Skrutinium in der Wahl bleibenden Mitglieder sich

zum Voraus die Wahl verbeten hatte»/ so wird die Vornahme einer
neuen Wahl für die Stelle eines VizelandammannS/ so wie auch
die Wahl für die Stelle eines Statthalters des VizelandammannS/
auf den Antrag des Herrn RegierungSrachs Jaggi hin, ver.
schoben.

1) Wahl von 8 Mitgliedern des NegierungSrathes.
(Siehe Traktandencirkular).

Wahl für die erste Stelle. Von 189 Stimmen erhallen:
Herr Schultheiß von Tavel 102

» Alt-Schultheiß Tscharner öl
„ Regierungsrath Schnell 6

„ RegierungSrath Schneider 2

u. s. w.
Erwählt ist Herr Schultheiß von Tavel.

(Derselbe ist wegen Unpäßlichkeit abwesend).

Wahl für die zweite Stelle. Von 192 Stimmen erhalten:
Herr Alt-Schultheiß Tscharner ill

„ RegierungSrath Schnell 35
>, RegierungSrath Schneider 29

„ Arzt Schneider 3

» RegierungSrath Tscharner 3

» RegierungSrath Geiser 2
u. s. w.

Erwählt ist Herr Alt-Schultheiß Tscharner.
Er dankt für den ausgezeichneten Beweis von Zutrauen,

welchen der Große Rath ihm gegeben.

Wahl für die dritte Stelle. Von 195 Stimmen erhalten:
Herr Reg. Rarh Schnell imîGkrut. 76 ; im 2. Skrut. i2i

» Reg. Rath Tscharner „ ^ » 43; „ „ 31

» Reg. Rath Schneider » „ >, 43; » >, 26
» Reg. Rath Geiser » „ » 14; „ „ „ 3

„ Arzt Schneider », » 4 '

„ Regstatth. Noschi » „ 3

» Regstatth. Lehmann „ „ „3u. s. w.
Ernannt ist also Herr RegierungSrath Schnell.
Er spricht: Tit., ich danke Ihnen recht herzlich für Ihren

Beweis deS Zutrauens. Obschon ich weit lieber daheim auf
meinem Landgute meine Tauben und Hühner füttern möchte,
so nehme ich dennoch, um dieses JhreS Zutrauens willen, diese
Wahl an, u. s. w.

Die Fortsetzung deS Wahlgeschäfces wird vom Herrn Landam.
mann biS um 3 Uhr verschoben.

Schluß der Morgensitzung um i'/z Uhr.

Fortsetzung der M 0 r g e n s i tz u n g.

(Nachmittags um 3 Uhr).
Wahl für die vierte Stelle. Von 186 Stimmen erhalten:

Herr Reg. Rath Tscharner im 1. Skrut. 82; im 2. Skrut. 116

„ Reg.Rath Schneider „ » » 76; », « „ ss
» Reg.Rath Geiser „ „ » 12; „ „ » 3

>. Arzt Schneider >, „ „ 3; >, „ „ i
u. s. w.

Erwählt ist Herr RegierungSrath Tscharner.
Er dankt und erklärt seine Annahme der Wahl.

Wahl für die fünfte Stelle. Von 190 Stimmen erhalten:
Herr Regicrungöraih Schneider 133

RegierungSrath Geiser :6
„ Landammann Tillier 9

» Kernen von Münsingen 5

» Arzt Schneider 5

„ Negicrungöstatthalter Roschi 4

>, RegicrungSstattyalter Lehmann 3

„ Staatöschreiber Mai 3

» Fürsprech Schär 3

» Blumenstem 3

Erwählt ist Herr RegierungSrath Schneider.
Er spricht: Tit., vor sechs Jahren haben Sie mir die

Ehre erwiesen, mich bereits an diese Stelle zu wählen. Damals
war ich Wenigen von Ihnen bekannt. Nun aber haben Sie
meine Denk- und Handlungsweise' in diesen sechs Jahren keu-
neu gelernt; um so mehr darf ich mich meiner Wiedercrwäh-
lung freuen. Ich werde fortfahren, in metner Stelle zu han-
dcln wie bisher; daS Wohl meines Vaterlandes und meiner
Mitbürger soll, nächst Gott, mein erster Gedanke sein.

Wahl für die sechste Stelle. Von 191 Stimmen erhalten:
Herr Reg.Rath Geiser im 1. Skrur. 85; im 2. Skrut. il3

„ Landammann Tillier „ „ 23; „ „ » 46

» Arzt Schneider „ >, » 16; „ „ „ 12

„ Kernen v. Münsingen » „ 17; >, » „ 14

» Regstatth. Lehmann >, „ „
» Regstatth. Roschi „ » >,

» Regstatth. Langel „ » »

» Staatöschreiber May „ „ „

10

u. s. w.
Erwählt ist Herr RegierungSrath Geiser.
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Wahl für die siebeM Stelle. Von <87 Stimmen erhalten:
imi. Skrut- im 2, S-krut. im 3. Skrut. im 4. Skrut.

Herr Arzt Schneider 49 8§ 92 92
Kernen v.Münsing. 39 so 60 89

» Landamm. Ttllier 4ì 4S 33
>, Regftatth. Langet 16 z
» Plüß 7

n N.St.Mühlemann s

» N.St.Lehmann 4

„ Blumenstein 3

u. s. w.
Erwählt ist durch relatives Mehr Herr Arzt Schneider

von Nydau,

Er spricht: Tit. Dieses Ergebniß ist so unerwartet für
mich, daß ich mich kaum ausdrücken kann. Meine Kenntnisse/
alS die eines Arztes/ in Sraatsangelegenheiten sind schwach;
jedenfalls schlägt hier ein warmes Herz fürs Vaterland. Man
hat schon vor anderthalb Jahren und wiederum in letzter Zeit
gesagt/ daß ich geheimen Verbindungen angehört habe. Ich
erkläre/ daß dieß nie der Fall gewesen ist/ jetzt nicht ist und
nie sein wird. Ich danke Ihnen/ Tit./ für das bewiesene Zu-
trauen/ indem ich die auf mich gefallene Wahl annehme..

Wahl für die achte Stelle. Von 184 Stimmen erhalten:
Herr Kernen von Münstngen im i. Skrut. 7s im 2. Skrut. iv3

Reg.-Rath Langet
Landammann Ttllier
Regstatth. Negez

» Mühlemann
Plüß
Blumenstein
Forstmeister Kasthofer
Gerichtspräsident Mani

u. s. w.
Erwählt ist Herr Kernen von Münsingen.

30
26

9
7

6

3

3

3
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Schluß der Sitzung um 7 Uhr.

Siebente Sitzung.

Donnerstag den 23. Winter mon at 1837.

(Morgens um 9 Uhr.)

Präsident: Herr LandammaNn Tillier.
Nach dem Namensaufrufe und nach Genehmigung des

Protokolls ergreift das Wort der gestern zu einem Mitgliede
dcg RegierungSratheS ernannte Herr

Kernen von Münsingen. Tit./ wenn ich den Dank/
welchen ich Ihnen für die gestern auf mich gefallene Wahl
schuldig bin, nicht mit den gehörigen Ausdrücken bezeugen kann/
so bitte ich Sie meiner Gcmüthöstimmung Rechnung zu tragen.
Wenn guter Wille/ wenn Rechtlichkeit und Rechtschaffenheit in
den Handlungen hinlänglich wären/ um in der obersten Exeku-
tivbehörde zu leisten/ was die daherigcn Pflichten erfordern / so

würde ich mit Muth und Entschlossenheit mich Ihrem Willen
fügen und hoffen/ dort zum Wohle dcS Vaterlandes beizutragen.
Indessen fühle ich gar wohl/ wieviel von den nöthigen Kennt,
utssen mir abgeht; meine Erziehung war nie auf eine solche
Stelle berechnet/ und ich bin weit entfernt zu glauben/ daß mit
dem Amte Gott einem auch den Verstand gebe. Andrerseits
würde die Annahme dieser Stelle so große Veränderungen in
meinem bisherigen Leben und meinen Verhältnissen zur Folge
haben / daß ich mir wenigstens ein paar Tage Bedenkzeit auS-
bitcen muß/ damit ich mit meinen Verhältnissen rechnen und
den Willen meiner Eltern und Verwandten vernehni'n könne.
DaS sind Pflichte«/ die ich nicht vergesse. Nicht mein bisheriger

Beruf hält mich ab/ meine-Erklärung sogleich abzugeben/ denn
ich habe ihm nie mit Neigung vorgestanden; aber einerseits das
Gefühl mangelnder Fähigkeit/ andrerseits meine Familienvcr.
Hältnisse u. s. w. erfordern/ daß ich wenigstens bis künftigen
Dienstag oder Mittwoch nachdenken könne.

Diesem Begehren wird durchs Handmehr entsprochen.

Hierauf wird mit Mehrheit gegen 26 Stimmen beschlossen/
am nächsten Donnerstag die SechSzehncr.Wahlen für das Jahr
1838 zu beginnen.

Tagesordnung:
Wahl eines Schultheißen für das Jahr 1838.

Von 202 Stimmen erhalten:
103
77
11
7
1

Herr Alt-Schultheiß Tscharner
» Regierungörath NcuhauS
n » >! Schnell
» „ „ von Jenncr
>? » ü Fetscherin

Ernannt ist also Herr alt-Schultheiß Tscharner/ welcher
nach seinem Wiedereintritt in den Saal spricht:

Tit. Ich bin Ihnen unendlich dankbar für diesen vielfach
wiederholten ausgezeichneten Beweis dcS ZutrauenS/ eines Zu-
trauenS/ das für mich in diesen Umständen um so theurer und
schätzbarer ist/ als man seit geraumer Zeit von vielen Seiten
her gesucht hat/ mir dasselbe zu erschüttern und zu entziehen.
Der gleiche Mensch/ der ich vor Anno 1830 und 1331 war
und seit >830 und 1831 gewesen bin/ derselbe will ich hoffentlich

bis an meinen Tod bleiben/ daö ist/ ich will mit Treue
und Ergebenheit dem Vatcrlande zu dienen und dasselbe vor
Unglück zu bewahren suchen. Somit will ich mit Gottes Hülfe
diese Stelle noch einmal übernehmen und bitte Sie/ Tit./ um
Ihre gütige Nachsicht und um die Fortdauer JhreS Wohlwol-
lenS und Ihrer Hülfe.

Wahl eines Vize-Schultheißen.
Von 190 Stimmen erhalten:

.Herr Schultheiß von Tavcl
n Regierungsrath NeuhauS

» » » Schnell
» H »

71 >1 ?1

Ernannt ist Herr Schultheiß von Tavel

von Jenner
Koch

107
38
22
16
2

Vortrag des Diplomatischen Departement es über

Aufhebung der Stelle eines Sekretärs des Diploma ri-
sehen Departements und Vereinigung derselben mit der

Staatökanzlei/ nebst Dckrccöentwurf.

Tscharner/ Vize-Schultheiß, unterstützt den Antrag, indem
die Erfahrung die Zweckmäßigkeit und Möglichkeit desselben satt-
sam bewiesen habe.

DaS Dekret wird durchS Handmehr angenommen.

Vortrag des Diplomatischen Departements/ nebst

Dekretsentwurf/ in Betreff der Besoldung des StaatS-
schreibers.

Tscharner/ Vize-Schulthciß/ bringt zur Unterstützung des

Vertrages an/ der StaarSschreiber habe bisher eine Besoldung

von Fr. 3200 nebst freier Wohnung bezogen/ welch' letztere freilich
mit einigen Beschwerden/ die den Staatsschreiber jährlich einige

hundert Franke» kosten mochten/ verbunden gewesen. Bei der

nun in allen Geschäften eingeführten Ordnung u. f. w. habe

es geschienen/ daß Fr. 2400 nebst freier Wohnung genügen

möchten/ indem, was letztere anbetreffe, eS sehr wünschenSwerth

sei/ daß der SlaatSschreiber auf der StaatSkanzlei wohne.



Mai/ StaatSschreiber. Man kann sich vielleicht verwun,
dcrn, daß ich über diesen Gegenstand das Wort nehme/ da erst

vor einigen Tagen die AnschreibungSlistc für die ScaatSschreiber-
stelle/ worauf mein Name erscheint/ vorgelegt worden ist.
Indessen/ Tit./ erkläre ich hiermit/ daß ich zwar allerdings in
der ersten Hälfte des MonatS mich angeschrieben habe/ daß aber
seither einige Gründe eingetreten sind/ welche mich bewegen/
von der Anschreibnng zurückzutreten/ was ich hiermit förmlich
anzeige. Nun über die Sache einige Bemerkungen. Schon bei
der ersten Organisation der StaatSkanzlei/ habe ich mich für
die Nothwendigkeit ausgesprochen/ daß man den StaatSschreibcr
förmlich verpflichte/ auf der Kanzlei zu wohnen. ES ist nicht
nur darum zu thun, daß er zu gegebenen Stunden auf dem
Bureau sei/ sondern die Geschäfte erfordern seine Anwesenheit
den ganzen Tag. Man hat aber damals den Grundsatz der fixen
Besoldungen angenommen und den Beamten daher nur gegen
MieihzinS Wohnungen angewiesen. So bin ich also seit sechs

Iahren Miethömann des Staates. Ich hatte also nicht freie
Wohnung/ sondern bezahlte dafür jährlich Fr. 400/ wozu dann
noch eine Beschwerde kani/ deren Aufhebung sehr wünschbar
wäre/ nämlich die Beheizung und Neinlichhaltung des Kanzlci-
zimmerö und noch einige andere Nebensachen/ waö AlleS leicht
denjenigen Angestellten übertragen werden könnte/ welche auch
für die Beheizung und Beleuchtung des anstoßenden RathhauseS
zn sorgen haben. WaS die Besoldungsbestimmung betrifft/ so

bleibt es natürlich der Ansicht eines Jeden überlasse« / wie man
die hier erforderlichen Kenntnisse und die Arbeit daS jeweiligen
StaatS'chreiberö anschlagen wolle.

Koch/ RegierungSrath. Die Stelle dcS StaatsschreiberS
ist eine der allcrwichtigsten Bcamtungen; sie erfordert nicht nur
sehr große Uebung und mannigfaltige Kenntnisse/ sondern zu-
gleich einen Mann/ der das vollkommene Zutrauen dieser
Versammlung besitze. Wie leicht ist cS nicht/ mit einem einzigen
Worte einen ganz andern Sinn in die gefaßten Beschlüsse u. s. w.
zu bringen/ wenn mau nicht mit eben so großer Treue als Ge-
schicklichkcit zu Werke geht. Für uns Schweizer ist diese Schwierigkeit

noch größer/ weil wir nicht in der gleichen Sprache
schreibe«/ in welcher wir reden. Wenn nun der StaatSschreibcr
die Sprache nicht sehr wohl versteht/ wenn er nicht die Archive genau
kennt/ wenn er nicht die Gesetze und Verordnungen sehr gut
im Kopfe hat / so sind weder der Große Rath/ noch der Regie-
rungSrath gnt bedient. Darum war schon seit den ältesten Zeiten
die Stelle eines Kanzlers oder StaatsschreiberS immerhin von
den allergeaehtetsten/ und die alten Berner haben/ wenn sie im
eigenen Lande kcike recht Tüchtigen dafür fanden / sehr oft ihre
StaatSschrciber aus der Fremde hcrbeschickc. Nun möchte ich
nicht in der Besoldung einen alizugroßen Sprung machen. Allerdings

wird durch eine größere Besoldung der Betreffende nicht
geschickter werden, aber ein solcher Mann/ wie wir ihn für
diese Stelle haben müssen/ kann auf einer andern Laufbahn sehr
leicht weit mehr verdienen und daher eine solche Stelle nicht
annehmen. Daher werden wir bei größerer Besoldung wenig.
stcnS eine größere Auswahl haben. Ich trage demnach darauf
an/ daß man die bisherige Besoldung von Fr. 3200 nur um
Fr. 400/ wie das Diplomarische Departement es Anfangs
vorgeschlagen hatte/ und nicht sogleich um Fr. 800 vermindere.

v.^Ienner, NegierungSrach. Die frühere Negierung hat
dem StaatSschreibcr Fr. 24ov und freie Wohnung gegeben/
mithin ist der heutige Vorschlag auf die Antezedentien der
frühern Regierung gestützt. Ich sehe aber keinen Grund/ warum
man den StaatSschreiber verpflichten will/ auf der Kanzlei zu
wohnen, während man für die RegicrungSstatthaltcr,
Gerichtspräsidenten u. s. w. von diesem Grundsätze abgegangen ist.
Giebt man aber dem StaatSschreibcr freie Wohnung/ so sind
dann die Spieße nicht gleich lang / denn für einen verheiratheten
StaatSschreibcr wird diese Wohnung weit mehr werth sein als
für einen Unverheirathcten. Ferner/ wenn der StaatSschreiber
nicht auf der Kanzlet wohnt/ so wird er im Kanzleibureau
arbeiten, wohnt er aber auf der Kanzlei/ so arbeitet er auf
seinem Zimmer/ wo er die ihm untergeordneten Arbeiter nicht
lo gut besichtigen kann. Auö allen diesen Gründen stimme ich
zu clner Besoldung von Fr. 2800/ aber ohne freie Wohnung.

v. S inn er/ Major/stimmt wie Herr RegierungSrath Koch/
nämlich zu Fr. 2800/ mit freier Wohnung. Wenn schon auf
diese Weise die Stelle besser besoldet wird alö unter der alten
Regierung/ so ist dafür jetzt auch mehr Arbeit, und die Dauer
der Bcamlung ist kürzer. Allerdings, wenn man die StaatS-
schrciberstelle an eine Mindcrsteigerung bringen wollte, so könnte
man eS wett wohlfeiler machen, daö wird aber der Große Rath
nicht wollen.

Tscha r ner, Vize-Schultheiß, antwortet auf die Bemerkung
deS Herrn RegierungSrathS Koch: daß wenn nun der
StaatSschreiber freie Wohnung bekomme, so sei der Unterschied gegen
bisher nicht groß, — und auf die Bemerkung dcS Herrn
RegierungSrathS von Jenaer: daß man großen Werth daraufsetzen
müsse, daß in der unmittelbar mit dem Nathhause in Verbindung
stehenden Wohnung Jemand wohne, der eine nähere Pflicht habe,
ein wachsames Äuge auf die daherigen Gebäude zu halten, als
ein bloßer MiethSmann, und der zugleich von AtnteS wegen jeden
Augenblick bet der Hand sei, um Rede und Antwort zu geben.

Abstimmung:
Für den Antrag dcS Regierungsrathes
Dagegen

große Mehrheit.
19 Stimmen.

Küpfer, Handelsmann, trägt nun, da der Herr StaatS.
schreibet seine Bewerbung nunmehr zurückgezogen, auf Ver.
schiebung der Wahl eines StaatsschreiberS an, damit die AmtS-
und AmtSgerichtschreiber und andere Leute, welche in der
Erwartung, daß der bisherige StaatSschreibcr würde wiedercrwählt
werden, sich nicht anschreiben ließen, nun in die Möglichkeit
versetzt werden, cS zu thun.

Mit Mehrheit gegen drei Stimmen wird von diesem An.
trage abstrahirt.

Wahl eines StaatsschreiberS.
Von 163 Stimmen erhalten:

im 1. Skr. im 2. Skr. imZ.Skrut. im a Skr.
Herr Obcrstl. Steinhauer 46 77 83 98

» Staatöschrbr. May 39 S0 52 47

„ RathSschrbr. Stapfer 33 27 19

» Reg.-Rath Wyß 8 7

» Oberschaffner Simon 7

» Joneli s
>> Stettler 4

„ alt-AmtSschrbr. Hahn 4

„ Blumcnstein 3

u. s. w.
Erwählt ist somit Herr Oberstlieutenant Stein Hauer.
Derselbe bittet, unter Vcrdankung des geschenkten Zutrauens,

um einige Tage Bedenkzeit wegen des in Betreff der Annahme
oder Nichtannahme zu fassenden Entschlusses.

Diesem Wunsche wird durchS Handmehr entsprochen.

Mit 80 gegen 62 Stimmen wird hierauf beschlossen, die
Sitzung um ein Uhr abzubrechen und um drei Uhr wieder fort-
zusetzen.

Wahl eines Präsidenten des DcpartementeS des
Innern.

Von 155 Stimmen erhalten:

Herr NegierungSrach Tscharner 138

„ Arzt Schneider 6

„ alt-Schultheiß Tscharner 4

„ RegierungSrath Fccscherin 2

Erwählt ist Herr RegierungSrath Tscharner.

(Beschluß folgt.)



Nro. 42.

Verhandlungen
d x s

Großen Rathes der Republik Bern
Ordentliche Wintersitzung. Erste Hälfte, 1837.

(Nicht offiziell.)

(Beschluß der siebenten Sitzung, Donnerstags den 23.
Wintermonat 1837.)

Wahl eincö Präsidenten des Justiz, und Polizctdepar.
tcmenteS.

Von 139 Stimmen erhalten:
im i. Skr. im 2. Skr. im 3-Skr. im 4. Skr.

Herr Alt-Schulth. Tscharner 22 47 56 70
1. Reg.-Nath Koch 17 54 34 35

» « Schnell 43 16 (13 Nullen.)
» 1- Köhler 29 29 27

» » Jaggi 17 (DurchS Loos ausgefallen.)
„ n Leibundgut 7

n. f. w.
Ernannt ist Herr Alr-Schultheiß Tscharner.
Die Herren Ncgicrungöräthe Schnell und Kohler hatten

sich sogleich nach dem ersten Skrutinium die Wahl verbeten,
indem der erstere als Centralpolizcidirektor, der letztere als
Präsident der Polizeiscktton mehr nützen zu können glauben.

Schluß der Morgcnsitzung um i!/z Uhr.

Fortsetzung der Morgensitzung.
(Nachmittags um 3 Uhr

Wahl eines Präsidenten des Militärdepartements.
Bon 124 Stimmen erhalten:

Herr Schultheiß v. Tavel. 109

» RegicrungSrath Koch 6

„ Kernen von Münsingen 3

Ernannt ist also Herr Schultheiß v. Tavel.

Vortrag des Regierungsraths über Öffentlichkeit
seiner Vorberathung von GcsetzeSentwürfen der Gesetz,

gebungökommission.

AIS seiner Zeit der Große Rath das Reglement über Nie.
Versetzung einer Gesctzgcbungökommtsston genehmigte, wurde
zugleich dem RegierüngSrathe der Antrag zur Untersuchung
übersandt, daß durch einen Zusatzartikel bestimmt werden möchte,
daß die Berathung von GescyeSentwürfen der GesctzgcbungS.
kommission durch den RegicrungSrath öffentlich statt finden solle.

Nun berichtet der RegicrungSrath, eS beschränke sich jene Be-
rathung lediglich auf die Frage, ob der nun von der Gesetz.

gcbungSkommisston vorgelegte Entwurf in dieser Form dem

Großen Rathe vorzulegen oder aber an die Kommission zu einer

andern Bearbeitung zurückzuweisen sei. Da nun diese Frage
für daö Publikum wenig Interesse darbietet, so trägt der Regie-
rungSrath darauf an, dem fraglichen Anzüge keine weitere Folge
zu geben.

Diesem Antrage wird durchS Handmehr beigepflichtet.

Wahl eines Präsidenten des Baudepartements.
Herr Landammann bemerkt, daß der bisherige Präsident,

Herr Alt-Schultheiß Tscharner, nun nicht mehr wählbar sei,
da er als ncuerwählter Schultheiß bereits von Amtes wegen
Präsident des diplomatischen Departements, und durch die Wahl
von heute Morgen Präsident des Justiz, und Polizeideparte-
menlâ ist.

Von 135 Stimmen erhalten:
Herr Kernen von Münsingen im 1. Skrut. 65

» Rcg.-Rath Skockmar ^
» » 27

» » Koch „ „ 19
» „ Herrenschwand „ » 10
v Arzt Schneider » « 6

» Reg.-Rach. Jaggi » 2
Ernannt ist demnach Herr Kernen von Münsingen, neu

erwähltes Mitglied des Negicrungsraths.

im 2. Skrut. 78

» » 32
I! II 17

II II 3

Vortrag von RegicrungSrath und SechSzchncrn über daS
Ansuchen dcS neuen HelfercibeztrkS Buchholterbcrg um Bil-
dung einer eigenen UrVersammlung und Trennung von der-
jenigen von Dicßbach.

Diesem Ansuchen wird durchS Handmehr entsprochen.

Wahl eines Vice.Präsidenten des Departements
deS Innern.

Von 125 Stimmen erhalten:
Herr Arzt Schneider

RegicrungSrath Geiser
n Fetscherin

Jenncr
Stockmar.

D Leibundgut
n. s. w.

Ernannt ist Herr Arzt Schneider,
glted dcS RegierungSrathö.

64
25

9
4
3

3

neuernanntes Mit.

Vortrag des RegierungSrathö über Reklamationen
mehrerer Wasserbrenner.

Der RegicrungSrath berichtet, daß mehrere Wasserbrenner
u. s. w. sich bei dem Großen Rathe über eine, durch Schreiben
des RegierungSrachS vom 20. September 1837 an mehrere

4?



Rcgicrungsstatthalter getroffene, Verfügung beschwert haben,

vermöge welcher Verfügung den Wasserbrcnnern untersagt worden

ist, geistige Getränke in kleinern Quantitäten als 20 Maaß
zu verkaufen. ES crgiebt sich nämlich, daß durch ein Versehen
in der Ausfertigung mehrerer Wasserbrenncrpatcnte diese im
H. 20 dcS WirthschaftSgesctzeS vom 2. Mai 1836 stehende Be-
schränkuilg außer Acht gelassen worden sei, welches Versehen
eben durch jenes Schreiben wieder nachgeholt werden sollte;
zugleich sei den Betreffenden durch einen verhältnißmäßigen
Nachlaß auf die Patentgebühr eine Entschädigung gegeben wor.
den. Demnach wird angetragen, die Verfügung des RegicrungS-
rathS zu bestätigen und die Beschwerdeführer abzuweisen.

Mühlemann wünscht, daß den Betreffenden der Klein-
verkauf noch bis Ende des Jahres gestattet werden möchte, in-
dem diese Leute sich Anfangs dcS JahrcS in Folge der geschehe-

neu Abfassung ihrer Patente vcrprovisionirt haben u. f. w.

Abstimmung:
Für den Antrag dcS Regicrungsrathö Mehrheit.
Dagegen 7 Stimmen.

Schluß der Sitzung um Z'/? Uhr.

Achte Sitzung.

Freitag den 24. Wintermonat 1837.

(Morgens um 9 Uhr.)

Präsident: Herr Laudammann Tillier.
Nach dem Namensaufrufe und nach Genehmigung des

Protokolls werden verlesen:

i) eine Bittschrift von 142 Einwohnern der Gemeinde Tram elan,
worin Abänderung der Verfassung und Einführung
der direkten Wahlen begehrt werden;

L) ein Schreiben dcS Herrn Landjägcrchefs Kupfer, wodurch
derselbe erklärt, seine Stelle alS Landjägerchcf hiermit
niederzulegen, indem von der Behörde verfügt worden sei, daß
der Landjägerchef keinen Gewerb treiben, sondern den ganzen
Tag aus dem Bureau der Centralpolizcidircktion arbeiten solle.

Tagesordnung.
Wahl eines Vize-Präsidenten dcS ErziehungS-

dep a rtemcnteS.
Von 161 Stimmen erhalten:

Herr RegierungSrath Schneider 93
» » -, Fetschcrin 13

» » Koch 4

» Oberstlieutenant Buchwaldcr 4
u. s. w.

(27 Sttmmzeddel wurden wegen undeutlicher Bezeichnung
ungültig erklärt.)

Ernannt ist Herr RegierungSrath Schneider von Langnau.

Vortrag deö FinanzdepartcmentS, nebst GesetzcSent-
wurf, über die Schaffnercicn.

Der Vortrag bemerkt u. a., daß die vierjährige Probezeit
dcS GeictzeS vom 28. Merz 1833 nunmehr zu Ende sei, so daß
also eine neue Vorschrift aufgestellt werden müsse. ES sei da-
bei auf möglichste Oekonomie Bedacht genommen worden, obgleich
man sich genöthigt gesehen habe, die Besoldungen mehrerer Schaff,
nereicn zu verbessern u. s. w.

v. Jenner, RegierungSrath, empfiehlt das Eintreten,
indem er bittet, Bemerkungen über den Detail bei den betreffen,
den und nicht in der allgemeinen Vorfrage anzubringen,
indem auf jeden Fall eingetreten werden müsse, da sonst kein

Gesetz über diesen Theil der Finanzverwaltung, und also auch
diese selbst nicht mehr vorhanden wäre.

Einige, von den Herren Slcttlcr, Roth, Amtsgericht,
schreiber Romang und Michel, hinsichtlich der vorgeschlagenen

Besoldungövermehrungen, der beabsichtigten Aufhebung
der Qberschaffnerstelle u. s. »»., gemachte Bemerkungen werden,
weil sie theils speziell den §. 6 deö DekretöenlwurfeS betreffen,
theils bei der über allfällige Zusätze nachher eröffneten Umfrage
eigens wieder vorgebracht wurden, hier der Kürze wegen über,
gangen.

Stockmar, RegierungSrath, antwortet darauf u. a. fol-
gendcö: Der Oberschaffncr ist nicht der einzige über die Schaffner
gestellte Beamte; da ist noch der OhmgeldSvcrwalrer, der Standes,
kassier, der LehenSkomnussär u.s. w. Wenn demnach auch kein
Oberschaffner mehr da sein wird, so werden die Herren Schaff,
ner nlchrS dcstoweniger andere über sie gestellte Beamte finden.
DaS Finanzdcpartcmcnt sucht sowohl seine Administration zu
vereinfachen, als auch, überall wo eS kann, mit Sparsam-
keit zu verfahren. ES werden Ihnen noch bedeutende Bcsol-
dungsverminderungcn vorgeschlagen werden, die Stellen eines
Ober- und UntcrschaffnerS sollen aufgehoben werden, man wird
Ihnen wahrscheinlich vorschlagen, den Gehalt deö Stempel-
direktorö, des LandjägerchefS u. s. w. zu vermindern. Ueberall
wo sich Reduktionen anbringen lassen werden, soll eS geschehen,
in so fern eö die Stelle an sich gestalten wird. Wenn eS aber
Stellen giebt, wo diese Verminderungen zweckmäßig angebracht
sind, so giebt eS hingegen wiederum andere, wo daS Umge.
kehrte der Fall ist, und dieser Art sind die Schaffnerstellcn.
Diese verdienen keine Reduktionen, denn nebst ihren frühern
Funktionen sollen sie noch andere erhalten. Nach einem, vom
Finanzdcparrcmente eingeführten, neuen KomptabilitäiSmoduS
sollen sie alle Monace ihre Rechnungen ablegen, statt wie früher
alle Vierteljahre; sie haben ferner die Patcntgebühren einzu.
ziehen, cm sehr schwieriges Geschäft; sie werden mit dem Einzug

der Bußen, welcher bisher von den GcrichtSschreibern besorgt
wurde, beauftragt werden; eö wird wohl'überflüssig sein, Sie
an daö Unangenehme dieser Pflicht zu erinnern. Allein noch
mehr, eS liegt auf den Schaffnern eine große Verantwortlichkeit,
sie sind einer Kaution unterworfen, die bis auf Fr. 20,000
ansteigen kann, und dabei finden sieh doch Schaffner, die nur
Fr. 260, 400, Zoo Einkommen haben. Aus diesen Gründen
glaube ich, sei eS zweckmäßig und nöthig, die Schaffner gut
zu besolden, eS wird dieß kein Verlornes Geld sein, wohl
aber zur Sicherstellung des Staates dienen. Ich zweifle
nicht daran, daß Sie Leute genug für diese Stellen fänden,
wenn sie auch minder gut bezahlt würden; aber eine andere
Frage ist denn doch die, ob sie fähig wären, sie zu bekleiden,
und ob sie genug Garantie darböten. Würden sich Ihre Finanzen
in guten und treuen Händen befinden? daS ist die Frage. Sie
würden Kaution verlangen, die Ihnen angeboten würde, aber
Sie wissen auch, was eö damit meistens für eine Bewandtniß
hat. Wer die Kaution leisten soll, bietet oft wenig oder keine
Garantie, und im Vordergründe steht dann ein Familienvater,
den man zur Kaution bewogen, welche letztere, im Nothfall,
einzuziehen unangenehm ist, und die man eben annehmen muß,
wie sie kömmt. Nun muß man aber in allem, was das Finanzwesen

bcschlägt, eine Auswahl von Subjekten haben, denn diese

Stellen sind, wegen der Versuchungen, denen man ausgesetzt tst,
sehr heikel. Ucberhaupt soll eine Regierung nicht darauf zielen,
pekuniäre Bürgschaften zu erlangen, noch sich im Falle befinden,
die ihr angeborenen gezwungen anzunehmen, um dann später
auf Familienväter, als Opfer ihres guten Glaubens, rückgrcifcu
zu müssen u. s. w.

Da die im Schlußrapporte deö Herrn Regierungsraths von
Jcnuer enthaltenen Bemerkungen nachher »och ausführlicher
von ihm entwickelt worden sind, so glauben wir, dieselben hier
ebenfalls übergehen zu können.

Die Versammlung beschließt mit Mehrheit gegen 3 Stimmen,

in den DckrclSentwurf einzutreten und denselben artikel-
weise zu behandeln.

4?



„§ 1, Es wird für jeden Amtsbezirk ein AmtSschaffner
aufgestellt, der in demselben seinen Wohnsitz haben soll,"

Derselbe wird unverändert durch'S Handmehr angenommen.

„§. 2. Die AmtSschaffner besorgen, jeder in seinem AmtS-
bezirk, alle diejenigen Finanzgeschäfte, welche nicht durch beson-
dere Gesetze, Verordnungen oder Beschlüsse eigenen Beamten
oder Verwaltungen übertragen sind."

Romang, Negierungsstatrhalter, stellt die Anfrage, ob
die AmtSschaffner sich noch ferner mit den Bausachen zu bcschäf-
tigen haben, oder ob sie davon entladen sein sollen.

Würhrich bemerkt, daß die Worte „jeder in seinem AmtS-
bezirk" undeutlich seien, indem cö AmtSschaffner gebe, welche
auch außerhalb ihres Amtsbezirkes Verrichtungen haben.

Rosselet erwiedert auf diese beiden Bemerkungen:
Hinsichtlich der Bausachcn werde den AmtSschaffner», wie bisher,
nur der finanzielle Theil davon, nämlich die Bezahlung der
Kosten, zugleich aber auch die Beaufsichtigung der obrigkeitlichen
Gebäude und Domänen obliegen. Hinsichtlich des Bezirkes habe
der z. den Sinn, daß jeder AmtSschaffner alle Einnahmen
u. s. w. zu besorgen habe, welche in seinen Kreiö zurückstießen
sollen.

Koch, NcgierungSrath, findet, daß in diesem Falle eS

heißen müsse: „jeder in seinem Geschäfcsbezirkc."

v. Jenner, NcgierungSrath, fügt den bereits von Herrn
Rosselet gegebenen Erläuterungen bei, daß den Amtsschaffnern
allenfalls auch übertragen werden könne, vollendete Bauten
abzunehmen. Den Geschäftskreis betreffend gehöre z. B. der
BodenztnS nicht immer in den Bezirk, wo das Lehen liege,
sondern wohin er laut Urbar gewährt werden müsse. Also sei
der §. deutlich genug.

A b st i m ni u n g:
Für den §. wie er ist Mehrheit.

Dagegen 14 Stimmen.

3. Die Qhmgcldvcrwaltung wird ferner die Ohmgcld-
Verrichtungen im Amtsbezirk Bern durch ihre eigenen Beamten
besorgen. "

Er wird ohne Bemerkung durchS Handmehr angenommen.

„ tz. 4. Sämmtliche Schaffnercien bleiben in ihrem gegen-
wärtigen Bestand und behalten ihre nunmehrige Begräuzung. "

Auf den Antrag des Herrn Rapporteurs wird derselbe, alö
überflüssig und später vielleicht nöthig werdenden Veränderungen
vorgreifend, gestrichen.

„Z. 5. Alle Schaffner stehen unmittelbar unter dem Finanz,
département. Sie erhalten von demselben oder von dessen damit
beauftragten Obcrbeamten ihre allgemeinen und besondern In-
struktionen und Befehle und haben für die getreue Erfüllung
ihrer Obliegenheiten und die Verwaltung der ihnen anvertrau-
ten Gelder und Werthe eine Bürgschaft zu stellen, welche den
Betrag des vierten Theils des jährlichen Geldverkchrö ihrer
Kasse gleichkommen, jedoch daS Maximum von Fr. 20,000 nicht
Überschreiren soll."

v. Jenner, Regierungörath, bemerkt, auS Versehen seh-
lcn nach den Worten „des jährlichen Geldverkchrö ihrer Kasse"
die Worte „nach ihrem dermaligen dreijährigen Durchschnitte
in runder Summe."

Eine bei diesem Anlasse in Betreff der Obcrschaffncrstclle
gemachte Bemerkung wird., da sie nachher nochmals zur Sprache
kam, hier übergangen.

A b st i m m un g:
Für den § große Mehrheit.

Für etwas Anderes 3 Stimmen.

6. Die jährliche Besoldung der durch gegenwärtiges
Gesetz aufgestellten Fiiianzbeaniteu wird bestimmt wie folgt.

ES beziehen:
Neu vorgeschlagene Bisherige

Besoldung. Besoldung.
1400Der AmtSschaffner von Bern Fr. 1600

» 71 11 Scftigen -, 600 400
7) 71 11 Schwarzenburg -, 500 300
» 71 11 Laupen 1? 600 300
7? >1 11 Erlach 1000 800
71 11 11 Nydau -, t000 1000
7) 11 71 Buren » 600 450
11 7? 71 Aarberg „ t000 1000
71 71 11 Fraubrunnen. -I 1000 1000
71 11 11 Burgdorf -> 800 600
71 Schaffner und Verwalter der Anstalten

zu Thorbcrg, nebst freier Wohnung
und Garten « -, t200 1200

71 AmtSschaffner von Wangen -I 1000 1000
71 71 11 Aarwangcn '! 1000 800
71 >1 71 Trachselwald -I 1000 800
» >1 11 Signau » 600 500
» 11 7) Konolfingen -> 800 400
71 77 11 Thun » t200 1000

» 7? 11 Niedcrsimincnthal >? 400 160
>1 71 71 Obersimmcnthal » 250 160

» 71 Saanen 250 160
71 77 11 Frucigen I, 400 160

7) 11 71 Jnterlaken und
Verwalter der dor-
tigenMnstalten 800 800

7) 7) 11 OdcrhaSle » 250 100
17 » 11 Pruulrut -, t000 500
71 11 71 DclSbcrg ?> 800 500
11 >1 71 Freibcrgcn » 400 250
71 71 7? Courtelary » 500 250
71 71 71 Münster ?> 600 600
77 71 11 Bicl » 250 250

Die bisher mit der Unterschaffnerci Scftigen und derjenigen
von Aarberg verbunden gewesenen freien Wohnungen fallen weg."

v. Jenner, Regierungsrath. Dieser §. wird ohne Zweifel
zu verschiedenen Bemerkungen Anlaß geben. Vorerst mag die
bedeutende Zahl der vorgeschlagenen BesoldungSvermehrungcn
besonders auffallen. Man hat sich nämlich überzeugen müssen,

daß viele AmrSschaffnerstellen allzuschlecht bezahlt seien. Run
muß man besonders Finanzbcamte so besolden, daß man jewerlen
eine Auswahl von zutrauenswürdigen Leuten habe. Indessen
muß ich vor allem auf den Grundsatz der bisherigen BcsolduuqS-
bestimmungen zurückkommen. Als man nämlich vor sechs Jahren

daS Besoldungsrablcau für die AmtSschaffner aufstellte, lagen
demselben diejenigen Provisionen zu Grunde, welche vorher von
den Oberamtlcutcn von ihrer Getreidevcrwaltung unter dem

Namen Kastenschwtndung u. f. w. bezogen worden sind. Nun
wurde damals übersehen oder auS allzugroßem Ersparnißeifer
absichtlich auS den Augen gelassen, daß eine ganze Menge von

Fuianzvcrrichtungcn der frühern Oberamtleme nunmehr.den
Schaffnern auffielen ohne alle Retribution, während hingegen
die Obcramtleute dafür bezahlt waren. Alles daö hat unS über-

zeugt, daß es nöthig sei, den bisherigen Besoldungütarif zu

revldiren und dabei insonderheit die AmtSschaffner in den

kleinern Aemtern zu berücksichtigen, indem gar viele Geschäfte

denselben fast gleich viel zu thu» geben, sei nun der Amtsbezirk
groß oder klein. Auf dieses hin haben wir sämmtliche AnuS.
schaffncr in sechs Klassen getheilt und zwar nach dem Maßstabe

ihrer direkten Einnahmen. Für Schaffnercien

von weniger als

10,000 Fr. an Einnahmen betrüge die Besoldung 250 Fr.
10,000 — 12,000 „ „ „ » » » ^0 »

12,000—24,000 „ „ „ „ n -, 600 „
24,000—36,000 „ „ „ „ » 000 „
36,000—45,000 „ „ » „ -> » 800 „
45,000 u.darüb. „ » ?> -, » -> »



Dieses die Regel. Wir haben aber gefunden, daß für ein.
zelne Amtsbezirke eine Ausnahme statt finden müsse, indem in
einigen die Arbeit deS AmtSschaffnerS im Verhältnisse zu den
Einnahmen geringer, in den andern bedeutender ist. Die dirck.
ten Einnahmen des AmtSschaffnerS von Pruncrut betragen jähr-
lich 96,050 Franken. Davon sind aber 44,600 Franken Grund-
stcucr, welche, von besondern Grundsteuerbeanuen bezogen, dem
Schaffner in je vier Summen abgeliefert werden. So groß
demnach diese Summe ist, so ist dieß dennoch für den AmtS-
schaffncr keine große Funktion. Hingegen 36,900 Fr. gehen von
den Forsten ein und zwar in diesem Amtsbezirke meist nur in kleinen
Portionen. Daher hat man angenommen, daß, wenn man schon jene
ersten 44,600 Fr. gar nicht berücksichlige, so gehöre diese Schaff-
nerci dennoch in die höchste Besoldungsklasse, eben wegen deö
großen Details in Betreff der Forstsachc» u. s. w. Die
Einnahmen der Schaffnern zu DelSberg betrage» t00,000 Franken.
Davon kommen 39,000 Franken von der Grundsteuer und
53,000 Franken von den Forsten, deren Ertrag aber dort zum
größcrn Theile in Massen versteigert wird, so daß also der
dortige AmtSschaffner um eine Klasse heruntergesetzt werden
konnte. Freibergen ist um zwei Klassen tiefer gesetzt, als eS

nach dem eben angegebenen Maaßstabe sein sollte. Nämlich die
Einnahmen der dortigen Schaffncrei belaufen sich ans 24,750 Fr.
Davon sind aber 18,600 Franken Grundsteuer, so daß die übrigen

Einnahmen nur noch circa 6000 Franken betragen. Courte-
lary ist um eine Klasse herabgesetzt worden, indem von den
33,350 Franken jährlicher Einnahmen zwei Drittheile von der
Grundsteuer herrühren, die übrigen t 1,000 Franken hingegen
durch Detail eingehen. Münster ist im Verhältnisse um zwei
Klassen herabgesetzt. Die Einnahmen betragen nämlich 73,200 Fr.,
wovon 22,550 Franken Grundsteuer und 45,400 Franken von
den Forsten. Nun aber gehen dort die Forsteinnahmen nicht
im Detail, sondern in großen Summen ein, weil das meiste
Holz von den Eiscnhüttenbesitzern zu Undervillier ersteigert wird.
Wenn nun dort diese 45,4a» Franken in großen Summen und
die Grundsteuer ebenfalls nur in vier Stößen eingeht, so werden
Sie, Tit., daS Finanzdcpartement entschuldigen, wenn eS für
diese Schaffner« keine größere Besoldung vorschlägt. Eben so
ist die Schaffner« von Viel aus ähnlichen Gründen herabgesetzt
worden. Die Schaffncrei Thorbcrg würde nach ihren direkten
Einnahmen in die zweite Klasse gehören; aber mit der Schaff,
nerei zu Thorberg ,st bekanntlich zugleich eine große Pfründcr-
anstall und eine Enthaltungsanstalt verbunden, deren Leitung
und Beaufsichtigung sehr schwierig ist, so daß ich wünsche, daß
die dafür vorgeichlagene Besoldung nicht zu wenig sein mochte.

WaS die Unterschaffncrei Bern betrifft, so hat man gcfulu
den, man könne dieselbe gar füglich eingehen lassen und mit
der Amrsschaffncrstelle verbinden. Man wird hier freilich an-
tragen, du Besoldung deS AmtSschaffnerS vonârn auf I800 Fr.
zu setzen, anstatt nur auf I6o0 Franken, indem die von uns
vorgeichlagene BesoldungSvermehiung von 200 Franken in
keinem Verhältnisse stehe mit der durch Aufhebung der zweiten
Schaffncrstelle sich ergebenden GeschäftSvermehrung. Mit i600Fr.
kann man indessen schon einen tüchtigen und zutrauenSwürdi-
gen Schaffncr bekommen. ES ist überhaupt nicht gut, durch
allzugroße Besoldungen jewcilen eine Menge Bewerber zu rei-
zen, indem dann diese gar häufig weniger'daS Officium alS
dagegen das Bcncficium einer solchen Stelle im Auge haben.
Sind die Besoldungen nicht gar zu groß, so kommen gar häufig
zwar bescheidene, aber dann gemeiniglich auch desto tüchtigere
Männer in die Stellen. Deshalb darf man aber auch nicht
auf der andern Seite die Besoldungen zu gering machen, denn
sonst melden sich meist nur solche dafür, welche entweder von
vorn herein im Sinne haben, durch unerlaubten Gewinn ihre
Stellen zu verbessern, oder welche Hunger l«den und nach dem
ersten beßten Ast greifen, um sich daran zu halten. Es ist
daher wichtig, daß Jeder möglichst nach Verdienen bezahlt werde.
Hier nun scheinen 1600 Franken hinzureichen. Allerdings mag
es widerfahren, daß in der Zeit deö BodenzinöbezugS der hie-
sige AmtSschaffner vielleicht während 30 Tagen einen Gehülfen
anstellen muß, der ihn allenfalls 4 Franken pr. Tag kosten mag.
Aber auch dann ist der AmtSschaffner immer noch genug bezahlt.
UcbrigcnS beabsichtigt man, den hiesigen AmtSschaffner
anzuhalten, daß er seine Arbeiten auf dem Bureau der Buchhalter«

verrichte und auch seine Bücher dort halte, damit, wenn er
allzusehr beschäftigt sein sollte, die andern Beamten ihm helfen
können. Dieß ist also ein Motiv desto mehr, um die Besoldung
nicht zu hoch zu stellen. Ich trage auf Annahme deS EtatS,
wie er vorliegt, an.

Schönt. Ich sehe hier in diesem Besoldungsetat dass

Honorar der meisten AmtSschaffner um 100, 200, ja um daS

Doppelte und mehr erhöht, so Konoifiugcn, Niedersimmentbal,
Frutigcn und Prunmit. Man wird sagen, Viel sei ein kleine»
Bezirk, ja man hält mich oft zum Beßten, er bestehe nur auS
einem Kirchspiele, und man habe mich wegen meiner Korpulenz
zum Beamten dieses großen Bezirkes erwählt. Dieß mag ich
alles wohl leiden, aber hier fällt Biel auS der eben bezeichneten
Kathegorie. Der AmtSschaffner von Biel hat freilich wenig
zersplitterte Ausgaben, aber die Einnahmen für Einfuhr an
Ohmgeld sind sehr namhaft. Auch har man unS gesagt, daß
die bisherigen Geschäfte der Schaffner noch vermehrt werden
sollen. Ich gebe somit nur zu bedenken, daß man Gefahr läuft,
um 250 Franken später keinen Beamteten zu erhalten, weil
derselbe nicht existiern kann. Ich trage somit darauf an, daß

man für Biel die Besoldung auf 400 Fr, erhöhe.

Jaggi, RegierungSrath. Seit undenklichen Zeiten war
in Oberhofcn ein Stiftöschaffner, welcher aber bei der Vorbc-
rarhung im RcgierungSrathe gestrichen worden ist. Ersparniß
ergiebr sich daraus keine, denn die bisherige Besoldung desselben
ist nun in diesem Etat der Schaffnereibesoldung von Thun bei-
gelegt. Nun aber sind die Geschäfte deS StifröfchaffnerS von
Oberhofcn ziemlich bedeutend, und eS ist vorauszusehen, daß,
wenn der Schaffncr von Thun dieselben von Thun aus bcsor-
gen soll, sie weniger gut werden besorgt werden, alS wo noch
der Sliflsichaffncr an Ort und Stelle selbst wohnte. Ich tragt
daher auf Wiederherstellung der StiftSschaffnerstclle von Obcrhofen

an.
Monnard unterstützt diesen Antrag ebenfalls, mit dem

Beifügen, daß, wenn die SliflSfchaffnerei von Oberhofcn mit
der Schaffner« von Thun vereinigt werden solle, man die
Besoldung für diese letztere dann um weit mehr alS 200 Franken
vermehren müsse, indem der GeschäftSzuwachS sehr bedeutend
sein würde.

Nyser wünscht Erläuterung, weswegen die Besoldung deS

Schaffners von Prunrrut nun verdoppelt werden solle; ob denn
die dortigen Geschäfte sich seit 6 Jahren auch verdoppelt haben?

Stenler ist ebenfalls der Ansicht, daß die Besoldung
mehrerer Schaffner erhöht werden müsse; dagegen seien aber
die Geschäfte mehrerer AmtSschaffner durch die nunmehrig«
Ablösung der kleinen Bodenzinsc sehr bedeutend erleichtert worden.

Der Redner fragt daher, ob daS Finanzdepartcmcnt bei
Aufstellung dieses BesoldungöeralS auf diesen Umstand Rücksicht
genommen habe.

Koch, RegierungSrath. Aehnlich wie mit Oberhofcn ver--
hält eS sich mit der Ünterschaffncr« Bern. Bisher waren hie»
zwei Schaffnercien, wovon die eine eine Besoldung von 1400 Fr
und die Unlerschaffncrstclle 1200 Fr. hatte, wozu für die letztere
uoch freies LogiS kam. Nun war schon jetzt die Amlöschaffucr-
stelle sehr stark mit Geschäften überhäuft, und wenn, wovon
die Rede ist, die AmlSschaffncr in Zukunft auch mit der
Einziehung der Bußen u s. w. beladen werden, so werden diese
Geschäfte sich noch unendlich vermehren. Nun aber hatte daS

Finanzdepartement, alS noch von keiner Aufhebung der Unter-
schaffnerstcllc die Rede war, beim RegierungSrathe angetragen,
die Besoldung deö AmtSschaffnerS von i4oo Fr. auf 1600 Fr.
zu setzen. Dagegen fand der RegierungSrath, man solle die
Unterschaffncrstelle abschaffen. Ich will nun diese Ansicht nicht
bestreuen; cö wird aber auch Niemand bestreuen, daß, wenn eine
bisher mit 1200 Fr. und freum LogiS besoldete Stelle auf
eine andere übergeht, diese dadurch weit mehr belastet wird alS
vorher. Nun hat der RegierungSrath also diese Vereinigung
erkannt, ohne dafür einen Kreuzer mehr geben zu wollen, alS
daS Finanzdcpartement vorgeschlagen halte, während noch
Niemand an diese Vereinigung dachte. Wenn Ihr die zweite
Schaffnerstcllc abschaffen wollt, so läßt sich das nicht machen,
ohne daß der AmtSschaffner einen Gehülfen haben muß. Der



Herr Präsident deö Finanzdepartements, welcher für diesen
Gehülfen 30 Tage zn 4 Fr. rechnet, wird schwerlich garantiren
wollen, daß der Amtöschaffner diesen Gehülfen mit 120 Fr.
bekommen könne. Heut zu Tage findet man für 120 Fr. nicht
viele dergleichen Arbeiter. Wenn nun ein Mann 1600 Fr.
allein durch seine Arbeit verdienen kann, so ist daS ein artiger
Verdienst; aber wenn er dafür einen Gehülfen anstellen muß,
so koster dieser wenigstens 400 Fr. und dann ist wahrhaftig die
ungeheure Arbeit deS AnuöschaffnerS mit den noch übrigen
t200 Fr. nicht bezahlt. Waö ich hier rede, rede tch nicht auö
persönlicher Rücksicht, denn die Amtödauer deö gegenwärtigen
AmtSschaffnerö ist nun zu Ende, und ich kann nicht wissen,,
wer cö jetzt werden wird. Allein so viel ist sicher, daß ein
Hanövater mit zahlreicher Familie hier in Bern mir einer
Besoldung von 1200-r4oo Fr. nicht leben kann, und das Finanz,
département hat, wie oben bemerkt, in Berücksichtigung der
vielen Arbeit des AmtSschaffnerö, ohnehin schon gesunden,
dieselbe sei nicht gehörig bezahlt, und daher 1600 Fr. vorgeschlagen

unter der Voraussetzung, daß beide Stellen bleiben werden.
Nun kann ich mich nicht mit dem Gedanken vertragen, daß

man einem Beamten die ganze GeschäfrSmasse eines andern
übertrage, ohne angemessene GehaltSvermcbrung. Demnach
trage ich darauf an, entweder die zweite Schaffnerstelle bestehen

zu lassen und mit iovo Fr. zu besolden, oder aber dem
Amtöschaffner, wenn er beide Stellen versehen soll, wenigstens
i800 Fr. zu geben, damit er eine Steuer bekomme an einen
Gehülfen-

v. Ienner, RegierungSrath. ES ist gar wohl möglich,
daß daö Finanzdepartement für den Amtöschaffner von Bern
Fr. 1800 vorgeschlagen haben würde, wenn eö nicht schon ohnehin

eine solche Menge von Besoldungövermchrungen hätte vor-
schlagen müssen. Sie, Tit., werden entscheiden. Indessen er-
laube ich mir da eine Bemerkung. Vor 6 Jahren wurden dem

BesoldungSctar die Provisionen der frühern Schaffner zu Grunde
gelegt; da nun aber seither der ganze Gctraidebezug und Verkauf
weggefallen ist, welcher für die hiesige Schassnerei sehr bedeutend

war; ko ist dadurch diese Stelle bedeutend erleichtert worden,
und aus dem nämlichen Grunde ist nicht zu verkennen, daß die
Besoldung deS hiesigen AmtSschaffnerö von Anfang an zu hoch

war. Personen habe auch ich hierbei nicht im Auge, denn sonst

würde ich nicht angetragen haben, die Unterschaffncrftelle zu

supprimiren. WaS die Schaffnerstelle von Pruntrut brrrifft, so

haben sich dort die Geschäfte nicht verdoppelt, aber man mußte
sich überzeugen, daß die dahcrige Besoldung von Anfang an
viel zu niedrig war. Jetzt steht sie im Etat da, wo sie hinge-
hört. Was die Besorgnisse betrifft, daß man für Viel bei der
vorgeschlagenen Besoldung keine geeigneten Personen finden
werde, so will ich nur bemerken, daß die dortige Schassnerei
gegenwärtig in guten Händen ist, und daß ich nicht gehört habe,
daß der gegenwärtige Schaffner der kleinen Besoldung wegen
zurücktreten wolle, vielmehr hat er diese Stelle vor nicht sehr
langem erst begehrt, und eS waren noch mehrere Konkurrenten
dafür da. Die Stiftschaffnerstelle zu Obcrhofen dann ist gar
nicht etwa so wichtig, wie man zu glauben scheint. DaS Fi-
nanzdcpartcment hat Anfangs nur gar nichts von ihrer Existenz
gewußt, und eö mußte sich eigentlich in die Funktionen dersel-
ben einftudiren. Der Stiftschaffncr zu Obcrhofen war eigentlich
nur der Unlerschaffner des jeweiligen Oberamtmanns, und die
Regierung verkehrte daher auch nur mit dem Oberamtmann,
indem er einzig von der Regierung anerkannter Schaffner war.
Der Staat besitzt zu Obcrhofen ein Rcbgut, welches vor 17S8
in eine Masse kleiner Lehen vertheilt und um den halben
Ertrag hingegeben wurde. Sowie nun z. B. der Schaffner von
Erlach den Herbst machen kann auf den Domänen deö Staates,
so kann daö der Schaffner von Thun auch in Obcrhofen thun.
DaS ist für Manchen noch gar nicht unangenehm, so in den
Herbst gehen zu können. Natürlich werden die Bewohner von
Oberhofen diese Aufhebung nicht gerne sehen, besonders da auch
die dortige sogenannte Klosterammannstelie im nämlichen Falle
ist; allein daö Finanzdepartcment ist nicht in der Lage, auf
Personen Rücksicht zu nehmen, sonst würde der Präsident
desselben nicht selbst auf eine Maßregel angetragen haben, wodurch
einer seiner Verwandten um seine Stelle kömmt. Sie sehen,

Tit., daß das Finanzdepartement überall mit gleichem Maaße
messen will. Was die von Herrn Stettler gestellte Anfrage ist,
so hat das Finanzdepartement bei Vorlegung dieses Etatö'aller-
dings die nunmehrige Ablösung der kleinen Bodenzinse
berücksichtigt; ja eö wußte sogar, daß vielleicht binnen wenigen
Jahren die Schaffnereien sich noch mehr vereinfachen werden,
nämlich wenn die Zehnten und Bodenzinse auf irgend eine
Manier werden kapttalisirt sein. AlSdann wird freilich daö
Finanzdepartement im Falle sein, eine neue Revision dieser
Besoldungen zu provozircn. Gegenwärtig hat man auf die cxi-
ftirenden Verhältnisse Rücksicht genommen, und wenn schon
manche Geschäfte der Amtöschaffner sich vermindert haben, so
sind dagegen auch manche neue hinzugekommen u. s. w. Der
Redner trägt auf unveränderte Annahme des Etats an.

Stettler erklärt sich durch diese Erläuterungen für be.
friedigt.

Abstimmung:
Für den §. 6, wie er ist Mehrheit.
Dagegen 22 Stimmen.

7. Die Schaffner sind gehalten., ihre gewöhnlichen
Bürcaukosten aus der ihnen angewiesenen Besoldung zu bcstrei-
ten. Die Kosten deS Einbandes der vorgeschriebenen und der
Schassnerei verbleibenden Bücher und Kontrollen mögen sie da-
gegen auf Rechnung setzen. Ebenso werden ihnen fernerS auf
Rechnung des Staats die für ihre Rechnungen und Bücher
nöthigen Formularien und Drucksachen durch das Finanzdepar-
tement unentgeldlich geliefert werden. Wenn sich die Schaffner
zu Besorgung ihrer Schaffnereigeschäfte von Hause entfernen,
fo soll dieß in ihren eigenen Kosten geschehen; für Reisen oder
Abwesenheiten infolge spezieller Aufträge mögen sie verrechnen,
waö ihnen das Reglement vom s. September 1837 für die
darin auf Rechnung des Staats admittirten Auslagen, als
Vergütung anweist "

v. Jenner, RegierungSrath, trägt berichtigungsweise an,
daß nach den Worten „für Reisen und Abwesenheiten" eilige«
schaltet werde: in außerordentlichen Geschäften.

Der §. wird in diesem Sinne durchö Handmehr angenommen.

„ §. 8. Durch gegenwärtiges Gesetz wird sowohl daS KreiS-
schreibcn des NegierungörathS vom 24. Dezember 1831 als daS
Gcütz vom 28. Merz 1833 aufgehoben; eS trittet vom 1. Januar
1838 an in Kraft, und soll in beiden Sprachen gedruckt, auf
gewohnte Weise bekannt gemacht und m die Sammlung der
Gesetze und Dekvete aufgenommen werden. Der Regierungö-
rath und daö Fmanzdcpartcment haben für seine Vollziehung
zu sorgen.

Durchö Handmehr angenommen.

Ebenso wird auch der Eingang deS Gesetzes ohne Bemer-
kung durchs Handmehr angenommen.

Umfrage über allfällige Zusätze zu diesem Gesetze.

May. Ich weiß nicht, wie man etwa seine Ansichten geän-
derr haben mag; aber seiner Zeit ist hier sehr weitläufig aus-
cinandcrgcsetzt worden, daß die Person deö Ob er schaffn er S

sehr nöthig ser für daö Finanzdepartement, weil eS nicht selbst
mit allen Schaffnern korrespondircn könne. Jetzt wird diese
Stelle beseitigt, ohne daß man eö doch deutlich auSspricht. Ich
erinnere mich, daß schon zu zwei Malen Gegenstände vor den
Grossen Rath gebracht worden sind, welche für daö Interesse
deö Staates von ziemlicher Bedeutung waren, und daß tch da
sehr gründliche und im Interesse des Staates sehr wohl abgefaßte

und ausführliche Rapporte des OberschaffnerS gelesen oder
lesen gehört habe. Ich weiß auch, daß andere dergleichen Be-
richte dem Regierungsrathe vorgelegt worden sind, und ich kann
versichern, daß daS Interesse des Staates durch solche Vorträge
deö OberschaffnerS bei mehrcrn Anlaßen um bedeutende Summen
gesichert worden ist. Man hat die Obcrschaffncrstelle errichtet,



weil die Amtsschaffner nicht immer unbetheiligt sind, damit man
dann den Oberschaffner hinschicken könne, wie z. B. bei Vcr-
fteigcrungen und dergleichen. Diese damalige Ansicht hat sich

seither als gegründet bewährt. Ob man nun glaubt, die Leute seien

nun in den Amtsbezirken unbefangener geworden u. f. w., das
will ich dahingestellt sein lassen; aber eines Gedankeng kann ich
mich nicht erwehren, nämlich, daß gerade durch solche unpar-
lheiische und mit Sachkenntniß abgefaßte Berichte an die Re-
gierung man sich vielleicht Unannehmlichkeit und Mißgunst
zugezogen habe, und daß hierin ein Grund zu der vorgeschlagenen
Aufhebung liegen möchte. Also gestützt auf das, waS vor einigen

Jahren hier weitläufig dargethan worden, trage ich ehrerbietig

auf Beibehaltung der Oberschaffncrstelle an.

Schnell, Regierungörath. Ich hatte die Ehre, Tit.,
anderthalb Jahre im Finanzdepartement zu sitzen, so daß ich die
Funktionen des OberschaffncrS in der Nähe betrachten und mich
überzeugen konnte, daß die Scelle nicht von demjenigen Nutzen
sei, den man sich Anfangs davon versprochen. Im Gegentheile,
wenn man je von einer Stelle sagen konnte, sie sei daö fünfte
Rad am Wagen, so war es diese. Sie hac nur ungeheuer viele
Schreibereien veranlaßt und war ein Mittelglied zwischen dem

Finanzdepartement und den Schaffnern, daS die Geschäfte nur
komplizirre. UebrigenS bestanden die Funktionen des Ober-
schaffnerö darin, daß er die Berichte der AmtSschaffner auf das

Finanzdepartement brachte und denselben hinten seine Mecnung
anhängte. Dann wurde er auch hier und da an Steigerungen
geschickt, was sehr bedeutende Kosten veranlaßte, ohne daß die

Steigernden mehr geboten hätten. WaS die Unparrheilichkcit
u. s. w. des gewesenen AmrSschaffnerS betrifft, so will ich da

nicht eintreten, ob zwar Gelegenheit dazu jetzt wäre gegeben

worden; so viel ist richtig, daß die Einen sehr wohl mit thm
zufrieden, Andere hingegen sehr unzufrieden waren, und daß
daS Finanzdepartement bei verschiedenen Anlägen andere Leute
schicken mußte, um daö Feuer, das der Herr Oberschaffner
angezündet, mit einem Kübel Wasser wieder zu löschen. Ich
will nicht sagen, wer jedes Mal die Schuld davon trug, genug,
es wollte nicht zusammcngeigen, und es ist besser, wenn in
Zukunft Mitglieder deS FinanzdepartemenrS selbst hingehen. Wenn
man denn glaubt, diese oder jene AmcSschaffncr -serviren die
Republik nicht gut, — fort mir ihnen; aber ein AmtSschaffner
kann doch wohl ein eben so rechtlicher Mann sein als der jewei-
lige Herr Oberschaffner; also soll man diese Leute nicht unter
eine odiose Bevormundung stellen. AuS diesen Gründen wünsche
ich, daß man daö fünfte Rad da wegthue, der Wagen geht
mit viereu auch, und dann behalten wir desto mehr Salbe für
etwas anderes.

St eitler. ES kömmt hier auf die Beamtung an und
nicht ans die Person. So viel mir alö provisorischem LehenS-
kommissär bekannt geworden, hat der Oberschaffner mit seiner
Bcamtung vom Morgen bis zum Abend zu thun gehabt. Wo
eine Behörde sehr viele untergeordnete Beamte hat, scheint eS

angemessen, einen Oberbeamccn zu haben, der sie kontrolliere.
So hat man einen Oberpostverwalter, einen Oberzollverwalter
u. s. w., und doch werden z. B. die Zollner wohl so ehrliche
Leute sein müssen als die AmtSschaffner. Ein Wagen geht wohl
auf vier Rädern, aber ein Kutscher"muß doch den Wagen führen.
Nach meiner Ansicht hat sich die Beamtung deS Oberschaffners
alS solche nicht unzweckmäßig gezeigt. Die Herren AmtSschaffner

haben die Besorgung der Staatsdomänen, nun ist cS nicht
ganz unangemessen, daß besonders hierüber ein Oberbeamter die
Aufsicht führe. Diese Aufsicht wird auch viel leichter durch
einen eigenen Beamten geführt als allfällig durch Mitglieder
des FinanzdepartemenrS. Ich wiederhole nochmals, daß eS sich

durchaus nicht um die Person handelt, denn wenn diese nicht
entsprochen haben sollte, so hat man Mittel und Wege genug,
sie zu ersetzen. Aus diesen Gründen müßte ich so viel an mir
den Antrag deS Herrn ScaatSschreiberS unterstützen. Auf jeden
Fall sollte, wenn man diese Stelle aufheben will, daS bestimmt
ausgedrückt sein, denn mit den Verbalien deS ft 6, wo es heißt
„oder von dessen damit beauftragten Oberbeamten" könnte man
gar leicht nachher einen Oberschaffner machen der nicht im
Gesetze wäre indem dieser Ausdruck eben so gut im Singularis
als im Pluraliö verstanden werden kann.

Michel. Man hat gesagt, der Oberschaffner habe vom
Morgen bis zum Abend zu arbeiten; eS mag sein, Tit., aber
eS beweist nicht, daß das nothwendig sei. Z. B. der Regie-
rungsstatthalcer schreibt an den Unterstatthalrer, und dieser
schreibt daS nämliche an die Präsidenten, und doch könnte diese
Korrespondenz direkt vom RegierungSstatthaller an die Präsi-
deuten gehen. Freilich gehört zu einem Wagen mit vier
Rädern noch ein Kurscher,, aber der ist das Finanzdepartement,
und ein zweiter würde nur hindern. WaS die Dienste deö
Oberschaffners betrifft, so ist mir ein einziger Umstand bekannt.
Der Herr Oberschaffner wurde nach Jnterlaken geschickt, weil
man glaubte, der dortige AmtSschaffner habe eine Sache mit
nicht hinlänglich großen Augen angesehen; eS zeigte sich aber,
daß er sie mit größcrn Augen angesehen hatte alS nachher der
Herr Oberschaffner, und dem Staate verursachte daö einige
hundert Franken Kosten. Aus diesen Gründen trage ich darauf
an, die Scelle eines Oberschaffners zu streichen, wodurch der
Staat Fr. 2000 jährlich gewinnt.

v. Fenn er, Regierungsrath. Es ist mir nicht ganz lieb,
Tit., in dieser Sache zu rapporliren, indem ich Anfangs den
Oberschaffner selbst beibehalten wollte. Bei diesem Anlasse
mache ich eS mir aber zur Pflicht, zu erklären, daß der bis-
herige Herr Oberschaffner seine Stelle mit allem möglichen
Fleiße und der größten Treue versehen hat. Dieses Zeugniß
wird Ihnen, Tit., unverdächtig sein von Seite seines Chefs,
der bekanntlich noch Niemanden gelobt hat, der nicht zu lobe»
war. Allerlei Menschliches ist Jedermann zu Zeiten wider-
fahren, auch dem gegenwärtigen Herr» Oberschaffner mag hin
und wieder etwas Menschliches widerfahren sein. Ich kann
aber versichern, daß er mit großer Treue und Anhänglichkeit
und sehr vielem Fleiße gearbeitet hat. Dieß ist ein Zeugniß,
das ich ihm in diesem Momente schuldig bin. ES wäre mir
freilich sehr erwünscht gewesen, wenn ich hätte dazu gelangen
können, daß hin und wieder in die einzelnen Vorträge desselben
etwas minder Sprödigkeit hineingekommen wäre. Jeder Gegenstand

erfordert Formen, angenehme Formen, besonders wenn
dle Geschäfte unangenehm sind, denn sonst rächt sich die Sache
nachher selbst. — Man hat gesagt, wenn die Aufhebung der
Oberschaffnerstelle nicht ausdrücklich hier ausgesprochen werde,
so könne der Regierungsrath dieselbe, alS in den Verbalien
des ft 5 implicite enthalten, wieder hervorrufen. Daß man
jene Worte sowohl im Singularis als im PluraliS verstehen
kann, mag sein; indessen ist der PluraliS gemeint. Allein da
die Oberschaffnerstelle durch ein Gesetz kreirl worden ist, welches
durch den Schlußparagraph deö gegenwärtigen Gesetzes aufge-
hoben wird, so ist auch alles dasjenige förmlich aufgehoben,.
waS in Folge jenes Gesetzes bisher da war, also auch die Ober,
schaffnerstelle. Der Regierungörath kann übrigens keine
bleibenden besoldeten Stellen kreiren, so daß also auch von dieser
Seite nichts zu besorgen ist, besonders da der Regierungörath
so ziemlich beobachtet wird.

Was nun die Oberschaffnerstelle selbst betrifft, so hatte der
Staat, alö dieselbe kreirt wurde, noch sehr große Gctraide-
vorräthe in allen Gegenden. Nun war eS sehr schwierig, den
Verkauf dieses GecraideS überall durch daö Finanzdepartement
selbst zu leiten. Ein solches Kollegium ist immer in den Händen

seiner Sekretärs, besonders in Absicht auf Kontrollen u.
dcrgl. Gegenstände. Daher mußte für diese Getratdehandlung
ein eigener Beamter sein. Nun ist aber diese Handlung größten-
theils weggefallen. Eine zweite Sache sind hier die Domänen.
DaS Finanzdepartement wurde aus Mitgliedern zusammengesetzt,
von denen damals kein einziges je eine dieser Domänen
gesehen hatte. Nun ist eS doch gewiß sehr schwer, Domänen zu
verwalten, die man nicht kennt, von denen man nicht weiß,
wo sie liegen, was für Erde cS ist, waS für Rechte und Lasten
damit verknüpft sind. Nun mußten entweder die Mitglieder
deS FinanzdepartementS jeweilen Hinreisen, oder man mußte
einen Beamten hinschicken können. Die Mitglieder deS Finanz,
départements können aber nicht reisen, sie haben ihre
Privatgeschäfte und sind, mit Ausnahme der im Negierungsrathe
sitzenden, sämmtlich unbezahlt, und die im Regierungsrathe
sitzenden hatten damals erst nicht Zeit zum Reisen. Ferner
war damals eine große Menge Verhältnisse zu bereinigen, was



zu thun dem Finanzdepartemente unmöglich war, weil eö die
Verhältnisse nicht kannte. Also war der Oberschaffner damals
sehr nöthig, und ich gestehe, daß derselbe uns eine ganze Menge
sehr schwieriger Verhältnisse auseinandergesetzt und uns den
Boden in Vielen« verebnec hat, und wir wären oft in großer
Verlegenheit gewesen, wenn wir ihn nicht gehabt hätten. Eben
so war es hinsichtlich der Versteigerungen wünschenSwerth, einen
solchen Beamten zu haben. ES giebt da hin und wieder Ver-
abredungen u. f. w-, die möglicherweise der betreffende AmtS-
schaffncr nur ungcrne anzeigt, wenn schon er selbst keinen Theil
daran hat. Wenn nun aber jetzt dieser Beamte wechseln sollte,
da seine AmtSdaucr ohnedieß ausgelaufen ist. so müßte sich der

neue Obcrschaffner wiederum von Neuem in alle Verhältnisse
einstudiren, so !daß er also dein Finanzdepartemeiue nicht mehr
den nämlichen Vortheil gewährte. Ucberdieß ist hier eineSchwie-
rigkeit. Nämlich die Scelle des Oberschaffners erfordert zwei

ganz verschiedene Arten von Kenntnissen, die selten vereinigt
sind; nämlich erstens eine sehr bedeutende Rechtskenntniß und

zweitens genaue Kenntniß der Landökonomie. Wie wollen wir
nun leicht einen Mann finden, der die Kenntniß der Landwirthschaft,

der Alpenwirthschaft, des Rcbbaucö u. s. w. zugleich
mit einer genauen RechtSkenntniß verbindet? Finden sich nun
diese beiden Kenntnisse nicht zusammen, so ist das Finanzdeparte-
menc nur halb versorgt. Ferner wenn man bei Auffänden und

Zwiftigkeiten den Leuten immer den nämlichen Mann gegenüberstellt,

so ist dieß vielleicht nicht immer der geeignete Weg, um

guten Willen hervorzurufen. Daher glaubte der Regierungs-
rath, ein Beamter eigne sich hiefür weniger gut als Mitglieder
deS Departements selbst, indem die Leute im Allgemeinen lieber
direkt mit den Chefs reden als mit den Beamten.

Wenn Sie, Tit., die Stelle deö OberschaffncrS aus allen
diesen Gründen snpprimiren wollen, so will ich Ihnen nun
sagen, wie in Zukunft die daherigen Geschäfte werden besorgt
werden. Alles^ was auf Eigenthums- und Rechtsverhältnisse

Bezug hat, wird an daö Lehenkommcffartat zurückgegeben, wie
dieß früher der Fall war. WaS die Exploitation betrifft, kommt

an die Buchhaltcrei. WaS die Aufsicht und Unterhaltung der
Gebäude betrifft, wird durch direkte Korrespondenz mit den

Amtsschaffnern besorgt werden. Bei Streitigkeiten werden Mit
glieder des Finanzdepartements selbst sich an Ort und Stelle
verfügen u. s. w. ES wäre auch dem Präsidenten des Finanz-
départements zu gönnen, daß er hie und da auf solche Reisen
gehen könnte; aber derselbe kommt nicht so leicht von Bern
weg, indem er, mit Ausnahme einer einzigen, alle dem Finanz-
departemente untergeordneten Kommissionen zu präsidiren und
noch eine Menge anderer Geschäfte dazu hat. Indessen, Tit.,
wenn sie dem Präsidenten deö FinanzdepartemcntS befehlen
wollen, daß er hin und wieder spazieren gehe, so wird er eö

gar gerne thun. Auf diese Weise also werden die Sachen in
Zukunft besorgt werden, und ich soll daher auf Nichterheblich-
keit des vom Herrn Staatsschreiber gestellten Antrags schließen.

Abstimmung:
Für die Erheblichkeit 3 Stimmen.
Dagegen Mehrheit.

Der Herr Landammann legt auf den Kanzleitisch:
t) Die Wahlvorschläge zur Ergänzung der Bittschriften-,

und StaaatSwirthschaftSkommission und der Departemcnte.
2) Einen Vortrag des ErzichungSdepartementS über die Be¬

soldung des zweiten Sekretärs.
3) Vortrag der Justizsekrion über einen Freizügigkeitsvertrag

mit den Herzogthümern Lucca und Hessen.

4) Vortrag der Justizsektion über ein Ehehindernißdispen-
sationsbegchren des I. Wullschläger.

Schluß der Sitzung um 1/2 Uhr.



Verhandlungen
d e s

Großen Rathes der Republik Bern,

Ordentliche Wmtersttzung. Erste Hälfte, 1837.

(Nicht offiziell.)

N»" ^

Samstag den 2Z. Wintermonat 1337.

(Morgens um S Uhr.)

Präsident: Herr Landammann Tillier.
Nach dem Namensaufrufe und nach Genehmigung des

Protokolls zeigt der Herr Landammann eine eingelangte
Bittschrift an, worauf verlesen wird:

ein Schreiben des noch immer wegen Krankheit abwesen-
den Herrn Schultheißen von Tavel, wodurch derselbe die
Annahme der auf ihn gefallenen Wahl zu ernem Mitgliede des

RcgicrungöratheS für neue 6 Jahre unter Verdankung anzeigt.

Tagesordnung:
Wahl eines Vize. Präsidenten deö Militär.

departementeS.
Von 119 Stimmen erhalten:

Herr Regierungsrath Jaggi 63

VN n Koch 29

v » „ Stockmar 2

u. f. w.
Ernannt ist also Herr Regierungsrath Jaggi.

Ergänzungswahlen in die Bittschriftenkommission.
Der Herr Landammann bemerkt, daß im Traktandencir-

kular Herr Schultheiß von Tavel irrthümlich als Mitglied dieser
Kommission angeführt sei.

Nach dem Reglcmente müssen ein Mitglied des Negierungs-
ratheö und eincS des Großen Rathes in die Kommission gewählt
werden.

Wahl für die erste Stelle, — durch öffentliche Abstimmung.

Von 119 Stimmen erhalten:
Herr Rcg.-Rath Leibundgut im 1. Skrut. 61 im 2. Skrut. 68

„ Arzt Schneider » 41 » 44

„ Negierungörath Koch » 21

Erwählt ist Herr Negierungörath Leibundgut.

Wahl für die zweite Stelle.

Von 106 Stimmen erhalten:
Herr Lehmann, Arzt 86

» Schnyder-Düfrcöne 19

Ernannt ist Herr Arzt Lehmann in Muri.

Ergänzungen der StaatSwirthschaftökommission.
Zu ergänzen find ein Mitglied aus dem Negierungsrathe

und zwei Mitglieder aus dem Großen Rathe.

Wahl für die erste Stelle.

Ernannt wird Herr Kernen von Münsingen, ncncrwählter
Regierungsrath, mit 77 gegen 39 Stimmen, welche auf Herrn
Arzt Schneider von Nydau gefallen sind.

Wahl für die zweite Stelle.

ES erhalten Stimmen:
Herr RothliSberger 90

n Or. Manuel 12

» May 6

» Bucher von Ortschwaben 4

Ernannt ist Herr Großrath RöthliSb erg er.

Wahl für die dritte Stelle.

ES erhalten Stimmen:
Herr vr. Manuel 61

» Sträub 34

» May 13

Ernannt ist Herr vr. Manuel.

Anzug der Herren Oberrichter Marti und Bigler, zum
ersten Mal verlesen am 16. Juni, eine Revision des
Emolument en tarifs der Advokaten verlangend.

Marti, Oberrichtcr, zeigt kürzlich die Nothwendigkeit
eiucr solchen Revision, indem er einen unlängst stattgehabten
Administrativprozcß anführt, welcher einzig für Schrcibgebührcn
ungefähr 600 Franken kostete.

Schnell, RegierungSralh, mochte nicht nur diesen Anzug
erheblich erklären, sondern auch untersuchen lassen, wie die
Kosten der Prozesse überhaupt mit der Wichtigkeit ihres Gegenstandes

in Einklang gebracht werden könnten, was die ganze
Grundlage deö Tarifs ändern dürfte.

Die Erheblichkeit wird nach einigen andern unterstützenden
Bemerkungen durchö Handmehr ausgesprochen.

Auf das Ansuchen des Herrn Landammann S giebt hier,
auf Herr Arzt Schneider von Nydau, neuerwählter Regie,
rungörath, als Präsident der seeländischen Ent-
sumpfungökommission, folgenden mündlichen Bericht:

Tit., wie Sie wissen, sind vom Großen Rathe in seiner
letzten Session 6 Mitglieder in diese Kommission gewählt worden,

welche nicht alle am gleichen Orte wohnen und durch ver-



schiedene Geschäfte von den Sitzungen zum Theil abgehaltên
wurden. Herr RcgierungSstatthalrer Köhler von Buren hat
blos das erste Mal beigewohnt, indem er nachher seinen AuS-

tritt erklärte, weil diese Angelegenheit ihn allzusehr in Anspruch
nehme. Herr Oberstlieutenant Buchwaldcr war ebenfalls für
längere Zeit abwesend. In unserer ersten Sitzung waren wir
ungewiß, wie unser Auftrag eigentlich zu verstehen sei, ob

namentlich wir den Rapport dcS Hrn. Lelcwcl oder den frühern
des Herrn RcgierungSrarhS Koch alö Grundlage unserer Arbeiten

annehmen, oder ob wir nur Vorschläge zu einer kleinern
blos kanionalcn Korrektion bringen sollen. In der zweiten
Sitzung wurde entschieden, den Rapport des Herrn Lelewel im
Allgemeinen alS Grundlage anzunehmen, daß aber daS Technische
uns nichts angehe. Gegenwärtig sind folgende Fragen von
einzelnen Mitgliedern der Kommission schriftlich behandelt worden,
ob überhaupt daS Unternehmen durch die Regierung oder durch
eine Gesellschaft auszuführen sei. Wenn durch die Regierung,
— ob durch sämmtliche fünf bctheiligte Regierungen, oder ob

blos eine Regierung die Exekution vornehmen, dle andern Stände
sich aber gleichsam darauf abouniren sollen. Dieser Vorschlag
hatte schon 1818 bei Neuenburg und Waadt vielen Anklang
gefunden. Wenn aber durch eine Gesellschaft, — ob dann die
Regierung überhaupt daran Theil nehmen solle oder nicht, und
ob im bejahenden Falle eine Regierung oder sämmtliche
Regierungen sich an die Spitze stellen, oder ob sie erst dann beirreten
sollen, wenn die Aktien nicht hinlänglichen Absatz bei den Par-
tikularen fänden. Später werden dann noch die Fragen bchan-
delc werden, wie die Unternehmer entschädigt werden sollen,
waS die betreffenden Eigenthümer und Regierungen beizutragen
haben u. s. w. Sodann kommen einige juridische Fragen zum
Vorschein, waS wünschen läßt, daß man bei Ersetzung des Herrn
Ngierungsstalthalterö Kohler auf einen rechtsbündigen Mann
Bedacht nehme. Es wird sich fragen, in wie weit eine Regierung

das Recht habe, Jemanden zu zwingen, seine Mööser ent-
sumpfen zu lassen. Ferner wird daS ObereigenthumSrecht über
die Mööser, und wie weil dieses geltend gemacht werden solle,

zur Sprache kommen müssen. Endlich wird die Kommission
zu untersuchen haben, wie weit das ExpropriacionSgesctz geeignet
sei, bei der Ausführung eineS solchen Unternehmens sich wirk-
sam zu-erzeigen. Ich hoffe zuversichtlich, daß unser Bericht
dem Großen Rathe in seiner nächsten Sitzung vorgelegt werden
könne.

Wahl eines Mitgliedes in die seeländische Komin
i s s i o n.

Vom Herrn Präsidenten derselben werden vorgeschlagen:
die Herren Advokaren Ochsenberu m Nydau, und Haas in
Viel.

Ersterer wird mit 78 gegen 23 Stimmen ernannt.

Vortrag des BandepartcmentS, betreffend Bauten zur
Erweiterung der ArmcnerziehungSanstalt für Landsassen - M äd-
ch cu in RueggiSberg.

Tscharner, Alt-Schulrheiß, berichtet, daß die dahcrigen
Kosten sich auf circa 6000 Franken belaufen werden.

Tscharner, NegicrungSralh. Sie wissen, Tit., daß vor
zwei Jahren zwei Erziehungsanstalten für Landsasscnkinder
errichtet worden sind, eine zu NüeggiSberg für Mädchen und eine
im Schlosse Köniz für Knaben. WaS nun die erstere betrifft,
um welche es sich heute handelt, so wollte man Anfangs nicht
allznvicle Kinder aufnehmen, sondern zuerst einige wenige heran-
bilden, damit sie dann alS Unterlchrerinnen u. s. w. später
helfen könnten. Man fing also zuerst mit 8 oder 10 an und
vermehrte diese Zahl allmälig, so daß nun 40 und einige da
sind. DaS Bedürfniß erfordert aber, daß die Anstalt auf einen
Bestand von 60 bis 80 Kindern komme, indem dieß die Zahl
der früher von der Landsassenkommission verdingten Mädchen
ist. Hiefür sind nun aber geräumigere Schlaf, und Lehrzimmer,
ein geräumigeres Eßzimmer und eine besser eingerichtete Küche
nothwendig. Man muß sich überzeugen, daß diese Anstalten
dereinst von dem größten Segen fein werden. Je besser von

nun an die Landsassenmädchen erzogen werden, desto geringer
wird die bisherige Zahl von daher kommender unehelicher Kin-
dern werden, denn die jungen Mädchen werden ihr ehrliches
Auskommen finden, und viele davon sich ehrlich verheirathen
können. Ich habe die Anstalt mehrere Male selbst besucht und
ihr Glück wünschen müssen über die Wahl der Vorsteherin und
Lehrerinnen der Anstalt. Daher möchte ich Sie,.Tit., ehrerbietigst
ersuchen, das Departement dcö Innern in Stand zu stellen,
daß eö auf diesem Fuße fortschreiten könne. Je ausgedehnter
die Anstalt wird, desto wohlfeiler im Verhältnisse wird sie sein,
denn Heizung, Aufsicht, Lehrerinnen werden ungefähr die glei-
chen sein müssen. Mit dem geforderten Kredite wird dann die

Anstalt ganz vollständig werden, indem daö ganze Mobiliar be-

rcitS angeschafft ist.

No mang, RegierungSstatthalter, empfiehlt den verlangten
Kredit gar sehr.

Jaggi, Oberrichter. Ich habe schon lange sagen gehört,
die Landsassenkorporalion solle aufgelöst werden, damit diese

Leute doch endlich einen bürgerlichen Stand bekommen. Diese
Einbürgerung sollte nicht sehr schwierig sein, und daS Land
ist schon längst darauf vorbereitet. ES ist Pflicht dcS Staates,
diesem heimathlosen Zustande der Landsassen ein Ende zn machen.
Wenn man einmal daS Uebel mit der Wurzel anfaßt, wie daS

andere Kantone bereits gethan haben; so werden dann diese

Kinder unter dem allgemeinen Gesetze sein, und eS wird für
sie gesorgt werden müssen, wie für andere arme Kinder auch.

Im Ucbrigcn ist die vorliegende Frage von sich selbst sehr an-
fchaulich.

Fet scherin, RegierungSrarh. Es ist nicht um Gründung
einer Anstalt, sondern um Erweiterung einer bereits bestehenden

zu thun; und was die Einbürgerung der Landsaßen betrifft, so

soll dieselbe allerdings ein Augenmerk der Negierung sein. Diese
Einbürgerung geht aber nicht von heute auf morgen vor sich,
so daß bis dahin die beiden Anstalten immer noch nöthig sind.

UebrigcuS wird jede Gemeinde lieber solche Leute aufnehmen,
wenn die Kinder gur erzogen werden, als wenn man dieselben

aufwachsen läßt wie bisher. Da ist schwer gefehlt worden,
und wenn uneheliche Kinder im dritten und vierten Gliede noch

vorkamen, so ist eS sich unter solchen Umständen Nicht zu vcr-
wundern. Ich möchte den Antrag sehr empfehlen.

Kißling wünscht, daß der Grundsatz der Einbürgerung
sofort ausgesprochen werde.

Herr Land am mann bemerkt, daß eS sich heute nicht
darum handeln könne.

Hugglcr empfiehlt den Antrag gar sehr, ist aber auch von
der Nothwendigkeit der Einbürgerung der Landsaßen überzeugt.

Zahler. Man scheint die Bürgerrechte nun doch wieder

für wohlthätig und nothwendig zu halten, während man sie

vor einigen Jahren aufheben wollte. Ich bin überzeugt, daß

für Einbürgerung von Landsaßen eine gute Erziehung derfclben
höchst beförderlich sein wird- Gesetzt auch, diese Einbürgerung
sollte von heute auf morgen zu Stande kommen, so gibt eS

Arme und Waisenkinder genug, um die ursprünglich blos fur
Landsaßen bestimmten Anstalten anzufüllen. Ich müßte daher
den Antrag ebenfalls sehr empfehlen.

Stettler. Die Landsaßen sind allgemeine Staatsbürger;
sie haben kein Bürgerrecht, aber der Staat hat sie adoplirc,
also hat er die Pflicht, für seine Adoptivkinder zu sorgen. Ich
müßte also den Antrag unterstützen -und will zugleich erwar-
ten, ob einmal der Bericht der Spezialkommission für Reform
deS Finanz- und ArmenwescnS, worin die Einbürgerung der

Landsaßen auch berührt ist, hier zur Sprache kommen werde.

Der verlangte Kredit wird durchs Handmehr bewilligt,
indem zugleich mit 60 gegen 28 Stimmen beschlossen wird,
denselben auf daS Büdget. für 1833 anstatt noch für 1837 zu

setzen.
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Wahl eines Mitgliedes dcS Diplomatischen
Departements.

Von 103 Stimmen erhalten:
Herr Landammann Tillier im t. Skrut. 4? im 2. Strut. Z6

Schnyder-DûfreSne „ „ „12 „ „ „ 14

« Dr. Manuel » „ „ s „ „ „ 23

» Alt-Landamm. Simon „ » „ 12 „ „ „ t
>, Oberrichtcr Weber >, „ „ - 3

>, Forstmeister Kasthofer „ „ „ 2
u. s. w.

Ernannt ist demnach Herr Landammann Tillier.

Wahl eines Mitgliedes des Departements deS

Innern.
Von too Stimmen erhalten:

Herr Arzt Lehmann 53

» RöthliSberger 39
» Dr, Manuel 3

u. f. w.
Ernannt ist Herr Arzt Lehmann in Muri.

Schluß der Sitzung um lUhr.

Zehnte Sitzung.

Montag den 27. Wintermonat t837.

(Morgens um S Uhr.)

Präsident: Herr Landammann Tillier.
Nach dem Namensaufrufe und nach Genehmigung des

Protokolls legt der Herr Landammann aus den Kanzlei-
tisch:

Eine Zuschrift des Herrn Amtsgerichtspräsidenten
von Bern, eine Rechtfertigung seines Benehmens in der Do-
tationSangelegenheit enthaltend.

Hierauf wird ein Schreiben des Herrn Schultheißen
v. Tavel verlesen/ worin derselbe seine Nichtannahme der auf
ihn gefallenen Wahl zu einem Vize-Schultheißen für t838 er-
klärt / indem Gesundheitsrücksichten ihm dieses nicht gestatten.

Tagesordnung.,
Beeidigung des Herrn Joh. Schnell als neuerwählten

Landammanns für 1838.

Schnell/ Joh. Tit. / ich bin Ihnen noch die Erklärung
schuldig/ ob ich diese Stelle annehmen will oder nicht. Nach,
dem nun die mir gestattete Bedenkzeit verflossen ist/ fühle ich
mich verpflichtet zu erklären/ daß ich mein Möglichstes gethan
hatte/ um diese Last — ich sehe sie als solche an — nicht
übernehmen zu müssen; daß ich aber in dem Zutrauen/ das man
mir ungeachtet dessen erzeigt hat / hinwiederum eine Verpflich.
tung sehe/ mich einem Schicksale zu fügen, das ich nicht abwen-
den konnte/ dieweil ich sehe/ daß der Große Rath in die Ver-
legenheit käme, eine neue Wahl zu treffe»/ weil dieser Platz
von der Art ist/ daß der Hundertste von uns ihn nicht anneh.
men könnte. Insofern gehöre auch ich ganz zu denjenigen/
welche sich einigermaßen gestoßen und verletzt fühle»/ wenn sie

in ähnlichen Fällen einen Abschlag bekommen. Dessen ungeachtet
aber möchte ich inständig gebeten haben / doch einige Rechnung
zu tragen dieser Pflicht/ der ich mich unterziehe/ und nicht
zu glauben/ daß wenn ich jetzt Folge leiste/ ich mir für alle
Zukunft eine solche Last werde aufbürden wollen. Jeder Bürger
soll seinen Beitrag geben; ich habe den Meintgen bereits gegeben/

und wenn ich jetzt auch noch das thue und eine Stelle
annehme/ welche mich von meiner Freiheit und Unbcschränktheit
wegnimmt; so glaube ich/ werde man mir dann nie mit Grund

vorwerfen können/ daß ich meinen Theil nicht redlich beigetragen
habe zu dem, was ich nach meiner Ueberzeugung für nöthig
und gut halte. Ich will jetzt nicht mehr danken für das mir
geschenkte Zutrauen; ich will mich auch nicht aussprechen über
das, was ich zu thun habe an diesem Platze. Ich weiß es gar
wohl/ und diejenige»/ welche mich dahin gestellt haben/ werden
wissen, wen sie dahin gestellt haben/ und sie werden in ihren
Erwartungen nicht betrogen sein. Daß ich nicht gewandt bin
in diesen Geschäften/ wissen meine Tit. Herren gar wohl/ also
werden Sie mich um so nachsichtiger beurtheile»/ als unter
meinen Vorgängern Anlagen und Geschicklichkeiten sich gefunden
haben/ die bei mir nicht vorhanden sind. Ich trage nichts auf
diesen Sruhl als die Absicht/ zum allgemeinen Beßten nach
Kräften beizutragen / was jeder Staatsbürger dazu beizutragen
hat. Meine Tit. Herren wissen/ was für Grundsätze ich für
die rechten und wahren halte. Diese treu zu beobachte«/ das
wird meine Pflicht/ mein Beruf/ mein Dichten und Trachten
sein. — Ich bin also/ Tit./ bereit, den Eid auf die Verfassung
zu leiste»/ und ich werde späterhin dasjenige auSsprechen, was
von dort her (auf den Präsidcntenstuhl weisend) ausgesprochen
werden soll/ um diese Versammlung ins Klare zu setzen, wen
sie eigentlich an diesen Platz berufen hat.

Die Eidesleistung deö neucrwählten Herrn LandammannS

Joh. Schnell erfolgt hierauf.

Wahl dreier Mitglieder des Erziehungsdeparte-
mcntS/ an die Stelle der im periodischen Austritte befindlichen,
und des wegen seiner Ernennung zum Landammann auStreten-
dcn Herrn Joh. Schnell.

Wahl für die erste Stelle. Von 127 Stimmen erhalten:
Herr NegierungSrach Fetscherin 97

„ Professor Lutz 9

„ Regiernngöralh Koch 6

„ RöthliSberger 2

n. s. w.
Ernannt ist Herr RegierungSrath Fetscherin.

Wahl für die zweite Stelle. Von m Stimmen erhalten:

Herr Professor Lutz 74

„ Direktor Rüetschi 12

„ Elementarschuldirektor Hopf 6

„ StaatSschreibcr May 3

u. s. w.

Ernannt ist Herr Professor Lutz.

Wahl für die dritte Steile. Von 105 Stimmen erhalten:

Herr Direktor Rüetschi im i. Skrut. 45 im 2. Skrut. 53

„ Elemcntarschuldir. Hopf >, » 36 „ » 29

v Hunziker » » ^ ^
n May " 2 " "

Ernannt ist Herr Direktor Rüetschi.

Wahl eines Mitgliedes d eS FinanzdepartemcntS.
Von 114 Stimmen erhalten: ^im 1. Skrut. ,m 2. Skrut. «m 2. Skrut-

Herr RöthliSberger 4i 53 73

„ Major Sybold 44 41 22

„ Theunllar 6 5

n Oberstlieutenant Bucher 3 2

„ Schnyder-DüfrcSne 3

u s. w.

Ernannt ist also Herr Großrath NothltSbcrger.

Wahl zweier Mitglieder des Militärdcpar-
t e m e n t 6.

lür die erste Stelle. Von 106 Stimmen erhalten:
Wahl sur

im t. Skr. im 2. Skr. im3. Skrut. im a Skr.

Herr Postdirckc.Geißbühler 22 26 36 45

Arzt Schneider 46 11 ai 41
11 16 20



im 2. Skrut.
12

im i. Skrut.
Herr Major Sybold 9

„ Oberstliem.Steinhauer s
u. s. w.

Ernannt ist also Herr Oberstlieut. Geißbiihler in Bern.

Wahl für die z w e i t « Stelle. Von itö Stimmen erhalten:
Herr Major Sybold 61

Arzt Schneider 31

» Regierungsrath Koch io
„ Oberstlieutenant Steinhauer 7

Oberstlieutenant Ryser 2
u. s. w.

Ernannt ist demnach Herr Major Sybold.

Wahl zweier Mitglieder des Baudepartements.
Wahl für die erste Stelle. Von 124 Stimmen, erhalten:

im i. Skrut- im 2. Skrut. im 3. Skrut. im 4. Skrut.
Herr Reg.-Rath Geiser 41 65 6o 71

» „ Stockmar4o 35 26 2s

im i. Skr. im 2. Skr.
Herr Alt-Landam.Simon 17 20

» Rcg.-Rach Koch 6 2

» Plüß 6

» Hunzikcr 3

Ernannt ist Herr RegierungSrath Geifer

im s. Skr.
13

(s Nullen

Der Herr Landammann legt noch auf den Kanzleitisch:
1) Einen Vortrag des Erziehungsdepartem.-ntS über Errich-

tung einer Pfarrei zu SonvillcrS.
2) Wahlvorschläge für verschiedene Beamtenstellen.

Schluß der Sitzung um i'/z Uhr.
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1>l0. 44.

Verhandlungen
d e s

Großen Rathes der Republik Bern
Ordentliche Wintersitzung. Erste Hälfte, 1837.

(Nicht offiziell.)

Eilfte Sitzung.

Mittwoch den 29. Wintermonal 1337.

Morgens um 9 Uhr.)

Präsident: Herr Landammann Tillier.
Nach dem Namensaufrufe und nach Genehmigung deS

Protokolls wird das Vcrzcichniß sämmtlicher für Sechs,
zehn erstellen wahlfähiger Mitglieder des Großen Nathö
vorgelegt und genehmigt.

Hierauf läßt der Herr Landammann verlesen:
1) Eine Zuschrift deS Herrn Oberstlieutenants Steinhauer,

wodurch derselbe die auf ihn gefallene Wahl zum Staats-
schreibet der Republik ablehnt.

2) Eine Zuschrift des Obergerichtes, welches auf befor¬
derliche Wiederbesetzung mehrerer vakant gewordener
Suppléante». und Ersatzmännerstcllen dringt.

3) Eine Zuschrift des Herrn Professors Zyro, wodurch der¬
selbe seine Entlassung aus der großen Schulkommisston,
welche gleichsam nur noch zum Scherze auf dem Papiere
zu bestehen scheine, verlangt.
Ferner werden auf den Kanzlcitisch gelegt: 2 Wahlvorschläge

der Polizeisckrion für die Stellen eines CentralpolizetdirektorS
und eines Direktors der Zuchtanstalren.

Tagesordnung.
Die Wahl für die zweite Stelle eines Mitgliedes des

Baudepartements wird verschoben, weil kein doppelter
Vorschlag dafür vorliegt.

Wahl eines Vize.LandammannS für das Jahr 1838.
Von 146 Stimmen erhalten:

im 1. Skr. im 2. Skr. im 3. Skr. im 4. Skr.

»
?>

«

»

»
»

31
27
12
7

7
6
5
6
4
3
3

58
40
24

68
36
13

70
35

(DurchS Looö ausgefallen.)

Herr Obcrstl. Slcinhauer
„ Stcttler
„ Sommer

Kasthofcr
Plüß
Oberstlicut. Wäber

„ Bucher
Hiltbrunncr
Blumenstein
Professor Jsenschmid
Ammann Henzi

u. s. w.
Ernannt ist demnach durch relatives Mehr Herr

Oberstlieutenant Stein Hauer zu Fraubrunnen.
Er spricht nach seinem Wiedereintritte: Tit. Ich danke

Ihnen verbindlichst für diesen neuen Beweis Ihres Zutrauens;

allein es sind da im tz. 17 deS GroßrathSreglcmenrS Schwierig,
leiten vorhanden, welche mich diese Wahl nicht unbedingt
annehmen lassen. Wenn der Große Rath erkennen will, daß
Fraubrunnen in der Nähe der Hauptstadt liegt; wenn er mich
der Verpflichtung entbinden will, für jede Abwesenheit von
meiner Wohnung über Nacht dem Herrn Landammann vorher
die Anzeige zu machen; wenn er genehmigen will, daß ich für
mehr als zehntägige Abwesenheit nicht vorher vom Großen
Rathe Urlaub auswirken muß u. s. w.; so werde.ich mir eine
große Ehre daraus machen, die auf mich gefallene Wahl anzu-
nehmen, überzeugt, daß ich selten oder nie zur Präsidentschaft
werde müssen berufen werden.

(Er nimmt den Austritt.)
Meßmer, Vize.Landammann, stellt, unter Berufung auf

bisherige Uebung, den Antrag, die nöthige Dispensation zu
ertheilen.

May kann nicht dazu helfen, allemal in casu Ausnahmen
von sehr deutlich lautenden Vorschriften zu machen, cS wäre
denn, daß der Große Rath, wozu er allerdings kompetent sei,
erkenne, daß Fraubrunnen nahe bei Bern liege.

Tscharner, Alt-Schultheiß, verwundert sich, daß man
noch Bedenken trage, nachdem man in frühern Jahren gefunden,

daß Hofwyl, Thun, Burgdorf in der Nähe der Hauptstadt
liegen u. s. w.

Mit Mehrheit gegen 3 Stimmen werden dem Herrn Oberst,
lieutenant Steinhauer die nöthigen Dispensations ertheilt, worauf

derselbe sogleich den Eid als Vize-Landammann leistet.

Wahl eines Statthalters des Vize-LanbammannS.

Von 119 Stimmen erhalten.-

Herr Stcttler
„ Dennler

„ Sommer

„ Hauplm. Knechter,hofer

„ May
Kasthofer

» Blumcnstciu

im i. Skrut. 4o

» » 17

II I! II 10

im 2. Skrut. 65

I! II I! 22

II 1! I! 6

II II » 4
8
4
4

Ernannt ist Herr Großrath Stenler, welcher unter
Verdankung deS ihm wiederholt erwiesenen Zutrauens und in der

Zuversicht, bei der sehr blühenden Gesundheit des Herrn Land-
animating sowohl als deS Herrn Vize.LandammannS selten oder

nie funktioniren zu müssen, die Wahl annimmt und sofort den

Eid leistet.

Wahl eines Vize-Schultheißen für das Jahr 1838

Von 124 Stimmen erhalten:
Herr Reg. Rath NeuhauS im i. Skrut. 51

„ Reg. Narh Schnell „ » -> 28

» Reg. Rath v. Jcnncr -, -, ,> 23

-, Reg. Rath Koch „ -, -, 13

14

im 2. Skrut. 65
22
19

7)

7) 7?

7? 71



Herr Arzt Schneider, neu erwähltes Mitglied des Regierungs¬
rathes im i. Skrut. 2 Stimmen.
Ernannt ist demnach Herr RegiermigSrath NeuhauS,

(abwesend).

Wahl eines Direktors der Zuchtanstalten in Bern.

Vorgeschlagen von der Polizeisektion und vom RegierungS-
rath ist der bisherige Direktor, Herr Ed. v. Ernst, übrigens
der einzige auf der BewerbungSliste Angeschriebene.

Von 132 Stinimen erhalten:
Herr von Ernst 88

„ Blumenstein s

„ Ammann Henzi 4

„ Oberstlieutenant Steinhauer 3

„ Buchhalter Güder 3

» Beat von Lerbcr 2
u. s. w.

Ernannt ist Herr Ed. v. Ernst, bisheriger Direktor.

Wahl eines CentralpolizeidirektorS.
Vorgeschlagen ist von der Polizeisektion und vom Regie-

rungSrathe Herr Regierungsrath Schnell, bisheriger Central-
Polizeidirektor.

Von 128 Stimmen erhalten:
Herr Regierungsrath Schnell 96

» Scheurer, Adjunkt s

>, Blumenstein 4

„ Landolt 2
u. s. w.

Ernannt ist Herr Regierungsrath Schnell, bisheriger
Centralpolizeidirektor.

Er verdankt die Wahl und leistet sofort den Eid.

Wahl der beiden Am mann er.
Vorgeschlagen sind die bisherigen, Herr Henzi und Herr

Stämpsli, nebst Herrn Major Kupfer, welcher sich aber die
Wahl verbittet.

Wahl für die erste Stelle.

Von 131 Stimmen erhalten:
Herr Ammann Henzi 12Z

„ „ Stämpfli 2
n. s. w.

Ernannt ist der bisherige Herr Ammann Henzi, welcher
die Wahl verdankt und annimmt.

Wahl für die zweite Stelle.

Von 119 Stimmen erhalten:
Herr Ammann Slämpfii 101

„ Major Kupfer »

u. f. w.
Ernannt ist demnach der bisherige Ammann, Hr. Stämpfli.
Die beiden neuerdings ernannten Ammänncr leisten sofort

den Eid.

Hierauf wird die Sitzung bis um 3 Uhr unterbrochen.

Schluß der Morgensitzung nach 1 Uhr.

Fortsetzung der Morgensitzung.
(Nachmittags um 3 Uhr).

Wahl eines Ober-LehenkommissariuS.
Vorgeschlagen sind: Herr Stettler, bisheriger provisorischer

Lehen-Kommissär, und Herr Dr. Manuel.
Von 117 Stimmen erhalten:

Herr Stettler 96

„ Manuel
„ Mai
» Blumenstein

3

4
4

u. s. w.
Ernannt ist Herr Großrath Stettler, welcher die Wahl

unter Verdankung annimmt.

Wahl eines Zoll- und Ohmgeldverwalters.
Vorgeschlagen sind: Herr Durheim, bisheriger Zoll-

und Ohmgeldverwalter, und Herr Hiltbrunner. (Für den

Letztern schlägt das Finanzdepartement den Herrn Zollsekretär
Rodt vor.)

Von 129 Stimmen erhalten:
Herr Durheim 70

,> Rodt 23
Hiltbrunner 13

>, Plüß 9

n Ueltschi 8

Ernannt ist Herr Durheim, bisheriger Zoll- und Ohm-
geldverwalter.

Auf cinen daherigcn Vortrag des Finanzdepartements
mit Uebcrweisung des Regierungsrathes, wird durchs Handmehr

beschlossen, in Erwartung der neuen Forstorganisation die
Wiederbesetzung der Stelle eines Forstmeisters zu verschieben
und sämmtliche obere Forstbeamte einstweilen provisorisch zu
bestätigen.

DaS letzthin eingereichte EntlassungSbegehrcn des Herrn
Landjägerchefs Küpfer wird dem NegierungSrathe zur
Berichterstattung überliefert.

Auf daherigen Vortrag der Justizsektion wird daS

Ehehtndernißdispensarionsbegehren der Christina
Kißling durchS Handmehr abgewiesen.

Hingegen entsprochen wird folgenden ähnlichen Begehren:
1) demjenigen von Ioh. Richard mit 102 gegen 7 Slim.
2) „ » Christian Trachsel » 102 „ 6 «
3) » „ Peter Schenk » 8Z » 4 »
4) » » Christian Scherz 88 » 3 „
6) n U I 0 h. M a riz „ 99 „ A »
6) » » I, Wu lisch lag er „ 93 „ 8 „
7) » » Christ, v. Känel » 83 >, 6 „

Auf einen Vortrag der Justizsektion wird einem
Freizügigkeitsvertrage mit dem Herzogthume Lucea und dem
Churfürstenthume Hessen durchS Handmehr beigepflichtet.

Vortrag desErziehungSdepartementS, nebst DekretS-
entwurf, über Trennung der Gemeinde SonvillerS von dem
Kirchspiele St. Immer und Erhebung zu einer besondern
Kirchgemeinde.

Der Vortrag zeigt die seit langen Jahren schon gefühlte
Nothwendigkeit der vorgeschlagenen Maßregel und erwähnt die
bedeutenden Leistungen und Opfer, zu welchen sich SonvillerS
verstehen wolle.

Nach einigen kurzen Bemerkungen wird der DckretSentwurf
angenommen.

Schluß der Sitzung nach 5>/z Uhr.
4»



Ni'0. 45.

Verhandlungen
» des

Großen Rathes der Republik Bern

Ordentliche Wintersttzung. Erste Hälfte, 18S7.

(Nicht offiziell.)

Zwölfte Sitzung.

Donnerstag den 30. Wintermonat 1837.

(Morgens um 9 Uhr.)

Präsident: Herr Landammann Tillier.
Nach dem Namensaufrufe und nach Genehmigung des

Prot okollS werden auf den Kanzleitisch gelegt:

i) Ein Vortrag des NcgicrungSraths über Errichtung einer
Armcnanftalt in dem Schlosse Pruntrut;

s) Ein Vertrag über Beibehaltung der deutschen Pfarrei zu

Neuenstadl;
s) Ein Anzug mehrerer Mitglieder auS dem Oberlande, da-

bin gehend, daß in der nächsten Session deö Großen Raths
Plane und Devise zur Tieferlegung des BrienzersecS und

für eine Straße von Jnterlaken nach Brienz vorgelegt
werden sollen-

Herr RöthliSberger.Anderegg zeigt durch Schreibe«
an, daß er die auf ihn gefallene Wahl zu einem Mitglicde der
StaatSwirtbschaf.'Skommission annehme, hingegen diejenige zu
einem Mitgliede des FinanzdcpartementS ablehnen müsse.

Tagesordnung.
Die nenlich ernannten acht Mitglieder des Regie«

rungSrathS, mit Ausnahme des abwesenden Herrn Kernen
von Münsingen, leisten den Eid? — zuerst als vom t. Jan.
hinweg neu eintretende Mitglieder des Großen, nachher als
Mitglieder des NegicrungSrathS.

Hierauf leistet der zum Schultheißen für 1838 ernannte
Herr Alt-Schultheiß Tscharner den Schultheißen-Eid.

Wahl der auö drei Mitgliedern bestehenden G roß rathS«
kommission zur Kontrollirung der Entschädigungen der

Mitglieder des Großen RachS.

Ernannt werden von 138 Stimmenden:
1) Herr Major Sybold mit Mehrheit gegen 6 Stim.,
2) „ Großrath Dennler « „ « 18
Z) ' » Bankdir. Ganguillet „ » „ 2S „

wovon 23 auf Herrn Amtsschreiber Brötie fielen.

Wahl der SechSzehner für 1 8 3 3.

Ausgetheilt werden 148 Stimmzeddel.

Zur Eröffnung derselben bezeichnet der Herr Landammann

eine Kommission aus folgenden Mitgliedern:
i) Herrn Vermeille; 2) Herrn RöthliSberger-An-

deregg; s) Herrn v--. Manuel; 4) Herrn Oberstlieutenant

Balstgcr; 6) Herrn Major Sybold; 6) Herrn AmtSschreiber
Brötie.

Vortrag des MilitärdepartementS über den Ban
einer neuen Kaserne.

Tit.
Auf das, ab Seite deg MilitärdepartementeS vor mehreren

Jahren an daâ Baudepartement gerichtete dringende Gesuch,
die JnstruktionSkaserne in einen wohnlichen und den Bedürfnissen

der neuen Militärvcrfassung angemessenen Zustand zu
versetzen, trug diese Behörde Bedenken, wegen der in aller Bezie«
hung schlechten Beschaffenheit dieser Gebäulichkciten, die zu den
allernothwendigsten Reparaturen devisirte Summe von Fr. 10,000
zu verwenden, sondern erachtete eS rathsamcr, ein anderes
Gebäude als Kaserne einzurichten und nachher quästionirliche
Kaserne verkaufen zu lassen.

Diesen Ansichten beipflichtend, säumte das Militärdeparte-
ment nicht, bet dem Finanzdexartement einzufragen: welch'
anderes Gebäude allfällig zu einer Kaserne eingerichtet werden
könnte? Allein nach Erörterung der Frage: waS eS infolge der
neuen Militärverfassung, für die so bedeutend erweiterte
Instruktion an Gebäulichkciten zur Aufnahme der Mannschaft
erfordere? — fand man, daß sich keines der aufgegebenen Gebäude,
nämlich:

4) die Kaserne auf dem Waisenhausplatz,
2) die sogenannte Kavalleriekaserne,
s) das große KornhauS auf dem untern Graben, und
4) die drei neben einanderstehenden Kornhäuser an

der Mezgergasse, —
zu einer Kaserne, wie sie die Bedürfnisse verlangen, eignen
würde; denn, außer einem Raume zu Aufnahme von 4 à Zoo
Mann, sind noch unumgängliche Erfordernisse für eine gut
eingerichtete Kaserne: Lokale für den Theoricsaal, Fechtboden,
Wohnungen für den Kaserneninspektor, die Jnstruktoren und
die Marketender, Lokale für die Polizeiwache, Arrestztmmcr,
Krankenzimmer, Küchen, Wasch, und Holzhäuser, Stallungen
für die Pferde, Platz zu Aufstellung der Mannschaft :c. :c.;
— und alle diese Erfordernisse sah man ntchr ein, in einem
bereits bestehenden Gebäude, ohne außerordentliche Kosten und
ohne daß dabei dem gegenwärtigen Mangel abgeholfen wäre,
einrichten zu können.

In der Ueberzeugung also, daß die eigentliche Oekonomie
nicht sowohl in einer beschränkten Summe von Ausgaben als
in einer möglichst zweckmäßigen Anwendung derselben zu suchen
seie, mußte daher das Militärdcpartcment in dieser Sache den
Bau einer neuen Kaserne jedem andern Ausweg ohne Bedenken
vorziehen; — was auch ab Seite des RcgierungSralheS geschah,
indem diese Behörde dem Baudcpartement den Auftrag ertheilte,
im Einverständniß mit dem Mtlitärdepartement, Pläne, Devise
und Programme einer zeitgemäßen neuen Kaserne aufnehmen zu
lassen, damit dieser wichtige Gegenstand Ihnen, Tit., zum Ent-
scheid beförderlich vorgelegt werden könne.



Bon diesem Augenblicke an unabläßig mit dieser Sache
beschäftigt, hatte das Militärdcpartement das Vergnügen,
dieselbe so weit gedeihen zu sehen, daß der RegierungSrath, in
Genehmigung seiner Ansichten, demselben den Auftrag gab:

1) Einen Vortrag an den Großen Rath über die
Nothwendigkeit einer Schulkaserne und die Ausführung eines solchen

Baues zu bearbeiten;
2) die Anträge auf den Raum zwischen dem Aarbergerthor

und der Kavalleriekaserne, als zu dieser Baute geeignet, zu

gründen, und
3) zu Beförderung dieses Baues Plan und Kostenberech-

nungen von Sachverständigen aufnehmen zu lassen, um sie dem

Vortrage an den Großen Rath beilegen zu können.

In Entsprechung dieser Aufträge, hat daö Militärdepar-
tement unverzüglich durch Herrn Werkmeister Osterrieth, Sohn,
einen Plan zu Errichtung einer Schulkasernc auf dem dazu be-

stimmten Platze aufnehmen und die daherigen Kosten auf daS

genaueste devisiren lassen, und giebt sich anmit die Ehre, Ihnen,
Tit., diese, mit vielem Fleiß und Pünktlichkeit ausgeführten
Arbeiten sammt seinem Memorial, daS über die innern Abtheilungen

und Einrichtungen der Gebäulichketten alle wünschbare
Auskunft ertheilt, vorzulegen, und gleichzeitig im Interesse des

Militärs und somit auch des GesammtwesenS, — indem, bei
der allgemeinen Militärpflicht, nunmehr sämmtliche junge Männer

nach und nach in Instruktion einrücken und der Staat den-

selben schuldig ist, daß sie in einem gesunden, wettern nnd
reinlichen Lokale Aufnahme finden, — was gegenwärtig, bei
der unter allen Begriffen schlechten Beschaffenheit der Kaserne,
in keinen Theilen stattfinden kann, — den einmüthigcn Antrag
zu stellen:

Daß Sie geruhen möchten, angetragenermaßen, die
Erbauung einer Schulkaserne sofort zu erkennen; jedoch mit einst,
weiliger Weglassung der für Fr. 18,000 devtsmen Reitbahn,
so daß die Kosten dieses auf vier bis fünf Jahre dauernden
Baues auf Fr. 402,000 zu stehen kommen.

Nach der Schätzung des Herrn Werkmeisters Osterrieth kann
dem Lokale der alten Kaserne Nr. 1 ohne besonderer Fälle zu
gedenken, wohl ein Werth von circa Fr. 4v,000 beigelegt
werden, was daS Milieärdcpartement glaubte, bei diesem Anlasse
noch bemerken zu sollen.

Alles aber ». ».
Bern, den S. November 1837.

Der Präsident des MilitärdepartemcolS:
v. T a v c l.

Der Sekretär:
Simon.

Vom Regierungsrathe genehmigt und mit Empfehlung ao
den Großen Rath gewiesen.

Bern, den is. November 1837.
Namens deS RegierungSralheS:

Für den Rathschreiber;
v. Stüricr.

Ein gedrucktes Memorial und Kostcnöanschlag ist
sämmtlichen Mitgliedern ausgetheilt worden.

Der Herr Laudammann zeigt an, daß er die Sitzung
um 1 Uhr unterbrechen werde, wofern alSdaun noch Jemand
das Wort verlange.

v. Tavel, Schultheiß. Tit., schon seil vielen Iahren ist
daS Bedürfniß eines zweckmäßigern und anständigern Lokals
vorzüglich für die zur Jnstrnklton einberufenen Rekruten gefühlt
worden. Schon vor ein paar Jahren hat daher der Regie-
rungSrath dem Baudepartemence den Auftrag ertheilt, die
verschiedenen Gebäude hier in der Stadt zu untersuchen, in wie
fern dieselben zum Militärdienste eingerichtet' werden könnten.
DaS Baudepartement referme dem Rcgierungürathe, daß in
Betreff der Kaserne neben dem Zcughàuse die verschiedenen
Banmeistcr einstimmig seien, daß dieses Gebäude in solchem
Zustande sich befinde, daß es Schade wäre, zu einer Reparatur
dcsselbenàGeld zu verwenden. Der RegierungSrath mußte also
finden, daß von einer Reparatur der dermali-gen Kaserne nicht
die Rede sein könne, indem dieselbe weiter führen würde alS

ein ganz neuer Bau, ohne daß dabei so zweckmäßige Einrich-
tungen gemacht werden könnten, wie bei einem neuen Bau.
WaS die andern Gebäulichketten in der Stadt betrifft, von
denen man glaubte, daß man dieselben mit geringen Kosten
einrichten könnte; so mußte man sich ebenfalls überzeugen, daß
immerhin ein ganz neuer Bau daS Zweckmäßigste, ja sogar
Wohlfeilste sei, als wenn man ein derartiges Gebäude zur
Kaserne einrichten wollte. In einer InftruktionSkascrne müssen

nicht blos Schlafzimmer sein, sondern noch verschiedene andere
durchaus nothwendige Einrichtungen, wie Theoriesäle, Exerzir-
boden, ein geräumiger Hof, Cantincgebäude, Schöpft u. s. w.,
was Alles mit andern Gebäulichketten nicht vereinigt werden
könnte. Nachdem man also die Ueberzeugung von der Noth-
wendigkeit eineö neuen Baues gefaßt hatte, wurde ein erster
Plan zu einer Kaserne gemacht, und zwar in bedeutend größcrem
Umfange, als der ist, welcher heure vorliegt. Nach jenem Plane
sollte außer der sämmtlichen Rekrutenmannschaft u.. s. w., noch
ein vollständiges Bataillon Platz finden, sei eS für Wieder-
holungSkurft, sei eS für außerordentliche Fälle. Dieser Plan
war auf circa 860,000 Franken berechnet; der RegierungSrath
fand es aber unzweckmäßig, Ihnen, Tit., eine solche Ausgabe
vorzuschlagen, weßwegen er dem Militärdeparlcmente befahl,
nach kleinerm Maaßftabe den Plan zu einer Kaserne aufzufassen.

In Folge dessen gab daS Militärdepartement einem Baumeister
den Auftrag, einen vollständigen Plan mit vollständiger und
wahrer Kostenberechnung vorzuftgcy. Bas Ergebniß liegt por,
und die Kosten sind absichtlich so berechnet, daß dieselben in
der Wirklichkeit dann eher weniger als mehr betragen werden-
Diesem Plane zufolge wäre das Lokal der neuen Kaserne der
Platz des gegenwärtigen allen SchallenhauscS. Die Kaserne
selbst soll bestehen aus einem .Hauptgebäude, wovon Zeichnung
und Plan da hängen. Dieses Gebäude ist so berechnet, daß eS

einen vollständigen Rekrutenlransport Infanterie, Kavallerie,
Artillerie, Scharfschützen u. f. w. zur Instruktion aufnehmen
kann, wozu noch das JnstruktionSpcrsonal selbst zu rechnen ist.
Demnach ist das Gebäude nicht darauf berechnet, ein Bataillon,
das zu einem WtcderholungSkurse kommt, aufzunehmen, fondern
hiefür würde die Kaserne Nr. 2 benutzt werden, welche berettS
dafür eingerichtet ist. Neben diesem Hauptgebäude, daS 230,000
Franken kosten würde, sind noch bedeutende Anlagen für das
Terrain überhaupt nöthig, welche aber auf jeden Fall start
finden müssen, sofern man den dortigen Play zu irgend etwas
benutzen will. Die daherigen Kosten sind auf ungefähr 66,000 Fr.
angeschlagen, und sind selbst dann unvermeidlich, wenn man
auch keine Kaserne dort baut. Von Nebengebäuden ist vorerg
eine iNcitbahn da zu 18,000 Franken, welche aber für einst-
weilen nicht nothwendig erscheint, indem bereits eine solch«

vorhanden ist. DaS Nämliche gilt von dem bedeckten Schoppen
(Schöpf), dessen Kosten auf t6,000 Franken angegeben sind.
Derselbe könnte für einstweilen auch noch verschoben werden-
Die übrigen Nebengebäude sind Stallungen für Pferde von
2 Kompagnien Kavallerie und für eine Kompagnie Artillerie
und Train und für die InstruklionSpferde. Diese kosten zu«
sammcn 66,000 Franken. Diese Gebäude sind nun durchaus
nothwendig, damit der neue Bau ein Ganzes formire, und da.
mit der Unterricht auch m dieser Beziehung gut gegeben wer.
den könne. Die Kosten deS ganzen Baues würden sich auf
420,000 Franken belaufen, wovon aber die vorhin angegebenen
Summen für einstweilen abzuziehen sein würden. Ucbcrdieß
würde die Veräußerung der alten Kaserne nach einem sehr
mäßigen Anschlage wenigstens 40,000 Franken einbringen. ES
ist gewiß sowohl dem Rcgierungsrathe alS dem Militärdeparie.
mente schwer vorgekommen, Ihnen einen Vortrag zu bringen,
der zu so bedeutenden Ausgaben veranlaßt. Allein eS läßt sich
denn doch ungeheuer viel dafür sagen. Wenn die Tit. Herren
sich die Mühe geben wollen, die bisherige Kaserne zu besuchen,
so werden Sie finden, daß dieselbe unter aller Kritik ist. Nir-
gendö in der Schweiz werden die Militärs in eine solche Ka.
ferne eingepfercht, und es muß jedem Einheimischen und Fremden

auffallen, daß unsere Sträflinge in einem Palastc wohne«,
während der Kern deS ganzen Volkes in einem solchen elenden
Gebäude logirt ist. Allein nicht nur daS, sondern eS ist rein
unmöglich, in der attcn Kaserne die Instruktion so zu geben,
wie sie der jungen Mannschaft da gegeben werden soll ES ist



ullmöglich, in einem solchen Augiasställe Reinlichkeit zu ver.
langen und zu beobachten, und überhaupt die nöthige Disziplin
zu handhaben. Die vorgeschlagene Ausgabe ist nicht für etwas
Spezielles oder Momentanes, sondern ße ist für das ganze Volk,
indem nämlich nach unserer Militärverfassung alle jungen Man-
»er, vom zwanzigsten Jahre hinweg, nach Bern in die Jnstruk-
tion müssen. Wenn daher irgend eine Ausgabe von allgemeinem
Interesse ist, so ist eö diese, und wenn Sie, Tit., bedenken, daß
such Ihre Söhne in die alte Kaserne müssen, so werden Sie
finden, daß Hülfe geschafft werden muß. Der RegierungSrath
und das Militärdepartcmcnt würden gerne auf andere Weise
Hülfe geschafft haben; allein sowohl das Bandepartement als das

Milltärdcpartemcnt, so wie eine aus beiden kombinirte Kom
Mission, haben sich allseitig überzeugt, daß ein solcher neuer Bau
durchaus VolkSbcdürfnitz sei. Man muß übrigens vor den

400,000 Fr. nicht allzusehr erschrecken, weil cS nicht darum zu
thun ist, diese Summe in einem Jahre auszugeben, sondern sie

würde auf wenigstens 4 Jahre vertheilt werden müssen. Demnach

würden während 4 oder 6 Jahren jährlich 80-100,000 Fr.
erfordert. Ich kann nun gar gut begreifen, daß man sich den-
noch scheuen mag, eine solche Ausgabe zu beschließen; aber,

Tit, bei reiferem Nachdenken und mehrerer Kennmiß der Sachlage

werden Sie gewiß dir Nothwendigkeit davon einsehen, so

wie auch viele Mitglieder des RegierungSrathS anfänglich gegen
diesen Bau waren, nachher aber, als sie daS Uebel in seiner
ganzen Größe sahen, sich von dieser Nothwendigkeit überzeugten.
Da nun ohnehin 4—5 Jahre nöthig sind, so ist eS um so drin,
gender, daß man bald einen Entschluß darüber fasse und die
Sache nicht verschiebe, indem die jungen Leute, welche hieher
zur Instruktion müssen, in jeder Hinsicht darunter leiden, mora-
lisch und körperlich. Schließlich bemerke ich noch, daß der
Plan zwar vom Militärdepartemente kömmt, daß aber die
Ausführung des Baues selbst dem Baudepartemente übertragen wer-
den muß. Es ist auch nicht gesagt, daß man sich in Allem
strikte daran halten müsse, sondern heute ist die Hauptsache nur
die, daß der Große Rath die Nothwendigkeit deö Baues einer
neuen Kaserne aussprcche und sich bereit erkläre, während vier
bis fünf Jahren das nöthige Geld hiefür zu voriren.

Jsenschmtd, Professor. DaS ist einer der wichtigsten
Gegenstände, die wir seit langer Zeit hier gehabt haben. Ich
muß bekennen, daß die Nothwendigkeit eines solchen Neubaues
mir noch nicht ganz deutlich ist. ES ist im Vortrage gar »ichtS
darüber gesagt, ob die Böden, Fenster, Mauern u. s. w. in
der alten Kaserne schadhaft seien. Ferner hätte ich gerne den

Flächeninhalt der alten Kaserne, so wie der neuen, erfahren,
denn man sieht nicht deutlich, ob die neue Kaserne einen größcrn
Raum darbieten wird als die alte. Ich trage auch Bedenken, die
Kaserne aus der Mitte der Stadt in emc Ecke derselben zu werfen
und weit vom Zcughaufe zu entfernen. Dieser letztere Umstand
ist sehr wichtig. Die Kosten sodann sind außerordentlich, und
wen» ich bedenke, daß für jeweilen 6 Kompagnien L. 420,000
verwendet werden sollen, so scheinen mir die Kosten im
Allgemeinen sehr hoch angeschlagen. Wenn ich dann den Detail
dieser Berechnungen vornehme so kann ich der ich auch gebaut
habe, bezeugen, daß diese Devise alle höher sind als bei Pri-
vatgebäuden, während eine Kaserne doch einfacher gebaut werden

sollte als ein Privatgebäudc, Auch hätte ich gewünscht,
daß, wenn gebaut werden muß, ein solcher Bau doch wenig-
stenö ein ganzes Bataillon aufnehmen könne. Ich trage auch
Bedenken, gegenwärtig einzutreten, weil wir bereits
außerordentlich viele Auslagen in diesem Jahre gehabt haben und
im künftigen Jahre haben werden. So haben wir in diesem
Jahre fast alle Straßen übernommen, wir haben den Schul-
meistern die sehr bedeutende Summe von Fr. 150,000 gegeben,
wir haben sehr bedeutende Auslagen für die Straße gegen Lyß
zu erwarten; eS werden im künftigen Sommer militärische Uebungen

abgehalten, ganz besonders aber wird für daS Armenwesen
eine sehr bedeutende Summe dekrmrt werden müssen, und über-
dieß endlich sehe ich vor, daß die Zehnten- und Bodenzinsange-
legcnheit den Staatsschatz bedeutend in Anspruch nehmen wird.
In diesem Momente scheint es mir daher nicht sehr zweckmäßig,
einzutreten. WaS nun das Spezielle deS Planes betrifft, so

siehr derselbe eher einer Gefangenschaft alS einer Kaserne gleich,

und der unglückliche Gedanke dieser Fensterbogen wird nachher
bei der Exekution sehr große Schwierigkeiten darbieten. Ueber-
Haupt ist eine andere Konstruktion im Aeußern nöthig, wenn eS

ein schönes und zweckmäßiges Gebäude geben soll. Ich reassü-
mire mich, um nicht länger aufzuhalten, dahin, daß, obschon
ich später gar wohl zum Bau der Kaserne stimmen kann, man
für einstweilen die Sache verschiebe.

v. Sinner, Major. Der Herr Rapporteur hat die alte
Kaserne ganz richtig mit einem Stalle verglichen. Wäre sie
die zweitwüsteste in der Schweiz, so würde ich antragen, mit
dem neuen Baue noch zu warten; aber sie ist die allewüsteste.
ES ist wegen der Kosten geredet worden; aber cS sind darunter
Fr. 50,000, welche zur Abtragung der Schanzen gehören, und
welche also nicht hier Härten zur Sprache kommen sollen,
denn diese Abtragung ist vom Großen Rathe beschlossen und
hat bereits begonnen, und ich weiß nicht, warum jetzt ein Theil
davon auf Rechnung des Kasernenbaues kommen soll. Ferner
wäre eine sehr billige Einnahmsquelle hiefür zu eröffnen. In
Folge nämlich des Mililärgesetzeö müssen alle diejenigen, welche
wegen körperlicher Gebrechen, oder weil sie zu klein sind, nicht
persönlichen Militärdienst leisten, eine DiSpensarionSgebühr
bezahlen, mit Ausnahme derer, die nicht 200 Franken jährliches
Einkommen haben. Nun aber müssen diejenigen Leute, welche
nicht 200 Franken haben, aber nicht zu klein u. s. w. sind,
persönlich dienen, und da muß jeder wohl für eine Duplone
verschiedene Sachen anschaffen. Diese Ausgabe müssen sie also
machen, wenn sie schon kein Vermögen haben. Daher finde ich
eS billig, daß Jedermann ohne Ausnahme eine DiSpensarionSgebühr

bezahle, also auch die Unvermöglichen, indem für diese,
wenn sie daS Maaß nicht haben, schon jene Duplone wegfällt.
DaS wäre dem Begriffe der allgemeinen Militärpflicht ganz
angemessen und würde eine bedeutende Summe abwerfen. Ueber-
haupt scheint bei der Schätzung des Einkommens viel Willkühr
zu herrschen u. s. w.

Romang. So große Ausgaben durch dergleichen kleine
Auflagen decken zu wollen, würde nicht wohl angehen, und die
daherige Einnahme würde nicht gar ersprießlich sein. Ueber
den Bau selbst will ich nicht eintreten.

v. Morlot. Der Vortrag deS Herrn Schultheißen von
Tavel hat mir so klar und einfach geschienen, daß ich mich
verwundere, wie man sagen kann, eS sei nicht an der Zeit, ein-
zutreten. Er hat unö gesagt, das alte Gebäude sei schadhaft,
sehr schadhaft. Ob man nun jeden Detail, der schadhaft ist,
angebe oder nicht, — das scheint mir sehr gleichgültig.
Sobald ich sehe, daß daS Bedürfniß im Allgemeinen vorhanden
ist, so möchte ich solche Sachen nicht einseitig von der Hand
weisen. Je länger man übrigens wartet, desto größer wird das
Bedürfniß. Ich muß auf dasselbe noch in medizinischer Hinsicht

aufmerksam machen. Große Gebäude, worin viele Men.
schen beisammen leben müssen, sollen so viel möglich freien
Raum haben. Ist bei der alten Kaserne freier Raum? Wer
da hinein kömmt, sagt: daS ist eine Gefangenschaft. Sieht man
aber erst die dortigen Gefangenschaften, so muß man sich sagen:
daS sind Keiler. Diese Gefangenschaften sind wahrhaftig unter
aller Kritik. Will man nun unser Militär immerfort in ein
solches Gebäude einsperren, wo die Leute der Gesundheit
beraubt werden? Ich verdanke so viel an mir dem Herrn
Schultheißen seinen Bortrag und stimme mit vollem Herzen zum
Eintreten.

Ncukom. Ueber die Nothwendigkeit anderer Einrichtungen
ist kein Zweifel, und die bisherige Kaserne ist so, daß die
gemachte Vergleichung vollkommen eintritt. Ob eS aber im
Allgemeinen werde gebilligt werden, wenn wir eine halbe Million
für einen neuen Kascrnenbau verwenden, — ob das nicht eine
große Aufregung im Volke verursachen wird, daS ist eine andere

Frage. Gewiß ist daö eine der wichtigsten Sachen, die noch

vorgekommen sind, und wenn wir heute einen neuen Bau
beschließen, so kann dieß in doppelter Beziehung Stoff zur Be-
sorgniß geben, — erstepS wegen der Summe, zweitens wegen
allfälliger Wünsche über den künftigen militärischen Unterricht.
Je länger je mehr wird gefordert,' daß dieser Unterricht in die

Bezirke verlegt werde. Würde nun hier in der Hauptstadt ein



solches Gebäude aufgeführt/ so könnten solche Wünsche später
weniger berücksichtigt werden. Ich will nun gar nicht dahin
schließe»/ nicht einzutreten/ sondern dahin/ daß der Vorrrag
deS MilttärdcpartementS nebst einem Berichte deS Baudeparre.
mentS dem Publikum mitgetheilt werde/ damit der Große
Rath die Ansichten desselben bis zu seiner nächsten Sitzung
vernehmen könne.

Joneli. Ich glaube selbst/ die jetzige Kaserne sei in sehr
bösem Zustande/ so daß sie nicht gar lange mehr benutzt werden
kann. Hingegen glaube ich/ man könure ja freilich die Kaserne
Nr. 2 zu einer Schulkaserne einrichten. Sie soll / wie ich von
Sachverständigen gehört habe/ geräumig sein und fast allem
Nöthigen entsprechen. Sie steht an einem freien Platze/ ist in
der Nähe dcö Zeughauses und bietet alle gewünschten
Bequemlichkeiten dar. Würde man diese zweckmäßig einrichten/ dann
könnte man ja freilich die Kaserne Nr. i mit wenigen
Ausbesserungen zur Aufnahme mehrerer Truppen für den Nothfall
einrichten. Wir haben einstweilen Wichtigeres zu thun, als neue
Kasernen zu bauen/ während eine leere da ist. ES ist noch
zweifelhaft/ ob wir aus der alten Kaserne so viel lösen würde»/
wie man unS gesagt hat/ und die neue Kaserne könnte unS
nach den bisherigen Erfahrungen weit mehr kosten/ als man unS
gesagt hat. Ich trage also auf die Einrichtung der Kaserne
Nr. 2 zu einer Schulkaserne, und der Kaserne Nr. t zur
Aufnahme mehrerer Truppen für den Nothfall an.

May. Ich bin ganz einverstanden, Tit./ über die Noth-
wendigkeit des KascrnenbaueS und auch darüber/ daß/ wenn man
bauen will/ .man dieses durchaus zweckmäßig machen und nicht
allzusehr auf die Kosten Rücksicht nehmen soll. Allein die Sache
scheint mir noch nicht gehörig ausgearbeitet. Ganz natürlich
hat man vor allem aus das Miillärdeparrement über die dahe-
rigen Bedürfnisse angefragt und nach diesen Bedürfnissen einen
Plan bearbeiten lassen. Aber wir haben auch ein Baudeparte-
meut/ und von daher ist bis jetzt noch keine Stimme/ weder
mündlich noch schriftlich/ gehört worden. Wenn nun einerseits
daS Milirärdepartement mit allem Rechte sagt: daS und daS
sind unsere Wünsche; so ist eS andererseits in dem Bereiche
und den Pflichten des Baudcpartementö, zu untersuchen/ ob die
Plane und Devise des MilitärdepartementS zweckmäßig seien /
ob die Bauart und innere Einrichtung rücksichtlich der Gesund,
heir u. s. w. darbiete.- was gewünscht werden müsse/ und ob
die Kostcnöbcrechnungeu richtig seien und dergleichen. DaS ist
ganz gewiß eine sehr wesentliche Sache. Nun sehe ich/ daß
einstweilen nur dem ersten Theile entsprochen ist, nämlich daß
daS Militärdepartement seine Meinung abgegeben hat; hingegen
ist der technische Theil des Baues außer Acht gelassen. Ich
weiß auch nicht, warum dem Rapporte noch ekn anderer von
einem polnischen Ingenieur gemachter Plan vorliegt, während
er nirgends mit einer Sylbe berührt wird. Wir haben aber
ausserdem noch eine Vorschrift, welche freilich schon oft
überschritten worden ist, nämlich, daß, wenn so bedeutende Ausgaben
beschlossen werden sollen, auch daö Finanzdepartcment darüber
zu berathen ,ci. DaS Finanzdepartement soll sagen, ob diese
Ausgabe überhaupt stattfinden kann, und ob cö glaube, man
könne sie auf die vorgeschlagene Art auf4-Z Jahre vertheilen-
In andern Staaten läßt man sich, wenn cS um so bedeutende
Ausgaben zu thun ist, daö Büdget des betreffenden Jahres vor-
legen, um den Stand der Finanzen zu kennen. Wir stehen nun
am Ende deS Jahres 1837 wo wir eigentlich anstatt einer so
großen Auogabe das Budget sur 1838 berathen sollten Auch
deßwegen glaube ich also, dieser Gegenstand sei aufzuschieben,
bis man unS daS Büdget vorlegt.- Wenn nun dieses dann zeigt,
daß wir diese Ausgabe machen können; so werde ich von Kerzen
gerne dazu stimmen. — Dann ist da noch ein dritter Punkt.
Nämlich man hat vor drei oder vier Iahren beschlossen, die
Schanzen abzugraben wodurch einerseits, wie man sagte, nebst
der Wegschaffung dieser unnützen Schanzen eine bessere Koni m u-
mkanon der Euadt mit ihren Umgebungen erzwcckl, und ande-
rerseilv so viel Land gewonnen werden sollte, baß daraus nicht
nur die Kosten der Abtragung gedeckt, sondern für die StaarS-
kasse sich nocy bedeutende Einnahmen ausweisen würden. Nun
haben wir aber nicht gethan, waö man an andern Orten bei
Abtragen von Schanzen, z. B. zu Zürich, thut. An andern

Orten war man vorher bedacht, was man denn eigentlich aus
dem Terrain machen wolle, und da wurden zuerst verschiedene
Aus- und Zugänge, KommunikationSstraßen u. s. w. abgesteckt.

Zweitens untersuchte man, waS von dem übrig bleibenden Lande
der Staat zu seinen Zwecken nöthig haben möchte, und erst dann
suchte man den Rest so gut als möglich zu verkaufen, um den
gehabten Kosten einzukommen und noch einigen Gewinn darauf
zu haben. Jedenfalls suchte man zu verhüten, daß nicht solches
Land da bleibe ohne bestimmten Zweck. Wir sind noch nicht
ganz fertig mit unserer Schanzenabtragung/ und ich weiß nicht,
ob man eö für gar zweckmäßig hält, da immerfort eine Gebirgö-
welt im Kleinen zu haben. ES hat mich diesen Sommer oft
gar sehr amüsirt, da und dort auf den Uebcrbleibseln der Schau,
zen Gcißbuben u. f. w. zu sehen, gleich wie in einer herbcige.
zauberten Alpenmelt; dann auf der andern Seite erblickt mau
ein ChaoS fast wie man eS ebenfalls m der Alpenwelt findet.
Ich glaubte damals, allcö dieses solle nur sehr provisorisch seia,
und man werde sich bald damit beschäftigen, daS Terrain zu be-

nutzen; allein anstatt daheriger Vorträge habe ich gesehen, daß
man dorr eine Art Kolonie anlegt. ES sind da ein paar sehr
provisorische Hütten, die aber dem Vernehmen nach sehr ein-
lräglich sein sollen. Wie dem nun auch sei, so sollte, bevor
man eine Kaserne dorr bauen will., untersucht werden, wie man
zweckmäßige AuSgänge auf dieser.?Seile der Stadt anbringen
könnte; denn wenn einmal die Kaserne dort gebaut ist, so bleibt
dann nur noch der sehr schmale Durchgang zwischen dem Spiral
und der Kavalleriekaserne übrig. Nun ist eS aber wesentlich,
daß man einerseits eine Verbindung vom obern Theile der
Stadt gegen die Länggasse, und andrerseits eine solche mit dem
kleinen Plateau bekomme, welches den größten Theil dcö Schau-
zenrcrrainS ausmacht. Ohne eine solche zweckmäßige und leichte
Verbindung wird dieser Platz blos ein Drittel von dem gelten,
waö er gelten würde, wenn eine zweckmäßige Verbindung mit
der Stadt angelegt wäre. Man sollte also vor Allem aus
untersuchen, ob die neue Kaserne in die KommunikationSlinien,
welche nöthig sind, passen wird. Darum scheint mir die Sache
heute noch nicht gehörig vorgearbeitet, und wenn wir heure den

Bau der Kaserne beschließen, so haben wir nachher gebundene

Hände. Ausser dem Grunde also, daß das Baudepartement und
daS Finanzdepartement vorher ihr Befinden abgeben sollten, und

außer dem Grunde, daß wir nur dann zweckmäßig versahrcn,
wenn wir vorher daS Büdget für 1838 vornehmen, sehe ich

twch einen wichtigen Grund zum Aufschübe darin, daß unö über

daS ganze Schanzentcrrain noch keine Plane vorgelegt sind.

Nun können aber alle diese Vorlegungen von Befinden, BüdgclS
und Planen über daS Schanzenterrain bis zur künstigen Fcbruar-
siyung stattfinden, und ich sehe nicht, daß durch diesen Aufschub

etwas versäumt würde, indem die rauhe JahrSzeic jetzt eintritt,
wo man ohnehin die Arbeiten nicht beginnen könnte. Man hat
unS auch gesagt, daß die Reitbahn und anderes mehr für einst-

weilen entbehrt werden können, also wird sich dann auch ergc-
ben, daß man die neue Kaserne zweckmäßig anlegen kann, wenn

man schon vorher die Linien für KommunikationSstraßen und

Häuserreihen absteckt. Aus den angebrachten Gründen trage ich

also auf Verschiebung dieser Angelegenheit bis zur Fortsetzung
der Wintersitzung an, und wünsche, daß daS Baudcpartement
den Auftrag erhalte, alSdann über daS Technische des Baues
selbst und über die Benutzung des SchanzenterrainS Anträge

zu bringen.

Jaggi, RcgierungSrath. Man hat aus dem Votum dcö

Herrn May gar deutlich gesehen, daß eö ihm mehr um eine

Kritik des Großen Rath», weil man daS Finanzdepartement
nicht zu Rathe gezogen, zu thun war als um den Kasernenbau,
und daß er eigentlich mehr die Stadt Bern und ihren Vor-
theil, als aber daö Militär im Auge hat.^ Er will vor Allem
schöne Straßen und Gassen haben, und unsere Militärs sollen

immerfort in der alten baufälligen Kaserne ihre Gesundheit
aufs Spiel setzen. Er ist überhaupt dem Bauen abgeneigt,
und ich glaube, wenn cS allemal nach seinem Willen gegangen
wäre, so würden wir noch in den elbcn Kutten im alten RathS-
saale sitzen. — Ueber die Nothwendigkeit des Wehrstandes kann

kein Zweifel sein, er ist durch unsere Militärverfassung
vorgeschrieben, und wir sind auf dem Punkte, auch ein revidirreö
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eidgenössisches Militärreglement anzunehmen. Also haben wir
kraft bestehender Gesetze diejenigen Pflichten zu erfüllen, welche
in Absicht auf das Mllitärwesen vorgeschrieben sind. Nun kön-

ncn wir unser Kontingent zur eidgenössischen Armee nicht aus
dem Acrmel schütteln, wir müssen es zuerst bilden, und dafür
ist die Instruktion da. Also müssen wir auch Logis haben für
die Soldaten. WaS nun die alte Kaserne betrifft und die An-

^ sieht, daß man dieselbe repariren könne; so ist darüber so viel
gesagt worden, daß mir nichrS zu sagen übrig bleibt. Das
Baubcpartement hat die Sache genau untersucht, und wir haben

im Militärdcpartemcnt auch ein Mitglied, das sich aufs Bauen
versteht: Herrn Oberstlieutenant Waber. Derselbe hat sich, in
Uebereinstimmung mir dem Bau. und dem Milnärdepartement,
überzeugt, daß alles Geld verloren wäre, das man in jenen
Stall werfen würde. WaS die Kaserne Nr. 2 betrifft; so haben
wir ebenfalls einen Plan vor uns gehabt, wonach die Einrich-
tung derselben zu einer Jnstruktlonökaserne auf weniger nicht
als so,000 Franken zu stchen käme. Dann^ würden sich aber
erst noch bedeutende Schwierigkeiten darbieten, so der Mangel
eines geräumigen Hofes u. s. w. Man ha: auch vom großen
Kornhause geredet. Dort ist aber erstens kein Hof, zweitens
sind die Böden so niedrig, daß die Soldaten die Bajonnctte
abnehmen müssen, wenn sie cperziren sollen. Von anderer Seite
ist der Einwurf gemacht wàen, daß man die Instruktion auf
das Land verlegen und in verschiedenen Gegenden Musterplätze
errichten sollte u. s. w. Allein dieses ist mit großen Kosten
verbunden, Tit.; erst letzthin mußten wir für zwei Artillerie.
Kompagnien, welche zu Thun während clingcr Wochen in In-
stbuktion waren, für den Platz 200 bis 200 Fr. Entschädigung
bezahlen. Die Erfahrung hat also gelehrt, daß man an andern
Orten nicht gar geneigt ist, wohlfeile Musterpläye zu geben.
Hier müssen wir freilich für das Wylerfcld alle Jahre 800 Fr.
einbüßen; dafür haben wir aber dann einen großen Platz, der
allen Bedürfnissen entspricht und weniger kostet, alS wenn wir
an mehreren Orten solche Plätze haben müßten. UebrigenS
kommen die Leute lieber hieyer in die Garnison; wenigstens
kommen die Oberländer lieber hieher, alS daß sie tnö BiSthum
gingen, und umgekehrt. Ferner hat man, zwar nicht heute,
den Einwurf gemacht, man solle die Mannschaft jeweilen hier
einquartiren. ES kann aber keinem Zweifel unterliegen, daß
auf diese Weise keine Instruktion statt finden könnte, und auch
während der Wiederholungökurse müssen die Soldaten in der
Kaserne logiren, denn was würde sonst aus der Disciplin?
Für den Unterricht der Truppen giebt eS daher kein anderes
Mittel, als die Einberufung derselben in die Kaserne oder in
Lager. Dieser Grundsatz ist übrigens in der neuen Militär-
Verfassung anerkannt, und eö ist ganz gewiß nöthig, daß wir
unsere Soldaten, welche die Unabhängigkeit des Vaterlandes
mit Gut und Blut vertheidigen sollen, gut logiren; wenn wir
daS thun, so wird daö gewiß emen sehr guten Eindruck ans
die Moralität der Truppen machen. Daher müssen wir für
eine Kaserne sorgen, in welcher die Soldaten sich gerne auf.
halten, und wo sie namentlich eine angenehme Cantine finden,
während mgn. sie gegenwärtig gleichsam zwingt, in den unter,
irdischen Trinkörtern ihre Erholung zu suchen. Man muß den
Soldaten Gelegenheit verschaffen, sich auf eine ehrbare Weise
zu erholen, und hierauf ist der neue Plan berechnet. Wir
haben einen Palast für Verbrecher, hingegen die Vaterlands-
Pfeiler stößt man in einen garstigen Winkel! DaS kann keinen
guten Eindruck machen. Unsere Regierung wird in öffentlichen
Blättern vcrläumdet als eine Bauernregierung, der Schultheiß
könne nicht einmal schreiben u. s. w. Wenn nun Fremde kommen

und dem Schallcnhause gegenüber die neue Kaserne sehen,
so kann daS der Regierung nur zur Ehre gereichen. Ich will
die alte Regierung wegen des ZuchlhausbaueS nicht tadeln,
aber noch nothwendiger ist, daß wir jetzt auch für unsere Vater.
landSvertheidiger sorgen. Wir haben da den GroßrathSsaal
gebaut, die StaatSapotheke u. s. w. u. s. w., nur für das
Militär ist ungeachtet deö dringenden Bedürfnisses noch nichts
geschehen, obschon ieder Staatsbürger in die Kaserne muß,
denn die Mtlirarinstruktion muß so statt finden, wie die Militär-
Verfassung sie vorschreibt. Die Zeiten find vorbei, wo eS ge-
uügte, mit einem Spieße in der Hand in den Krieg zu laufen,
oder wo die Schweizer im auswärtigen Kriegsdienste sich

Kriegskenntnisse erwerben konnten. Alle diese Gründe bewegen

mich, zum vorgeschlagenen Kascrncnbaue zu stimmen. Ich
war lange der Meinung, daß man sich anders helfen könne;
aber ich mußte mich vom Gegentheil überzeugen. Wir müssen

einmal vorwärts, — selbst der Stillstand ist ein Rückschritt.

Stettler. Ich ergreife das Wort nicht zur Vcrlheidi.
gung der alten Kaserne; sie ist ein altcS Kloster, also wenigstens

4no — Zoo Jahre alt. Vor 20 Jahren habe ich 3 — 4

Monate lang aus freien Stücken darin logirt, eS war mir da

gar wohl. Seit 20 Jahren kann sie zwar geändert haben; aber
eö würden sich doch wohl Mittel finden, um das Militär, wel-
cheS zur Instruktion einberufen wird, auf eine wohlfeilere Art
zu logiren, alö eS hier vorgeschlagen wird. Eö ist vorhin ge.
sagt worden, man müsse vorwärts schreiten. Ich gestehe aber,
daß ich in dem Vorschlage des Militärdepartemencs einen Rück,
schrift sehe, einen Rückschritt in unserm republikanischen Geiste,
und dazu könnte ich nicht Hand bieten. Im Anfange der gegen,
wärttgen Ordnung der Dinge hieß eS, die Negierung bedürfe
keiner Garnison mehr, sie brauche nicht mehr den Schutz des

Militärs, sondern sie beruhe einzig auf der übereinstimmenden
Gesinnung des Volkes. Hiezu, Tit., habe ich mit Freuden ge.
stimmt. Kurz darauf sagte man uns, man müsse die Schanzen
abschaffen, welche ja nur gegen die Freiheitdes Volkes gemacht
worden seien. Ich habe auch hiefür mit allen Freuden gestimmt.
Jetzt will man eine Kaserne bauen, — wohin? auf eben die
alten Schanzen, von denen man früher sagte, man brauche sie

nicht mehr. Ist nun das Fortschritt oder Rückschritt? Ich
will annehmen, es käme aus dem benachbarten Frankreich noch
so ein ächter Republikaner, deren eö Wenige mehr giebt; was
würde der dazu sagen, wenn er sähe, daß gleich das erste
Gebäude in dieser Stadt eine prächtige Kaserne ist? Die alte
Regierung vor 1793 hatte 88 Bataillone; die jetzige Kaserne
war damals lange groß genug; warum, Tit.? weil die Leute
nie hinein mußten. ES wohnte damals nur die alte Stadtwache
darin, und diese war gar sehr friedlicher Natur. Diese alten
88 Bataillone wurden auf dem Lande in ihren Kreisen getrüllr,
und kosteten den Staat jährlich nur Crn. 9000. Nicht ihr
Fehler war eS, daß Ao. 1798 die Franzosen in Bern
eingedrungen sind. Unser altes Militär war hinlänglich gebildet;
beim Grauhol; und zn Ncuenegg haben sie sich brav geschlagen;
aber es fehlte an den Offizieren und an der Regierung; man
hatte nichts gethan für die Bildung der erstern, und die Regie-
rung war mit sich selbst im Zwiespalt. Ich wünsche, daß,
wenn einst die neue Kaserne gebaut ist, dann unsere Soldaten
sich bet vorkommender Gelegenheit eben so gut schlagen, wie
die alten sich geschlagen haben, die den Staat nichts kosteten.
Wer soll nun eigentlich in diese Kaserne kommen? Nur die
Rekruten, und zwar jeweilen fünf Kompagnien. Nun habe
ich aber nie gehört, daß man immer 5 Kompagnien mit ein-
ander in der Instruktion habe. Die Kaserne ist also für diesen
Zweck viel zu schön und viel zu groß. Dann sagt man uns
aber,.daß hingegen für die Wiederholungskurse, wo ganze Ba-
taillone einberufen werden, die neue Kaserne nicht groß genug
sei, .und dafür müsse man die Kaserne auf dem Waisenhaus-
platze einrichten. Wenn man nun glaubt, die Kaserne auf dem
Waisenhausplatze hiefür einrichten zu können, so sehe ich nicht
ein,, warum man sie nicht auch für die Instruktion der Nc.
krutên einrichten könnte für so lange, alS die Rckruteninstruk-
tion hier in Bern Statt finden wird. Eben in dieser Bezie.
hung erbticke ich in dem Vortrage des Militärdepartements einen
Rückschritt, weil man auf diese Weise von vorn herein gezwungen

wird, die Soldaten immerfort nach Bern kommen zu lassen,
während sie auf dem Lande excrcirt werden sollten. Worauf
soll bei der Bildung deS Militärs hauptsächlich gesehen werden?
nicht auf die Soldaten, denn die sind bald genug gctrüllt;
sondern auf die Offiziere. WaS für ein Vorbild rcpub.
Manischer Armeen gab uns nicht Frankreich zur Zeit der
Republik, wo seine Soldaten, die alle auf dem Lande ge,
trüllt waren, ganz Europa erschütterten. Napoleon hin.
gegen ist wahrhaftig nicht in der Kaserne gebildet worden,
sondern er hat seine Feldherrenkenntnisse in der Kriegsschule zu
Brienne erworben. Schon aus diesem Grunde sollte man sich

vor einem selchen Baue hüten. Was ferner den Kostenspunkt



betrifft/ so höbe ich ein ziemliches und wohlgegründetes Miß.
icaucn gegen alle Devise des Baudeparrcmenrcs. Ich will nicht
zurückkommen auf die Straße von Bicl nach Ncuenstadr, son-
dcni ich will nur an die Lyßstraße erinnern. Diese war zu
höchstens Fr. 200.000 — 300 000 dcvtstrt; cS ist aber offenbar/
daß die Kosten sich auf Fr. 2 — 3 Millionen belaufen werden.
Damals hörte ich beim Nachhausegchen zwei Mitglieder deS

BaudcpartemcntcS hinter mir her mit einander reden, und daS

eine sagte: eS ist heute gut gegangen, wir wollen dem Großen
Rathe immer recht wohlfeile Devise bringen. So, Tit., möchten
die heurigen Fr. 420,000 wohl auch zu wenig sein. AuS allen
diesen Grunde» trage ich darauf an, dermalen von dem Antrage
deS Militärdepartcmenreö — alS un ern republikanischen Grund-
sähen widerstrebend und einer republikanischen Ausbildung unsers
Militärs widerstreitend — zu abstrahiren und irgend ein anderes
Gebäude., da man allerdings eine andere Kaserne haben muß,
hiefür einzurichten. Für außerordentliche Fälle wird daS große
KsrnhauS allerdings einzurichten sein, indem dasselbe jedenfalls
leer werden wird/ wenn einmal die Zehnten und Bodenzinse
tapiralistrt sein werden. Ueberdieß möchte ich antragen/ daß
auö der Mitte deS Großen NathcS eine Kommission erkannt
werde, um zu prüfen, wo für den Rekrutendienst ein Lokal
ausfindig gemacht werden kann.

v. Ernst, NegierungSrath. Auf eine tüchtige Opposition
konnte man gefaßt sein, und eine solche liegt ganz im Geiste
und Wesen einer freien Verfassung. Indessen muß ich Herrn
Stettler bemerken, daß er seine Rede «m Dezember 1834 hätte
halten sollen, als die Militärverfassung berathen wurde. Da.
malS ist der Grundsatz der Bildung unserer Soldaten durch
eine Instruktion hier in der Hauptstadt aufgestellt worden, und
wenn man damals den Zweck gewollt hat, so muß man jetzt
auch die Mittel wollen. Nun find jährlich 2000 Mann in die
Nekrutcnittstrukrion einzuberufen; also verlohnt cS sich wohl
der Mühe, für ein anständiges Lokal zu sorgen. Mit den In.
valldcn deS Herrn Stettler würde man weder im Innern einen
Aufruhr dämpfen, noch den eidgenössischen Pflichten in militg-
nicher Hinfichr genügen können. Sie haben, Ttt., im Straßen-
und Wasserbaue seit einigen Jahren Großes gethan; aber diese
Arbeiten haben kein allgemeines Interesse. Was für ein In.
lercsse hat z. B> das Oberland von der Bielerstraßc? wohl
aber ist der vorgeschlagene Bau einer Kaserne, wo der Reiche
und Arme, Städter und Landmann, ohne Unterschied, hinein
muß, von sehr allgemeinem Interesse; eine solche Kaserne ist
gleichsam eine allgemeine PenfionSanftalt. Nun ist aber
anerkanntermaßen die bisherige Kaserne wahrhaftig unter der Würde
der Republik Bern, wenn gleich Herr Stettler, alS er vor
20 Jahren freiwillig da hineinging, sie noch nicht so gefunden
hat. Wer als Militär dem Staate dient, kann vom Staate
verlangen, daß er gehörig für ihn sorge. Die Kaserne ist nun
aber unfähig aller Reparation, sie ist feucht, finster, ungesund,
alieS Geld, daö man da hineinwirft, ist verloren, und am Ende
wären cö nur übertünchte Gräber. Daher hat schon die alle
Regierung den Bau einer neuen Kaserne beabsichtigt; aber als
die Dezemberwünsche kamen, und mir ihnen der NegicrungS-
Wechsel, unterblieb die Sache. Unbegreiflich jedoch ist eS, daß

seither 6 Jahre verflossen sind, ohne daß man eine neue gebaut
hat. DaS Militär hat bis jetzt noch nicht petitionirt, aber
zahllose Unterschriften werden den Bau fordern, wenn Sie, Til,
ihn nicht sonst bewilligen; sie werden sagen, daß sie die zahl-
reichste VolkSklasse ausmachen, daß sie zu jeder Zeit bereit sein

müssen, dem Aufgebote zu folgen und die größten persönlichen

Opfer zu bringen; ob cö also nicht billig sei, daß man sie gut
logire während ihrcS Hierseins. Ich habe gar wohl bemerkt,
daß in FriedenSzetten daö Militär nie werth ist; umdüstert
sich aber der Horizont, so möchte man eS mit Gold überziehen.

DaS ist dann aber zu spät, wenn man nicht zur Zeit für seine

rechte Bildung gesorgt hat. Man hat gesagt, es würde einen

gar schlechten Eindruck machen, wenn der Große Nach eine

halbe Million für einen Kasernenbau bewilligen wollte. Ich
glaube gerade das Gegentheil; wenn man den Bau nicht will,
so wird cS einen schlechten Eindruck machen. Ich höre immer
vom großen Kornhanse reden. Will man denn dieses Gebäude

zerstören, das in seiner Art ein wahres Monument ist? Ihr

könnt Hmiderttüuseude auf die Umwandlung desselben in eine
Kaserne verwenden, und zuletzt habt Ibr ein Zerrbild daraus
geschaffen. DaS KornhauS könnte nach meiner festen Uebcrzeu-
gung nie zu einer Kaserne dienen. In daS Technische deS vor-
geschlagenen Planes will ich nicht eintreten; Herr Schultheiß
v. Tavcl hat bereits bemerkt, daß bei der Ausführung des
Baues sich Manches anders gestalten könne. Einige haben ge.
meint, die angegebenen Kosten dürften leicht in der Wirklichkeit
überschritten werden; .Herr Professor Iscnschmid dagegen, welcher

auck weiß, was Bauen ist, findet die Devise viel zu hoch.
Derselbe hat sich über daS Aeußere deS Planes aufgehalten.
Wenn er je zu Paris gewesen ist, so wird er eine große Aehn-
lichkeit deS vorliegenden Planes mit dortigen Kasernen finden.
Tit., wenn Sie den Bau aufschieben, so geht wiederum ein
Jahr verlören, und die junge Mannschaft wird eS sehr cmpfin-
den, daß man sie so wenig berücksichtigt. Die Unzufriedenheit
wird zwar, davon bin ich überzeugt, in den gesetzlichen Schran.
kcn bleiben, aber von da biö zum rechten Soldatengeiste ist ein
großer Schritt, und dieser Soldatcngeist wird nur geweckt,
wenn Ihr den Leuten Rücksicht und Achtung crweiSc. DaS
Militär beschützt die Freiheit des Landes, wie kann denn jetzt
in dieser Versammlung ein solcher Geist wehen? Ich bedaure
cS innig, wenn die Sache nicht zu Stande kömmt, und ich
muß sehr wünschen, daß der Große Rath Heine den Grundsatz
der Erbauung einer ncuen Kaserne auSspreche und zugleich den

NegierurgSraih beauftrage, hinsichtlich der Ausführung daS

Nöthige zu untersuchen.

Monnard. Ueber den projektirten Bau selbst will ich
nicht näher eintreten. Ich ergreife nur das Wort, um über
eine vom Herrn Stettler gemachte Aeußerung zu bewerten, daß
dieser Astrag nicht mit demjenigen über den Straßenban zu
vermengen ist, der uns vom Baudcparrcmentc gehörig vorgelegt
wurde, sondern daß der heutige Antrag vom Militärdeparcemente
kömmt.

St tinhau er, Oberstlieutenant. Ich bin überzeugt, daß,
wenn wir noch ferner die Unterthanen der Stadt Bern geblieben

wären, wir schon längst eine neue Kaserne hätten. Diese
Nothwendigkeit war schon unter der alten Negierung anerkannt,
denn in diesem Augiasställe, wie ihn der Herr Schultheiß mit
allem Rechte genannt hat, läßt sich ein für allemal nicht länger
bleiben. Schon mannigfach Hai dieses schlechte Lokal Anlaß
zu Unzufriedenheit und Meuterei gegeben. Tit., Sie haben hier
für elneu großen schönen Saal, wo Sie nur ein paar Tage im
Jahre zubringen, die bedeutende Summe von 4ö,00o Franken
ausgegeben; Sie unterhalten die Sträflinge in einem Palastc,
der 800,000 Franken gekostet hat und eincö der schönsten
Gebäude ist, daS man nur finden kann; und da eS nun darum
zu thu» «st, Ihre Söhne, Ihre eigenen Söhne untcrzu.
bringen, die Männer, die berufen sind, daö Vaterland, ja Ihre
Existenz zu vertheidigen und zwar nicht nur mit dem Maule,
sondern mit Guc und Bluc zu vertheidigen; da erhebt sich auf
einmal mannigfacher Widerstand! Dieser Widerstand ist'S/ und
nicht die große Ausgabe, der den bösesten Eindruck unter den
Lcuren hervorbringen wird. Ich muß cS noch einmal wieder,
holen: die jetzige Kaserne ist ein wahrer Augiasstall, ungesund,
dem eS am gehörigen Luftzüge mangelt, und der sich serner
nicht mehr behalten läßt. Ich erwarte von Ihren guren
Gesinnungen gegen den Wchrstand, daß Sie den vorgeschlagenen
Bau anerkennen werden.

Huggler. ES fragt sich also, Tit., ist eS nöthig zu
bauen, oder nicht? Man sagt die alte Kaserne fei morsch, und
die Soldaten seien nicht mehr sicher darin. Ist daS wahr?
Wenn ja, so will ich bauen helfen, aber ich möchte die Sache
ebcn noch übcrlcgcn und näher untersuchen. Vor 30 Jahren
bin ich m der gleichen Kaserne gewesen, und ich habe keine
Gefahr gesehen, daß sie einstürzen werde. Seither war ich
auch viel barin, aber ich habe nie gehört, daß sie so schlecht
sei. Allein wenn wirklich die Sache so nothwendig ist, so ist
mir daS Militär lieb, und ich will nicht gegen den Bau sein.
Wir haben aber schon gar Vieles erkannt im Bauwesen und
haben 2—3 Jahre lang die vielen Nullen auf dem Budget
gehabt, ohne daß gebaut worden wäre. Noch eine andere Bemer-
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kung muß ich machen. Woher will man das Geld dazu nehmen?
Man scheine da heure keine große Besorgnisse zu haben;
vielleicht/ wenn cS sich heute z. B. um daö Armenwesen handelte/
würde man schon größere Gefahr sehen. Man sagt freilich/
man solle allen denjenigen/ welche nicht das-nöthige Maß für
den Militärdienst/ aber weniger alö 200 Franken Einkommen
haben/ DispcnsationSgelder abfordern. Aber waö für eine
Einwirkung würde das machen / wenn der Große Rath jetzt gerade
auf die Krüppel greifen wollte/ um aus ihrem Gelde eine neue
Kaserne zu bauen? Ich möchte da lieber anders He fen und
möchte warten bis uns der Bericht der Finanzkommissiou
vorgelegt wird/ bis ich sehe/ was dieses für einen AuSgang nimmt.
Wenn der Mehrhettöantrag der Kommission vom Großen Rathe
beliebt wird/ so will ich dann gerne eine Kaserne bauen helfen.
So lange man uns aber nur vorschlägt/ von den Krüppeln zu
bauen/ so gefällt mir daö nicht wohl. ES ist viel wichtiger,
daß mau endlich steht/ wer dann die Staatskosten zahlen soll/
und wer nicht zahlt/ alö daß man auf die Krüppel steht/ die
nicht inS Mllicärmaaß mögen.

I. Schnell. Ich bin' kein Mann deü Krieges/ sondern
cm Mann des Friedens. Ich sehe nun aber die Nothwendigkeit
gar wohl ein/ eine Militärinstruktion u. f. w. zu habe«/ um
denjenigen Verpflichtungen zu entsprechen/ welche uns die Vcr-
hälrnisse und Verträge auflegen. Allein cS gibt da zwei wesentlich

verschiedene Ansichten. Man kann nämlich daS Militär-
wescn als eine Pflicht oder Last ansehen/ die man sich in GoueS
Namen gefallen lassen muß; oder aber man kann die ganze Sache
als Ehrensache/ alö ein Vergnügen/ als einen Genuß ansehen
nnd daher sagen, man müsse alles Mögliche aufwenden, damit
man diese Pflicht möglichst angenehm, froh und zufrieden erfüll-
ten könne. ES geht mir hiebei, wie es mir gegangen, als von
der Erbauung dieses Saales da die Rede war. Ich habe nie
zu diesem Baue gestimmt, so wenig alS ich jetzt zum Kasernen-
baue stimmen werde, weil ich daö Negieren ebenfalls alö eine

Pflicht und Last ansehe, welcher ich mich in GotrcS Namen
unterziehe, und wenn eS in einem noch viel schlechter» Lokal
wäre, alö der frühere NaihSsaal gewesen; ich würde sogar mit
einem alten Kornhause vorlieb nehmen, denn ich sehe bloö auf
das Wesentliche Gcnan so verhält stchS jetzt mit der Kaserne.
Ich nnd meine Buben werden u»S darein schicken müssen, in
diese schlechte Kaserne zu gehen, wenn die Pflicht uns dahin
ruft; aber wir werden dabei denken, daß cS eben eine
Nothwendigkeit, eine Pflicht, eine Last ist, die wir da über unö
nehmen, wie hundert Andere auch. Daher denke ich, unsere
Militärs werden zum größer» Theile die Sache auf die so eben

auseinandergesetzte Weise beurtheilen; sie werden denken, daß
eS zwar angenehm wäre, in einer bessern Kaserne zu sein, daß
eö billig und recht wäre, wenn man fie in dieser Beziehung
erleichtern würde; daß aber Hindernisse da seien, welche diese
Erleichterung einstweilen nicht gestatten, wie eben die Armen-
und Finanzsachen u. s. w. Sie werden daher denken: wir wol.
lcn unsere Annehmlichkeit einstweilen noch zum Opfer bringen,
es ist ja endlich eine Bürgerpflicht, welche in kurzer Zeit abgethan

ist, und wir wollen denken, die finanziellen und andern
Verhältnisse erlauben etwas Besseres einstweilen nicht. So,
Tit., hoffe ich, werde die Sache vom bessern Theile der Milizen
beurtheilt werden. Ich will damit'nicht gesagt haben, daß die
Untersuchung dieser Sache, daß die daherigen Vorträgt u. f. w.
unzweckmäßig oder unnörhig seien; ich glaube im Gegentheile,
sie seien au der Zeit; aber ich glaube-nicht, daß sie unentbehrlich

seien. Nur deswegen möchte ich auf Verschiebung antragen,
denn ich glaube, man solle solche Pflichten oder Lasten auf sich

nehmen und gute Miene zum schlimmen Spiele macheu, um zu
zeigen, daß man Mann genug sei, um seine Bürgerpflichten zu
erfüllen, wenn diese Erfüllung auch sauer ist. Ich bin im
Falle, nächstens zwei von meinen Buben in die Kaserne zu
schicken. DaS ist mir gar nicht lieb, Tit., allein sie werden
sich unterziehen müssen und denken: wir sind nicht Militär um
unS zu zeigen und zu brüsten, sondern um dem Allgemeinen
einen sauern Dienst zu leisten, und je größer daS Opfer, desto

größer der Preis und daS Verdienst. Wäre unser Staat ein
mächtiger kriegerischer Staat, wäre unser Militär eine Haupt-
grundlage unsrer Existenz, wie man es darihun wollte, wären

wir andern Staaten gegenüber in einer gewissen politischen
Existenz, und müßten wir diese Existenz aufrecht halten durch
unser Militär; so würde ich sagen: nichts thut mehr Noth, als
daß wir für Alles sorgen, was mit dem Militärwesen verknüpft
ist. Allein ich bin eben nicht dieser Ansicht. Ich sehe zwar
gar wohl die Möglichkeit, daß wir in Kriege verflochten werden
könnten; allein ich sehe nicht die Wahrscheinlichkeit davon und
nicht nur die nicht, sondern ich glaube,.daß wenn wir in den

Fall kommen sollten, in solche Verumständungcn verwickelt zu
werden und militärisch etwas vorstellen zu müssen, sich dann
immer noch die gleichen Schwierigkeiten darbieten würden, und
zwar Kaserne hin, Kaserne her, Instruktion hin, Instruktion
her. Nämlich eS würde unS die eigentliche Uebung der Krieger
fehlen, und zwar sowohl oben als unten. In dieser Beziehung
soll man sich daher nicht den Ruhm geben, als wollte man
darauf hin arbeiten, eine politische Macht auszurüsten und
vorzustellen, während wir im Innersten fühlen müssen, daß wir
dadurch eher lächerlich als furchtbar werden würden. Weil ich
all unser Militärwcscn mehr a!6 nothwendiges Uebel, denn
als eine Ehrensache und dergleichen ansehe, und weil ich denke,

man werde sich diesem Uebel wie bisher allseitig unterziehen,
weil es nun einmal nicht anders sein kann, und weil ich hoffe
unsere Kinder werden sich daher in diesem Znstande bcßt möglich
leiden und durch Geist zu ersetzen trachten, was dem Materiellen

abgeht; so trage ich darauf an, .daß man die Sache
verschiebe und vorher Nöthigeres mache. Die Sache selbst so wie
man sie vorgetragen hat, hat mir wahrhaftig gar sehr in die
Augen gegeben, und ich wollte, Tit., eine solche Kaserne wäre
bereits da, und ich wollte, wir könnten zeigen, daß unsere Fi-
nanzcn diesen Bau gestatten. Da aber wichtigere und dringendere

Sachen unsre Kräfte in Anspruch nehmen, so möchte ich
einstweilen zuwarten.

Schneider, Arzt. Ich wäre ganz dieser Ansicht, wenn
ich mich nicht gestern persönlich von der Nothwendigkeit anderer
Einrichtungen in Betreff der Kaserne überzeugt hätte. ES ist

allerdings Pflicht des Bürgers, Militär zu sein; aber ich glaube
nicht, daß eS Pflicht ist, sich dabei in ein HauS einsperren zu
lassen, wo Gesundheit und Leben aufs Spiel gesetzt sind. Vielmehr

ist cS Pflicht der obersten Landesbehörde, dafür zu sorgen,
daß, wenn die Bürger zur Erfüllung der Militärpflicht hierher
kommen, sie angemessen logirt werden. Ich habe mir mehrere
Zimmer in der Kaserne zeigen lassen; alle sind sehr feucht, man
spürt dieß gleich beim Eiutritle am Gerüche. Die Mauern
sind mit Salpeter überzogen, und die Lage deS Gebäudes ist
so, daß da nichts zu ändern ist. Auf der einen Seite macht
die franzosische Kirche Schatten, auf der andern Seite ist die
neue Schaal, deren Nahe im Sommer nichts weniger als ge.
fund ist. Ferner befindet sich der Milirärspital hart an der
Kaserne. Wenn nun dort ansteckende Krankheiten herrschen, so

können die Soldaten in der Kaserne sehr leicht davon ergriffen
werden. Die Gefangenschaften dann sind wahre Mördergruben.
Man hat zwar geglaubt, man könne die Kaserne vielleicht
ander» einrichten; aber da ist zu besorgen, daß daö Ganze dann
dabei zusammenfalle. Ueber die Nothwendigkeit einer neuen
Kaserne bin ich daher vollkommen einverstanden mit dem vor.
liegenden Antrage; hingegen glaube ich, Herr Ostcrrieth habe
den Plan alS Künstler gemacht, und nicht als Finanzmann,
und habe daher nicht Rücksicht darauf genommen, ob denn auch
das Geld zu einem solchen Baue vorhanden sei. Diesen Gegenstand

möchte ich daher an den Negiernngsrath oder an eine
Kommission oder an daS Finanzdcpartement zurückweisen, um
zu untersuchen, in wie fern an diesem Plane Ersparnisse
angebracht werden könnten. So ist z. B. nur das, eiserne Gitter
vorn auf 19,000 Franken devisirt, waS nur nicht republikanisch
scheint, indem gewöhnliche Pallisaden auch genügen würden.
Ferner könnten nebst der Reitbahn nnd dem bedeckten Schoppen
auch noch die Stallnngen für einstweilen wegfallen, indem
bereits solche vorhanden sind. Ich möchte also antragen, daß

heute die Nothwendigkeit einer andern Kaserne ausgesprochen
werde, fei eö nnn, daß man eine neue baue, sei eS, daß man
ein anderes Gebäude dafür einrichte.

Henzi. Ich bin überzeugt, Tit., daß eine andere Kaserne

für die Instruktion dringendes Bedürfniß, und daß eine Nepa¬
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ratur der alten unmöglich ist. Gegen das vorliegende Projekt
nun habe ich ein Bedenken/ nämlich/ daß eS nur eine Schul,
talerne ist/ berechnet auf 5 Kompagnien/ während auf der an.
dcrn Seite unsere Militärverfassung erfordert/ daß auch batail-
lonSwctse instruirt werde. So sind bereits voriges Jahr einige
Bataillone eingezogen worden/ die im Kornhause Platz nehmen
mußten/ und doch ist das KornbauS gar nicht geeignet dazu.
Nun scheint mir dieser- projektirte Bau entweder zu klein sur
ein ganzes Bataillon, oder dann zu groß für eine bloße Jnstruk.
tionSkascrue. Demnach stimme ich zur Verschiebung, um zu
sehen, ob eS nicht möglich wäre, dieses Projekt um etwas zu

vergrößern, damit eS für beides dienen könne, oder dann zu
vereinfachen, und dann für die Einkasernirung ganzer Bataillone
z. B. das Kornhauö einzurichten. Noch ein anderer, von Herrn
May angebrachter, Grund ist sehr wichtig, nämlich daß man
den Durchpaß von der Stadt zu den neuen Häusern und Gassen,

welche ans der Schanze entstehen werden, berücksichtige, bevor
der Raum verbaut ist. Aus diesen und andern Gründen, die
ich nicht wiederholen will, stimme ich zur Verschiebung im an-
gegebenen Sinne.

Ob recht. Bevor ich zu diesem Baue stimme, welchen ich

ganz nöthig finde, und wo ich dem Militärdcpartcment danke,
daß cö seme Pflicht zu erfüllen trachtet, möchte ich wissen,
woher wir das Geld dazu nehmen wollen. Wenn ich das letzte
Büdget ansehe, so bleib» da gar sehr wenig Geld übrig, und
das künftige Büdget wird ein noch kleineres Resultat zeigen.
Wenn also der Bau erkannt wird, so sollte man zugleich
erkennen, eS solle eine Million von denen, welche im Auslande
angelegt sind, dafür eingelöst werden, damit man das ganze
Land beruhigen kann, daß eS noch nicht um eine Vermögens
und Einkommcnösteuer zu thun sei. Hingegen finde ich nicht
nöthig, daß wir gerade eine solche königliche Kaserne bauen, denn
unsere Landleure werden es sich für ein paar Wochen wohl
gefallen lassen, einige Unbequemlichkeit zu erdulden. Viele finden
schon die jetzige Kaserne nicht so gar unbequem, weil gar viele
Arme darein müssen, die eS zu Hause noch schlimmer haben.
Man sagt, diese Laserne sei die schlechteste in der Eidgenossen,
schaft. Indessen zweifle ich daran, ob Uri, Schwyz, Unter-
walden gar viel schönere Kasernen haben. Ich hätte gewünscht,
daß z. B. das Erziehungsdepartement vor Allem aus mit Vor-
schlügen gekommen wäre zu Errichtung von Sekundärschulen im
ganzen Lande. Wenn die Menschheit einmal eine rechte Btl-
dnng hat, so werden sie sich für ein paar Wochen wohl einige
Unbequemlichkeit gefallen lassen. Noch ein anderer Grund muß
angeführt sein. Die Kaserne soll nämlich auf der Schanze sein,
und das Zeughaus in der Stadt. Dann könnte man aber dort
gar schön die Thüre zumachen und unterdessen hier das Zeug-
Haus einnehmen. Ich möchte diese beiden Gebäude nicht so weit
von einander thun. Vor Allem möchte ich die Sache verschie-
ben, bis ich weiß, woher das Geld nehmen.

Michel. Daß Aenderung Bedürfniß ist, darüber bin ich
einverstanden. Wenn aber in einem Staatshaushalte mehrere
Bedürfnisse vorhanden sind, so muß, wenn man nicht allen zu
gleicher Zeit entsprechen kann, gefragt werden: welches ist das
nöthigste? Run haben wir gegenwärtig mehrere Bedürfnisse,
welche das Bedürfniß eines KasernenbaueS noch weit übertreffen.
Dahin gehört die Entsumpfung des SeelandeS, die Tteferlegung
der Gewässer im Oberlande, die Eröffnung einer Straße über
den Brünig, wozu dem Vernehmen nach Unterwalden sich
geneigt zeigen soll. Daß wir für Alles Geld genug haben, dieser
Ansicht bin ich nicht; wenigstens macht der Herr Präsident deö
Finanzdcpartementö beim Büdget allemal gar große Komplimente
und droht mit StaatSbanquerott u. s. w. Wenn wir Alle seiner
Zeit in der alten Kaserne gewesen sind, so werden sich die
Söhne bequemen wie die Väter. Ich war auch darin, und ich
hätte es gerne besser gehabt, aber eS ist doch gegangen. Mit
Fr. 40,voo bis S0,ooo wird man die eine oder andere Kaserne
schou einrichten können, daß s Kompagnien oder auch ein
Bataillon anständig darin Play haben. Ich trage also darauf an,
daß die Sache verschoben, hingegen untersucht werde, ob nicht
auf andere Weise zu sorgen sei.

Zahler. Ich habe erst diesen Herbst eine Garnison in
der alten Kaserne gemacht, und ich gehöre nicht zu denen, welche
eben alle Bequemlichkeiten haben wollen. Daß eine andere
Kaserne nöthig ist, das, Tit., ist Wahrheit. Wenn man Küche,
Ställe u. s. w. untersucht, so muß man seine Verwunderung
auSsprcchen, daß nicht schon mehrere Male Seuchen dort aus-
gebrochen sind. Letzten Herbst war im Spitale ein Nervenfieber,
kranker; nun wurde einer von meiner Kompagnie in der Kaserue
ebenfalls davon ergriffen, und gewiß nur aus dem Grunde, weil
der Spital so nahe ist. Ich will mich nicht über die
Zweckmäßigkeit des neuen Planes auSsprcchen, aber Jedermann muß
überzeugt sein sind auSsprcchen: eS kann nicht länger so bleiben.
Ob man jetzt die Sache noch ein wenig verschiebe oder nicht,
so ist dieß sehr gleichgültig. Allerdings wichtig ist die Motion
des Herrn Obrecht, daß die Kaserne nicht allzuweit vom Zeug.
Hause entfernt sein dürfe. Wenn man daö Kornhauö zur Ka-
ferne einrichten wollte, so würde geschehen, was hier mit dem
Großrathösaale geschehen ist, man würde nur eine große Summe
Geld in ein alteS Gebäude werfen. An eine Reparation der
alten Kaserne ist nicht zu denken. Darum stimme ich, bcson-
derS jetzt, wo alle unsere Jünglinge allmälig in die Kaserne
müssen, und da wir eingedenk sein sollen, welche Verpflichtungen
gegen die Eidgenossenschaft wir haben, dazu, daß an diesem
oder jenem Orte cm «eueS Gebäude aufgeführt werde.

(Beschluß folgt.)
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Aio. 46.

Herhandlungen
d e s

Großen Rathes der Republik Bern
Ordentliche Wiutersitzung. Erste Hälfte, 1837.

(Nicht offiziell.)

(Beschluß der zwölften Sitzung, Donnerstags den 30.
Wintermonat 1837.)

Kasthofer. Von einem einsichtsvollen Arzte einerseits
und von einem einsichtsvollen Öftrer andrerseits ist die Er.
klärung gefallen, die bisherige Kaserne sei ungesund. Natürlich

wird Jeder, der Söhne oder Verwandte hat, welche
militärpflichtig sind, eS für heilige Pflicht halten, dafür zu sorgen,
daß die jungen Militärs wenigstens gesund logircn können.
Aber ist eS denn nöthig, daß die JnstruktionSanstalten hier in
Bern centralism werden? Freilich hat der Herr Vizepräsident
dcö MilitärdepartcmentS Herrn Stcttler vorgeworfen, er hätte
seine daherigcn Bemerkungen bei Berathung deö Militärregle-
mentS machen sollen. Ich glaube in der That, der heutige
Vorschlag gründe sich auf jenes Reglement; aber man hat
dafür eine andere sehr schwere Inkonsequenz begangen. Unsere
Unabhängigkeit, Tit., ist von den fremden Mächten nicht geachtet
worden, und wir haben erkannt, daß unsere militärischen
Anstalten nicht taugen. Was folgt daraus? daß unser ganzer
militärischer Zustand nicht mehr paßt auf unsere Stellung zum
Auslande, und daß also unsere Militäreinrichtung vervollständigt

werden muß, und daß wir zu den Maaßregeln der alten
Schweizer zurückkehren müssen, nämlich den Militärgeist des

Volkes zu wecken, eS zu bilden für die VaterlandSvertheidigung.
Wird nun der Militärgeist geweckt in den Kasernen? ich glaube
nicht. Wenn wir jetzt anstatt der großen Summen, welche wir
bisher auf daö Militär verwendeten, etwa 100,000 Franken
anwenden würden, um den Militärgeist auf dem Lande zu wecken;
wenn wir militärische Uebungen von Freiwilligen beförderten;
wenn die Schießübungen vervielfacht würden; wenn die Masse
deö Volkes recht begeistert würde für vaterländische Ideen —

Ich sehe daö Gedeihen der Schweiz nicht in Militär-
reglementen. Ich weiß zwar wohl, daß wir einstweilen durch
unser Reglement gebunden sind; aber sollten wir nicht nach
den stattgehabten Ereignissen darauf dringen, unsere militärischen
Einrichtungen in Harmonie zu setzen zu unserer Stellung zum
Auslande. Herr Stettler hat bereits bemerkt, daß die Haupt-
fache wäre, die Offiziere zu bilden. Wenn wir darauf mit
Ernst bedacht wären, so könnten wir dann die ungeheuern Summen,

welche wir auf unnütze Weise für das Militär ausgeben,
andern Landesbedürfnissen zuwenden. Dem vorliegenden Projekte

fehlt überdies; eine Hauptgrundlage, auf welche der Herr
StaatSschreiber bereits aufmerksam gemacht hat, und er hat
nicht verdient, deßhalb verdächtigt zu werden, wie eS geschehen
ist. Die finanzielle Frage uämlich ist nicht behandelt worden.
Wir stehen mit unsern Finanzen gar wunderbar. Haben wir
etwa unsern Vermögensetat? laufen die Rechnungen gehörig?

Man hat uns oft erschrecken wollen mit einem
kleinen Defizit, oder sich zu Gute gethan auf einen Ueberschuß;
aber Beweis ist keiner vorhanden, daß eS sich jedesmal so

verhält, wie das Finanzdepartemcnt uns glauben machen will, oder
selbst glaubt. Man soll also darauf dringen, daß wenn so

außerordentliche Ausgaben gemacht werden sollen, nicht einge¬

treten werde, bis wir eine gehörige Kenntniß unserer Finanzen
haben. Die Parallele, welche zwischen dem Palaste der Ucbel-
thäter und der elenden Kaserne unserer VatcrlandSverthcidigcr
gezogen worden, ist nicht ganz schicklich. Nicht wir baben jenen
Palast gebaut. Weil die alte Regierung einen Fehler gemacht
hat, — sollen wir einen zweiten machen? ES sind noch größere
Lasten zu tragen, als die Militärpflicht, und unsere Jugend hat
Vaterlandsliebe genug, um diese Last willig zu tragen auch in
der alten Kaserne, besonders wenn man sieht,-daß diese hohe
Behörde unablässig bemüht ist, dem Lande Erleichterungen'zu
gewähren durch Entsumpfung morastiger Gegenden, durch
Erziehung des Volkes, durch Verminderung der Armenlaft u. s. w.
So, Tit., wird unser Militär willig, ja sogar freudig die Lasten

tragen, welche ihm in der schlechten Kaserne auffallen mögen.
Ich stimme dahin, nicht einzutreten, sondern diese Angelegenheit
zu verschieben, bis die Rechnungen über, den Zustand unserer
Finanzen abgelegt sind, und wir zuverlässig daö Ganze unserer
Militärcinrichtungen beurtheilen können.

Fuerer. Auch ich könnte für den Grundsatz der Noth,
wcndigkeit eines andern LokalS stimmen, allein nur gerade jetzt
nicht; denn wenn wir eS jetzt thun, so will eS mir scheinen,
als sprechen wir die Priorität für Ausführung des vorliegenden
Projekts vor allen andern aus, und darum kann ich nicht da-
für stimmen, wenn ich auch den Ban einer Kaferne fönst genehmigen

würde. Dann aber, Tit., müssen wir auch an die Be,
dürfnisse der andern Departemente denken, von denen schon

gesprochen worden, und von denen ich nur die hauptsächlichsten,
das Straßcnwesen, die Entsumpfung des SeelandeS, anführen
will. Ich will Sie doch erinnern an daö, was mit Recht, seit
vielen Jahren, in andern Zweigen des Staatshaushalts gewünscht
wird. So begehren die medizinischen Behörden schon seit langer
Zeit eine Vergrößerung der Insel; eS ist dieß ein gar großes
Bedürfniß, und ist gewiß dringender, als die Sorge für daö
Unterkommen unsrer Rekruten, die rüstig, gesund und in ihrem
beßtcn Alter sind und gewiß die Unannehmlichkeiten des jetzigen
LokalS ihrer Vaterlandsliebe zum Opfer bringen. Ferner ist
eine Irrenanstalt ein sehr dringendes Bedürfniß, eS ist keine
Anstalt für arme Irrende im ganzen Kanton; wir werden, wie
es in andern Kantrncn schon geschehen, eine solche bauen müs.
sen; schon liegen Petitionen da, die das gleiche verlangen.
Daö ist dringender, als eine Kaserne. Endlich ist noch ein
anderer Gegenstand zu berücksichtigen, die Landsaßenkoixoration,
deren Aufhebung wahrlich dringender ist, als der Bau einer
Kaserne. Deßhalb müßte ich zum Berschube stimmen und glau-
ben, daß sowohl die Herren Militärs als alle diejenigen, die
den Bau wünschen, einsehen werden, daß eS gerade keinen
Beschluß brauche, um zu beweisen, daß ein neuer Bau allerdings
nöthig und zweckmäßig.wäre, allein daß wir für den Moment
dringendere Bedürfnisse haben.

Stcttler. Herr Oberstlieutenant Stcinhauer hat vorhin
seine Meinung mir Anzüglichkeiten von Maulhelden u. dergl.
vorgebracht, welche ich durchaus auf mich beziehen muß. Ich
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verlange ldaher vom Herrn Landammann reglementsgemäß Ge-

nugthuung, sonst aber wird Herr Oberstlieutenant Steinhauer
es inne werden/ ob er einen Maulhelden vor stch hat oder nicht.

Herr Landammann bemerkt/ daß er nicht entsprechen
könne, da Herr Steinhauer nicht da sei.

Da Herr Roth noch zu sprechen wünscht, so wird die

Sitzung abgebrochen und auf 3 Uhr verschoben.

Schluß der Morgensitznng um i Uhr.

Fortsetzung der Morgensiyung.
(Nachmittags um 3 Uhr.)

Der Herr Landammann zezgt an, daß die heutige SechS-
zehnerwahl'kein Ergebniß gezeigt habe/ so daß also Morgen zu
einem zweiten Skrutinium geschritten werden müsse.

Fortsetzung der Diskussion über den Kasernenbau.
Roth. ES thut mir leid, wenn ich die unschuldige

Ursache sein sollte, daß die Diskussion heute um i Uhr nicht
beendigt worden. Ich wollte mich nur dahin auSsprechen/ daß

ich gar nicht für Verschiebung der Sache bin, sondern daß ich
dringend bitten muß/ der Große Rath mochte dem Bandcpar-
ttmeute den Auftrag ertheilen/ die Kaserne Nr. 2 zu
untersuchen/ zur Schulkaserne/ nm unterirdischer Beheizung ver-
sehen und für. jede Kompagnie zwei OffizierSzimmer einrichten
zu lassen, und dann die Kaserne Nr. i mit den möglichst
wenigen Kosten so weit zu repariren, damit, wenn ein Bataillon
zum WiederholungSkurse einberufen wird, man eS dort
unterbringen kann.

Stein hau er, Oberstlieutenant. In meiner Abwesenheit
soll sich heute ein Mitglied über einen Ausdruck in meinem
Votum beschwert haben, indem sich dasselbe dadurch besonders
betroffen gefühlt, — über einen Ausdruck, den ich positiv nicht
gebraucht habe. Wenn ich gesagt habe, die Wehrmänner seien
berufen, das Vaterland zu vertheidigen/ nicht nur mit dem

Maule sondern mit Gnc und Blur, so kann ich versichern, daß
ich wahrhaftig leinen meiner Tit. Kollegen dabei im Auge gehabt
habe, am allerwenigsten Herrn Stettlcr, der sich unbegreiflicher
Weise dadurch persönlich angegriffen glaubte. Er ist ein alter
Kriegskamerad von mir, und ich habe dessen Werth seiner Zeit
schätzen gelernt. Sollte aber Herr Stettler mit dieser Erklärung
nicht zufrieden sein, so gilt das, waö ich ihm unter der Thüre
gesagt habe.

v. Tavel, Schulihciß. ES haben sich, wie zu vermuthen
war, für und gegen den Antrag verschiedene Stimmen
ausgesprochen. Man scheint jedoch ziemlich einmüthig anerkannt zu
haben, daß daS gegenwärtige Lokal sich für unser Militär nicht
mehr eignet; somit war es Pflicht des RegierungöratheS
und des Milltärdeparcements, Sie, .Tit., auf diesen Znstand
aufmerksam zu machen. Ich will nun nicht alle Einwendungen,
welche gemacht worden sind, widerlegen, indem bereits auf die
meisten derselben geantwortet worden ist. Der Haupieinwurf
betrifft daS'Finanzielle. Nun bin ich sehr der Meinung, daß
wir daS StaatSgur nicht leichtsinnig verbrauchen sollen; allein
— und daS ist die Ansicht des MilitardcpartementS und meine
eigene — Ausgaben, welche wir. für unser gesammteö Volk
oder doch für. denjenigen Theil desselben, der im Falle ist, in
kritischen Zeiten die größten Opfer zu bringen, machen, —
solche Ausgaben werden sich zu jeder Zeit rechtfertigen. Fr.
400,000 für eine neue Kaserne, Tit., ist kein weggeworfenes
Geld. Vorerst ist doch immer der Kapitalwerth, wenigstens dem

größten Theile nach, da, und wenn wir bedenken, daß wir
mehrere Millionen auf eine Art angewendet haben, wo der leichteste

Umstand, der sich in den europäischen Verhältnissen
ereignen mag, uns zu großen Verlusten bringen kann; so glaube
ich nicht, daß eS schlecht gehanSt sei, wenn wir von diesem
Gelde brauchen, um eS hier im Lande auf eine so sichere als
nützliche Weise zu verwenden. Ich bin nicht von denen, welche

sagen: wir müssen alle unsere fremden Fonds verkaufen; aber
daß es angemessen ist, nach und nach dieses so unsicher ange-
legte Vermöge» auf nothwendige Unternehmungen im eigenen Lande
zu verwenden, — der Meinung werde ich immer sein. Sie
müssen nicht glauben, Tit.. daß die Mitglieder, welche zufällig
im Milttärdeparcement sitzen, dann nichts Anderes im Auge
haben alS eben das Militär. Unsere Pflicht ist, Sie auf da-
hcrige Uebelständc aufmerksam zu machen, — so wie eö Ihre
Pflicht ist, zu entscheiden, welches Bedürfniß das dringendere
sei. Da Sie fast einmürhig gefunden haben, daß irgend eine
Aenderung im bisherigen Zustande nöthig sei, so sind jetzt nur
zwei Wege. Entweder stimmen Sie dem Antrage des
Regierungsrathes und des MilitärdepartementeS bei und erkennen
sogleich heute, daß eine Kaserne gebaut werden soll, — wo
ich dann bereits im EingangSrapporle angebracht habe, daß die
Ausführung des Baues dem Baudcpartcmente übergeben werden
muß, und wo es mich sehr gefreut hat, von einem Mitgliede,
daS sich viel mit Bauen abgiebl, zu hören, daß der Devis sehr
hoch sei, indem ich selbst den Baumeister ermahnt habe, eher
zu hoch alS zu niedrig zu devisircn. Oder aber, wenn Sie daS
noch nicht wollen, so werden Sie die Sache deßwegen nicht von
der Hand weisen oder auf die lange Bank schieben, sondern
alSdann möchte ich unmaßgeblich den Antrag dcö Herrn Scettler,
wenn gleich lch mir den Motiven desselben nicht einverstanden
bin, empfehlen, nämlich, die Sache an eine Kommission zu
überweisen. Diese Kommission wird stch dann überzeugen, was
für unser Militär Noth thut; sie wird sich überzeugen, daß Ver-
ändcrungen unerläßlich sind. DaS Militärdepartement wird ihr
allen Aufschluß geben, und wenn sie die Sache geprüft hat, so
soll sie im Februar dem Großen Rathe referiren und allfällig
andere Anträge bringen, wenn sie dann den vorliegenden nicht
zweckmäßig findet. So können wir doch hoffen, daß wenn Sie
heute auch nicht eintreten sollten, doch in kurzer Zeit eine Ver.
änderung des jetzigen Zustandes werde angebahnt werden. WaS
die Frage über den JnstruktionSmoduS betriff:, so ist sie seiner
Zeit bei zahlreich versammeltem Großen Rache weitläufig
berathen worden, und erst nach langen Debatten hat man gefunden,

die erste Instruktion müsse durchaus ^il^Bern stattfinden,
und so haben Sie damals gesetzlich bestimmt/ daß die Instruktion
in Bern statthabe. Ich will also hier nicht weiter darauf ein-
treten. Tit., ich empfehle Ihnen den Antrag des RegierungS-
racheS, sonst aber stimme ich zu einer Kommission im angege
benen Sinne.

Abstimmung:
1) Uebcrhaupt einzutreten 90 Stimmen.

Dagegen 24 „
2) Henre einzutreten 36 „

Zu verschieben Mehrheit.

Tscharn er, Alk-Schultheiß, begehrt eine zweite Umfrage
über die Frage, ob eine Kommission niederzusetzen sei.

Mit Mehrheit gegen 19 Stimmen wird davon abstrahirt.
3) Die Sache au eine Kommission zu weisen 103 Stimmen.

Die Sache an den RegierungSrath zu weisen

zu Handen der betreffenden Departements 14 „
(Es werden 3 und 6 Mitglieder für diese Kommisston vorgeschlagen.)
4) Für 3 Mitglieder .31 Stimmen.

„6 „ Mehrheit.
s) Eine Frist zur Berichterstattung vorzuschreiben 64 Stimmen.

Dagegen 64 „
6) Die Ernennung dieser Kommission dem

Herrn Landammann zu übertragen 66 „
Sie selbst vorzunehmen 68 „

7) Heute Mehrheit.
Morgen w Stimmen.

Hierauf wird diese Kommission aus folgenden s Mit-
gliedern des Großen Rathö bestellt:

i) ans Herrn Joh. Schnell mit 73 Srim. im 2. Skruc.
2)
3)
4)
Z)

Oberstliem. Wäber
I s e n s ch m t d

Oberstl. Buchwald:
Oberrichter Weber

>! 61 4.

„ 63 1.

» 66 4.

„ 77 1. 1?
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Hierauf wird ein Schreibe» des Herrn Kernen von
Münsingen verlesen, wodurch derselbe die auf ihn gefallenen
Wahlen zu einem Mitglied! des RegterungSrathS und zu einem
Präsidenten des Baudepartements, aus Familienrücksichten n. s. w.,
ablehnt.

Auf dahcrtgen Antrag deS Herrn LandammannS wird
mit 69 gegen so Stimmen beschlossen, am Samstage keine
Sitzung zn halten.

Vortrag deS Militärde parlements über Ratifikation
des von der beimischen Gesandtschaft an der dießjährigen Tag.
satzung über die modifizirce eidgenössische Milita rorga-
ni salt on abgegebenen Votums.

Der Vortrag zeigt, daß die an der letzten Tagsatzung an.
gebrachten Modifikationen dann bestehen-, daß daS BundeSheer.
statt 80,000 Mann nur 63,000 Mann, also nur 3 «/g, anstatt
4 °/g der Bevölkerung betragen, und daß die Rckrutirung nur
alle zwei Jahre, anstatt alle Jahre, statt finden solle.

Dem Antrage gemäß wird diesen Modifikationen durchs
Handmehr beigepflichtet.

Vortrag der zur Revision aller dem Staate auffallenden
Pensionen niedergesetzten Spezialkommtssion, nebst Ver-
zeichniß.

Derselbe zeigt, daß die meisten dieser Pensionen auf
Verträgen oder Beschlüssen der obersten Landesbehörde beruhen,
und nur wenigen nicht beträchtlichen bloß Billigkeit oder Huma,
nität.zum Grunde liegen. Demgemäß seien diese Pensionen
sämmtlich anzuerkennen und auch fernerhin auszubezahlen.

Dem Antrage wird durchö Handmehr beigepflichtet.

Bortrag des Departements deS Innern in Betreff
der Entschädigungen für die Wasserbeschä digten im Em-
menthale. ê' » '

Derselbe enthält im Wesentlichen: Der ganze Schaden sei

auf 430,288 Fr. geschätzt, und die Beschädigten seien behufs
der Steuervertheilung in 4 Klassen getheilt worden. Nun trage
die Armenkommission und daö Departement, von der Ansicht
ausgehend, daß nicht der Schaden an sich, sondern die mehrere
oder mindere HülfSbedürfrigkeit der Beschädigten zu berücksich¬

tigen sei, darauf an, den in die erste oder bedürftigste Klasse
gehörenden Beschädigten ^ g oder die Hälfte, denen der zwei-
ten 2/ig und denen der dritten oder deS Schadens
zu vergüten. Die vierte Klasse, in welche der Staat,
Gemeinden und vermöglichere Privaten gehören, seien hingegen
von der Unterstützung ganz auszuschließen. Solchergestalt würden

die zu reichenden Unterstützungen sich belaufen auf 69,432 Fr.
Die eingegangenen Steuern belaufen sich ungefähr auf 60,664 „
so daß sich ein Ausfall erzeige von 8,868 Fr.
Sowohl zur Deckung dieses Ausfalles als zu einiger Nachhülfe
in besondern Fällen werde daher angetragen, daß aus der
Staatskasse noch eine Summe von 10.000 Franken angewiesen
werden möchte.

Tscharner, Regierungsrath, durchgeht den schriftlichen
Vortrag.

Meß m er, Vize-Landammann, hätte einen etwas andern
VertheilungSmoduS gewünscht und finder es namentlich unbillig,
daß z. B. arme beschädigte Gemeinden nichts bekommen sollen.
Ueberhaupt werde durch den Vorschlag des Departement? nicht
allen Beschädigten gehörig abgeholfen werden können, weßwegen
er vorschlage, die Summe von 10,000 Fr. auf 16,000 Fr. zu
erhöhen, um auf diese Weise allfälligen Reklamationen möglichst
vorbeugen zu können.

Tscharner, Regierungsrath, erwiedert, daß der vorge-
schlagene Modus auf die Ansichten cineö durch Einsicht und
Lokalkenntniß ausgezeichneten Beamten in dem am meisten
heimgesuchten Amtsbezirke gegründet sei; daß gewiß die meisten
Steuergeber wünschen, daß die Steuer hauptsächlich den
Bedürftigen zukomme, — und daß, wenn die geforderte Summe
nicht genüge, man nachher immer noch mehr fordern könne.

Der Antrag des Departements wird durchs Handmehr
angenommen, und mit 66 gegen 32 Stimmen beschlossen, bei der
Summe von 10,000 Franken stehen zu bleiben.

Schluß der Sitzung um 6'/? Uhr.
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Nuo. ^7.

Verhandlungen
d e s

Großen Rathes der Republik Bern
Ordentliche Wintersitzung. Erste Hälfte / 18.47.

(Nicht offiziell.)

Dreizehnte Sitzung.

Freitag den 1. Christmonat 1837.

(Morgens um 9 Uhr.)

Präsident: Herr Landammann Tillicr.
Nach dem Namensaufrufe und nach Genehmigung deS

Protokolls werden verlesen:
1) ein Schreiben des ObergcrichtS, worin dasselbe gegen die

von Regierungsrath und Sechszehnern letzthin vorgenommene
Wahl eines Gerichtspräsidenten von Obersimmcnthal prote-
stirt, indem die daherigen Wahlvorschläge ihm nicht
vorschriftgemäß zur allfälligcn Vermehrung mitgetheilt wor-
den seien;

2) eine Zuschrift des Herrn Regierungöraths NeuhauS, wo¬
durch derselbe sich zur Annahme der auf ihn gefallenen
Wahl zum Vize. Präsidenten des RegierungSrathS/
ungeachtet der zwischen ihm und dem neuerwählten Hrn. Schult-
heißen bestehenden politischen Meinungsverschiedenheit/ bereit
erklärt.

Tagesordnung.
ES werden neue Stimmzeddel für die Fortsetzung der Sechs-

zchnerwahl ausgetheilt und nachher der hiefür niedergesetzten
Kommission zur Eröffnung und Untersuchung gegeben.

Wahl eines StaatSschreiberö für die AmtSdauer von
sechs Jahren.

Von 133 Stimmen erhalten:
im t.Skr. im2. Skr. imZ.Skrut. im ': Skr.

Herr Sekr. Sünerwadcl 3 27 46 L6

„ Stettlcr 33 33 43 49
Nathüschr. Slapfer »2 se 27 (3 Nullen)

„ StaatSschr. May 20 22

» Robert Herrmann k

» Moriz v. Stürlcr 7

» Reg. Rath Wyß s

« AmtSsch. Brötie 3

u. s. w.
Ernannt ist demnach durch relatives Stimmcnmchr Herr

Hünerwadel, erster Sekretär des ErziehungSdeparkemenrs.

Herr NcgierungSrath NeuhauS leistet als Vize.Schultheiß
für 1833 den Eid.

Vortrag des RegierungSrathS über daö EntlassuugS-
begehren des Herrn Oberrichters BitziuS.

T i t.

In beiliegender vom <3. dieses datirten Zuschrift sucht

Herr Carl BitziuS um Entlassung von der Stelle eines Beisitzers

am Obergcrichte nach/ wie er angiebt/ um mit desto größerer
Muße und Thätigkeit den ihm von der GesctzgebuugSkommission
übertragenen Vorarbeiten zur Verbesserung unseres Kriminal-
gesctzbuchS obliegen zu können.

Ehe wir hierüber znr Berichterstattung schritten, glaubten
wir die Ansicht deS ObergcrichtS einholen, und namentlich in
Betracht, daß Herr BitziuS seiner Zeit als Referent für die
HochverrathSprozedur bestellt worden, anfragen zu sollen, ob die
so wünschbare Erledigung derselben durch seinen Austritt nicht
wieder einen bedeutenden Vcrschub erleiden müßte.

Durch Zuschrift vom 28. dieses antwortet nun dasselbe,
daß eS vorläufig nicht möglich sei zu beurtheilen, in wie fern
der allfällige Austritt des Herrn BitziuS eine Verzögerung der
fraglichen Prozedur zur Folge haben könne; allein auch ange-
nomme», dieß wäre der Fall, hierin doch wohl kein Grund
liegen dürfte, ihm seine Entlassung zu verweigern.

Allein diese Anficht kann der Regierungsrath nicht theilen;
er glaubt, wenn auch keine Gesetzesvorschrift hierüber sich
bestimmt auSsprcche, so liege cS doch in der Natur einer geregelte»
Administration, daß unter besondern Umständen im höhern
Interesse des Staates Entlassungögesuche von Beamteten inchr
unbedingt berücksichtigt werden können.

Ein solcher Fall, scheint ihm, trete bei Herrn BitziuS ein,
der alö bestellter Referent für die NeaktionSprozcdur von 1832,
seit einem Jahre beschäftigt, die nöthigen Materialien zur
Erfüllung seines Pensums zu sammeln, durch seinen Austritt im
gegenwärtigen Augenblicke, nothwendig der Erledigung dieser
Angelegenheit von Neuem Hindernisse in den Weg stellen würde.

Da wir nun dieß für einen großen Ucbclstand ansehen, so

glauben wir zu dessen Vermeidung bei Ihnen, Tit., uumaaß-
geblich darauf antragen zu sollen, daß die Berathung über das
EntlassungSgesuch des Herbu ObcrrichtcrS BitziuS bis auf den

Zeitpunkt, da die HochverrathSprozedur definitiv erledigt fein
wird, verschoben werden möchte.

Mit Hochachtung! (Folgen die Unterschriften.)
Bern, den 29. November 1837.

Herr Landammann. Seit Behandlung dieses Gegenstandes

durch den RegierungSralh ist ein Schreiben des Herrn
ObcrrichtcrS BitziuS selbst an mich gelangt, welches eine wichtige

Thatsache enthält, die noch nicht zur Kenntniß des Regie-
rungSrathS gekommen war, und woraus hervorgeht, daß der

Große Rath den Zweck doch nicht erreichen würde, wenn er

schon das Entlassungöbegchren verweigern wollte.

(DaS Schreiben wird hierauf verlesen, und eS ergibt sich

daraus, daß Herr Obcrrichtcr BitziuS auf erhaltene Kenan!!,;
deS vom NegierungSrathe beschlossenen Antrages hin dem Ober-
geeichte die bestimmte Erklärung eingereicht hat, vom Neujahre
hinweg auf keinen Fall das Referat in Criminalsachen sich

wiederum übertragen zu lassen, auch wenn der. Große Rath ihm

nicht willfahren sollte.)
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Tscharner, Vize.Schultheiß. Ich weiß nicht/ Tit., ob

dieses Schreiben den Regierungörath bewegen könnte, seinen An.
trag zu ändern; ich glaube eS nicht, denn ich sehe nichts darin,
als was dem Regierungsrath überhaupt gar wohl bekannt war!,
daß nämlich, ja freilich, man wohl glauben kann, daß andere
Mitglieder des ObergerichtS die Neaktionöprozcduren auch studirt
haben werden. Indessen ist nicht zu läugnen, daß Herr
Oberlichter BitziuS sich vorzüglich mit dieser unendlich weitläufigen
Prozedur beschäftigt hat, und daß also sein Weggang vom Ober-
geeichte dort nothwendiger Weise eine Lücke machen müßte, welche

für diese Sache sehr nachtheilig wäre. Nun steht der
Regierungsrath in der Ansicht, daß eS in der höchsten Pflicht der
obersten Landesbehörde liege, zu sorgen, daß diesem Skandal
der Verzögerung jenes Prozesses einmal ein Ende gemacht
werde. Der Regierungörath glaubt ferner, daß wenn schon im
Allgemeinen Niemandem die Entlassung verweigert werden könne,
so sei doch der Fall möglich, daß eine Behörde diese Entlassung
nicht geben will, weil der Betreffende solche Geschäfte über-
nommen hatte, die er nothwendig zuerst beendigen sollte. Dem-
nach muß ich zweifeln, daß das eben abgelesene Schreiben diese
Ansicht des RegierungSrathS ändern würde, und ich kann also
nicht umhin, den Antrag des RegierungSrathS zu unterstützen,
indem wir Alles aus dem Wege räumen müssen, was eine län-
gere Verzögerung jenes Prozesses zur Folge haben müßte.

Jaggi, Oberrichter. Der Austritt dcS Herrn BitziuS ist
sehr zu bedauern, weil das Obergericht ein ausgezeichnetes und
thätiges Mitglied an ihm verliert; allein eö handelt sich hier
um das Prinzip, in wie fern ein Staatsbeamter verbunden wer.
den kann, seine Stelle länger zu behalten, als er will. Nach
meiner Ansicht ist ein Demissionöbegehren eigentlich mehr eine
Erklärung des Betreffenden, daß er von seiner Stelle zurücktrete,
alS hingegen ein Begehren, daß man ihm die Entlassung erthei-
ren möchte. Daö tst nun heute wohl daS erste Beispiel, daß in
Frage gestellt wird, ob der Große Rath einem von ihm ernann-
ren Beamten die verlangte Entlassung vorenthalten könne. Der
Konsequenz wegen wäre es sehr bedenklich, wenn der Große
Rath den Grundsatz aufstellen wollte, daß eine verlangte Enr-
tassling verweigert werden könne. Man wendet ein, der Be-
treffende habe mit seiner Stelle zugleich eine Arbeit übernommen,
die er durchaus fertig machen müsse. Es ist allerdings wahr,
daß wenn Jemand sich in ein Geschäft hineingearbeitet hat, er
dann wohl am tauglichsten ist, dasselbe zu Ende zu arbeiten.
Allein in StaatSgeschäften soll und wird sich immer Jemand
finden, der auch solche Arbeiten vollenden kann, welche ein
Anderer angefangen hatte. Es tst da nicht wie z. B. bei einem
Mechaniker, der ein Kunstwerk erfunden hat, und wo nur er
dasselbe vollenden kann. Wie wollen Sie denn einen Beamten
zwingen, ein angefangenes Geschäft zu beendigen, wenn er nicht
will? Sie können da keinen physischen Zwang anwenden, und
auch keinen moralischen. Im Obergerichte herrscht nämlich,
was die vorliegende Frage betrifft, die gesetzliche Uebung, daß
die Referenten der verschiedenen Kommissionen immer nur für
ein Jahr ernannt werden. Da nun Herr BitziuS erklärt, er
werde mit nächstem Neujahr auf jeden Fall daö Referat in
Criminalsachen niederlegen; so kann daS Obergericht ihn nicht
daran hindern. Ich will übrigens den Fall annehmen, daß
Herr BttziuS mit Tod abgegangen wäre; alSdann könnte keine
Quästion mehr davon sein, daß er daS Referat noch ferner beibe.
halte. So sehr ich bedaure, daß Herr BitziuS einen solchen
Entschluß gefaßt hat, muß ich erklären, daß es noch sehr ungewiß

tst, ob die Sache durch den Austritt des Herrn BitziuS
verzögert wird oder nicht. ES kömmt immer darauf an, wie
man die Sachen behandelt. Ste beauftragen z. B. zwei Juristen,
über einen Gegenstand zwei Rechtsgutachten zu machen. Der
eine macht dasselbe lang und weitläufig, der andere macht eS

kurz und doch genügend. Es wäre wahrhaftig bedenklich, wenn
man Beamte zwingen wollte, an ihrer Stelle zu bleiben. Wenn
z. B. der Präsident eines Departements beim Ablaufe seiner
Amtödauer vicllelcht noch vielö rückständige Arbeiten hat, wol-
len Sie ihn zwingen, nicht abzutreten, bis er alle diese Arbei-
ten vollendet hat? Da Herr BitziuS seinen Willen so bestimmt
ausgesprochen hat, daß er nicht mehr Mitglied des Obergerichtes
sein und auf jeden Fall nicht mehr in Criminalsachen rcferiren

wolle; so müßte ich darauf antragen, daß man in daö Ctttlas.
sungsbegehren eintrete.

Jaggi, RegierungSraih. Ich habe seiner Zeit auch das
Unglück gehabt, in dieser Sache zu arbeiten, und wenn ich
damals geglaubt hätte, so mir nichts, dir nichts die Entlassung
nehmen zu können, ich würde eS auch gethan haben. Tit., es
ist jetzt endlich um die oberinstanzliche Beurtheilung der Rcak-
tionsprozedurcn zu thun. Das Amtsgericht von Bern, das aufs
Neujahr auStritr, hat sichS zur Pflicht gemacht, die Prozedur
noch vorher erstinstanzlich zu beurtheilen. Jetzt, wo diese Sache
endlich vor Obergericht kommen soll, will nun gerade das Mit.
glied des ObergerichteS den Austritt nehmen, welches sich von
Anfang an vorzüglich mit jener Prozedur beschäftigt hat. Herr
BitziuS verlangt seine Entlassung, da er eine Pflicht erfüllen
soll, wofür er ein ganzes Jahr ausschließlich gearbeitet hat;
denn weiter hat er nichts gemacht, als etwa in der Gesetzge-
bungSkommisston. Ich bitte die Mitglieder des ObergerichtS,
zu erklären, wie lange Herr BitziuS sich ausschließlich mit der
Reaktionsprozedur beschäftigt hat; sie werden sagen: ein volles
^ahr. Nun in einem solchen Falle kann man wohl einen
Beamten zwingen, die Arbeit auszumachen. ES sei mir erlaubt,
Tit., einen kurzen Blick auf die Thätigkeit des Herrn Ober-
richters BitziuS zu werfen. Er ist vorzüglch Schuld, daß die
Prozedur so lange verzögert worden; er hat auf Trennung der
Prozedur angetragen, und es dauerte ein paar Jahre Zeit, bis
endlich die Connexität vom Obergerichre anerkannt wurde.
Dadurch ist der Vorwurf, den man zuerst dem Großen Rathe,
als er den Trennungsbeschluß des ObergerichteS aufgehoben
hatte, wegen der daraus entstandenen Verzögerung machte,
jetzt vom Großen Rathe weggenommen worden und auf den
Criminalreferenten zurückgefallen, indem es sich jetzt gezeigt
hat, daß dieser Unrecht, der Große Rath aber Recht hatte. Nun
ware eS sehr zu bedauern, wenn der Große Rath wiederum
einen Vorwurf wegen Verzögerung auf sich lüde, der ihm von
dem nämlichen Herrn BitziuS aufgeladen werden will. Wenn
der Große Rath den Herrn BitziuS heute entläßt, so werden
die in der Rcaktionöprozcdur Betheiligten mit dem größten
Rechte sagen: jetzt wird unsere Sache wiederum ein paar Jahre
langer gehen, denn der Große Rath hat gerade dasjenige Mit-
glied des ObergerichteS entlassen, welches sich seit Jahr und
Tag ausschließlich gerade damit beschäftigt hat. Auf diesen
Umstand, Tit., mache ich Sie aufmerksam. Ich begreife gar
gut, daß man Herrn BitziuS weder Physisch noch moralisch
zwingen kann; aber wir sollen sagen: wir entscheiden über das
EntlassungSbegchren nicht, bis die RcaktionSprozedur beurtheilt
sein wird. Wenn Herr BitziuS alSdann doch nicht thätig sein
will, so wird man hier antragen, die Entlassung einfach zu
geben und nicht in allen Ehren n. s. w. Dahin werde ich dann
mit allen Kräften wirken. Dieß ist meine Ansicht, und ich
vermag mehr, einzusehen, daß man da ein gar gefährliches
Prinzip aufstellen würde, wenn man den Entscheid heute suSpen-
dirt. Wo kann man ein Geschäft aufweisen, daö diesem Geschäfte
gleicht? Noch kein Beamter der Republik hat, nachdem er sich
wahrend Z—6 Jahren in ein Geschäft hineingearbeitet hatte,
gerade dann die Entlassung verlangt, wenn es um die Beendi-
gung desselben zu thun war. Herr BitziuS ist Schuld, daß da.S
Obergericht zuerst in Criminalsachen vom gesetzlichen Verfahren
abwich, indem eS Criminalreferenten machte, bevor der Große
Rath diese gesetzlich aufgestellt halte. Die Sache hätte damals
von der Criminalrommission kollegialisch behandelt werden sollen,
und wenn das Obergericht damals seine Pflicht gethan hätte,
so konnte man jetzt Herrn BitziuS desto eher entlassen. Er stellt
als Grund seines EntlassungsbeqehrenS hervor, er wolle dann

-desto mehr in der GefttzgebungSkommission arbeiten. Ich glaube
aber, daß wir ihn gerade da eher ersetzen könnten. Wir haben
Manner, welche jetzt gar gute Zeit haben, in dieser Kommission
zu arbeiten, und Niemand würde darum verlegen sein. Ich
wünsche, daß der Antrag des RegierungSrathS belieben möchte,
und ich erkläre, daß das Schreiben des Herrn BitziuS nichts
daran ändern kann, indem er seine Stellung durchaus nicht
begreift.

Stettler. Ich müßte durchaus den Antrag deö Herrn
Praopinanten unterstützen. Wenn man von mir etwas heischt,



so bin ich Meister/ es zu geben oder nicht. Also schon dadurch/
daß ein Beamter seine Stelle nicht verlassen kann, ohne vorher
bei der betreffenden Behörde um Entlassung eingekommen zu
sei«/ ergiebt eö sich/ daß der Große Rath berechtigt ist/ dem

Herrn BttziuS die nachgesuchte Entlassung zu verweigern. Das
ist etwaö ganz AndereS/ als wenn ein Beamter im periodischen
Austritte sich befindet. Man hat dem Großen Rathe
vorgeworfen/ daß er in Absicht aus die Reaktionsprozedur seine Pflicht
nicht erfülle. Nun aber besteht die Pflicht des Großen Rathes
eben darin/ daS Entlassungsbegehren deS Herrn BitziuS zu
suSpendiren, bis derselbe den ihm aufgelegten Rapport erstattet
haben wird. Will dann Herr Oberrichtcr Bitziuö am Neujahr
das Referat in Kriminalsachen abgeben/ so ist das dann Sache
des Obergerichteö und des Herrn Bitzius selbst. Der Große
Rath soll dagegen jetzt seine Pflicht erfüllen / um den Vorwürfen
auszuweichen/ welche ihm von allen unter dieser Last der unend-
lichen Prozedur liegenden Personen mir Recht gemacht werden
würden / wenn er den Herrn BttziuS heute entließe. Mögen
das Obergcricht und Herr Bitzius nachher thun/ was sie wollen/
so hat doch der Große Rath das Scinige gethan/ damit dem
Skandal endlich einmal em Ende gemacht werde.

May. Es scheint mir in dieser Sache ein wichtiger Passus
deS obergcrichtlichen Schreibens übersehen worden zu sein/ in.
dem eö dort u. a. heißt/ es sei vorläufig nicht möglich/ zu
beurtheilen/ in wie wett durch den Austritt des Herrn BitzuiS
die Reaktionsprozedur verzögert werde oder nicht/ weil dieselbe
jeden Falls erst nach einigen Monaten in die Hände des Kri-
minalrefcrcnten übergehen könne. Nun sind aber'heule viele
der Tit. Herren von der Ansicht ausgegangen / daß die Prozedur
bereits in des Herrn BttziuS/ d. h. des Kriminalreferentcn/
Händen sei/ und daß man also diesem die Entlassung nicht geben
solle/ bis das Obcrgericht abgeurtheilt habe. Nun sagt aber
das Obergericht, die Prozedur sei noch nicht so weit gediehen.
Sie befindet sich also noch nicht in den Händen des Herrn
Bitzius. Ein zweites Faktum ist/ daß Herr Bitzius nicht länger
Kriminalreferent ist als bis zu Ende des Jahres. Wenn nun
die Prozedur erst in einigen Monaten an den Kriminalreferenten
kömmt/ und wenn Herr Bitziuö schon am Ende dieses Jahres
aufhört/ Kriminalreferent zu sein; so ist klar/ daß die
Entlassung des Herrn BttziuS auS dem Obergerichte auf den Gang
der Prozedur keinen Einfluß hat. Drittens bleibt uns noch
übrig/ zu wissen/ ob man dem Herrn Bitzius als einfachem
Mitgliede deS ObergcrichteS die Entlassung verweigern könne. Da
bin ich nun ganz der Meinung/ welche einer seiner Herren
Kollegen hier eröffnet hat/ daß nämlich Entlassungen nicht ver-
weigert werden können'/ außer etwa/ wenn der Betreffende z. B.
noch Rechnung abzulegen hat. Auf jeden Fall wird Herr BttziuS
vom 3t. Dezember hinweg nicht mehr Referent in Kriminalsachen

und also nicht mehr Referent in dieser Prozedur sein;
also wird dieses Geschäft auf jeden Fäll einem andern Mitglicde
deS Obergerichtes übertragen werden müssen, und eö haben sich
überdieß alle Mitglieder deö ObergcrichteS damit beschäftigen
sollen, als es um den Entscheid der KonnexitätSfrage zu thun
war. Zudem scheint mir daS denn doch ein Widerspruch, daß
man einerseits zur Vermeidung fernerer Zögcrung Herrn Bitzius
nicht entlassen will, während man andrerseits sagt, daß wenn
bisher Verzögerungen Statt gefunden haben, diese dem Herrn
BitziuS zur Last zu legen seien. Wenn daS kein Widerspruch
ist, so kenne ich keinen Widerspruch mehr. Wenn Herr Bitzius
die bisherigen Zögerungen verursacht hat, so muß, wer
Beschleunigung der Sache will, nichts sehnlicher wünschen, als
daß die Entlassung ertheilt werde. Herr BitziuS hat übrigens
den speziellen Auftrag, in Kriminalsachen zu referiren, nicht
vom Großen Rathe und erst später erhalten, nachdem der Große
Rath ihn zum Oberrichter ernannt hatte. Ich sehe somit nicht
ein, wie der Große Rath dem Antrage des RcgierungSratheS
beipflichten könnte, und trage also darauf an, dem Herrn
Oberrichtcr BitziuS die verlangte Entlassung zu ertheilen, und zwar,
wie jedem Beamten, der seine Pflicht erfüllt hat, in allen Ehren
und unter Verdankung der geleisteten Dienste.

Schnell, Negierungörath. Wenn der HcrrStaatSschrciber
nicht einsieht, wie der Große Rath dem Antrage des Regie-
rungSratheö beipflichten könnte; so will ich versuchen, dem Hrn.

Staatsschreibcr daS Gesicht zu öffnen. Hiefür muß ich aber
etwas weiter herholen. Sie wissen, Tit., wie es mit der
Reaktionsprozedur von Anfang an gegangen ist. Sie kennen den
fatalen Beschluß des ObergcrichteS, der die Nichtkonnexität der
Rcaktionsprozeduren aussprechen wollte. Damals hat hauptsächlich

Herr Oberrichtcr BitziuS im Einverständnisse mit Herrn
Hepp, damaligem StaatSanwalde, diesen Beschluß hervorgerufen,
wodurch ungeheure Zögerung in den Prozeß kam. Sie, Tit.,
könnten unmöglich zugeben, daß daS Obergericht die Nichtkonnexität

der Prozedur auSspreche, so lange eö dieselbe noch nicht
in ihrem ganzen Umfange kannte, — und es ist bewiesen, daß
daö Obergericht damals die Prozedur noch nicht kennen konnte.
Wenn man also sagt, Herr BitziuS, welcher den Antrag zum
TrcnnungSbeschlusse gestellt hatte, habe dadurch die Beurthei-
lung der Reaktionsprozedur verzögert; so sagt man etwas, das
in der Wahrheit begründet ist. Wenn dann ferner Hr. BitziuS,
der vom Obergerichte zum Referenten in Kriminalfachen
bestellt ist - und der als solcher die Reaktionsprozedur, die
15,000 Seiten hält, gelesen und studirt hat — wenn dann
dieser Herr BitziuS im Augenblicke, wo eö bald um die Beur-
theilung der Sache zu thunist, sagt: Gebt mir meine Demission, —
und wenn man dann andrerseits sagt, durch Ertheilung der De-
mission werde die Prozedur aufs neue verzögert, und die Feinde
der neuen Ordnung der Dinge werden einen neue» Grund be-
kommen, das Anathema über den Großen Rath und das
Obergericht auSzusprechen; so sehe ich darin keinen Widerspruch.
DaS ist kein Widerspruch, wenn der Große Rath, nachdem die
Reaktionsprozedur durch einen Beschluß, der weder Hände noch
Füße haue, bereits so lange verzögert worden, nun nicht eine
abermalige Verzögerung zulassen will, und ich bekenne, daß
dicseö DemissionSbegchren mich im gegenwärtigen Momente sehr
frappirt. Aber noch mehr frappirl es mich, Leute, von denen
ich glauben sollte, daß ihnen an der Beschleunigung deS Ncak-
tionöprozesseS sehr viel gelegen wäre, nun heute dieser neuen
Verzögerung das Wort reden zn hören. Die daherige Verant-
wortlichkeit will ich nicht an mir haben; sondern ich will, daß
diejenigen Personen, welche sich biö jetzt mit der Reaktionsprozedur

befaßt haben, sich auch noch ferner damit befassen; sie

haben ihre Pflicht und ihren Eid und werden thun, was diese

fordern. Ein Mann, der eine besoldete Stelle annimmt, hat
nicht nur Rechte, sondern auch Pflichten, und er soll diese

erfüllen nach Willen und Gewiffcn, er hat den Eid darauf ge-
schworen. Der Herr Staatöschreiber sagt zwar, eS heiße im
Schreiben des Obcrgerichtes, daß die Prozedur erst später in
die Hände des Kriminalreferenten gelangen werde. Allein der
Referent hat dieselbe bereits in seinen Händen gehabt, nämlich
bei dem Jnzidenzpunkte über die Konnexitär. DaS Obergcricht,
welches endlich fand, die Prozedur sei konnex, hat dieselbe jetzt
zu erftinstanzlicher Besprüchung an das Amtsgericht gewiesen.
Sobald dieses erstinstanzlich gcurthcilt haben wird, kömmt die
Sache wieder an das Obergericht, und dann soll sie auch wieder
an denjenigen kommen, welcher Referent im Jnzident war;
denn wer Referent im Jnzident ist, wird doch wohl auch Ne.
serent in der Hauptsache sein. DaS Obergcricht mag sich nun
da wohl vorsehen, was eS thut; indessen ist daS seine Sache;
wir aber sollen sagen: wir wissen gar wohl, daß die Schuld
der bisherigen Verzögerung vornehmlich an denen liegt, welche
sich so sehr darüber beklagen (ich will nur an den unzeitigen
Druck der Vertheidigung erinnern); daher wollen wir uns sehr
hüten, eine Verantwortlichkeit auf uns zu nehmen, die auf
anderer Leute Rücken gehört. Aus diesen Gründen will ich in
daS Entlassungsgcsuch nicht eintreten, biö nach der oberinstanz,
lichen Beurtheilung der Reaktionsprozedur.

Koch, Negierungörath. Es thut mir allemal leid, wenn
ich einen Abwesenden tadeln höre, da er sich nicht verantworten
kann. Wenn Herr Oberrichter BitziuS da wäre, so würde er
leicht zeigen können, daß alle Vorwürfe, die man ihm hier ge-
macht hat, durchaus ungegründet sind. Uebrigens hätte ich fthx
gewünscht, daß man eine Frage, die mit allen diesen Persön-
lichkeiten u. s. w. nichts gemein hat, auch nicht mit solchen
verflochten haben möchte. Wenn man dem Herrn Bitziuö vor-
wirft, er sei Schuld, daß früher daS Obergericht die Konnexität
nicht anerkannt habe; so macht man damit^dcm Obergerichte



ein sehr schlimmes Kompliment/ als wenn nämlich dasselbe sich

von Einzelnen seiner Mitglieder Härte an der Nase herumfuhren
lassen. ES ist möglich/ daß Herr BitziuS damals geirrt hat/ eS

ist möglich/ daß das Obergericht, daß wir uns geirrt haben/

denn Niemand ist unfehlbar. Wir müssen daher mit brüder-

lichcr Liebe Einer dcS Andern Fehler tragen und nicht mit
alten Ressentiments immer und immer wieder zum Vorscheine
kommen. Das Publikum hat längst geurtheilt/ wer an den

Zögernngcn Schuld ist. Warum hat man uns nichts von der

Verzögerung eines ganzen Jahres gesagt/ welche durch den

Druck der Prozedur entstanden ist? Allein das nützt zu nichtö,
lassen wir cS daher auf der Seite. Wer übrigens das Glück

hat/ Herrn BitziuS näher zu kennen/ wird mit mehr Deferenz

von ihm reden und seine Kenntnisse/ seinen Eifer/ seine unbe-

dingte Rechtlichkeit in hohem Grade achten. Er kann irre,,/
wie Andere/ aber was er einmal als recht erkannt hat/ daran

hält er/ und dafür verdient er Respekt. Man hat gesagt/ in
der GcsetzqebungSkommission wäre Herr BitziuS leichter zu ent.

hehren. Ich wünsche/ daß das betreffende Mitglied eine etwas

umfassendere Einsicht in das Wesen gesetzgeberischer Arbeiten

gewinnen möchte. ES ist auch irrig, daß Herr BitziuS während
eines IahreS weiter nichts gethan, als die Prozedur studirt
habe, denn im Laufe dieses nämlichen IahreS hat Herr BitziuS
den Kriminalkodep so gut alS fertig gemacht. Wenn man nun
glaubt, es brauche zu einer solchen Arbeit weiter nichts als
den Auftrag dazu; so irrt man gröblich. Die alte Regierung
hatte einen solchen Auftrag recht geschickten Männern längst

gegeben, ohne daß sie zu einem Resultate gelangt wäre; Herr
BitziuS har hiugegen in sehr kurzer Zeit nicht nur diese Arbeit
gemacht, sondern sich zugleich mir der Reaktionsprozedur befaßt.
Wenn Herr BitziuS jetzt aus der Kommission tritt, so gehl cS

gewiß mehr alS ein Jahr, bis ein Nachfolger sich nachgearbeitet

hat. ES ist also nicht der Fall, mit solcher Geringschätzung

von demjenigen zu reden, was Herr BitziuS bisher dem Vater-
lande geleistet hat, und was er demselben noch ferner zu leisten

gesinnt ist. Die Intentionen des Herrn BitziuS sind gewiß so

rein, als diejenigen von irgend Einem aus uns. Abgesehen

davon muß ich bekennen, daß ich den Grundsatz nicht für richtig
halte, daß man hier einem Beamten die Demission abschlagen
könne. Wenn ein Mitglied einer der obersten Behörden glaubt,
seine Gesundheit, Zett oder moralische Kräfte gestatten ihm
uicht mehr, seine Amtspflichten zu erfüllen; so sind wir
nicht die Richter über sein Gewissen, und der Große Rath
soll eine solche Dcmisston lediglich annehmen. So habt Ihr
cS ja immer gefunden, namentlich in Bezug auf Mitglieder deS

Großen Rathö. Ich bedaure im höchsten Grade, daß Herr
BiUiuS aus idem Obcrqerichte auStrcten will, indem ich ganz
aufrichtig glaube, daß seine fernere Anwesenheit im Obergerichte
die Erledigung der Reaktionsprozedur beschleunigt haben würde.
Allein mir scheint, diese hohe Behörde solle vor Allem aus be-

rückstchtigcn, ob sie das Recht hat, Herrn BitziuS zu zwingen,
im Obergerichte zu bleiben. Nun, wo ist das Gesetz, welches

uns berechtigt, ihn nicht zu entlassen? Ist ein solches Gesetz

vorhanden, so will auch ich ihn nicht entlassen; ist aber kein
Gesetz da, so haben wir auch kein Recht dazu. Im Regie-
rnngörathe hatte ich darauf angetragen, Herrn Bltziuö vom
RegierungSrarhe aus zu schreiben, seine Vaterlandsliebe und
seine bisher bewiesene Dienstbercitwilligkeit in Anspruch zu nehmen

und ihn zu ersuchen, die Demission zurückzuziehen, indem
ich glaubte, daß er sich hicdurch bewegen lassen würbe. Dieser
Antrag hat im Regierungsraihc nicht beliebt, und hier werde
ich ihn nicht wiederholen, weil ein solcher Schritt sich für den

Großen Rath nicht schickt. Deßwegen trage ich nun darauf
an, dem Herrn BitziuS die verlangte Entlassung in allen Ehren
zu ertheilen.

Wyß, Regierungsrath. Ich hingegen war im RegierungS-
rathe der Meinung, dem Herrn BitziuS die verlangte Entlassung
ohne fernere llom-iri'llcs zu ertheilen, weil man seiner Zeit gegen
Andere auch keine gemacht hat, — wiewohl ich eS sehr bedaure,
daß Herr BitziuS seine Thätigkeit nicht an zwei Orten zugleich
zum Bcßten der Republik verwenden zu können glaubt. Sie,
Tit., baben vor einem Jahre selbst erkannt, daß eS äußerst

-dringendes Bedürfniß sei, 'endlich einmal eine verbesserte Kri¬

minalgesetzgebung zu erhalten. Zu diesem Behufe haben Sie
damais die Gesetzgebungskommission reorganisirt, und haben den
Herrn Oberrichtcr BitziuS selbst darein erwählt. AlS darauf
die GcsetzgebungSkommtsston Herrn BitziuS speziell mit der
Abfassung deS Kriminalgesetzbuchs beauftragt hatte, haben Sie,
Tit., dem Obergerichte anempfohlen, daß eS denselben so viel
möglich aller andern obcrgerichtlichcn Geschäfte entladen möchre,
damit er dem dringenden Wunsche nach einem Kriminalgcsetz-
buche desto eher entsprechen könne. Das Obergcricht hat Ihnen,
Tit., hierin gewillfahrt, und in Folge dessen hat Herr BitziuS
binnen Jahresfrist ein Kriminalgesetz entworfen, das gegenwärtig
vor der GesetzgebungSkommisston in Berathung liegt. Nun ist
eS nicht denkbar, daß man jetzt den Redaktor eines solchen in
Berathung liegenden Gesetzes entlasse, vielmehr ist cS höchst
wünschenöwerth, daß Herr BitziuS diese Arbeit verfolge und
fertig mache. Nicht um seine Kräfte dem Staate zu entziehen,
wünscht Herr BitziuS die Entlassung; er fühlt nur, daß er nicht
an zwei Orten zugleich thätig sein kann, und er wünscht, seine
Thätigkeit nachher auch auf die Bearbeitung einer Kriminal.
prozeßform zu verwenden. Nun sagt er: wenn ich Oberrichter
bin, so muß ich für die daherigeu Geschäfte Urlaub nehmen;
allein alSdann fallen dieselben in desto höherm Maaße meinen
Kollegen auf, und ich bin dann nur nominatives Mitglied des
ObergcrichlS; daher will ich lieber meine Stelle aufgeben, um
meine Kräfte in desto höherm Maaße alS GcsctzeSredaktor zum
Bcßten der Republik zu verwenden. Unter diesen Umständen
sollte man die Delikatesse des Herrn BitziuS, der lieber auf
seine Besoldung verzichten, als blos nominatives Mitglied deS

ObergerichtS sein wollte, hier verdanken. Nun aber entstand
die Besorgniß, cS könnte durch seinen Austritt die NeaktionS-
prozedur neuerdings verzögert werden. Wenn ich diesen Glauben

hätte, so würde ich gewiß im Regierungsrathe nicht zur
Entlassung gestimmt haben; aber diesen Glauben habe ich eben

nicht, weil ich überzeugt bin, daß die Sachen nicht so liegen,
wie man sie hier dargestellt hat. Man sagt, die Neaktions-
Prozedur werde nächstens vor das Obcrgericht kommen. DaS
»st total unrichtig, Tit. Einmal hat das Amtsgericht noch nicht
geurlhcilt; aber wenn cS dieses auch noch im Laufe dieses
IahreS thut, und die Akten alSdann dem Obergerichte über-
macht werden, so müssen die Beklagten Zeit haben, um ihre
Vertheidigung einzureichen. Bet der Menge Beklagter braucht
dieß wenigstens drei Monate. Nun kömmt die Prozedur zum
SraatSanwalde, und dieser muß seine Anträge maeven. Nun
hat derselbe die Akten blos wegen der Konnexträtöfrage wenig-
stenS sechs Monate lang in seinen Händen gehabt, und es ist
mir sogar wahrscheinlich, daß cS sieben Monate waren. Ange-
nommcn, er habe sich bereits bei der frühern Durchlesung mit
den Akten vertraut gemacht, so wird er, da er über die Kon-
ncxitätSfrage einen Rapport von mehr alS 600 Seiten gemacht
hat, nun über die Hauptfrage einen noch länger» Rapport
machen müssen. Somit kömmt die Prozedur jedenfalls erst nach
neun Monaten an den Krimtnalrefereiueu. Wer ist nun der?
nicht Herr BitziuS, wie man sagt. Herr BitziuS war freilich
bisher Krtminalrefcrent und mußte alS solcher alle vorkommen-
den Kriminalprozesse untersuchen. Ja, Tit., deßhalb ist noch
kein absoluter Zwang da, daß er nun setner Lebtage Kriminal-
referent sein muß; vielmehr hat uns Herr Oberrichter Iaggi
gezeigt, daß je nach Ablauf eines IahreS die Referenten das
Recht haben, zu sagen, dieser Geschäftskreis solle nicht einzig
auf ihnen lasten, sondern er solle auch bei den andern den Kehr
machen. Nun hat Herr BitziuS dieses bisher nicht gethan, sondern er
hat sechs Jahre lang als Kriminalrcftrent ausgehalten und im
Interesse dcö gemeinen WohlS und aus Gefälligkeit gegen seine
AmtSkoliegen dieses schwere Pensum so lange fortgesetzt. Soll er
nun deßwegen gezwungen sein, noch länger Kriminalrcfcrent zu
bleiben? Während der sechs Jahre, wo er Referent war, hat
er gethan, was ihm alS solchem zugekommen ist, und so hatte er
sich also auch mir der Reaktionsprozcdur zu befassen, wohlverstanden

bloß zur Untersuchung der KonncpitätSfrage. Er hat also
die Prozedur nicht untersucht in Bezug auf die Scrafbarkcit dieses
oder jenes Angeklagten, sondern blos in Bezug auf die Konnexitäc
der verschiedenen Prozeduren. Somit konnte ihn der Rapport,
welchen er darüber machen mußte, vielleicht allerdings bet Ab-
fassung dcS RapporrS über die Hauptfrage erleichtern; aber
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da aber die übrigen Mitglieder des ObcrgcrichtS die Prozedur auch
kennen müssen, so hat er in Absicht auf die Hauptfrage keinen
Vorsprung vor ihnen, denn er müßte für den Hauptrapporr die
Prozedur neuerdings wiederum durchstudiren, wie jedes andere
Mitglied, und müßte die Anträge des SraatSanwaldes der Pro.
zcdur entgegenhalten, so daß ich die Ueberzeugung habe, daß
der Gang der Sache durchaus nicht befördert wird, wenn Sie
dem Herrn Bitzluö die Entlassung verweigern. Ich kenne übrigens

kein Gesetz, das den Großen Rarh ermächtigt, einem Mit-
gliede des Regierungsraths oder Obergcrichcs die Entlassung
zu verweigern, und Sie haben auch in keinen frühern Fällen
untersucht, ob die DemissionärS ihre Pensa alle fix und fertig
gemacht hatten. Warum will man nun bei Herr» BitziuS eine
Ausnahme machen, besonders da er die Entlassung im Interesse
eineö Geschäftes begehrt, dessen Beförderung Sie, Tit., selbst
so nachdrücklich gewünscht haben. Ich trage also darauf an,
dem Herrn Bltziuö die verlangte Entlassung in allen Ehren zu
ertheilen.

Schnell, Ioh. Ich glaube, in dieser Sache meine Mei-
Ming ohne die geringste Persönlichkeit äußern zu können, denn
wenn ich in Betreff dieses Mannes je Vornrtheckc gehabt habe,
so waren cS gute. Ich beurtheile die Sache lediglich in meiner
Stellung als Mitglied des Großen RacheS. AIS solches soll
ich Sorge tragen, baß ich weder dieser Versammlung noch
mir eine Verantwortlichkeit auflade. Bei den meisten biöheri-
gen EntlassungSbegehren habe ich diese Gefahr der Verantwortlichkeit

nicht gesehen, weil gewöhnlich nicht solche Aufträge
gegeben waren. Hier aber kommen wir in einen ganz beson-
dern Fall, nämlich daß ein Mitglied einer Behörde einen weit
aussehenden Auftrag bekommen harre und nun seine Demission
einreicht, wo dieser Auftrag beendigt werden sollte, ein
Auftrag, der ohne die größte und nachrheiligste Verzögerung nicht
wohl durch einen Ändern beseitigt werden kann. Deßwegen
würde ich sagen: wir ertheilen dir deine Demission auf deine
Verantwortlichkeit hin. Allein diese Verantwortlichkeit müssen

wir, wenn wir den Entscheid nicht suspendlren wollen,
ausdrücklich auSsprechen, denn sonst fällt sie auf uns, während sie

auf denjenigen fallen soll, der unter solchen Umständen die
Demission fordert. Und da man mchtS unterläßt, um der
Regierung in Absicht auf diese Prozedur Vorwürfe zu machen; so

soll diese hohe Versammlung alles Mögliche thun, damit nicht
auch dieser Vorwurf der Verzögerung auf sie zurückfalle. Dieß
liegt in unserer Stellung, abgesehen von jeder Pcr,önlichkeic,
daß nämlich wir beherzigen, daß wir für daö Ganze und fur
die Ehre dieser Versammlung zu sorgen haben, bevor wir die
Interessen irgend einer Person ansehen. Ich trage daher darauf
an, weil der Antrag so gestellt ist, den Entscheid zu suSpendiren,
bis wir die Ueberzeugung erlangt haben, sei cS vom Oberge-
richte, sei es von Hrn. BitziuS u. s. w., daß nämlich aus der
Entlassung keinerlei Gefahr des Verzuges jener Angelegenheit
erwachse. Von Zwang kann da nicht die Rede sein, aber eS

liegt in unserer Compecenz zu sagen: wir nehmen keine
Verantwortlichkeit auf uns, sondern sie fällt auf denjenigen zurück,
dey sie in diesem Augenblicke fordert.

Fueter. Ich habe daS Glück, Freundschaft von Herrn
BitziuS zu genießen, und ich kenne seinen Charakter, seine Grund-
sätzc, seine Handlungsweise und Richtschnur. Da darf ich denn
auSsprechen, Tit., daß Herr BitziuS, so sehr als jeder andere
rechtschaffene Mann, die außerordentliche Verzögerung des Neak-
lionöprozcsseS bedauert, und daß eS nicht in seinen Ideen liegt,
die Verzögerung noch zu vergrößern, gleich als hätte er expreß
die Demission gegeben, um die Regierung in Verlegenheit zu
setzen. Er wäre gewiß nicht im Stande gewesen, die Demission
zu nehmen, wenn er irgend eine Verzögerung davon erwartet
hätte. Herr BitziuS soll so gut als irgend Jemand beurtheilen
können, ob durch seinen Rücktritt dieses Geschäft tn'S Stocken
gerathen wird. Niemand wird glauben, daß er das Unglück
der unter der Last eines fortdauernden AnklagezustandeS befindlichen

Männer von sich aus befördern wolle. Wenn ein Mann,
dessen Gewissenhaftigkeit bekannt ist, eine Besoldung opfert und
sagt, er könne in dieser Scelle nicht mehr dem Baterlande,
wie er möchte, dienen, und sagt, daß beide Stellen, im
Obergerichte und in der GesetzgebungSkommission, nicht zusammen¬

passen, so sehe ich nicht, wie die Behörde in die Aufrichtigke t
cincS solchen Geständnisses Zweifel setzen, und wie man ihn
zwingen könnte, in einer Thätigkeit fortzufahren, wovon er
befreit zu sein wünscht. Ueberhaupt scheint eS mir gegen alle
republikanische Freiheit zu streiten, Jemanden zwingen zu wollen,

daß er eine Stelle behalte. Man kann tu stürmischen
Zeiten verschiedene politische Meinungen haben, man kann
einander politisch widerstreben; aber ich wüßte nicht, warum man
nicht daS Gewissen der Betreffenden ehren sollte. Ich selbst,
wenn ich auch nicht so speziell mit diesem sehr ehnnwer theil
Charakter bekannt wäre, wurde dennoch scuiem Gewissen Rech,
nung tragen und von allem Zwange abstrahircn. Ich wtll nicht
weiter in Anklagen eintreten, die man hier auf die ungegrün.
detste Weise gegen Hrn. BitziuS erhoben hat. Jedenfalls macht
man dem Obergerichre kein großes Kompliment, wenn man be-
hauptct, daß Hr. BitziuS im Stande gewesen sei, dasselbe einen
so großen Bock schießen zu machen. Man hat sich auch gerühmt,
daß das Obergcrichc den Beschluß des Großen Rathes in
Betreff der Konnexität gerechtfertigt habe; allein so viel ich von
dem Urtheile dcö ObergenchteS weiß, so ist darin keine Rede
davon, daß die Konnexität erwiesen sei; sondern das Urtheil
sagt nur, man könne die Prozeduren nicht trennen. Ich trage
darauf an, den Hrn. BitziuS in allen Ehren und mit Verdankung

der dem Vaterlande geleisteten Dienste von seiner Stelle
als Oberrichter zu entlassen.

Weber, Oberrichter. Die Gerechtigkeit, Tit., gebietet
unS, daß wir jetzt thun, was wir früher in ähnlichen Fällen
gethan haben. Man hat früher bec den Begehren einiger Ne-
gicrungsräth- auch nicht hästtirt, denselben die Entlassung zu
ertheilen. Der RegierungSrath hätte damals auch noch zu thun
gehabt. Auch Oberrichter sind schon ausgetreten, und ich wüßte
nicht, daß man die Entlassung nicht in allen Ehren ertheilt hätte.
Man sagt, der Austritt des Herrn BitziuS verzögere die Rcak-
tionSprozedur. Tit., eö haben noch andere Oberrichter die
Prozedur gelesen, eS haben noch andere Oberrichter darin referirt.
Wenn nun nachgewiesen werden kann, daß keine Verzögerung
alö Folge dieses Austrittes erscheint; so fällt daS Motiv des
RcgierungSrathS dahin. Hat nun Herr BitziuS eine Verpflich.
tung, Oberrichter und Referent in Criminalsachen zu bleiben?
Ich glaube nein. Herr BitziuS hat nicht-übernommen, die
ReaktionSprozedur von Anfang bis zum Ende zu behandeln und
darin alö Referent aufzutreten. Sie, Tit., haben den Herrn
BitziuS erst vor einem Jahr neuerdings zum Oberrichter erwählt.
Nun ist es nach den dahcrigen Gesetzen von 1832 und 183Z dem
Obergerichte freigestellt, seine Referenten zu erwählen, und daS
Obergcricht erwählt dieselben jcweilen für die Dauer eines
IahreS, nach dessen Ablauf sie entweder bestätigt oder ersetzt
werden. Da demnach auch Herr BitziuS nur für die Dauer
eines IahreS Referent war, und da eS ungewiß ist, ob er neuer-
dtngö erwählt werden würde; so ist richtig, daß keine Ver-
zögerung als Folge seiner Entlassung erscheint, und daß der
Große Rath den Herrn Bitzmö nicht zwingen kann, auch im
künftigen Jahre Referent zu sein. Ueberdieß hat Herr BilliuF
dem Obergerichte bereits schriftlich erklärt, daß wenn der Große
Rath ihn nicht entlassen sollte, er vom Neujahre hinweg auf
keinen Fall mehr refertren werde, — denn, wie gesagt, er hat
das Geschäft, in Criminalsachen zu referiren, blos vom i. Januar
1837 bis zum 31. Dezember 1837 übernommen. Allerdings hat
Herr BitziuS dem Obergerichte dieses Jahr nur wenig beige,
wohnt, aber Sie, Tit., haben dem Obergerichte im Frühling
den ausdrücklichen Wunsch ausgesprochen, daß es Herrn BitziuS
möglichst mir Geschäften verschonen möchte, weil Sie dringend
wünschten daß derselbe sich vor Allem aus mit seinen
gesetzgeberischen Arbeiten befasse. Daß man in Hinsicht der Gesetzgebung

mehr thun könnte, alS geschieht, darüber ist kein Zweifel.
Man lese nur die Traktanden für diese Session nach, so wird
man finden, daß von den vielen längst gewünschten Gesellen
noch nichts vorliegt.— Ich glaube, genugsam gerechtfertigt';»
haben, daß wir aus Gründen der Gerechtigkeit, der Billigkeit,
ja auch der Klugheit die anbegehrte Entlassung ertheilen müssen,

weil eS nicht nur darauf ankömmt, daß schnell, sondern
daß gut gerichtet werde, so wie es auch nicht darauf ankömmt
daß die Regierung schnell administrire, sondern daß sie gut



administrire, — lind weil, wenn man Jemanden zu etwas

zwingt, er dieß schon nicht mehr mir der nöthigen Thätigkeit
thun wird. Somit, Tit., trage ich darauf an, Sie möchten
den Herrn Ol'crrtchrcr BitziuS ln allen Ehren und unter
Verdankung der geleisteten Dienste entlassen.

T scharn er, Vize-Schultheiß. Meine Meinung in dieser
Sache ist keine andere, alS diejenige der Mehrheit deS Rcgte-
rungöralhcS. Auch ich will mir keine Persönlichkeit zu Schul,
den kommen lassen, ich respektire die betreffende Person allzusehr.

Ich betrachte die Sache von einem höhcrn Standpunkte
auS. Die Frage der Beurtheilung der NeakrionSprozedur ist

für unsere Republik so wichtig, daß der Große Rath vorzüglich
,m Auge behalten soll, die Vorwürfe, welche ihm von daher
gemacht worden sind, und welche sich je nach dem heutigen
Entscheide immer stärker wiederholen werden, zu beseitigen.
Run fragt cS sich: hat man das Recht, irgend einem bezahlten
Beamten die Entlassung zu verweigern? und zweitens: hat die

Entlassung des Hrn. BitziuS auf die Beurtheilung der Neak-
tionsprozcdur einen Einfluß oder nicht? WaS nun die erste

Frage betrifft, so ist allerdings hierüber kein Gesetz vor-
banden; aber die Natur der Sache bringt eö mir sich, daß

Jemand, der eine besoldete Stelle annimmt, damit zugleich
Geschäfte übernommen haben kann, wo man fordern darf, daß

er sie auch erledige. Dieser Fall mag selten in dem Maaße,
wie heute, eintreten, denn solche Beamte werden meistens ihre
Geschäfte ausmachen, bevor sie die Entlassung verlangen; allein
es ergibt sich also, daß der Große Rath berechtigt ist, zu einem
Beamten zu sagen: macht die Geschäfte fertig, die ihr über-
nommen habt. —Hat nun der Austritt deS Hrn. BitziuS auf den

Gang der Reaklionöprozedur Bezug oder nicht? Darüber kann

man nicht im Zweifel sein. Erstens ist Hr. BitziuS Mitglied
deS Obergcnchtö, also müßte sein Nachfolger schon die t5,000
Seiten neu studiren. Ferner hat Niemand widersprochen, daß

Hr. BiyuiS nicht vorzüglich sich mit dem Studium der Ncak-
rionoprozedur abgegeben habe. Man sagt freilich, die andern
Oberrichter haben sie auch gelesen; aber Niemand hat sie doch
so gelesen, wie Hr. Bitzilis, der Criminairefcrcnt. Also wäre
Hr. BitziuS gewiß im Falle, vor allen andern Obcrrichlern
nochmals mit dem Referate beauftragt zu werden. EhemalS war
eine permanente Criminalkommlssion da; nun ist ein Referent
an deren Stelle getreten, und wenn dieser einmal eine Prozedur

studirr hat, so soll man annehmen, daß er fortfahren werde,
darin zu rapportiren. Daß dieser Referent jewerlen nur für
ein Jahr bestellt ist, hindert nicht, daß er nicht fortfahren
sollte, zu rapportiren. Wenn nun dem Obergenchce daran gele.
gen ist, daß der Scandal hinsichtlich der NeakrionSprozedur
einmal aufhöre; so kann eö ihm nicht gleichgültig sein, daß

Hr. BitziuS fvrifahre, darin zu referiren. Daß daS Oberge-
richt und der Referent nicht wesentlich beitragen können, daß
die Vertheidigung nicht mehrere Monate lang daure, das kann
ich mir nicht vorstellen. Ich war früher während 7 oder 8

Iahren Präsident der Crimlnalkommiffion, und cS mußten
damals mehrere Vertheidigungen in sehr wichtigen Fällen gemacht
werden; aber die Criminalkommlssion würde nie zugegeben haben,
daß eine Vertheidigung sich so über alle Maaßen verzögerte.
Dafür war gesorgt, und man würde auch dafür gesorgt haben,
daß der StaatSanwald die Akte» für eine bloße Incidentfrage
nicht 6—7 Monate lang in seinen Händen behalte. Ich mache
mir keinen Begriff davon, wie die Behörde, welche die Aufsicht
über den StaatSanwald führen soll, zugeben kann, daß derselbe
sechs Monate lang eine Prozedur bei sich behalt. Man muß
wahrhaftig in solchen wichtigen Fällen nicht nach seiner Be-
qiiemlichkctt und nach gewohnter Form zu Werke gehen, sondern
man muß sich Anstrengungen gefallen lassen. Somit glaube ich,
es könne nicht in Zweifel gezogen werden, daß Hr. BitziuS mit
der Prozedur vorzüglich bekannt ist, und daß sein Austritt auS
dem Obcrgcrichte die Sache nur verzögern wird. Nun fragt
sich noch, ob der Umstand, daß Hr. BitziuS auch in der Gesetz.
gebungSkommisslon sitzt, entscheidend ist. Wenn Hr. BitziuS nur
selten an den Sitzungen des Obergerichlö Theil nimmt, so kann
»ch mir nicht vorstellen, daß er dann nicht beide Aufträge neben
einander sollte erfüllen können, besonders bei den ausgezeichneten
Talenten und Fähigkeiten, welche er besitzt. Sollte dieß aber

nicht sein, und muß daS eine oder andere Geschäft den Vor-
rang behalten, so glaube ich, daß Politik, Klugheit und Staatö-
wohl gebieten, daß vor allem auS diese Prozedur erledigt werde.
Wir haben aber schon von früher her Beispiele, wie Mitglieder
der Regierung mit der Redaktion von Gesetzen beauftragt waren,
und daneben noch andere sehr schwere und wichtige Pensa er-
füllten; so daß also, wenn Herr BitziuS von den übrigen Ge-
schäflen deS ObergerichceS diSpcnsirt ist, die Führung der wich,
tigen Prozedur desto eher von ihm gefördert werden sollte. So-
mit will ich nicht länger aufhalten, sondern ich muß mit völliger
Ueberzeugung dahin schließen, daß, obgleich ich das Recht von
Jedermann respektire und daher nur in äußerst seltenen Fällen
eine Entlassung verweigern möchte, je dennoch in diesem Falle,
da höchst wahrscheinlich die Sache verzögert würde, der Große
Rath die Entlassung nicht gestalten soll. Ich bin vom Patriotismus

und dem ehrenhaften Charakter des Herrn BitziuS so

sehr überzeugt, daß da nicht die Quästion von Zwang sein
kann, sondern Herr Bitzius wird, wenn er die gewichtigen
Gründe des Großen Rathes vernimmt, ja freilich denken, der
Große Rath habe Recht, und er wird mit neuem Eifer sich der
Sache widmen, damit dieselbe möglichst schnell zu Ende gebracht
werde. Ich stimme zum Antrage deS NegierungSratheS und
bemerke noch, daß wenn das Obergerichr will, die Sache un-
möglich noch mehrere Monate lang verzögert werden kann.

Herr Land am mann (um seine Meinung befragt). Til
ich muß die Bemerkung vorausschicken, daß es mir scheint,
wir befassen unS da mit einem gar sonderbaren Geschäfte, und
wir könnten leicht das Gegentheil von dem bewirken, waS wir
wollen. Ich unterscheide da zwei Hauptfragen, die Frage deS

Rechtes und die Frage deS Zweckes. In der Frage dcü Rechtes
habe ich stätS die Meinung vertheidigt, daß wer eine besoldete
Stelle übernommen hat, dieselbe nicht nach Gutdünken niederlegen

soll. Diese Meinung habe ich z. B. ausgesprochen, alS
Herr Regierungörath Schnell hier seinen Austritt auS dem Re-
glcrungSrarh erklärte. Eö verhält sich hierbei ganz anders alS
bei den Großrathöstellen, indem nicht wir die Mitglieder deg
Großen Rathes gewählt haben, weßhalb uns in Fällen von Aus-
truröerklärungcn nichts übrig bleibt, als dieselben ganz einfach zu
Protokoll zu nehmen. Allein wenn wir von der Frage deS RechlS
zu der Frage des Zweckes kommen, so könnte ich mich nicht leicht
zur Verweigerung der Entlassung entschließen. Würden wir den
Zweck erreichen, so würde ich mir den Antrag deS NegierungSratheS
gefallen lassen; aber wenn wir dann den Zweck nicht erreichen,
so erhält die Verweigerung crwaö Lächerliches. Wenn Herr
BitziuS erklärt, nicht mehr Criminalrefcrent sein zu wollen, so

kann und wird das Obergericht ihn nicht dazu zwingen, denn
hierüber haben sich vorhin Mitglieder des Obergerichtc'ö bestimmt
ausgesprochen. Wenn wir also jetzt dennoch beschließen, Herr
BitziuS solle gleichsam zur Strafe im Obergerichte sitzen, bis die
Prozedur beendigt sei; so wird dann doch ein anderes Mitglied
dcö ObergerichtcS daS Referat übernehmen müssen. Uebrigenö,
Tit., ist denn doch daö Obergericht keine Strafanstalt. Ich
muß hierbei noch auf den Umstand aufmerksam machen, daß Hr.
BitziuS keinerlei Verpflichtung übernommen hat, in der Neak-
tionSprozcdur blS zu Ende zu referiren. Der Criminalrefercnt
übernimmt die Geschäfte, welche ihm während setner AmtSdaucr
zufließen, aber nicht diejenigen, welche ihm m aller Zukunft
noch zugewiesen werden möchten. Nun hat Herr BitziuS daS
Referat übernommen über die Konnexitälöfrage. Sowie über
diese abgeurtheilt war, gieng sein daherigcr Auftrag zu Ende.
ES ist also ein faktischer Irrthum, wenn man glaubt, daß Hr.
BitziuS sich verpflichtet habe, m der ganzen NeaktionSprozcdur
zu referiren. Denken Sie nur, Tit., daß mehrere Angeklagte
gar nicht hier sind, daß also Kontumazurtheile angewendet
werden müssen. Wollen Sie nun Herrn BitziuS zwingen, wenn
noch nach 30 Iahren ein solches Kontumazurtheil revidirt wer-
den muß, darüber zu referiren, weil er bisher Referent gewesen
ist? Sie werden, Tu., eine solche Sonderbarkeit nicht
beschließen wollen. Ich soll Herrn BitziuS auch tn etwas in Schutz
nehmen in Betreff der GesetzgcbungSkommisslon. Man findet
nicht jeden Tag einen Redaktor für ein Criminalgesetzbuch auf
der Gasse, und als cS darum zu thun war, hatte man große
Schwierigkeit, Jemanden zu finden, der mit der üblichen Tüch-



tigkeit zugleich die nöthige Kenntniß des Landes und des übli-
chen Ganges der Geschäfte verbinde. ES hac sich in der Person
des Herrn BitziuS ein solcher Mann gefunden.- und derselbe
hat bereits einen GesetzcSentwurf bearbeitet, der den unge-
theilten Beifall des ausgezeichnetsten schweizerischen Juristen, des

Herrn 0--. Keller, erhalten hat. Auch muß ich Herrn BitziuS
darüber in Schutz nehmen, daß er seine Zeit vorzüglich der
Kesetzgebungökommission widmet. Ich habe geglaubt, eS liege
in Ihrem bestimmten Willen, daß die Bearbeitung dcS Crimi-
maigesetzbucheö mir aller Beförderung betrieben werde. Daher
habe ich Herrn BitziuS, sowie er auf der andern Seite vom
Obergerichte mit Geschäften geplagt wurde, auch von meiner
Seite eben so sehr geplagt, so wie auch Herr Regierungsrath
Koch, welcher mit der Beendigung deS Civilgeseybuchcö beauftragt

ist, nicht wenig von mir geplagt worden ist, was derselbe
wird bezeugen können. Ich müßte nach allem Gesagten dem
Schlüsse deS Herrn OberrichterS Weber beistimmen, indem ich
zugleich erkläre, daß ich das Möglichste gethan habe, um Hrn.
BitziuS von seinem Entschlüsse abzuhalten. Man hat aber Hrn.
BitziuS unrichtig beurtheilt, wenn man glaubt, die Reaktionö-
Prozedur habe ihn zu diesem Schritte vermocht. Ich erinnere
mich sehr gut, daß er schon vor einem Jahre, alö er neuer-
dingS ins Obergericht gewählt worden, unschlüssig war, ob er
Pinehmen wolle oder nicht, indem er weit lieber seine Kräfte
zu litterarischen oder RedaktionSarbeitcn verwendet.

Abstimmung:
Für den Antrag des Regierungsrathes
Für die Entlassung in allen Ehren u. f. w.

2t Stimmen.
93

Vortrag des RegieSungsratheS über die Nichtannahme von
Seite des Herrn Röthlisberger der auf ihn gefallenen Wahl
Zu einem Mitgliede des FinanzdepartemènteS.

Nach einer kurzen Diskussion wird dem Herrn Röthlisberger

mit Mehrheit gegen 27 stimmen entsprochen.

Ergebniß der heutigen SechSzehn er wähl.

Im zweiten Skrutinium sind erwählt worden:
t Herr Ammann Henzt mit too Stimmen.
2) » Oderrichrer Weber V 90
3) » Röthlisberger 11 81 »
4) » Kasthofer 79 v

6) » Dennler » -74 z?

6) » Joneli » 72 ii
7) « Amstuy 7« 71 «

L) 11 Arzt Lehman» 11 68

Die Wahl der übrigen acht wird in der folgenden Sitzung
Vorgenommen werden.

Schluß der Sitzung um t Uhr.

Vierzehnte Sitzung.

Montag den 4. Christmonat 1837.

Morgens um 9 Uhr.)

Präsident: Herr Landammann Tillier.
Nach dem Namensaufrufe und nach Genehmigung des

Protokolls werden verlesen:

t) ein Schreiben des Herrn Professors Lutz, wodurch derselbe
die auf ihn gefallene Wahl zu einem Mitgliede deS Erzie»
hungsdepartements verdankend ablehnt;

2) eine Beschwerdeschhift von 74 Staatsbürgern aus der
Hauptstadt über die Verhaftung des Herrn Äkt-RathSherrn
Zeerlcder.

Tagesordnung.
Der neuerwählte StaatSschreiber, Herr Hünerwadel,

wird beeidigt, worauf derselbe sich folgendermaßen an die
Versammlung wendet:

Tit. Erlauben Sie mir gütigst, Ihnen meinen verbindlichsten

und ehrerbietigsten Dank auSzusprechcn für den so

unerwarteten und überraschenden Beweis Ihres Zutrauens. Ich
fühle zwar sehr wohl, daß der Mangel sehr vieler Eigenschaften,
deren ein StaatSschreiber zu Führung seines Amtes bedarf,
bei mir oft hervortreten wird. Was ich zu meinem Amte Srin-
gen kann, ist einzig ein treues Streben, meine Pflichten möglichst

zu erfüllen, der herzlichste Wunsch, Ihre Zufriedenheil zu
erwerben und Ihr in mich gesetztes Zutrauen zu rechtfertigen, —
und endlich, Tit., eine feste und aufrichtige Anhänglichkeit an
die Verfassung und die neue Ordnung der Dinge, die auf je-ne

sich gründet. Tit. Ich will Ihre Zeit und Geduld nicht wei-
ter in Anspruch nehmen, ich will mich darauf beschränken, Ihnen
nochmals meinen ehrfurchtsvollen Dank darzubringen und mich
in Ihre gütige Nachsicht und Schonung angelegentlich zu
empfehlen.

AnStheilung neuer Stimmzcddel zu Fortsetzung der Sechszehn

erwähl en.

Wahl eines Mitgliedes des RegierungskatheS.
Von 160 Stimmen erhalten:

im t. Skrut- im 2. Skrut. im 3. Skrut. im 4. Skrut.
Hr.Forstm.Kasthofcr 25 4t 62 88

„ Landamm. Tillier 36 65 64 6o

„ Regst. Mühlemann 20 37 46 (6 Nullen)
» Regst. Langet 21 23

„ Ammann Henzt 14

„ Regst. Regez 8

„ Obrstl.Buchwalder 6

„ Regst. Romang 6

„ Regst. Mcßniex 4

» Plüß 4

„ Obrstl. Steinhauer 3

u. f. w.
Ernannt ist somit Herr Forstmeister Kasthofer.'

Derselbe spricht bei seinem Wiedereintritte:
Tit. Ich danke Ihnen innig für das Zutrauen, das Sie

so eben in mich gesetzt haben. Ich trete diese neue Stelle mir
Ergebung an, im Bewußtsein, daß mir sehr wichtige Kenntnisse

hierzu fehlen. Ich war niemals Mitglied einer Behörde. Ich
habe daher auch keine Kenntnisse, Vielleicht sind
aber auch andere Kräfte und Bestrebungen nöthig und wichtig,
um diese Stelle zum Nutzen deS Vaterlandes zu bekleiden. Beim
Antritte einer so wichtigen Stelle treibt mich die Dankbarkeit
an zu offener Mittheilung in Ihrer Mitte, gewissermaßen zu
einem Glaubenöbekenntniß. Ich bin verdächtigt worden, Mir.
glicd geheimer Gesellschaften zu sein, gewaltsame Mittel zur
Verbesserung des eidgenössischen Bundes herbeiführen zu wollen.
Nie bin ich Mitglied einer geheimen Gesellschaft gewesen, offen
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gieng ich von jeher zu Werke; aber ich glaube, kein Kanton,
seine Administration mag im Innern noch so vollkommen sem,
ist seiner Freiheit sicher, seiner Entwickelung, seines Volks-
glückeS, wenn nicht die gesammte Eidgenossenschaft enger vereinigt

wird, wenn nicht Alle für Einen und Einer für Alle sich

verbinden. Dieses hohe Ziel ist mir von Jugend auf vor Augen
gewesen, aber nie werde ich zu unsittlichen, nie zu ungesetzlichen
Mitteln rathen, um dieses Ziel zu erreichen. Noch eine andere
Rücksicht liegt mir am Herzen und wird mir in meiner neuen
Stelle vor Augen schweben. Es wäre ein Unglück für die Re-
publik, wenn im Vollziehungsrathe ein esprit àe corps ansiall
eines esprit puhlio sich bilden sollte; vielmehr ist eS Pflicht
eines Mitgliedes der Vollziehungsbehörde, wenn es daselbst in
der Minderheit war und überzeugt ist, daß es doch ganz auf
konstitutionellem Wege wandelte, alSdann diese hohe Behörde
freimüthig aufzuklaren über die vaterländischen Verhältnisse und
so gleichsam Stütze dieser hohen Behörde zu sein. Ohne das
geht das republikanische Leben zu Grunde, und eine neue
Aristokratie würde sich bald gebildet haben. Endlich liegt mir noch
eine andere Betrachtung am Herzen. Der Beamte nämlich, der
Mitglied des Großen Rathes ist, soll hier ftäts als freier Mann
und Bürger reden und handeln dürfen; er soll sich keine Mci-
nung aufdringen lassen, damit seine Stelle etwa angenehmer
und sicherer werde. Nach diesen Grundsätzen und Ansichten,
Tit., werde ich auch in Zukunft handeln. Ich bitte Sie um
Ihre Nächsicht. Ich fühle wohl, wie viel Kenntnisse und
Erfahrungen mir abgehen. Gott gebe mir Kraft, immer zu han-
deln, wie meine Vaterlandsliebe und mein Gewissen mir
vorschreiben werden. Tit., ich bin bereit, den Eid zu leisten.

Die Beeidigung findet sofort Statt.

8

Wahl eines Mitgliedes in das Obergericht.
Von 157 Stimmen erhalten:

Herr Gerichtspräsident Mani im k. Skrut. 50 im 2. Skrur. 87
RathSschreibcr Stapfer
Fürsprech Kurz
Michel
Regierungsrath Wyß

Oberstl. Steinhauer
vr. Manuel
Fürsprech Blösch
Fürsprech Gerwer, älter
Prokurator Kernen
Prokurator HaaS
Blumenstein

u. f. w.

in
8

2i
17

10 (4 Nullen) (nicht
wählbar als mit
einem Obcrrich-
ter verschwägert)

0

0
6
5

3

3

3

(Fortsetzung folgt
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Verhandlungen
d e s

Großen Rathes der Republik Bern.

Ordentliche Wintersitzung. Erste Hälfte/ l8.)7.

(Nicht offiziell.)

(Fortsetzung der vierzehnten Sitzung, Montags den 4.

Christmonat 1337.)

Vortrag des Departcme "S des Innern über Errich.
rung einer Armenanstalt im alrcn Sch.ossc zu Pruntrut,
nebst DckretSentwurf.

AuS dem Vortrage und den dazu gehörigen Beilagen ergibt
sich im wesentlichen Folgendes: Unterm 27. September dieß

JahrcS habe der NegierungSrath auf einen in seiner Mitte
gefallenen Anzug hin beschlossen, den 37 Gemeinden des AmrSbc-

zirkS Pntntrut den Antrag zu machen, ihnen zu Gründung
einer Armen- und Waiscnanstalt für diesen Amtsbezirk das alre
Schloßgebäude von Pruntruc abzutreten und zwar u. a. unter
folgenden nähern Bestimmungen: die Einrichrungskosten, welche
sich auf Fr. st»,000 belaufen würden, sollen zu drei Vierteln
von dem (Überschüsse der dem Amtsbezirke Prunrrut zukommen,
den EinregistrirlingSgebühren vom t. Januar 1836 bis 31. De-
zembcr 1838, Fr. 3»,000 betragend, erhoben, und zu einem

Viertel, im Betrag von Fr. 10,000, vom Staate bestellten
werden. Für den ferneren Unterhalt der Anstalt ist der zukünftige

Ueberschuß der EinregistrirlingSgebühren bestimmt. Den
übrigen Amtsbezirken dcS LederbcrgeS steht die Theilnahme an
der Anstalt unter Vorbehalt verhältnißmäßigcr Beiträge offen.

Für den Fall des AufhörcnS der Anstalt ist ein Liquidations,
modus vorgeschlagen, wonach Staat und Gemeinden im Vcr.
Hältnisse deS von ihnen ursprünglich eingeschossenen Kapitals
ausgewiesen werden sollen. Dieser Antrag deö RegicrungsrachS
sei unterm 31. Oktober von der Mehrheit der Gemeinden deS

Amtsbezirks Pruntrut dankbar angenommen worden, wcßhalb
der NegierungSrath nun von dem Großen Nathc die Gench.
migung dcS daherigcn Dekretsentwurfes begehre.

ES wird nun eine Bittschrift der Gemeinde Damp ant
verlesen, welche sich gegen jede Theilnahme an der zu gründenden
Anstalt verwahrt, indem sie ihre Armen besser und wohlfeiler
selbst versorgen zu können glaubt und daher vorzieht, ihren
Antheil an der EinregistrirungSgebühr in Zukunft selbst zu beziehen
und zu verwenden.

Tscharn er, NegierungSrath, durchgehl den schriftlichen
Vortrag und fügt, so weit nämlich wir ihn verstehen konnten,
ungefähr Folgendes bei: ES sei den lcberbergischen AmtSbezir.
ken zur Zeit ihrer Vereinigung mit Bern die ausdrückliche
Zusicherung ertheilt worden, daß sie den Armengesetzen deS alten
KantonS nicht unterworfen sein, daß also keine gezwungene
Armcnstcuer, keine Betellung u. s. w. dort stattfinden solle.

Somit ist auch im Amtsbezirke Pruntrut keine gezwungene Ar-
menstencr, aber nichts destowcnigcr sind dort, wie überall, Arme,
Kranke, Gebrechliche, Kinder, für deren Erziehung u. s. w.
gesorgt werden muß. Man dachte also auf Mittel und Wege,
wie man da dem Bedürfnisse abhelfen könne, ohne jene Gegenden
dem Nachtheile einer gezwungenen Armenunterstützung auSzu.

setzen. So gerieth man auf den Gedanken, denjenigen Theil
der den Gemeinden zufließenden EinregistrirlingSgebühren, der
noch nicht für gewisse andere Zwecke angewiesen ist, hierfür zu
verwenden, zusammen jährlich Fr. 3—9voo, indem câ im AnilS-
bezirke Pruntrut bisher Uebung war, diese EinregistrirungSge.
bühr nicht auf die einzelnen Gemeinden zu vertheilen, sondern
dieselbe zu gemeinschaftlichen Zwecken deö ganzen Amtsbezirkes zu
verwenden, je nachdem die Mehrheit der Gemeinden es wünschte.
Die Gemeinden des Amtsbezirkes Pruntrut haben also von der
Regierung die Autorisation begehrt, diese Einnah.nSquelle zu
einer solchen Anstalt verwenden zu können, indem sie noch
überdieß ihre bisherige gemeinschaftliche Ersparniß von circa
Fr. 30,000 sofort zur ersten Einrichtung beischießen möchten.
Da nun aber die Regierung das alte bischöfflichc Gebäude zu
Pruntrut eigenthümlich, aber ohne allen Nutzen, besitzt, so be.
gehren die Gemeinden von der Regierung die Abtretung dieses
Gebäudes zum angegebenen Zwecke und zugleich noch einige ttn-
terstützung. DaS Departement deS Innern und der RegierungS.
rath konnten nicht umhin, diesem Begehren ihren Beifall zn
schenken, indem wir überzeugt sind, daß jene Gemeinden ihre
Gebühren wohl nicht zweckmäßiger verwenden könnten, und
indem daS Schloß zu Pruntrut ganz verfallen ist und dem
Staate nur zur Last fällt. WaS die Petition von Damvant
betrifft, welche Gemeinde nicht viel über 20» Seelen zählt, so

hat sich diese schon bei der stattgehabten Zusammenkunft der
GemelndSabgeordnecen entschieden opponirt, aber die übrigen
Gemeinden sagen, daß bisher bei allen solchen Anlässen die
Minderheit der Gemeinden der Mehrheit sich unterzogen habe,
indem die EinregistrirungSgebühr von jeher im Interesse des

ganzen Amtsbezirkes verwendet worden sei. Der Herr Rappor-
teur empfiehlt dringend dem Großen Rathe, in den DekretScnt.
wurf einzukitten.

Der Herr StaatSschreiber verliest den Verbalprozeß
über die Versammlung der GemeindSabgeordnecen des AmtSbe.
zirkeS zu Pruntrut, woraus sich ergibt, daß außer Damvant
noch sieben oder acht andere Gemeinden keinen Theil an dieser
Anstalt nehmen, oder doch nur unter Vorbehalten beitreren
wollen.

Schneider, Arzt, trägt Bedenken, heute einzutreten-
ES handelt sich da um einen Grundsatz, der im Kanton Bern
noch nicht entschieden ist, um die Frage nämlich, ob solche
Anstalten zweckmäßig feien, und ob sie vom Staate aus unterstützt
werden sollen. Im Kanton Waadr ist diese Frage im negativen
Sinne entschieden worden, ich möchte daher gerne die Sache
noch genauer untersuchen lassen.

Tscharncr, Alt-Schultheiß. Im Allgemeinen könnte ich
nicht anders alS daS Bestreben, der Armuth durch wohlthätige
Anstalten zu begegnen, im höchsten Grade billigen und in allen
Vorfallenhcitcn unterstützen. Aber man muß die Sache doch

genauer untersuchen, ES handelt sich hier darum, daß der
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Staat das alte Schloß von Pruntrut Behufs einer Armenan-
stalc abtrete. Insofern macht der Staat kein großes Geschenk,
denn dieses Schloß, das chemalö ein prächtiges Gebäude war
und gegen stcbcnzig Fenster breit ist, würde gegenwärtig eine
ungeheure Summe erfordern, um cS wieder bewohnbar zu machen,
und man hat schon einige Male nachgesehen, ob es nicht möglich
wäre, dasselbe irgendwie zu benutzen. Also ist das Geschenk
von Seile des Staates nicht groß, sondern eS ist vielmehr ein
gefährliches Geschenk, das für den Amtsbezirk Pruntrut von
den bedenklichsten Folgen sein könnte. ES ist daher auch zu
besorgen, daß das Geld, welches man für die Anstalt verwert-
den möchte, durch die ungeheuern HerstellungS. und Unterhat-
tungSkosten absorbirt würde. Ein anderes Bedenken ist in mir
entstanden durch die Ablesung deS procès veillai. Da nämlich
der Bezirk Pruntrut aus 37 Gemeinden besteht, wovon l0 oder

erklären, daß sie ihre EinrcgistrirungSgcbühren lieber selbst

für ihre Schulen, Armen u. s. w. verwenden wollen; so fragt
es sich, wie cS nun mit diesen Gemeinden gehalten werden
solle; kann man sie zwingen, ihre Einrcgistrirungsgebühr her-
zugeben für crwaS, das sie nicht wollen? ES soll freilich bisher
Uebung gewesen sein im Amtsbezirke Pruntrut, daß die einen
Gemeinden sich jeweilen dem Stimmenmchr der andern
unterziehen mußten; aber aus welches Gesetz stützt sich jene Uebung?
Darüber müßte ich wenigstens einigen Aufschluß begehren,
indem ich das größte Bedenken trüge, die Gemeinden, welche
nicht wollen, dazu zu zwingen.

Da eS schon l Uhr ist, und mehrere Redner noch zu spre-
chen wünschen, so wird die Sitzung bis um Z Uhr unterbrochen.

Fortsetzung der M o r g e n s i tz u n g.

(Nachmittags um Z Uhr.)

Belrichard. Ich will an der Güte und Zweckmäßigkeit
des vorgeschlagenen, von der Mehrheit der Gemeinde» deS Am-
teS Pruntrut gewünschten, Entwurfs nicht zweifeln und bin
auch weit entfernt, ein Projekt dieser Art von der Hand zu
weisen. Wenn wir aber den abgelesenen Entwurf annähmen, so

wurden wir das Prinzip aufstellen, daß die Mehrheit der Ge-
memden eines AmceS die Minderheit zu einer Maßnahme, welche
diese verworfen hat, zwingen könnte. Allein diese Vorschrift
findet sich 'in keinem Gesetze, in keiner gesetzlichen Bestimmung;
jede Gemeinde ist eben so souverän, als je einer der zweiund.
zwanzig Kantone der Eidgenossenschaft; cS darf keine Majorität
den Gemeinden daS Gesetz machen. — Angenommen, Sie woll-
len den Entwurf, dessen philantropischen Zweck Niemand ver-
kennen wird, so annehmen, wie er Ihnen vorgelegt worden;
so scheinen mir die Mittel zu der Ausführung desselben nicht
gut gewählt. Die armen Gemeinden werden den Entwurf wie
eine Wohlthat ansehe», allein die reichen Gemeinden, für die
er unnölhig ist, werden sich weigern, für die Anstalt beizn-
steuern, denn so wären sie gezwungen, ihr Geld für Gemeinden
herzugeben, welche vielleicht ihre Finanzen schlecht verwaltet
haben. — Sodann heißt cS in einem der Artikel deS Projekts,
daß die Gemeinden in keinem Fall gezwungen werden können,
irgend eine andere Beisteuer für die Kosten der Anstalt, als
den Ucbcrschuß des ErrragS der EinregistrirungSgcbühr, zu cnt-
richten. Wenn nun aber dieser Ertrag für die Bedürfnisse der
Anstalt nicht zureichen würde, so müßte dieselbe zu Grunde
gehen, und eS wären für die Gemeinden Fr. 30,000 und für
den Staat Fr. io 000 verloren. — Auch sehe ich nirgends in
diesem Projekte, daß von der Zahl der darin aufzunehmenden
Zöglinge oder Waisen, von der Art und Weise, wie daS Ganze
organisirt und verwaltet würde, gesprochen werde; es fehlen,
mir einem Worte, alle näheren Angaben über die innere Orga-
nisation der Anstalt. AnS diesen Gründen wünsche ich, ohne
den Entwurf an sich zu verwerfen, hingegen um ein Näheres
über die Verwaltung der Anstalt zu erfahren, daß eine Kommis.
fion ernannt werde, welche daS ergänze, waö UnvolllömmcneS

am Projekt ist, und darüber Bericht erstatte. Bis dahin glaube
ich, sollen wir den Vorschlag nicht annehmen und jedenfalls
uns hüten, den Grundsatz aufzustellen, daß die Mehrheit der
Gemeinden etneS Amtes der Minderheit daS Gesetz vorschrei-
ben könne.

Stockmar, RegrerungSrath. Man hätte glauben sollen,
der vorgeschlagene Entwurf würde hier mit vieler Bereitwillig-
keil aufgenommen, und den Gemeinden deö AnneS Pruntrut
die größte Zufriedenheit für ihr Streben, die Armen zu unter-
halten und zur Arbeit zu gewöhnen, bezeugt werden; eS hätte
scheinen sollen, als sollte man den Entwurf alS ein schönes,
lobenöwerthes Beispiel ansehen, und das besonders in einem
Augenblicke, wo man überall über die Last deS Armenwesens
klagt, und man die Nothwendigkeit, demselben zu steuern, fühlt.
Die Gemeinden deS Amtes Pruntrut bestreben sich, den Armen,
die ihr Leben nicht verdienen können, Unterstützung zu verschaf.
fen und diejenigen zu beschäftigen, die nicht viel Neigung zur
Arbeit haben. Zu diesem Zwecke haben sie sich vorgenommen,
eine Wohlthärigkcitsanstalt für Kranke und Waisen zu gründen.
Sie selbst, Tit., haben eine Spcziaikommisslon für die Reform
des Finanz, und ArmcnwesenS ernannt; diese Kommission zählt
unrer die Mittel der Verminderung und Ausrottung der Armuth
die Gründung von ArbcirSanstalten, ganz in der Art, wie das
Amt Pruntrut eine haben will. Von allen Seiten hört man
klagen, daß die Hülfsmittel der Gemeinden zur Unterstützung
der Armen versiegt sind. Und jetzt, T>t., da die Gemeinden
deS AmlcS Pruncrut ihren Armen die nöthige Hülfe zukommen
lassen wollen, da werden allerlei Einwendungen gemacht. Diese
Einwendungen sind von zweierlei Art. Zuerst h.tt sich Hr. v--.
Schneider gegen daS Eintreten erklärt, indem er gesagt hat,
es möchte unzweckmäßig sein, sich in diese Materie einzulassen,
so lange die Frage nicht entschieden sei, ob ein Staat zur
Unterstützung der Armen beitragen, oder aber diesen Gegenstand
den Gemeinden überlassen solle. Bei dieser Gelegenheit hat er
die Bemühungen der Regierung von Waadt, wo man sich für
die letzte dieser beiden Ansichrcn entschieden, angeführt. Allein
wenn wir, Tit., warten wollen, bis diese Frage im Kanton
Bern gelöst sein wird, so können wir lange warren. Die
Schwierigkeiten, auf welche man bei diesem Gegenstände stößr,
sind unendlich; jede Lokalität erheischt, so zu sagen, in dieser
Hinsicht eine eigene Behandlung. BiS jetzt hat die gesetzliche
Armcnlintcrstützuligöpflicht im Jura nicht existirt, wie cS dage-
gen der Fall un alten Kanton ist; nichtS destoweniger gibt eS

dort auch Arme, allein eS werden andere Mittel zu ihrer
Unterstützung herbeigeichafft. Die Erfahrung hat gelehrt, daß
auch diese Mittel bis jetzt sich nicht als genügend bewährt haben.
Von jeher hat man an allgemeine Anstalten für die Armen
gedacht. Dieser Gedanke ist besonders im Leberberge seit langer
Zeit einheimisch. Allein eö koster Zeit, die Gemeinden bezüglich
auf diesen Gegenstand in Einklang zu bringen und etwas Ge-
memschaftlicheS zu schaffen. DaS Ann Pruntrut allein ist bereit
zu Ausführung dieses Planes, es will und kann cS thun. Wäre
cS nun an unS, dieses Unternehmen zu hemmen? Gewiß nicht.
Pruncrut hat eine ergiebige, sichere Einnahmsquelle, die Ein-
registrirungSgebühr, welche der Handqndcrungögcbühr im alten
Kantone gleichkömmt. Diese EinregistrtrungSgebühr wirft 2
ab, wovon i'/z ssg der Gemeinde, und '/2 vch dem Staate
gehört. Ueber den Theil, der den Gemeinden zukömmt, können
dieselben, nach dem Gesetze, beliebig verfügen. Bis jetzt ist eS
so gehalten worden: in den Aemtern Freibergen und DelSbcrg
ist die Summe unter die Gemeinden vertheilt worden; in Prun-
trut hingegen hat man dieß Verfahren nicht nachahmen wollen;
man hat gedacht, auf diese Weise werde dieß Geld nicht gut
verwendet, da eS doch, beisammcnbehallcn, zu einem weit
größcrn Nutzen gereichen könnte. So hat man im Amte Pruntrut

die gedachten^ Summen schon verwendet auf Straßen, auf
Feuerspritzen, auf das Kollegium; man hat auf den Primar-
unlerrichl Fr. 60,000 verwendet. Dieß der Gebrauch, den man
aus jenem Gelde gemacht hat. In neuerer Zeit hat daS Amt
Pruntrut bis zum. Jahr k835 den Ertrag jener Gebühren bei-
sammenbchaltcn, um ihn auf die Primärschulen zu verwenden;
allein von jenem Jahre an sind keiue Summen mehr für Be-
soldungen von Pnmarschullehrern gebraucht worden, weil es



allgemein hieß, nnd man hoffte, daß der Staat die Besoldung
dieser Lehrer auf sich nehmen würde. Da wurden die Einkünfte
kapitaltsirt. So wie nun der Große Nach beschlossen harte,
die Schullchrerbesoldungen zu verbessern, so beschloß man im
Amte Pruntrur, den aufgesparten und noch einzunehmenden
Geldern eine andere Bestimmung zu geben. Dwe Bestimmung
war die Gründung einer WohlthätigkeitSanstalt für Arme. Allein
die Gemeinden besaßen kern Gebäude zu diesem Zweck. Da dachte

man an daS Schloß von Prunrrur, daS für den Sraar nur eine
Last ist, denn es zerfällt in Trümmer, so daß man nicht mehr
weiß, wie man cS repariren soll. Dort, dachte man, könnte
die Anstalt angebracht werden. Allein das Schwerste war noch

zu thun übrig, nämlich die 37 Gemeinden deS AmreS dahin zu

bringen, gemeinschaftlich die Initiative in dieser Angelegenheit
zu ergreifen. Man kann sich denken, daß dieß nicht minder
schwierig war, als die 22 Kantone der Schweiz zu einem gc:
mctnsamcn Beschlusse zu bringen. Da machte ich im Regie-
rnngsrathe den Antrag, man möchte den Gemeinden daS Schloß
zu besagtem Zweck übergeben. Der Negierungsraih überzeugte
sich bald, daß daS Schloß für den Staat von keinem Nutzen,
sondern eine große Last sei, und darum bot er den Gemeinden

an, ihnen daS Schloß zu überlassen und für Va zu den Kosten
der Einrichtung desselben beizutragen, insofern die Gemeinden
die andern aus dem Erlrage der EiurcgistriruugSgcbühr be-

streiten wollten. Dieses Anerbieten ist im Amte Pruntrul mit
Freuden aufgenommen worden. Die Gemeinden wurden, nach
den Vorschriften deS Gesetzes, zusammenberufen und von 37
Gemeinden nahmen 23 den Vorschlag an; vier reihten sich später
au die übrigen 23, was also eine Zahl von 27 Gemeinden aus-
macht. Zwei andere Gemeinden haben sich dem Zwecke nicht
ividersetzt, allein sie haben den Wunsch ausgedrückt, eö möchte
der Ucberschuß der Einrcgistrirungsgcbühr, wie bisher, für die

Primärschulen verwendet werden. Demnach haben von 37 Gc-
mcinden eigentlich nur 8 sich widersetzt, und auch diese haben
sich nicht so ganz abgeneigt gezeigt, indem sie ebenfalls Abge-
ordnete zur Versammlung schickten. ES läßt sich hoffen, daß
auch diese Gemeinden für daS Projekt gewonnen werden könn-

ten, ausgenommen vielleicht Damvant, daS einen bestimmten
Oppositionsgeist an den Tag gelegt har. Nun hat aber diese
Gemeinde ungefähr 300 Seelen. — Ich komme nun auf den Ein-
wurf deS Hrn. Schultheißen Tscharner, welcher dafür hält, daß

man die sich widersetzende Gemeinde nicht zwingen könne, ihren
Antheil an dem Ertrage der EinrcglstrirungSgcbühr zu einem
Zwecke, den sie verwirft, abzutreten. Allerdings spricht sich

daS betreffende Gesetz über diesen Fall nicht aus. Allein wens
kein Gesetz da ist, so sind Antezedcnzicn da; wenn die Gesetze

schweigen, so spricht die alte Uebung. Nun aber ist schon seit
wenigstens 20 Jahren angenommen im Amte Pruntrul, daß die

Minderheit der Gemeinde sich dem AuSspruchc der Mehrheit
unterziehen muß Wollte der Große Rath heute etwas Anderes
beschließen, so würde er eine Neuerung aufstellen. Ein Beispiel
wird zur Genüge zeigen, wie eö in dieser Beziehung im Amte
Prunrrut gehalten wird. Vor ungefähr 10 Jahren haben die
versammelten Gemeinden beschlossen, eine Straße zu errichten,
welche von la nach Zzi^nolssizier führen sollte. Diese
Srraße mußte allerdings der Gemeinde von St. Ursitz schaden,
indem dieser Ort bei Seite liegen blieb. Man kann sich den-
ten, daß die Gemeinde von St. Ursitz rcklamirtc und sich über
diesen Gebrauch deS Ertrags der EinregistrirungSgebühr be-

schwercc. WaS geschah? ungeachtet aller Klagen und Beschwer-
den wurde die Straße errichtet, und St. Ursitz mußte seinen

Antheil dazu liefern. Dieses Beispiel ist gewiß auffallender,
als daS der Gemeinde Damvant. Dort wurde einer Gemeinde

ein positiver Schaden verursacht, hier aber will man nur zu

ihrem Beßten handeln. Und waS bringt sie an, diese Gemeinde,
zu Begründung ihres Begehrens? Sle will mit ihrem Antheile
nach Willkühr schalten und walten und behauptet, ihre Armen
ziehen vor, jenes Geld in die Hände zu bekommen. Allein dieß
ist gerade der Mißbrauch. Ich glaube nicht, daß wenn die

Bürger einer Gemeinde sich selbst zu Gunsten der Gründung
einer WohlthätigkeuSanstalt besteuern wollen, man bei den

Armen sich RathS erholen müsse. Somit glaube ich, daß auch

diese Einwendung ungegründet sei. Kein Gesetz bcschlägt den

Fall, so daß man sich auf das Herkommen stützen muß; nun ist

eS aber unter den Gemeinden von Pruntrut immer so üblich
gewesen, wie ich gesagt. Und dieses beweist auch der Verbal,
prozeß der Gemeinden, wo cS heißt, daß, nachdem die Mehrheil
den Grundsatz angenommen hatte, man übergegangen sei zu den
Mitteln der Ausführung. Wenn Sie nun, Tit., ein anderes
System annehmen wollten, so würden Sie die ganze Administra-
rion des AmreS Pruntrul, eine wohl geregelte Administration,
in Verwirrung bringen und viel Unheil stiften. Sie würden
dem EgoiSmuS der Ortschaften, dem Egoismus gewisser Per,'
soncn, welche gern etwas Geld unrer den Händen Härten, oder
daS Kapital vertheilen möchten, Stoff zur Nahrung geben, Sie
würden gewiß kerne gure Maßnahme treffen. Lassen Sie doch
daö Amt Pruntrul machen. BtS jetzt hat man immer gefürch-
ter, daß die Gemeinden unter der Last der Armen zu Grunde
gehen würden; da haben Sie jetzt Gemeinden, die dieselben
zu unterstützen begehren, und die es auch können. Zudem ist
dieses Beispiel nicht einzig in seiner Art, ich kann noch ein
anderes in unserem Kanton anführen. Erst vor einigen Wochen
hat sich der RegierungSralh mit einem ähnlichen Gegenstände
beschäftigt. ES betraf daS Amt Trachselwald und den dortigen
Verein für christliche Volksbildung. Der Rcgicrungörath hat
sich zu diesem schönen Zwecke bereit erklärt und hat, zum Behuf
einer WoblthätigkeitSanstalt daS Schloß Trachselwald, als in
seiner Kompetenz liegend, zcdirt. Diese Anstalt ist wirklich im
vollen Gedeihen. Für Pruntrut sollte das Nämliche geschehen.
Wie gesagt, das Opfer, daS der Staat bringt, ist beinahe Null.
DaS Schloß ist ein Steinhaufen ohne Nutzen, daS Geschenk ist
gewiß nicht groß. — Dieses führt mich auf einen andern Punkt.
Der RegierungSralh hat den Gemeinden, nämlich unter dem
Vorbehalt Ihrer Sanktion, versprochen, für ein Viertheil an
der Errichtung der Anstalt beizutragen, daS ist für 10000 Fr.
Dabei bitte ich, nicht zu vergessen, daß dieß kein fixer, fort-
lausender Zuschuß ist, — und dieß ist die bcßre Antwort auf
die Einwendung des Herrn 11,-. Schneider. ES ist also keine
immerwährende Unterstützung von Seite des Staates, sondern
ein Geschenk, das e,n für allemal gemacht wird. Daher heißt
daS auf keine Weise, die Frage nach dem Sinne deö Herrn On.
Schneider präjudizircn; man bleibt immer frei, und mögen Sie
später bestimmen, daß die Armen durch die Gemeinden oder
durch den Staat unterstützt werden sollen; so wäre durch den
heutigen Entscheid in Nichts vorgegriffen Daß Sie aber dieses
Geschenk dem Amte Pruntrul wohl machen können, daS läßt
sich gui begründen. Nehmen Sie das Staatöbüdget zur Hand,
Sie werden sehen, daß die Regierung jährlich für Arme des
allen KanlonS ungefähr Fr. 100.000, aber nichts für den Leberberg

ausgibt. Nie ist den Armen deS französischen Theiles ein
Heller von der Regierung gegeben worden ES wäre also bloß
billig und gerecht, dem Jura auch einmal etwas zukommen zu
lassen. DaS Amt Pruntrut bildet den zwanzigsten Theil des
ganzen KantonS, lassen Sle ihm zukommen, was ihm verhält-
nißmäßig gehört, und er sollte 6000 Fr. jährlich haben. Wenn
Sie ihm demnach daS verlangte Geschenk von Fr. 10,000 machen,
so geben Sie ihm für jetzt und immerdar zweimal den Theil,
den er alljährlich haben sollte. Sie werden, Tit., dieses Opfer
nicht bereuen. DaS Amt kann die Anstalt unterstützen, hierin
haben Sie nichtö zu befürchten. — Der Einwurf deS Hrn. Bel-
richard ist ebenfalls nicht stichhaltig, denn wenn eS sich darum
handelt, eine Anstalt zu begründen und ihre Errichtung zu
beschließen, da kann noch keine Rede sein von allen Details der
Verwaltung. Zudem ist dieser Gegenstand im Projekt vorgc-
sehen; dort heißt eö, daß daS Reglement der Anstalt der
Genehmigung des RegierungörathcS unterworfen werden wird. —
WaS endlich den Einwurf betrifft, daß das Amt Pruntrut nicht
im Stande sein möchte, die Anstalt zu unterhalten, darauf
habe ich Folgendes zu antworten: Der Ueberschuß der
EinregistrirungSgebühr wirft im Amte Pruntrut jährlich 9000 bis
10,000 Fr. ab. Diese Summe soll der Anstalt als Dotation
dienen; schon sind 20,000 Fr. baar in Bereitschaft. Von ihrer
Gründung an wird also diese Anstalt eine der reichsten im ganzen

Kanton sein, wenigstens ich kenne keine Einzige, die eine
jährliche Dotation von 9000 bis 10,000 Fr. hätte. Und sollte
cS dazu kommen, daß die EinregistrirungSgebühr abgeschafft
werden sollte, — nun denn, so müßten sich die Gemeinden von
Pruntrut darein fügen, die Anstalt würde aufhören; allein ich



glaube doch nicht/ daß ich nöthig habe, mich jetzt bei diesem
Gegenstande länger aufzuhalten.

Ich hoffe daher, Tit., daß Sie die Versprechungen, welche
der Negierungsrath dem Amte Pruntrut gemacht hat, gutheißen
und ratifiziren werden.

Zahler. ES ist alle Mal erfreulich, wenn man sieht,
daß cS Gemeinden gibt, welche der Armuth und Faullenzerci
durch bedeutende Opfer abhelfen wollen, wie dieß die Gemein,
den des Amtsbezirks Trachftlwald gethan haben, und wie die
Gemeinden des Amtsbezirks Pruntrut cS gegenwärtig thun
möchten. Allein es kommen da sehr verschiedene, im StaalS-
leben bisher noch nicht gehörig erörterte, Prinzipien in Kollision.
ES fragt sich: was will der Staat zu solchen ErabliffementS
beitragen? es fragt sieb: was nützen solche Etablissements den
betreffenden Gemeinden? eS fragt sich ferner: kann eine bedeu»
tende Mehrheit von Gemeinden eine kleine Minderheit zwingen,
solchen zweckmäßigen Stiftungen beizutrercn? Man hat uns so

eben das Bauen von Straßen als Beispiel hierfür zittrt, welches
aber nicht ganz anwendbar ist. Bei Straßenbautcn hat man
einen höhern Zweck, das allgemeine Bcßce deS Landes, im Auge;
bei Etablissements der heute in Frage liegenden Art hingegen
kommen mehr die Ocrtlichkeit, die nächste Umgebung, diejenigen,

welche Antheil daran nehmen können, vorzüglich in Bc.
trachtung. So lobenöwerth daS Unternehmen des Amtsbezirkes
Pruntrut ist, so geht man dabei doch zn weit, wenn man die
Minderheit zwingen will, sich der Mehrheit zu fügen. Ein
solcher Grundsatz scheint mir nicht republikanisch, und was
unter andern Umständen eine Segnung sein kann, müßte in
diesem Falle einen Fluch herbei führen. Wo gemeinschaftliche
Kräfte helfen, wo man sich versteht und daö Gute allgemein
einsieht, da wird ein solches Unternehmen nützen; aber wo
Widerstand ist, und wo man diesen unterdrückt, da wird die
Sache von Übeln Folgen sein. Aus diesen Gründen also, weil
wir erstens den Grundiatz noch nicht entschieden haben, und
weil ich zweitens glaube, daß man nie eine Minderheit der
Gemeinden zwingen könne, sich der Mehrheit zu fügen, müßte
ich mit Herrn Negierungsrath Schneider, jünger, antragen,
daß die Sache noch einer nähern Untersuchung unterlegt werde.

Fetscherin, Regierungsrath. Der Einwurf, daß die
Minderheit der Mehrheit sich nicht zu unterziehen habe, ist
bereits von Herrn RcgicrungSrath Srockmar widerlegt worden.
Wenn man weiß, wie die Verhältnisse im Jura sind, und daß

z. B. zu Damvant eine einzige Person die Sache könnte hinter-
trieben haben, — denn ich habe als Mitglied deS ErzichungS-
departemenrö und deS Departements deS Innern gar wohl gesehen,

woher die Unruhen gewöhnlich gekommen sind; — so könnte
mich diese einzige Person unmöglich bestimmen, die Gemeinden
deö Amtsbezirks Pruntrut an ihrem wohlthätigen Unternehmen
zu hindern. Es herrscht sonst in diesem Amtsbezirke viel
Gemeinsinn, derselbe hat z. B- dem Herrn Negierungsrath Stockmar
die große Wohlthat zu verdanken, daß die sämmtlichen Gemein-
den des Amtsbezirkes das nämliche GemeindSrcglement haben.
Ich glaube nicht, daß eine wohlthätige Anstalt, wie diese sein
wird, dem Dorf Damvant gefährlich sein könne, so daß von
daher eine ernste Protestation zu befürchten wäre. Wir sollen
also nicht, wenn sich von unkluger Seite her Widerstand gegen
nützliche Einrichtungen erhebt, uns sogleich dadurch abwendig
machen lassen. Man sagt ferner, der Grundsatz sei bet uns
noch nicht entschieden, ob überhaupt der Staat auf diese Weise
helfen solle. Freilich, Tit.; indessen ist die Regierung bereits
jn diese UntcrstützungSweise in einem andern Amtsbezirke cinge-
treten, nämlich im Amtsbezirke Trachselwald, wo eine unüber-
trefflich gelungene ArmenerziehungSanftalt von den Gemeinden
errichtet worden ist, die der Staat seit mehrern Jahren beträchtlich

unterstützt hat. Dieses ist auö den öffentlichen Blättern
hinreichend bekannt geworden, so daß, wenn Sie, Tit., etwas
dagegen einzuwenden gehabt hätten, hier sicherlich Stimmen
dagegen gefallen sein würden. Man muß übrigens wohl bedenken,

daß es sich hier jetzt nur um eine Unterstützung pro «emel
handelt, nicht um einen jährlichen Beitrag, und nur im letzter»
Falle wäre der Einwurf, daß man dem Entscheide über den

Grundsatz vorgreife, gegründet, denn alle andern Amtsbezirke
würden daö gleiche Recht haben, ES soll jetzt blos die Errich-

tung einer Anstalt erleichtert werden, wofür die Gemeinden
deS Amtsbezirks Pruntrut bereits Fr. so,000 zusammengelegt
haben. Wenn wir da eintreten, so greifen wir dem Grundsatze
selbst eben so wenig vor, als wir cö thun, wenn wir jährlich
eine Zahl von Sekundärschulen unterstützen, obgleich Sie, Tit.,
den Sekundarschulgesctzentwurf zu neuer Berathung zurückgewiesen

haben. Auch dagegen habe ich hier nie Einwendungen
gehört. Da nun Solches in andern Fällen angeht, so sehe ich
nicht, warum eS nicht auch hier gehen sollte. So gut alS Sie,
ungeachtet der bisherigen Unterstützungen von Sekundärschulen,
freie Hand haben, später das Sekundarschulwesen zu ordnen, —
eben so gut werden Sie freie Hand behalten für daö Armenwesen,

wenn Sie schon heute die verlangte Einwilligung
ertheilen. Ich müßte also dringend bitten, ein so wohlthätiges
Unternehmen nicht weiter aufzuschieben.

Mühle mann. Wenn eS sich lediger Dinge darum
handelte, daß der Staat großmüthig solche Anstalten unterstütze;
so wäre ich der Erste, dazu zu stimmen, indem wir im Amte
Wangen auf dem Punkte stehen, ebenfalls eine solche Anstalt zu
errichten und dafür daS Schloßgebände nebst einigem Erdreich
vom Staate zu begehren. ES handelt sich aber für diesen Augenblick

um etwas Anderes. DaS Dekret scheint einen Grundsatz
anSzusprcchen, den man bisher im Lcberberge weder gehabt,
noch gewollt hat, nämlich den Grundsatz der gesetzmäßigen Ar-
menunterstützungSpflicht. Der Gedanke, diese Pflicht aufzuheben,
hat im alten Kantone bereits ziemlichen Eingang gefunden und
hat auch Eingang gefunden bei der Finanzrcformkommission.
Auch sie sieht darin eine große Schuld der Verarmung im
alten KanconStheile und trägt daher darauf an, diesen Grundsatz

gänzlich abzuschaffen. Wenn nun der Grundsatz der freiwilligen

Armenunccrstützung sich bisher im Lcberberge alS vor-
thcilhaft erwiesen hat, und man im alten Kantone auch wieder
darauf zurückkommen wird.; so glaube ich, der Große Rath solle
nicht am Vorabende einer solchen Maßnahme hier indirekt auS-
sprechcn, daß die gesetzliche Armenunterstützung nun auch im
neuen Kantonölheile eingeführt werden solle. Dieses thut er
aber, wenn er die acht oppontrenden Gemeinden verpflichtet,
ihren Antheil an der EinregistrirungSgebühr ebenfalls in die
Anstalt zu werfen und Theil an dieser zu nehmen. UebrigcnS
was für Hülfsquellen hat man, um die Anstalt fortan zu er-
halten? Die EinregistrirungSgebühr, also eine Gebühr, wie
man sie auch im alten Kanton abzuschaffen wünscht, und die
Finanzrcformkommission hat einmüchig angetragen, daß man
auch diese Gebühren, als von den lästigsten, abschaffe. Wenn
eine solche Anstalt gedeihen soll, muß sie auf loyalem Fuße
eingerichtet sein und auf den Grundsatz der Rechtsgleichheit ge-
gründet werden. Man muß nicht Einzelne zu Beiträgen dafür
zwingen, und der Große Rath soll und darf nicht in einem
solchen Dekrete auösprechen, daß eine Minorität von Gemein-
den sich einer Mehrheit zu fügen habe. Aus allen diesen Gründen

muß ich darauf antragen, daß der Große Rath in diesen
Gegenstand nicht eintrete, bis daS Armcnwcscn im Allgemeinen
behandelt sein, bis der Große Rath entschieden haben wird, ob

die Armcnunterstützung den Gemeinden auch ferner obliegen,
oder ob sie Sache der freien Wohlthätigkeit sein soll.

Schneider, Negierungsrath. Seit Jahren redet man
vom Armenwesen und wünscht Abhülfe hierin, und wenn man
dann Mittel bringt, um an einzelnen Orten zu helfen; so

widerspricht man und will zuerst ein Armengesetz, und diesem
muß zuerst die Finanzrcform vorangehen. So kommen wir in
Ewigkeit zu nichts. Wenn ich hoffen könnte, in 3—4 Jahren
schon zu einem Armengesctze zu gelangen; so könnte ich wohl
stimmen, wie Herr RegicrungSstatthalter Mühlcmann. Aber
nach allen Erfahrungen muß ich glauben, daß wir noch nach
sechs Jahren nicht so weit sein werden. Daö Armenwescn ist

etwas, daS niemand gerne berührt. ES greift ins Innerste des

Staatslebenö, und weil man sieht, daß cS hier und da etwas
mehr an den Gcldsäckcl recken könnte, schiebt man eS immer
hinaus. In, ganzen Lande sagt man: wir haben Leute, die nicht
arbeiten wollen, und wir haben keine Mittel, diese Leute zur
Arbeit zu zwingen; wir haben Arme, Kranke, die nicht arbeiten
können, und wir haben keine Anstalten, um sie unterzubringen;
wir haben arme Kinder, Waisen, und wir haben keine Anstalten,



um sie zu erziehe»/ und daher müssen wir sie verdinge»/ in
den Umgang schicken/ wo nichts aus ihnen wird. In meh.
rcren Amtsbezirken hat man daher bereits deutlich eingesehen, daß
auf diesem Fuße daS Armenwesen immer mehr zunehmen muß,
und daher hat man sich entschlossen, Armenerziehungsanstalten
zu errichten, worin Trachsclwald mit dem Beispiele vorangegangen

ist, und was man im Obersimmenthal, im Amtsbezirke
Wangen u. s. w. zu thun beabsichtigt. So beabsichtigt nun
auch der Amtsbezirk Pruntrnt die Errichtung einer Anstalt,
um die, welche nicht arbeiten wollen, aber arbeiten können,
dazu zu zwingen, — um andere, die sich nicht ernähren können,
zu verpflegen, — um arme Kmder zu erziehen. Nun sagen uns
die dortigen Gemeinden: wir möchten hiefür vom Staate daS

alte Schloß zu Pruntrut und möchten für ein und alle Mal
einen Beitrag von Fr. 10,000. Mit Freuden würde ich dazu
stimmen, auch jedem andern Amtsbezirke zu solchem Zwecke
ebensoviel zu geben; aber in andern Bezirken ist die Sache noch
nicht zu dieser Reife gelangt. Nun wendet man ein, es sei da
eine Gemeinde, welche sich dem Beschlusse der andern Gemeinden

nicht unterziehen wolle, und eS wäre «»republikanisch, sie

dazu zu zwingen. Und wenn in einer Gemeindöversammlung
ein einzelner Bürger sich dem Mehrheitsbeschlüsse widersetzt, —
ist es nicht eben so »»republikanisch, thu dennoch zu zwingen?
Wenn man die Gemeinde Damvant zu etwas Nachtheillgem
zwingen wollte, so würde ich mich dem widersetzen; aber da
sind wahrscheinlich nur Vorurtheile im Spiele, und die
Gemeinde Damvant wird in kurzer Zeit sehr wohl damit zufrieden
sein, wenn sie ihre Müssiggänger sowohl als unverschuldete
Arme in dieser Anstalt unterbringen kann. Das Opfer, welches
der Staat hier bringt, ist im Verhältnisse zu dem von der
Anstalt zu erwartenden Segen nur sehr gering, und wir müssen

gerade auf solche Weise anfangen, wenn wir im Armenwesen
zu einem Ziele gelangen wollen; denn bloß durch dergleichen
Erfahrungen in einzelnen Bezirken werden wir ersehen, ob diese

Art der Armenvcrsorgung zweckmäßig ist oder nicht. Wenn wir
nirgends probiren, — wo wollen wir daö erfahren? Man hat
uns das Beispiel von Waadt zinrt, wo man den Grundsatz
aufgestellt habe, daß es besser sei, die Gemeinden machen zulassen.
Das können wir auch sagen, aber sind dann die Gemeinden
damit zufrieden? Was werden die Gemeinden im Pruntrutischcn,
welche mit Freuden erwarten, daß der Große Rath diesem De-
krete beistimmen werde, sagen, wenn man im alten KantonS-
theile jährlich Hunderttausende für das Armenwescn auSgiebt
und dagegen ihnen nicht einmal die Fr. 10,000 ein für alle
Mal geben will? Will man denn um dcS Widerstandes einer
einzigen Gemeinde willen dem ganzen Bezirke nichts zukommen in
lassen? Man har ohnehin das Bisthum in mancher Beziehung
nicht immer so behandelt wie den alten Kanton; um so mehr
wünsche ich, daß jetzt, wo ein ganzer dortiger Bezirk einen
solchen Wunsch auSspricht, man diesem beipflichten möchte. Ich
wenigstens werde mit Freuden zum Antrage stimmen.

May. Im Ganzen genommen stimme ich dem Herrn Präo-
pinanten völlig bei. Es hat mich seiner Zeit sehr wohl gefreut,
zu vernehmen, daß im Amtsbezirke Trachsclwald eine solche
Anstalt, auf sehr festen Grundlagen und unter Bcistimmung vieler
Gemeinden, gegründet worden sei. Eben so hat die erste Idee,
daß man das alte Schloß von Pruntrut zu einem solchen Zwecke
verwenden wolle, mich gar sehr angesprochen; aber als ich die Sache
näher betrachtete, hat es mir geschienen, es sei dieß freilich
eine sehr schöne Idee, eine Idee aber nur, die Sache sei
jedoch noch nicht gehörig bearbeitet, und wenn man jetzt einen
Beschluß nehmen wollte, so würde derselbe nicht ohne sehr viele
Reklamationen exequirt werden können, — also ein großes
Gebäude auf Sand gestellt. Ich erlaube mir daher in dieser
Beziehung einige Bemerkungen. ES handelt sich nicht nur
darum, eine solche Anstalt zu gründen, sondern darum, dieser
Anstalt für die Zukunft bestimmte Einkünfte zuzusichern. Diese
Einkünfte findet man in der Einregistrirungsgebühr. Nun aber
schreibt die VercinigungSurkunde vor, daß im Jura die unrer
der französischen Herrschast eingeführten indirekten Abgaben ab-
geschafft sein, und daß namentlich die EinregistrirungSgebühren
mit dem Jahre 1816 aufhören sollen. Wie ist cö nun gegangen,
daß diese Gebühr dennoch fortbesteht? ES findet sich im Manua

deö kleinen RatheS von 1818 ein auf den Antrag dcS damaligen
OberamtmannS von Pruntrut, Herrn von Jenner, gefaßter

Beschluß eingetragen, dahin gehend, daß zwar, vermöge der
VercinigungSurkunde, diese Einregistrirungsgebühr hätte mit dem
Jahre 1816 aufgehoben werden sollen, daß man sie aber
einstweilen, weil man allerlei gemeinnützige Sachen damit machen
könne, in den katholischen lebcrbcrgischen Aemtern fortbestehen
lasse für so lange, als die französische Gesetzgebung daselbst
gelte, und daß diese Gebühr sowohl zu Tilgung der Landes-
schulden als zu gemeinnützigen Polizeianstalten in den Gemein-
den zu verwenden sei. Auf diesem Beschlusse also beruht die
Einregistrirungsgebühr. Anfangs war der Obcramtmann von
Pruntrut damit beauftragt; später besorgte jeder Amtsbezirk
diese Angelegenheit selbst. In den Amtsbezirken Freibergen und
DelSberg wurde die Gebühr den einzelnen Gemeinden überlassen,
während hingegen im Amtsbezirke Pruntrut man sie beisammen
behielt, um so aus der ganzen Masse etwas allgemein Nützliches
zu machen. So gut es war, daß man seither diese Uebung
beibehalten konnte, so ist doch nichts vorhanden, was die Gemeinden

dieses Amtsbezirkes dazu verbinden könnte, denn hiezu
gehört eine Verfügung der obersten Landcsbchörde, und eine solche
existirt nicht. So lange nun keine existirt, kann man auch
keine Gemeinde zwingen, in diesem gemeinschaftlichen Verbände
hinsichtlich der EinregistrtrunSgcbühr zu bleiben. Es wäre sehr
zu wünschen, daß man dieß könnte, aber einstweilen ist kein Gesetz

vorhanden. Daraus ergiebt sich, Tit., daß dem ganzen
Projekte die Grundlage fehlt, indem keine Gemeinde gezwungen
werden kann, ihren Antheil an der Einregistrirungsgebühr,
woraus man doch die Anstalt unterhalten will, gemeinschaftlich
mit den übrigen zu einem gemeinsamen Zwecke zu verwenden,
und also ist dieses Projekt ein auf Sand gebautes Gebäude.
Man redet immer nur von Damvant. Diese Gemeinde ist freilich

die einzige, welche mit einer Petition vor den Großen
Rath kömmt; aber noch andere acht Gemeinden haben sich widersetzt,

und noch andere haben Vorbchälte gemacht. Unter diesen
letzterer ist die Stadtgemeinde Pruntrut, welche den Vorbehalt
gemacht hat, daß wenn über kurz oder lang die Anstalt aufhören
würde, dann die Gemeinden zu drei Vierteln, d. h. im
Verhältniß zu ihren Bcischüssen für die ersten Einrichtungen, Mit-
cigenrhümer des Ganzen fein sollen. Wenn ich nun den De-
kreröentwurf durchgehe, so finde ich, daß dieses Reservat so

ziemlich in denselben übergegangen ist. (Der Redner weiSt
dieses an dem einzelnen nach.) Nun will es mir nicht
einleuchten, daß, wenn es den Gemeinden einfallen sollte, die
Anstalt aufzuheben, die Regierung dabei nichts zu thun hätte,
als die Schätzung deö Vorhandenen zu verlangen und die Ge-
meinden mit drei Vierteln auszukaufen, um so ihr Eigenthum
wieder an sich zu ziehen. Das Alles führt mich zum Schlüsse,
daß man zwar die Geneigtheit für Unterstützung einer solchen
Anstalt anSsprechen mag, aber daß die Sache noch nicht vor-
gearbeitet ist und daher zu nochmaliger Berathung zurückgeschickt

werden muß, — wobei einerseits festzusetzen wäre, daß
der Große Rath es bloß mit den hiezu geneigten Gemeinden zu
thun haben wolle, — wobei anderseits die Rechte der Negierung

besser gewahrt werden mußten, als cS hier der Fall
zu sein scheint, — und wo dann drittens über die zu machenden
Arbeiten, über die Zahl der aufzunehmenden Armen, über die
AdministrationSkostcn, über die ressources und über die Zeit,
für wie lange dieselben zugesichert seien, genaue Angaben nnd
Berechnungen vorzulegen wären.

Stettler. Diesen Antrag muß ich ganz unterstützen. Die
Verhältnisse, so wohlthätig ganz gewiß die Absicht ist, sind im
Amtsbezirke Pruntrut anders als im Amtsbezirke Trachfelwald;
und wie kann man sagen, die NeparationSkosten sollen sich

nicht höher belaufen alü auf Fr. àooo? Uebrigeng ist der
Zweck selbst noch ziemlich vag, denn waS für Arme sollen cigcnt-
lich in diese Anstalt? Herr Negicrungsftatlhattcr Mühlcmann
hat Ihnen, Tit., bereits gesagt, daß daran gearbeitet wird,
auch bei unö die gesetzliche UnterstützungSpflicht nicht mehr in
dem bisherigen Umfange anzuerkennen. Nun ist nicht bestimmt
angedeutet, welche Klasse von Armen immer noch von den Ge-
meinden unterstützt werden sollen. Ferner sagt man, daS Schloß

^ zu Pruntrut solle dann ein gemeinschaftliches Eigenthum sämnit-
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licher Gemeinden des Amtsbezirks sein. Wer aber auf dem

Lande gelebt hat/ weiß/ daß gemeinschaftliche Eigenthümer
immer sehr leicht in Streitigkeiten gerathen. Die Anstalt zu

Bättwyl z. B. gehört nicht einem ganzen Bezirke, sondern sie

ist eine Privatanstalt u. s. w. Auö allen diesen Gründen scheint
mir die Sache gewiß einer reifern Vorberathung werth so daß

ich ehrerbietig den Antrag des Herrn Staalöschreibcrs May und
deö Herrn Alt-Schultheißen Tscharner unterstütze.

Hunziker. Wenn die frühere Diskussion nicht gezeigt
hätte, daß der richtige Standpunkt in dieser Sache nicht auf-
gefaßt worden war; so hätten eS die letzten Präopinanren ge-
than. Der Gegenstand, um den eS sich handelt, ist ganz uner-
wartet vor unS gekommen. ES handelt sich um eine Schenkung,
die der Große Rath machen soll. Ein solches Begehren kann

von mehrern Gesichtspunkten auö betrachtet werden. Allein
warum der Gegenstand hteher kommt, daö scheint mehrern
einzelnen Mitgliedern dieser Versammlung noch nicht klar.
Also verdient die Sache noch untersucht zu werden. — Dieser
Gegenstand ist mit der Opposition von einigen Gemeinden
hiehcr gebracht worden; diese Opposition ist nicht so unbedeutend,

als man angeben möchte; sie verdient, in Beziehung des

Verhältnisses der Majoritäten zu den Minoritäten, volle
Berücksichtigung. ES handelt sich darum, dieses Verhältniß zu be-,
stimmen. Allein abgesehen von dieser Frage fällt die Sache
mehr inS Gebiet des Armenwesenö und ist darum von vieler
Wichtigkeit. Ich habe mich schon viel mit dem Armcnwesen
abgegeben. Entweder ist der Antrag nur als ein Geschenk an.
zusehen, oder als eine Unterstützung für das Amt Pruntrut.
Nun wäre eS das erste Mal, daß der Große Rath in Sachen
einer solchen Abtretung oder deö Armenwesenö überhaupt einen
Beschluß faßte. ES wäre also hier bedachtsam zu Werke zu

gehen. Ich habe nun freilich von frühern Präopinanten gehört,
daß man nur einem einzelnen bedrängten Amte zu Hülfe kom-
men solle. Auch ich theile diesen Wunsch, allein die Versammlung

hat doch noch eine andere Pflicht. Sie soll wissen, ob

ein Vorschlag zum Ziele führt und zweckmäßig ist. Nun ist
aber die Art und Weise, wie geholfen werden soll, nicht gehörig

auseinander gesetzt worden. Man sagt, eS seien darüber
schon andere Beispiele von der Regierung aufgestellt, und unter
andern zilirt man die Anstalt von Trachsclwald. Allein soll
der Große Rath der Regierung folgen oder umgekehrt? und ist
damit bewiesen, daß die angewandten Mittel gut sind? Der
Große Naih soll wissen, warum er gibt, der Große Rath soll
wissen, in wie ferne eine WohlthatScrweisung vernünftig ist, er
soll wissen, ob das Mittel zum Zwecke führt oder nicht. Wie
gesagt, ich habe mich schon viel mit dem Armcnwesen befaßt,
und darum möchte ich anfmerksam darauf machen, ob die hohe
Versammlung wohl über die Mittel, den Zweck zu erreichen,
im Reinen ist; allein da ist NichtS bekannt, und NlchtS liegt
im vorgelegten Dekret. Jetzt, da die Sache so ist, und man
nur einen Vorschlag zu einer Schenkung macht, was als Ante,
ccdenz große Konscgucnzen haben kann; so bleibt unS nur übrig,
bevor wir einen Schritt weiter gehen, die Sache näher
untersuchen zu lassen und sie einer Kommission zu übertragen, die,
bis zur Behandlung des nächsten BüdgetS, darüber einen Bericht
abstatten soll.

Fuel er. Man scheint mir denn doch viel zu vorsichtig,
und diese ganze Diskussion wäre jetzt verloren, we«n man die
Sache aufschieben wollte. Freilich sind noch keine detaillircen
Reglemente für diese Anstalt vorhanden, indessen wollen doch
viele Gemeinden Opfer bringen. Man sieht daraus, daß im
Allgemeinen solche Anstalten den Ruf haben, ihren Zweck zu
erreichen. Viele solche sind in letzter Zeit gegründet worden,
und wenn sie auch den Zweck vielleicht nicht ganz erreichen, so

sind sie doch ctwaS sehr wohlthätiges, so daß ich unmöglich die
Sache so genau abwägen möchte. Man sagt, dieß wäre eine
Anbahnung zur Einführung der gesetzlichen Armenunterstützung.
Ich bin weit davon entfernt, unser Armengesetz, daö ich für
ein Nebel kalte, dem Jura aufzudringen; aber jene Besorgniß
kann ich unmöglich theilen, vielmehr zeigt der heutige Antrag,
daß auch da, wo die gesetzliche ArmenunterstützungSpflicht nicht
existirt, eö dennoch Männer gibt, welche sich für die Armen
j.nteressiren. Ich sehe also auch daraus, daß wenn man bei uns

diese Pflicht abschafft, alSdann für die Armen immerhin gesorgt
werden wird. Die Unmündigen und Invaliden müssen immerhin

unterstützt werden, der Staat wird diese Last nie ganz über
sich nehmen, und daher wird die Regierung immer im Falle
sein, den einzelnen Gegenden und Gemeinden unter die Arme zu
greifen. Niemand wird sich also zu beklagen haben, wenn wir
jetzt dem Amtsbezirke Prunrrut die Fr. io,voo ein für alle Male
geben, da wir ja auch in andern Aemtern wenigstens eben so

viel zur Armenunterstützung alljährlich werden beitragen müssen.
Ich sehe auch nicht ein, daß man darum nicht eintreten sollte,
weil die EinregtstrirungSgebühr möglicherweise könnte abgeschafft
werden; denn wenn wir einmal dem Amtsbezirke Prunlrut zu
einer solchen Wohlthätigkeitsanstalt verhelfen haben, so werden
die dortigen Gemeinden, auch wenn jene Gebühr wegfiele, durch
sonstige freiwillige Beiträge den Fortbestand dieser Anstalt zu
sichern suchen. ES ist'schwerer, eine solche Anstalt zu etabli-
ren, als sie nachher gehen zu machen. Der wichtigste Einwurf
scheint mir der, daß man eine Minderheit von Gemeinden zu
zwingen schiene, sich der Mehrheit zu fügen. Allein, Tit., die
Gemeinden des Amtsbezirkes Pruntrut haben sich seil 20 Jahren
selbst und freiwillig unter dieses Gesetz gestellt, nicht diese hohe
Behörde hat eS ihnen gegeben. Daher finde ich, daß sich diese
Gemeinden nicht beklagen könne», wenn wir in diesem Punkte
unS nicht darein mischen, sondern eS bei der bisherigen Uebung
einfach bewenden lassen. Diese Minderheit soll jedenfalls den
Großen Rath nicht hindern, die Anstalt zu unterstützen, auch
wenn jene ihren Antheil an der EtnregistrirungSgebühr für sich
behalten und nicht an der Anstalt Theil nehmen sollte. Aus
allen diesen verschiedenen Gründen stimme ich dazu, daß man
heute eintrete.

Huggler. Dieser DekretSentwurf ist dem Großen Rathe
und dem Publikum sehr unbekannt, und was man damit be-
zweckt, ist bloß so ein Bröcklein. Man hat aber versprochen,
mehr zu thun und daher will ich jetzt nicht eintreten. Wir haben
im ganzen Kanton noch mehr solche Schlösser, woraus der
Staat nicht viel zieht, und welche zu besserer Versorgung der
Armen und zur Erleichterung der armen Gemeinde» benutzt
werden könnten. Erleichterung wünscht daö Land, und wir
haben den Auftrag dazu, ihm dieselbe zu geben. Ich will nicht,
daß der Staat die Armen ganz übernehme, aber er soll doch
etwas thun für die Waisen und unschuldigen Kinder, — für
die Faullenzer können die Gemeinden füglich selbst sorgen. Wenn
der Große Rath hierin nichlö thun will, waS wird daö Publi-
klini dazu sagen, das uns hiehcr gerufen hat? Wir sollen einmal

auSsprechcn, wie weit der Staat in daö Armenwesen
eingreifen will; wenn wir aber immer stehen bleiben und den
Gemeinden nicht Hand bieten, so thun wir unsere Pflicht nicht.
Darum geht jetzt mein Antrag dahin, daß der Große Rath
entweder zu näherer Untersuchung dieser Frage eine Kommission
auSschicße, oder aber den RegierungSrath beauftrage, da die
Broschüre der Finanzkommisston zur Hand zu nehmen und dem
Großen Rathe in der fortgesetzten Wintersitzung umfassende An-
träge über daS Armcnwesen zu bringen.

Tscharner, RegierungSrath. Bei der Vorberatbung des
heutigen Antrages im Departement und im NegierungSrathc ist
keine einzige Stimme dagegen gewesen; man hat einstimmig
gefunden, daß der französische Landcötheil bisher einen großen
Theil der Begünstigungen des alten KantonS entbehrte. Unter
der alten Regierung — ich sage dieß ohne alle Verdächtigung —
hat sich der neue LandeStheil oft gekränkt gefühlt, daß er gleich,
sam als uneheliches Kind betrachtet wurde und immer den Kür,
zcrn ziehen mußte. Ich sage dieß, damit wir nicht in die
gleiche Aberration fallen. Reformirt oder katholisch, deutsch
oder französisch, alt oder neu, Alle sind wir ein einziger Ver,
band von Staatsbürgern. Wir dürfen nicht dahin kommen,
waS der witzige GuggiSbergcr sagte, daß nämlich nichts schwieriger

sei, alö anderer Leute Sachen mit den gleichen Augen
anzusehen wie die Seinigcn. Die Gemeinden des AmtSbe-
zirkS Pruntrut sagen, wir stellen dieser Anstalt von Anfang
an Fr. 30,00» zur Verfügung, wir geben alle Jahre Fr. 8000
biö 9000 dazu, aber wir wünschen, daß, weil Ihr andern Kan-
tonötheilen alljährlich beträchtliche Steuern gebt, Ihr uns
das Schloß zu Prunlrut überlaßt und ein für alle Male
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Fr. to,000 beifügt. Nun denken Sie, Tit., daß kein einziger
Amtsbezirk des alten KantonStheileS von der Regierung wcmger
bezieht, als die Pruntruter da fordern. Der jährliche Zins von

Fr. 10,000 ist Fr. 4oo; daö ist nun kein großer Zuschuß von
Seite des SraatS für einen solchen Amtsbezirk, wo durch die

Revolution die GemeindSgütcr eingezogen worden sind, wo der

Staat nachher eine große Zahl Heimathloser um sehr geringes
Geld eingebürgert und dadurch die Zahl der doxtigen Armen
bedeutend vermehrt hat. Scrr vr. Schneider hat nun vorerst

gefunden, man müsse den Grundsatz untersuchen, ob cö zweck-

mäßig sei, daß der Staat sich in daö Armenwesen mische. Dieser

Grundsatz ist im alten KantonStheilc anerkannt, und wenn

Sie, Tit., denselben etwa in Zweifel setzen wollen, so wünsche

ich, daß sämmtliche Gemeinden und Bezirke von Stund an aus

alle Unterstützungen von Seite deö Staates verzichten; alSdann

haben wir tatzle rase und können jenen Grundsatz dann ungenirt
berathen. Bis dahin aber ist es billig und gerecht, daß man

alle LandeSthcile gleichmäßig unterstütze. Der gleiche Redner

hat daö Beispiel von Waadl angeführt; ich könnte mich aber

nicht an diese Verhandlungen erinnern, wiewohl ich in viel-
fâcher Korrespondenz mit den waadiländischen Behörden bin.

Auf jeden Fall besteuert Waadt seine Landsaßen viel besser, als
wir die unsrigen. ES unrerstützt die bei uns wohnenden waadt-
landischen Armen viel reichlicher, als wir d,e unsrigen; ja wir
werden sehr häufig aufgefordert, die im Waadtlande angcsessc-

nen bcrncrischen Armen besser zu besteuern, und unsere Armen
genießen dort außerordentlich viel Unterstützung von Privaten
und vom Staate in Spitälern und aus andere Weise. In dieser

Hinsicht kann ich die Regierung von Waadt nur loben. — Mehrere

Herren Präopinantcn stellen den Grundsatz auf, daß die

Mehrheit die Minderheit nicht zwingen könne, und sie haben in
dieser Beziehung das vorliegende Projekt als sehr illiberal be-

zeichnet. Ich war sehr verwundert, das zu hören. Unser ganze
Staatshaushalt und unser ganze Gcmeindshaushall beruht auf
dem Rechte der Mehrheit, und so wie hier in diesem Zimmer
die Mehrheit König ist, so muß überall die Minderheit der

Mehrheit sich unterziehen und zwar oft auf eine sehr empfindliche

Art. So z. B. bet den Verhandlungen über die Tcllen,
wo vielleicht 3—4 Individuen neun Zchnthcile deö ganzen Tell-
bttragcö bezahlen, müssen sich diese dennoch der Mehrheit
unterziehen. DaS gleiche findet statt bei Verwendung der GemeindSgütcr

u, s. w. Wo kämen wir auch hin, wenn wir bei
gemeinnützigen Unternehmungen zuerst jede einzelne Gemeinde, wie dieß

in Graubünden der Fall ist, fragen müßten? Wenn Ihr den

wenigen pruntrurischcn Gemeinden, welche ihre EinregistrlrungS-
gcbühr selbst verwenden wollen, ihren Willen laßt, so mußt Ihr
eS im alrcn KanronSlhcile auch geschehen lassen, wenn eine Gc-
meinde ihr besonderes Salzregal oder ihre eigenen Posten haben

wollte. Uebcrdieß heißt eS ui der Verordnung der frühern Regie-
rung ganz bestimmt, daß die EinregistrirungSgebühr für die
betreffenden Aemter -all nu>s5.iin gezogen werden soll, und diese

Gebühr ist die natürliche Folge des Dekretes, welches die Ein-
führung der bernischen Civilgcsctzgebung im Jura verschoben

hat. ES heißt darin unter Andcrm, daß die EinregistrirungSgebühr

für Polizcianstaltcn verwendet werden soll Was ist

nun eine bessere Polizeianstalt, als wenn man die Kinder zu
betteln hindert? waS ist eine bessere Polizeianstalt, als daß man
die Krüppel nicht ohne Obhut auf den Straßen läßt? waS
ist eine bessere Polizeianstalt, als daß man Vagabunden an
Orte thut, wo sie nützlich beschäftigt werden können, und
wo sie nicht der rechtlichen Bevölkerung zur Last gereichen?
Also, Tit., ist die vorgeschlagene Anstalt eben im Intent der
frühern Gesetzgebung. Man hat ferner eingewendet, die
EinregistrirungSgebühr könnte früher oder später aufgehoben
werden; auch wisse man noch dieß und jenes nicht; der Zweck sei

noch nicht gehörig dargestellt; eS sei keine Kostenberechnung da;
man sehe nicht, waS für Arme und wie viele aufgenommen
werden sollen u. s. w., u. s. w. Ja, Tit., wenn man so in
allen Detail eintreten und alles zum Voraus umfassen will, so

wird in dergleichen Sachen inchtö gemacht. Wollte man die
Anstalt nicht errichten, oder sie stehe gleich ganz auSgemodclt
hier auf dem Tische, so würde dieselbe nie zu Stande kommen.
Die Erfahrung hat gezeigt, daß man in solchen Fällen vorerst
gewisse Grundsätze festsetzen und Hülfsqucllen anweisen muß,

und daß man erst dann Reglemente über Zweck und Einrichtung
einer solchen Anstalt abfassen kann. Sie, Tit., werden

gewiß Tendenz und Zweck der Anstalt billigen. Alles Gewünschte
wird sich im Verlauf der Zeit geben. Man hat gesagt, daß
wenn im alten Kantone die Tendenz bemerkbar sei, die gczwun-
gene Armcnunterstützung aufzuheben, so solle man sie jetzt nicht
im neuen einzuführen suchen. Eben die Errichtung solcher An-
stallen dient dazu, die Einführung der gezwungenen Armen-
Unterstützung zu verhindern; denn wenn man solche Anstalten
hat, so wird das Bedürfniß der gezwungenen Armenunterftützung
weniger eintreten. Man hat auch eingewendet, daß unter so

vielen Mileigcnchümern leicht Reibungen entstehen könnten; das,
Tit., hängt alles vom öffentlichem Geiste in den Gemeinden und
im Amtsbezirke ab. Im benachbarten Frankreich gedeihen solche
Anstalten vorzüglich gut, und doch haben daselbst ganze Depar-
temente Theil daran, also ein Umfang, der so groß ist wie die
ganze Schweiz zusammengenommen. Wenn solche Anstalten nun
dort gedeihen, so sollte dieß auch im Amtsbezirke Pruntrut der
Fall sein. Man glaubt auch, die der Anstalt angewiesenen
Hülfsqucllen seien nicht sicher genug, indem die EinregistrirungS-
gebühr leicht aufgehoben werden könne. Diese Institution ist
aber so nützlich, daß ich glaube, Niemand werde sobald ihre
Aufhebung verlangen. Gesetzt aber auch, daß die Anstalt auf-
gebobcn werden müßte; so wird das Schloß Pruntrut, wenn
es gehörig reparirt sein wird, immer ein sehr schätzbares Lokal
für Unternehmungen aller Art sein. Wir mögen hier Armen-
gesctze machen, so viele wir wollen, so werden immerfort Arme
sein; dieß ist ein allgemeiner Grundsatz in der Welt. Ja, wenn
man alle Jahre eine Ausgleichung des Besitzes vornehmen wollte,
so würden wir gleich wenige Tage darauf wieder allenthalben
Arme haben. Alfo werden dergleichen Anstalten immerfort noth-
wend g bleiben, — so daß lch in keinem Falle Bedenken tragen
könnte, die Errichtung der vorgeschlagenen Anstalt zu befördern.
Man hat eingewendet, daß die Wiederherstellung der Schloß,
gebäude wohl mehr alö Fr. 40,000 erfordern werde. Hierauf
kann ich erwiedern, daß bei Vereinigung des neuen LandcStheilcs
mit dem alccn Kantone diese Gebäulichkeiren bereits untersucht
worden sind, und daß man damals gefunden hat, dieselben wären
mir Fr. 40,000 so weit einzurichten, daß der Oberamlmann, die
AmtSschrelberci, daö Landjägcrkorps, der deutsche Pfarrer u. s. w.
u. s. w. darin bequem Platz finden könnten, mit Einschluß sogar
einer Kaserne für ein Bataillon. Seither haben sich freilich diese

Gebäulichkettcn außerordentlich degradirt, aber für eine bloße
Armcnanstalt würden auch gar viel einfachere Einrichtungen
genügen, indem man da keine kostbaren Tapeten, Diehlen u. f. w.
braucht. Demnach habe ich keinen Zweifel, daß die Fr. 40 00Y
nicht hinreichen sollten. Endlich hat man Bedenken getragen
in Betreff der Auseinandersetzung der verschiedenen Interessen,
im Falle die Anstalt je aufhören sollte. Man hat im Regie-
rungörathe gefunden, daß die Liquidation alSdann am zweck-
mäßigsten Start finden würde wie bet einem HaudelShause,
das liquidirt, so daß die Schloßgcbäude immer wieder zur
Verfügung der Regierung gestellt werden. — Man hat
vorgeschlagen, die ganze Sache einer Kommission zuzuweisen.
Allein, Tit., eine solche Kommission würde nicht viel nützen.
Die Sache ist schon seit langer Zeit untersucht worden, und
man hat an Ort und Stelle alle nöthigen Informationen
aufgenommen. Eine GroßralhS-Kommission würde sich eben,

falls an Ort und Stelle begeben müssen, und dann wäre
sie erst noch nicht landeskundig genug, um gehörig alle
Verhältnisse beurtheilen zu können. Vor Allem aus ist eS darum
zu thun, daß der einsichtsvolle Theil der Bevölkerung, das ist

hauptsächlich die obern Beamten und^ die Gemeindsvorstehcr,
sich mit der Einrichtung der Anstalt befassen. Wenn Sie, Tit.,
sich vorbehalten wollen, alsdann die daherigen Neglemenre u. s. w.
zu prüfen, so ist daö gewiß Alles, waS mau begehren kann,
und alSdann ist eS auch am Orte, zur Prüfung dieser Reglemente

eine Spezialkommission niederzusetzen. Vergessen Sie
übrigens nicht, daß die Gebäulichkeiren nichts werth sind, und
daß die ganze Zubehörde auch nichts werth ist, indem alles

irgend Werthvolle während der Revolution verkauft worden ist.

Ich stimme dahin, daß man die Gememden deS Amtsbezirkes

Pruntrut autorisire, die ihnen zu Gebole stehenden Hülfsmittel
zum Zwecke einer Armenanstalt zu verwenden, und daß der Staat



ihnen hierfür das Schloßgebäude zu Pruntrut zur Verfügung
stelle und zu den Einrichtungskoftcn Fr. 10,000 für ein und alle
Male beitrage, — Alles unter Vorbehalt der Genehmigung der
nähern Einrichtungen und Reglements durch den Großen Rath.

Abstimmung:
(Der Herr Landammann hatte bereits während der

Diskussion daS Präsidium dem Herrn Vize-Landammann Meßmcr
übertragen).

1) Ueberhaupt einzutreten Einstimmig.
2) Sogleich einzutreten S3 Stimmen.

Zu verschieben 6t „
3) Einfach zu verschieben t „

Zu neuer Berathung zurückzuschicken große Mehrheit.

4) An den Regierungàth zurückzuschicken Mehrheit.
An eine Kommission .19 Stimmen.

5) Einfach zurückzuschicken Mehrheit.
In dem von Hrn. May beantragten Sinne

zurückzuschicken n Stimmen.

Resultat der heutigen SechSzehnerwahlen.
Im dritten Skrutinium find ernannt die Herren Oberlichter

Jaggi und Amtsrichter Stämpfli.
Die Wahl der noch übrigen sechs wird in der folgenden

Sitzung vorgenommen werden

Schluß der Sitzung um 6 Uhr.
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Nro. 49.

erhandlunge
d e s

Großen Rathes der Republik Bern

Ordentliche Wintersitzung. Erste Hälfte, 1837.

(Nicht offiziell.)

Fünfzehnte Sitzung.

Dienstag den 6. Christmonat 1837.

(Morgens um 9 Uhr.)

Präsident: Herr Landammann Tillier.
Nach dem Namensaufrufe und nach Genehmigung des

Protokolls werden auf den Kanzleitisch gelegt:

hl) Eine Bittschrift mehrerer Bürger von Renan, um Ab-
änderung der Verfassung.

2) Eine Mahnung des Hrn. Stettler, dahin gehend, daß
seinem am 3. Merz erheblich erklärten Anzüge gemäß eine
Kommission zur Prüfung des StaatsvcrwaltungSberichles
über die Jahre 1834 und 1836 niedergesetzt werde.

Tagesordnung.
Der zu einem Oberrichter ernannte Hr. GerichtSpräsi.

dent Mant leistet den Eid.

AuStheilung neuer Stimmzcuel für die S echS z e h n e r w a hl.

Hierauf werden folgende Vorstellungen dem Regierungsrathe

überwiesen:
1) Vorstellung der Gemeinden Worb, Hochstellen, Biglen

und Wyl wegen Anlegung einer KommunikationS-
st r aßenach Luzern und Korrektion des äußern Worbstaldens.

2) Vorstellung mehrerer Gemeinden des Emmenthales um
Abhülfe gegen den dort eingerissenen Sektirerunfug.

3) Vorstellung von 142 Staatsbürgern aus Tram elan um
Abänderung der Staatsverfassung.

4) Die oben erwähnte Vorstellung von 86 Staatsbürgern von
Renan über den nämlichen Gegenstand.

6) Vorstellung mehrerer Gemeinden des Amtsbezirks Nydau
wegen einer Straßenanlage von Nydau nach Murten.

6) Vorstellungen von drei Müllermeistern aus dem Amtsbezirk

Courtlary, betreffend den lcberbergischen Zolltarif.
7) Vorstellung der Einwohnergemeinde von Pruntrut um

Errichtung eineö höhern Gymnasiums daselbst.

8) Vorstellung der Gemeinden Affoltern und Nydau,
Wünsche enthaltend wegen einer Straßenverbindung
mit Huttwyl und Luzern.

9) Vorstellung des Christian Barthlome zu Walkringen
um Vergütung des an den verstorbenen Hrn. Doktor Tri-
bolet, als damaligen Präsidenten der Cholerakommission,
erlittenen Verlustes.

31 6t
40 49
31 (fällt dutch's

LooS aus).

Wahl eines Präsidenten des BaudepartemenlS.
Von 123 Stimmen erhalten:

im t. Skr. im 2. Skr. im 3. Skr. im 4. Skr.
Hr. Reg.Rath Stockmar 13 23

„ » ,i Koch 34 32

» », » Hcrrenschwand 14 26

„ Forstmeister Kasthofcr 24 21

» Arzt Schneider 10

n Schultheiß von Tavcl 6

„ Reg.Rath Geiser 6

„ » >, Schnell 4

u. s. w.

(Die Herren Stockmar, Koch und Kasthofer hatten
sich gleich nach dem ersten Skrutinium die Wahl verbeten, —
der Erstere, indem er bereits in zwei Departement«: sitze, —
der Zweite, indem er mit der Redaktion deS CivilgesctzbucheS
beschäftigt sei, — der Dritte, indem er bei seinem Fache zu
bleiben wünsche und vom Bauwesen nichts verstehe).

Ernannt ist demnach durch's relative Stimmenmchr Herr
Rcgierungsrath Stockmar, welcher aber die Wahl nochmals
entschieden ablehnt, indem er aus bereits angegebenem Grunde
nicht wählbar sei, überhaupt nicht die nöthige Kenntniß des

Bauwesens besitze.

Durch's Handmehr wird beschlossen, morgen eine neue Wahl
vorzunehmen. ^

Vortrag deS Finanzdepartements, nebst Dekretöent-
wurf, über tranfitorische Verfügungen wegen Einführung des
neuen Gewichtes und Maaßes und über deren Anwendung
auf den Salzverkauf und das Ohmgeld.

Die wesentlichsten Bestimmungen des Dekretsentwurfes .find:
1) daß die Zölle und das Ohmgeld vom 1. Januar 1838 nach
dem neuen schweizerischen Maaße und Gewichte bezogen werden
sollen, daß aber die Tarifansätze unverändert bleiben; 2) daß
bei dem Salzverkaufe das neue Pfund zum gleichen Preise
gegeben werden solle, wie bisher das alte Pfund (Markgewicht).

v. Jenner, Regierungsrath, durchgeht den Entwurf ganz
kurz, indem er zeigt, daß der Verlust, welcher sich durch die
Einführung des neuen Pfundeö auf dem Salzverkaufe ergeben
werde, — circa 25,000 Fr., — durch den Gewinn auf dem Ohm-
geldc ungefähr gedeckt werde.

Durch's Handmehr wird beschlossen, in Zlodo in den
Entwurf einzutreten.

Häberli wünscht einige Erleichterung in Betreff des Ohm-
geldeS, indem die Wirthe bereits klagen, daß fie in Folge des

neuen Maaßes nun mehr Ohmgeld bezahlen müssen.

Blumenstein würde diesen Antrag unterstützen, wenn er
nicht überzeugt wäre, daß die Wirthe, ungeachtet des kleinern



Maaßes, den Wein doch immer um den gleichen Preis aussehen-

ten werden.
Nach noch einigen andern unwesentlichen Bemerkungen wird

der DekrclSenlwurf mit Mehrheit gegen t» Stimmen unvcrän-
dert angenommen.

Vortrag der Polizeisektion, nebst Kreditbegehren von

Fr. 0000, zu Regulirung der RechnungSverhältnisse über die

Ausgaben der Zuchranstaltcn in den Jahren t832 und t836.
Der verlangte Kredit wird durch'S Handmehr bewilligt.

Vertrag des NcgiernngSrathS über eine Beschwerde
des Oberge richte»/ daß von RegicrungSrath und Sechs-
zehner» zur Wahl eines Gerichtspräsidenten von Ober-
Simmenlhal geschritten worden sei/ ohne vorher den Vor-
schlag der AmtSwahlvcrsammlung dem Obergerichte vcrfassungS-
gemäß zur allfälligen Vermehrung mitgetheilt zu haben.

v. Tavel/ Schultheiß/ erklärt/ daß die Beschwerde des

ObcrgcrichteS ganz gegründet/ daß aber der gerügte Vorfall
lediglich einem unwillkührltchen Versehen zuzuschreiben sei.

Ioneli bedauert/ daß um dieses Versehens willen nun
die AmtSwablversammlung noch einmal einberufen werden müsse.

Durch'» Handmehr wird die vom Obcrgcrichtc angefochtene
Wahl alS ungültig erklärt.

Vortrag des ErzichungSdeparrementS, betreffend:

t) eine bei dem Großen Rathe eingelangte Beschwerde des

Gemeinderathes von Neuenstadt gegen den Beschluß
des RcgierungSratheS vom 29. Merz dieß JahrcS/ wodurch
die erledigte zweite Pfarrstclle daselbst mit einem
deutschen Pfarrer besetzt worden ist.

2) Vorstellungen deutscher Einwohner von Neuenstadt und
dessen Nachbarschaft / die ihrerseits auf Beibehaltung Mer
Verfügung dringen.
Der Vortrag zeigt/ daß die Anstellung eines deutschen

Pfarrers wegen der vielen zu und um Ncuenstadt wohnenden
Deutschen ein eigentliches Bedürfniß sei/ und daß eS der
dortigen Burgergemeinde unbenommen bleibe/ ihre geglaubten
Rechte zur Rückforderung desjenigen gellend zu machen/ waö
1>e zur Zelt der Errichtung der zweiten französischen Pfarre auf
die Aussteuer derselben verwendet habe.

NcuhauS/ RegicrungSrath j fügt dem Vortrage lediglich
bei/ daß da» Erziehungöbeparlement und der Regierungörach
,n Stellung dieses Antrage» einmüthig gewesen seien.

Kißling kann / wenn die Ncuenstadter den deutschen

Pfarrer nicht begehren/ nicht dazu stimmen.

Bel richard verlangt zu wisse»/ ob die Errichtung der
deutschen Pfarrei die Aufhebung der zweiten französischen nach
lieh ziehe. Ncuenstadt werbe sich nicht einem deutschen Pfarrer/
wohl aber der Aufhebung der von ihm dorirten zweiten französischen

Pfarrstclle widersetzen.

Stettler. Hat die Regierung das Recht/ am Platze der
zweiten französischen Pfarrstclle zu Neuenstadt eine deutsche zu
crrichien? Ich hatte die Sache in Untersuchung und kann
also auS vollkommener Sachkenntnis darüber reden. Ursprüng-
lich war zu Neuenstadt blos eine Pfarrstclle/ die zweite wurde
vor 70 ober 80 Jahren auS Privatbeiträgen errichtet. Also
fanden sich bei der Vereinigung des Jura mit Bern zwei fran-
zösische Pfarrstellcn zu Ncuenstadt vor/ von welchen beiden der
Magistrat von Neuenstadt Kollator war. Damals trat die Re-
gierung von Bern mit dem Magistrate von Neuenstadt in Unter-
Handlungen ei»/ um ihm das daherige Koliaturrecht abzukaufen.
Darauf erfolgte die Abtretung dieser Rechte an die Regierung
in aller möglichen Form und zwar mit allen dazu gehörigen
Fonds und Einkünften/ und ohne alle Bedingung und Ein-
fchräukung/ in wie fern beide französischen Pfarrstellen immerfort

beibehalten werden sollen oder nicht. Da also der Magi-
strat von Ncuenstadt sein Kollarurrecht im vollsten Umfange an
die Negierung abgetreten hatte/ so fragt eS sich nun: harte der
Magistrat von Neuenstadt vor der Abtretung das Recht/ von

sich aus eine französische Pfarrstelle in eine deutsche zu verwandeln/

wenn er eS für zweckmäßig und nöthig hielt? Ganz
gewiß hatte der Magistrat von Neuenstadt als Kollator dieses
Recht/ und also hat es auch jetzt die Regierung von Bern/
indem ihr die Gemeinde Ncuenstadt alle dahcrigen Rechte ohne
irgend eine Einschränkung abgetreten hat. Nun fragt eS sich
ferner: ist die Sache zweckmäßig? Wer Neuenstadt kennt, weiß,
daß die deutsche Bevölkerung daselbst irgend so groß ist als die
französische; soll nun die deutsche Bevölkerung keinen Pfarrer
haben, und die französische zwei? Soll also der Regierung
nicht Dank gezollt werden, daß sie diese Verfügung getroffen
hat? Neuenstadt beklagt sich, daß sie dann dort nicht mehr so
viele Pensionärs bekommen werden. Aber ein französischer
Pfarrer bleibt ja immer; also haben die Pensionärs, welche da
französisch lernen sollen, Gelegenheit genug, den französischen
Gottesdienst zu besuchen. So können Sie also, Tit., überzeugt
sein, daß einerseits die Regierung das Recht hat, einen deut-
scheu Pfarrer an die zweite dortige Pfarrstelle zu setzen, — und
daß andrerseits dieses höchst zweckmäßig ist.

Obrecht stimmt mit voller Ueberzeugung dazu.

NeuhauS, RegicrungSrath, bat nichts beizufügen.
Dem Vortrage wird durchS Handmehr beigepflichtet.

Vortrag des Erziehungsdepartements über Verweh,
rung der Besoldung seines zweiten Sekretärs von Fr. too0
auf Fr. t200.

DurchS Handmehr angenommen.

Vorcrag deö ErziehungSdcpartemcntS betreffend die
Leibgcdlnge der Schullehrer.

Diesem nur auf Vereinfachung früherer Bestimmungen
gehenden Vortrage wird ohne Diskussion durchS Handmehr bei-
getreten.

Resultat der heutigen SechSzehnerwahl.
Im 4. Skrutinium ernannt sind die Herren Balm er,

Blau, Huggler und Ryser.
Die Wahl der noch übrigen Zwei wird in der folgenden

Sitzung stattfinden.

Die am 12. November auf den Kanzleitisch gelegte Zuschrift
deö Herrn Gäguf in Surfte wird dem RegterungSrarhc zur
Kcnnruißnahme u. f. w. übersendet.

Bericht des RegierungSrathcS an den Großen Rath über
die Staatsverwaltung in den Jahren 1834 und 1835.

Auf den Antrag des Herrn Stettler wird dieser, von
Herrn Konzipicnt Jäggt verfaßte und allen Mitgliedern des
Großen Rathes gedruckt mitgetheilte, Bericht zur Untersuchung
und Berichterstattung an eine Spezialkommission überwiesen,

welche sofort ernannt wird auS:
1) Herrn Landammann Tillier, alS Präsidenten;
2) „ Großrath Stettler und
3) „ » NöthliSbcrger.

Wahl zweier Snppleantcn am Obergerichte.
Wahl für die erste Stelle. Von 97 Stimmen erhalten:

Herr Prof. Eduard Schnell im 1. Skrut. 4i im 2. Skrur. 29

„ Oberschaffncr Simon » „ „ 17 „ „ » 12

» Prof. Sicbcnpfeiffcr » » » 14 „ „ » l2
« Michel » » 4 z, » »

u. s. w
Ernannt ist Herr Professor Eduard Schnell «n Bern.
Wahl für die zweite Stelle. Von 90 Stimmen erhalten:

Herr Prof. Siebenpfeiffer im 1. Skruc. 4t im 2. Skruc. 62'
„ Oberschaffncr Sunon » » „ 2l „ „ „ 15

„ AnuSnocar Grimm „ „ „ 6 » „ „ 0

» Rufener » „ »
- 2 >, » » 4

u. f. w.
Ernannt ist demnach HerrProf. Siebenpfeiffer in Bern.

Schluß der Sitzung um t Uhr.



Sechzehnte Sitzung.

Mittwoch den 6. Christmonal 1837.

Morgens um 9 Uhr>)

Präsident: Herr Landammann Tillier.
Nach dem Namensaufrufe und nach Genehmigung dcS

Protokolls wird verlesen:
eine Zuschrift des Herrn Durheim, wodurch derselbe die

neuerdings auf ihn gefallene Wahl zum Oberzollvcrwaltcr vcr-
dankt.

Hierauf wird dem RegicrungSralhe, da die Bittschriften-
kommission sich nicht mehr versammeln werde, sogleich über-
wiesen: die Be schwer beschrift eines bcrnerschcn Landsaßen,
Nameuö Flückigcr, gegen die Landsaßenkommtssion.

Buch walder, Oberstlieutenant, ergreift das Wort, um
über Grcnzbcrcinigungen zwischen Bern und WalUS einerseits,
und zwischen Bern und Frankreich andrerseits Anträge zu stellen.
Da aber solche Anträge nur schriftlich gemacht werden dürfen,
so wird der Antragsteller ersucht, sich einfach an den Regie-
ningârath zn wenden.

Tagesordnung.
AuStheiluug von Scimmzeddcln für die Wahl der zwei

noch unbesetzten ScchSzehncrstcllcn.

Wahl eines Präsidenten des Baude parlementes.
Von 97 Stimmen erkalten:

Herr RegicrungSrath Koch im i. Skr. 49 im 2. Skr. 54

„ n „ Hcrrenschwaud « 22 „ 23

„ Schultheiß von Tavel „12 „ 9

„ Forstmeister Kasthofer 3 „ 5

» Arzc Schneider „ 4

Ernannt ist Herr NegierungSrarh Koch.

Resultat der heutigen SechSzchnerwahl.
AIS fünfzehntes und sechSzehnrcS Mitglied des Kollegiums

der Scchvzchi.cr sind in, fünften Skrutiruum ernannt die Herren
Gross can und Käncl.

Wahl zweier außerordentlchcr Er fatzmänner am Ober-
g c richt e.

Wahl für die erste Stelle.

Von 81 Summen erhalten:
Herr Prokurator HaaS im 1. Skr. 32 im 2. Skr. 51

» Rufener » 14 „ 13

„ Obcrschaffner Simon » 19 » ici'
„ Ruprecht » 10 „ 9

„ Grtmni „ 9

Ernannt ist Herr Prokurator HaaS in Viel.
- Wahl für die zweite Stelle.

Von si Stimmen erhalten:
Herr Ruprecht im 1. Skr. 29 im 2. Skr. 51

„ Rufener „ 19 „ 10

„ Oberschaffn. Simon „ 14 13

„ Er im m „ 11 s (5 Nullen)
(5 Nnllcn)

.Ernannt ist demnach Herr Rufener zu Laupen.

Vortrag deS Fi n anzdeparte ments über Herabsetzung
der Besoldung deS Slempcld i rckcorS pon Fr. 16vv auf
Fr. 1200.

DurchS Handmehr angenommen.

Wahl eines Mitgliedes deS Justiz- und Polizei-
departementeS an die Stelle deö zum RegicrungSstatthalter
nach Nydau ernannten Herrn vr. Manuel.

Von 90 Stimmen erhalten:
im t. Skr. im 2. Skr. im 3. Skr. im 4. Skr.

Herr Fürsprech Kurz 34 39 42 49

„ AnitSnotar Gerstcr 32 28 29 33

„ Rufener 13 13 16

» Oberschaffner Simon 4 6

Ernannt ist Herr Fürsprech Kurz, Suppléant dcS Ober-
gerichteS, »n Bern.

DurchS Handmehr wird beschlossen, die Beeidigung der
Suppleanien dcS ObergerichteS und der Sechözehner dem

Rcgierungsrathe zu übertragen.

Die Genehmigung des Protokolls der heutigen
Sitzung wird dem Herrn Landammann Tillier und dem Herrn
Schultheißen von Tavel übertragen.

Wahl eines Mitgliedes deö BaudepartementeS.
Von 97 Stimmen erhalten:

im t. Skr. im 2. Skr. im 3. Skr. im 4. Skr.
Herr Plüß 42 43 46 57

» Alt-Landam. Simon 47 44 43 35

n Bucher v. Ortschwaben 231„ Oberstl. Steinhaucr 1 0
u. s. w.

Ernannt ist also Herr Großrath Plüß zu Murgenthal.

Wahl eines Mitgliedes deS Diplomatischen Depar-
tcmenteS an die Stelle deS, — in Folge der Wahl deS Hrn.
RegicrungSrachS Neuhaus zu einem Vize-Präsidenten des Re-
gierungSrathcg und des Diplomatischen DepartementeS auötre-
rendcn Herrn Schultheißen von Tavel.

Von 95 Stimmen erhalten:
Herr RegicrungSrath Karl Schnell

„ Arzt Schneider
Forstmeister Kasthofer

u. s. w.
Ernannt ist Herr RegicrungSrath Karl Schnell.
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Zum Schlüsse wird eine so ebeu eingegangene Zuschrift
einer am 5. dieses MonatS zu Brürtelcn, Amtsbezirks Erlach,
starrgehabten Volksversammlung, die unentgeldliche Auf-
Hebung des Zehnten u. s. w. verlangend, dem NegicrungSralhe

zur Untersuchung u. s. w. überwiesen.

Herr Landammann. Tit.! Hiermit sind alle Geschäfte,
deren Erledigung dringend war, erledigt.

Ich soll Ihnen nun vor Allem anS verdanken den Fleiß
und die Geduld, womit Sie bis ans Ende dieser Session anS-

geharrt haben. Diese Session mußte natürlich ermüdender werden,

alS andere, wegen der großen Zahl der verfassungSmäßlgcn
Wahlen, welche vorzunehmen waren, nnd, wo eö Ihrem Prä-
sidinm unmöglich wurde, immer mit ansprechende» Geschäften
abzuwechseln.

Ich verdanke Ihnen, Tit., die Nachsicht, Achtung und
Güte, die Sie Ihrem Präsidium während deS ganzen JahreS
erzeigt haben.

Die Zeit der Fortsetzung der Winrcrsitznng wird Ihnen
seiner Zeit der neuerwählte Herr Landammann Schnell anzeigen.

Hicniit erkläre ich diesen Theil der Wintersitzung
dcS JahreS 1837 für geschlossen.

Schluß der Sitzung um 1 Uhr.
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